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Unterlage 1 Nr. 6  
 
Gemeinde Affalterbach 
Bebauungsplan "Ortsentlastungsstraße Affalterbach" 
 
Behandlung der Stellungnahmen aus der Entwurfsbeteiligung gem. §§ 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2 BauGB 
 (Bearbeitungsstand: 12.11.2018) 
Auslegungszeitraum: 07.10.2016 bis 07.11.2016  

 
Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange: 
 

Stellungnahme 
von 

Inhalt der Stellungnahmen Stellungnahme des Planers / der Verwaltung 
Beschluss-
empfehlung  

Regierungspräsi-
dium Stuttgart 
Abteilung Wirt-
schaft und Infra-
struktur 
(14.11.2016) 

Das Regierungspräsidium Stuttgart nimmt als höhere Raumordnungs-
behörde sowie aus Sicht der Abteilung 3 — Landwirtschaft - , der Ab-
teilung 4 - Straßenwesen und Verkehr -, der Abteilung 5 — Umwelt — 
sowie der Denkmalpflege — Abteilung 8 - zu der oben genannten 
Planung folgendermaßen Stellung: 
 

 
 
 
 
 
 
 

 

 Raumordnung 
Aus raumordnerischer Sicht bestehen keine Bedenken gegen den 
Bebauungsplan. 
 

 
Kenntnisnahme 
 

 
 

 Landwirtschaft 
Gegenstand der Planung ist die Ortsumfahrung Affalterbach, wodurch 
eine Entlastung der Ortslage von einem prognostizierten höheren 
Verkehrsaufkommen bewirkt werden soll. 
Aktuell hat man sich in einer Art Linienfindungsverfahren auf eine 
Nordost-Trasse fokusiert; diese Variante basiert auf der Trassenemp-
fehlung der Umweltprüfung. Sie ist 2,9 km lang und wird zweistreifig 
ausgebaut. 
 

 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 

 
 
 

 Naturräumlich befindet sich Affalterbach im Strohgäu im Nordosten 
des LK LB an der Grenze zum RMK und dem Beckental. Aufgrund 
der fruchtbaren Lößböden und der meist ebenfalls guten agrarstruktu-
rellen Situation sind die Flächen deshalb in der Flurbilanz weitgehend 
als Vorrangfluren in der Stufe 1 eingestuft, die der landwirtschaftlichen 
Nutzung vorzubehalten sind. Im Regionalplan ist das Gebiet als 
schutzbedürftiger Bereich für die Landwirtschaft dargestellt, im FNP 
ist ein Freihaltekorridor für die Straße eingetragen. 

Affalterbach liegt nicht im Strohgäu. 
 
 
 
 
Der Hinweis hat keine Änderungen des bisher 
ausgelegten Entwurfs zufolge. 

Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
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Zu Regierungsprä-
sidium Stuttgart 
Abteilung Wirt-
schaft und Infra-
struktur 
(14.11.2016) 

In Anbetracht der verkehrlichen Notwendigkeit werden die Bedenken 
aus agrarstruktureller Sicht zum Vorhaben selbst zurückgestellt. Laut 
den Erläuterungen zum Bebauungsplan führt die gewählte ortsnahe 
Variante aufgrund der kürzesten Trassenlänge zu geringeren Beein-
trächtigungen für die Landwirtschaft als die anderen Trassenvarian-
ten. Bedenken bestehen allerdings zum Flächenverbrauch durch den 
Ausbaustandard der Straße. 
Durch das beidseitige Entwässerungssystem (3 m) sowie 
die Böschungen und Einschnitte mit über 5 m beträgt der zusätzliche 
seitliche Flächenbedarf streckenweise fast 10 m. 
Wir bitten um Prüfung, ob dies bei einer mit BPl umzusetzenden Orts-
entlastungsstraße hier auf einem landwirtschaftlichen Gunststandort 
tatsächlich erforderlich ist. 
 
 

Kenntnisnahme  
 
 
 
 
 
Laut den Fachplanern (Verkehrsplanung und -
analyse: BS-Ingenieure und Umweltplanung: 
Eberhard + Partner GbR), wurden die Entwäs-
serungseinrichtungen nach dem maßgebenden 
Regelwerk geplant. Die beiden Entwässe-
rungsmulden mit darunter liegenden Drainagen 
entlang der geplanten Ortsentlastungsstraße (3 
m breit am „tiefen“ Rand und 2 m breit am „ho-
hen“ Rand) dienen zur Zwischenspeicherung, 
Reinigung und Abführung des Oberflächenwas-
sers. Eine Breitenreduzierung oder ein Verzicht 
der Mulden ist aus entwässerungstechnischen 
Gründen nicht möglich. 
Das Entwässerungssystem ist mit der Wasser-
wirtschaftsbehörde abgestimmt worden. 
Die Böschungsgestaltung erfolgt gemäß RAL 
(Richtlinie für die Anlage von Landstraßen). 
Dabei beträgt die maximale Böschungsneigung 
n = 1:1,5. Bei Böschungen in Dämmen und 
Einschnitten unter 2 m Höhe beträgt die Regel-
böschungsbreite aus Gründen der Einbettung 
der Straße in das Landschaftsbild immer 3 m 
zuzüglich Ausrundung. Da die Trasse im vorlie-
genden Fall durch einen sehr offenen Land-
schaftsraum verläuft, ist die Einbindung der 
Straße in die Landschaft besonders notwendig. 
Auf den Böschungen werden zwar Pflanzungen 
angelegt, doch sind diese entspechend dem 
weiten Charakter des Landschaftsraumes sehr 
sparsam. Umso wichtiger ist die angepasste 
Einfügung der Straße, um künstliche Relieffor-
men und damit Beeinträchtigungen des Land-
schaftsbildes zu vermeiden. Dies gebietet auch 

 
 
 
 
 
 
Das Entwässe-
rungssystem 
wurde geprüft. 
Eine Breitenre-
duzierung oder 
ein Verzicht der 
Mulden ist aus 
entwässerungs-
technischen 
Gründen nicht 
möglich. 

Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
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das BNatSchG, wonach u. a. die Vielfalt, Ei-
genart und Schönheit von Natur und Landschaft 
zu sichern sind. 
 

Zu Regierungsprä-
sidium Stuttgart 
Abteilung Wirt-
schaft und Infra-
struktur 
(14.11.2016) 

Durch die Trassenführung kommt es darüber hinaus zur Zerschnei-
dung des Wegenetzes und der Flurstücke, durch Teilungen und An-
schnitte entstehen Restgrundstücke mit erschwerter Bewirtschaftung. 
Üblicherweise werden diese strukturellen Verschlechterungen in der 
Feldflur durch Flurneuordnungsverfahren ausgeglichen. Falls dies 
nicht vorgesehen ist, sollten möglichst rechteckige Bewirtschaftungs-
einheiten angestrebt werden und die verbleibenden „Zwickel" für den 
Eingriffs-Ausgleich genutzt werden. 
 

Eine weitere Optimierung des Feldwegenet-
zes kann dem geplanten Flurneuordnungs-
verfahren überlassen werden. 
Ein Flurneuordnungsverfahren ist vorgesehen. 

Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
 
 

 Auch sollte ein Wegekonzept in Bearbeitung und Abstimmung mit der 
Landwirtschaft erstellt werden; dabei sind Querungen anderer Stra-
ßen zu berücksichtigen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Es wurden bereits zwei Termine zur Vorstellung 
des Wegenetzes in Abstimmung mit dem 
Landwirtschaftlichen Ortsverein durchgeführt. 
(21.11.2013 und 06.03.2014). Von den anwe-
senden Landwirten und dem Vertreter des 
Bauernverbandes wurden keine Stellungnah-
men abgegeben. 
Die geplante Ortsentlastungsstraße quert bzw. 
durchschneidet vorhandene Feld- und Wirt-
schaftswege. Der Entwurf des Bebauungsplans 
sieht die Ergänzung bzw. den Ersatz verloren 
gegangener Wegeverbindungen vor.  
Wesentlicher Planungsgrundsatz bei der Wege-
konzeption bestand darin, die vorhandenen 
Hofstätten im Außenbereich bestmöglich an 
das landwirtschaftliche Wegenetz sowie an die 
öffentlichen Verkehrsanlagen anzubinden und 
eine bestmögliche Bewirtschaftung der beste-
henden landwirtschaftlichen Flächen sicherzu-
stellen.  
Bei der Planung wurde ebenfalls berücksichtigt, 
die der Erholungsfunktion dienenden Wegebe-
ziehungen zu erhalten. Der Bebauungsplan 
sichert die erforderlichen Flächen. 
Eine weitere Optimierung des Feldwegenet-
zes kann dem geplanten Flurneuordnungs-
verfahren überlassen werden. 

Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
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Ein modernes Wegenetz erfordert einen Ausbau der Wirtschaftswege 
auf 3,5m und einen Seitenstreifen von jeweils 1m. Dies ist insbeson-
dere auch im Hinblick auf die gleichzeitige Erholungsnutzung hier im 
Verdichtungsraum erforderlich (Radfahrer, Fußgänger). 
 

Laut DWA-Regelwerk (Arbeitsblatt DWA-A 904-
1) Richtlinien für die Anlage und Dimensionie-
rung Ländlicher Wege, „sollte die Breite von 
Wirtschaftswegen in der Regel 3,00m bei einer 
Kronenbreite von mind. 4,00 m betragen“. Die-
se vorgegebenen Ausbaubreiten von 3,00 m 
mit einer Kronenbreite von 4,00 m wurden in 
der Planung bereits berücksichtigt (s. Anlage 
2.1 und 2.2: Lagepläne West und Ost, Quer-
schnitt Wirtschaftsweg).  
 
Bei Wegen, die nicht von der Planung tangiert 
werden, werden die bestehenden Wegbreiten 
belassen, um den Landverbrauch nicht unnötig 
zu erhöhen.  
 

Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 

 Es wird angeregt, die erforderlichen Grundstückszufahrten auf die 
Bewirtschaftung der angrenzenden Flächen abzustimmen und damit 
auf das unumgängliche Maß zu beschränken, auch ist der Anschluss 
der Hofstellen an das Wegenetz sicherzustellen. 
 

Die Kompetenz der Flurbereinigungsbehörde 
bleibt unberührt. Eine weitere Optimierung des 
Feldwegenetzes und der Grundstückszufahrten 
kann voraussichtlich im geplanten Flurneuord-
nungsverfahren erfolgen. 
Der Anschluss der Hofstellen ist gewährleistet 
(s.o.). 
 

Die erforderli-
chen Grund-
stückszufahrten 
auf die Bewirt-
schaftung der 
angrenzenden 
Flächen abzu-
stimmen ist 
Gegenstand der 
Ausführungs-
planung bzw. 
des Flurneu-
ordnungverfah-
rens. 
 

Zu Regierungsprä-
sidium Stuttgart 
Abteilung Wirt-
schaft und Infra-
struktur 
(14.11.2016) 

Zur ordnungsgemäßen Darstellung der landwirtschaftlichen Belange 
bitten wir darum, die Flurbilanz in die Planungsunterlagen aufzuneh-
men (Text mit Erläuterungen und Kartenausschnitt). Dies kann in ei-
nem eigenen Kap. Landwirtschaft erfolgen.  
 
 
 
 
 

Laut den Fachplanern (Umweltplanung: Eber-
hard + Partner GbR) ist die Wirtschaftsfunktio-
nenkarte (digitaler Datensatz der Flurbilanzkar-
te) ausgewertet und das Auswertungsergebnis, 
dass nämlich die Flurbereiche rings um Affal-
terbach der Vorrangstufe I angehören, im Um-
weltbericht S. 2 und S. 79, in der UVS S. 54 im 
Kapitel Landwirtschaft und im GOP S 21f mitge-
teilt worden. Karte 4 der Umweltprüfung (UVS) / 

Der Stellung-
nahme wird 
nicht gefolgt. 
Eine Darstellung 
der landwirt-
schaftlichen Be-
lange war in den 
Unterlagen ent-
halten. 
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Dort sollte auch diskutiert werden, ob ein Flurneuordnungsverfahren 
sinnvoll wäre. Darüber hinaus sind hier auch weitere einzelbetriebli-
che Belange darzustellen. Nach Aussagen der ULB sind durch die 
Flächeninanspruchnahme mehrere Haupterwerbsbetriebe erheblich 
betroffen (z.T. Sonderkulturen, sanktionsbewehrte Förderverpflichtun-
gen etc). Im Hinblick auf mögliche Existenzgefährdungen sind ent-
sprechende Sachverständigengutachten erforderlich. Insbesondere 
bei Ortsrandbetrieben ist auch zu untersuchen, ob die Entwicklungs-
perspektiven der Hofstellen eingeschränkt würden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Im gesamten Text sollte der Tenor hinsichtlich der Begriffe „wertvoll" 
etc. etwas verdeutlicht werden, da es außer dem Naturschutz auch 
noch andere öffentliche Belange mit „wertvollen Flächen" gibt. 
 

Anhang A / Raumanalysekarten zeigt die Flä-
chenbewertung der Flurbilanz Stufe II / Wirt-
schaftsfunktionen-Karte.. 
 
Die Durchführung eines Flurneuordnungsver-
fahrens wurde von der Unteren Flurneuord-
nungsbehörde beim Landratsamt Ludwigsburg 
in der Besprechung am 15. April 2015 ange-
regt. Ein Flurneuordnungsverfahren ist vor-
gesehen. 
 
Der Anregung, mögliche Existenzgefähr-
dungen und die Entwicklungsmöglichkeiten 
zu untersuchen, wurde gefolgt. 
Die Bundesanstalt für Immobilien -Sparte 
Portfoliomanagement- Landwirtschaftlicher 
Gutachterdienst in Baden-Württemberg hat 
die Existenzgefahr für alle, vom Bauvorhaben 
betroffenen landwirtschaftlichen Betriebe unter-
sucht. In den Gutachten wurde überprüft, ob die 
Betriebe infolge der geplanten Maßnahme 
„Ortsentlastungsstraße Affalterbach“ in ihrer 
Existenz bedroht werden. Alle Gutachten ka-
men zum Ergebnis, dass kein Betrieb durch die 
geplante Maßnahme in seiner Existenz gefähr-
det wird. Auch die Untersuchung der Entwick-
lungsmöglichkeiten insbesondere der Ortsrand-
betriebe war Gegenstand der Gutachten. Hier-
bei konnte festgestellt werden, dass für einen 
möglichen Erweiterungsbedarf jeweils im An-
schluss an die vorhandenen Hofflächen ausrei-
chend Erweiterungsflächen zur Verfügung ste-
hen (s. Gutachten zu den betroffenen landwirt-
schaftlichen Betrieben). 
 
 
Im Umweltbericht, in der UVS und im GOP wird 
dem Schutzgut 'Boden' und der Bedeutung der 
Böden für die Nahrungsmittelproduktion (Bo-
denfunktion natürliche Ertragsfähigkeit) breiter 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Belange der 
betroffenen 
landwirtschaft-
lichen Betriebe 
erfordern keine 
Änderung des 
Bebauungs-
plans. Falls 
durch die OES 
Wirtschaftser-
schwernisse 
und Mehrwege 
entstehen, kann 
dies im vorge-
sehenen Flur-
neuordnungs-
verfahren be-
rücksichtigt 
werden.  
 
 
 
 
 
 
Dies wurde be-
reits beachtet. 
Der Stellung-
nahme wird 
daher nicht ge-
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Raum in Texten und Karten gewidmet. In der 
Konfliktbewertung wird die hohe Bedeutung der 
Böden im Umweltbericht (S. 79), in der UVS (S. 
202) und im GOP (S. 99f) herausgestellt und 
als Konfliktschwerpunkt benannt. Gleichzeitig 
wird herausgestellt, dass es nur begrenzte 
Möglichkeiten zur Konfliktminderung und zu 
Kompensationsmaßnahmen beim Schutzgut 
'Boden' gibt (z. B. GOP S. 162 ff). Deswegen 
wurden Ersatzmaßnahmen entwickelt, und 
zwar: 
- Umbau von Sohlschwellen zu Sohlgleiten 

im Buchenbach gemäß Maßnahme M13, 
- Einrichtung eines Waldrefugiums im Wolf-

sölder Wald gemäß Maßnahme M14. 
 

folgt.  
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
 

Zu Regierungsprä-
sidium Stuttgart 
Abteilung Wirt-
schaft und Infra-
struktur 
(14.11.2016) 

Darüber hinaus gehen wir davon aus, dass die Minderungsmaßnah-
men, wie gemeinhin üblich, ordnungsgemäß durchgeführt und über-
wacht werden. Generell sind / ist beim Ausbau einvernehmliche Lö-
sungen mit der Landwirtschaft anzustreben und Bodenlockerung, 
Schutz des Oberbodens ordnungsgemäß durchzuführen, abgeschnit-
tene Dränsysteme wieder funktionsgerecht anzuschließen und abzu-
leiten, für einen geregelten Ablauf von Oberflächenwasser Sorge zu 
tragen, so dass keine Vernässungen bei den umliegenden landwirt-
schaftlichen Nutzflächen eintreten, vorübergehend beanspruchte Flä-
chen so zu rekultivieren und bei Bodenverdichtungen Tiefenlockerun-
gen vorzunehmen, dass anschließend eine ordnungsgemäße land-
wirtschaftliche Nutzung entsprechend dem Zustand vor der Baumaß-
nahme möglich ist. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Die bodenkundliche Baubegleitung wird zugesi-
chert (GOP S. 191) und durch einen städtebau-
lichen Vertrag abgesichert. 
Laut GOP sind folgende Maßnahmen vorgese-
hen: 
- Zu Beginn der Baumaßnahme wird der humo-
se Oberboden abgeschoben und bis zur Wie-
derverwertung in begrünten Mieten (maximale 
Höhe 2,5 m) gelagert; Vorgehen nach Maßgabe 
einschlägiger fachlicher Regelwerke und Vor-
gaben (DIN18915, ZTVE-StB, ZTVLa-STB). 
- Erdaushub unterschiedlicher Eignung wird 
separat in Lagen ausgebaut, ggf. getrennt 
gelagert und spezifisch verwertet. 
- Für den Umgang mit Böden, die zu Rekultivie-
rungszwecken vorgesehen sind, gelten die 
Vorgaben der DIN 19731. 
- Der Baubetrieb wird so organisiert, dass be-
triebsbedingte unvermeidliche Bodenbelastun-
gen (z. B. Verdichtungen) auf das engere Bau-
feld beschränkt bleiben. 
- Baustoffe, Bauabfälle und Betriebsstoffe wer-
den so gelagert, dass Stoffeinträge bzw. Vermi-
schungen mit Bodenmaterial vermieden wer-

Absicherung 
der bodenkund-
lichen Baube-
gleitung über 
einen städte-
baulichen Ver-
trag. 
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Im Hinblick auf den Verbrauch guter landwirtschaftlicher Flächen für 
die Trasse selbst möchten wir uns darüber hinaus nachdrücklich ge-
gen Planungen von naturschutzrechtlichen Ausgleichs- und Ersatz-
maßnahmen, die zusätzlich landwirtschaftliche Flächen beanspruchen 
aussprechen. 
 

den. 
- Nach Fertigstellung der Baumaßnahme wer-
den nicht mehr benötigte Baustellenflächen so 
rekultiviert, dass ggf. entstandene Verdichtun-
gen und Vermischungen mit bodenfremden 
Stoffen vollständig beseitigt werden. 
- Die Bodenschutzmaßnahmen werden durch 
eine fachkundige Bauüberwachung überwacht. 
 
Das Gebot der Berücksichtigung agrarstukturel-
ler Belange nach § 15 Abs. 3 BNatSchG wurde 
beachtet (GOP S. 117f). 
Eine Entsiegelung ist nur am Bauanfang durch 
den Rückbau der Marbacher Straße in einem 
Umfang von ca. 0,13 ha möglich. Diese Fläche 
wird wieder in landwirtschaftliche Nutzung ge-
nommen. Ein wesentlicher Teil der Kompensa-
tion erfolgt nicht in der Feldflur bei Affalterbach, 
sondern im Buchenbachtal (Maßnahmen Nr. 13 
und 14). In der Feldflur bei Affalterbach be-
schränkt sich das Kompensationskonzept auf 
die Maßnahmen im Beckental sowie auf die 
artenschutzrechtlich erforderlichen Maßnahmen 
für die Feldlerche. 
Im Beckental werden insgesamt 4,75 ha Aus-
gleichsflächen hergestellt. Davon handelt es 
sich aber auf 2,21 ha Fläche um Boden, der im 
Rahmen der zwingend notwendigen Gelände-
modellierung im Bereich der Trasse der OES 
neu aufgebracht werden muss. Dabei sind zwar 
Böden mit mittleren und hohen Wertstufen be-
troffen. Doch wird die Wertigkeit dadurch ein-
geschränkt, dass sich Teilflächen in hängigem 
Gelände befinden und erosionsgefährdet sind. 
Außerdem wurden die heute ackerbaulich ge-
nutzten Flächen in der Reichsbodenschätzung 
noch als Grünland geschätzt, d. h., es ist erst in 
jüngerer Zeit eine Nutzungsintensivierung er-
folgt. 
Die übrigen Ausgleichsflächen teilen sich auf 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die agrarstuktu-
rellen Belange 
nach § 15 Abs. 3 
BNatSchG wur-
den bereits be-
achtet. Der Stel-
lungnahme wird 
daher nicht ge-
folgt. 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
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die artenschutzrechtlich erforderlichen CEF-
Maßnahmen (Maßnahme Nr. 11 und 12, rd. 
2,22 ha) und die Trassenbegrünungsmaßnah-
men (rd. 1,81 ha) auf. 

 
 Keinesfalls akzeptabel ist der hier vorgesehene Eingriffs-Ausgleich im 

Verhältnis 1:3. Wir bitten vielmehr darum, wertvolles Ackerland mit 
guten Böden und guter Erschließung (Vorrangflur Stufe I !) der land-
wirtschaftlichen Nutzung vorzubehalten. Weitere Flächenverluste für 
die Landwirtschaft auf den hier durch Eingriffsausgleichsmaßnahmen 
auf den hier im Strohgäu weltweit besten Standorten gilt es zu verhin-
dern (siehe auch §15 (3) BNatSchG). 
 

Laut den Fachplanern (Umweltplanung: Eber-
hard + Partner GbR) beträgt die Neuinan-
spruchnahme von Böden durch die Verkehrs-
flächen (Straßen, Böschungen, Nebenflächen, 
Wirtschaftswege) 9,21 ha. Hierin sind mitbe-
nutzte Verkehrsflächen nicht enthalten. Die 
Kompensationsflächen (ohne Maßnahme M1, 
Anlage von Magerwiesen auf den Innenflächen 
der Kreisverkehrsplätze) haben einen Umfang 
von 8,78ha. Davon liegen 1,81 ha auf Straßen-
nebenflächen (Maßnahmen M5, größter Teil 
von M6 und größter Teil von M7). 6,97 ha lie-
gen auf landwirtschaftlich genutzten Flächen. 
Mit Nutzungsbeschränkungen werden weitere 
3,90 ha belegt, und zwar eine alte Streuobst-
wiese (M10) sowie das im Forsteinrichtungs-
werk ausgewiesene Waldrefugium (M14). Im 
Sinne der Berücksichtigung agrarstuktureller 
Belange beträgt also das Verhältnis von Ein-
griffsflächen zu Ausgleichsflächen deutlich we-
niger als 1 : 1. Nicht ausgleichbare Beeinträch-
tigungen werden durch die Ersatzmaßnahmen 
im Buchenbachtal kompensiert.  
Affalterbach liegt nicht im Strohgäu. 
 

Der Stellung-
nahme wird 
nicht gefolgt. 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
 

Zu Regierungsprä-
sidium Stuttgart 
Abteilung Wirt-
schaft und Infra-
struktur 
(14.11.2016) 

Nach unserer Auffassung bestehen erhebliche Möglichkeiten, durch 
Aufwertungen bei vorhandenen Biotopen den notwendigen Eingriffs-
ausgleich zu erreichen. Um sowohl den Belangen des Naturschutzes 
als auch der Landwirtschaft Rechnung zu tragen, sollte die UVS bei 
umgebenden Biotopen entsprechende Defizite im Untersuchungs-
raum aufzuzeigen, um dort flächensparende Entwicklungs-/, Erstpfle-
gemaßnahmen etc. i. S. des Naturschutzes und der Landwirtschaft 
durchführen zu können. So bietet z.B. der MAP des FFH-Gebietes 
„Unteres Remstal mit Buchenbachtal" zahlreiche Maßnahmen an. 
Detailabsprachen zur Durchführung des Eingriffsausgleichs sollten 

Laut den Fachplanern (Umweltplanung: Eber-
hard + Partner GbR) besteht der Untersu-
chungsraum weitgehend aus landwirtschaftlich 
genutzten Flächen: Äcker, Wiesen einschl. 
Rotationsgrünland, Tritt- und Zierrasen, Obst-
plantagen, Beerstrauchkulturen, Erdbeerfeldern 
und Feldgärten (vgl. Plan 2.1 Bestandsplan im 
GOP). Diese sind naturschutzfachlich von ge-
ringer Bedeutung. Von mittlerer bis hoher Be-
deutung sind die Streuobstwiesen. Selbst die 

Der Stellung-
nahme wird 
nicht gefolgt. 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
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gemeinsam mit der ULB und den Landwirten erfolgen, die über die 
nötigen örtlichen Standortkenntnisse verfügen. 
 

wenigen Feldhecken werden als von höchstens 
mittlerer Bedeutung eingestuft (vgl. Karte 5.2 im 
GOP sowie Unterlage 5 Nrn. 1.1 und 1.2 Be-
richt zur naturschutzfachlichen Untersuchung). 
Nur durch die Ausdehnung des Untersuchungs-
raumes zu den Wäldern am Rand des Lember-
ges und am Hang zur Murr finden sich durch 
die miterfasssten Waldbeständen auch höher-
wertigere Biotoptypen. 
Geht man davon aus, dass die landwirtschaft-
lich genutzten Flächen überwiegend nicht für 
eine Aufwertung zur Verfügung stehen (sieht 
man von der Anlage von Buntbrachestreifen als 
Brut- und Nahrungsfläche für die Feldlerche 
aus zwingenden artenschutzrechtlichen Grün-
den ab), ergeben sich wenig Ansätze für Auf-
wertungsmaßnahmen höherwertiger Biotope. 
Der Rückgriff auf den MAP des FFH-Gebietes 
„Unteres Remstal mit Buchenbachtal" kann hier 
nicht verfangen. Denn auch wenn der Gesetz-
geber den Ausgleich nicht mehr dem Ersatz 
überordnet, bleibt dennoch zuerst das Erforder-
nis des funktionalen Ausgleichs. D. h., die na-
turhaushaltlichen Funktionen sind innerhalb des 
vom Eingriff betroffenen Raumes zu erhalten. 
Dem dienen insbesondere die Ausgleichsmaß-
nahmen M2, M2a, M3, M3a und M4. Sie schaf-
fen durch die Anlage von Extensivwiesen und 
Obstwiesen als typischen naturnahen Biotopen 
des landwirtschaftlich geprägten Raumes Le-
bensräume für einheimische Tiere und gestal-
ten das Landschaftsbild. Diese werden über-
dies etwa zur Hälfte auf Flächen durchgeführt, 
die für die Modellierung des Geländes im Be-
reich der Querung des Beckentales notwendig 
sind, um die Trasse landschaftsgerecht ins 
Gelände einzubinden. 
Diese Maßnahmen reichen nicht aus, um den 
Eingriff in das Schutzgut 'Boden' auszuglei-
chen. Deswegen werden Ersatzmaßnahmen im 
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Buchenbachtal durchgeführt, die keine land-
wirtschaftlich genutzten Flächen beanspruchen 
(Maßnahmen M13 - Umbau von Sohlschwellen 
zu Sohlgleiten im Buchenbach - und M14 - 
Ausweisung eines Waldrefugiums). 

 Detailabsprachen zur Durchführung des Eingriffsausgleichs sollten 
gemeinsam mit der ULB und den Landwirten erfolgen, die über die 
nötigen örtlichen Standortkenntnisse verfügen. 
 

Die ULB wurde am Verfahren beteiligt. Auf die 
Stellungnahme der ULB wird verwiesen. 

 

Zu Regierungsprä-
sidium Stuttgart 
Abteilung Wirt-
schaft und Infra-
struktur 
(14.11.2016) 

Die Anlage von Streuobstwiesen (z.B. M3 3,3, ha) und Entwicklung 
von Extensiv-Wiesen (hier 0,5 ha) bedarf der landwirtschaftlichen 
Grüngut-Verwertung (s. auch Hinweise zu Maßnahmetypen in der 
Anlage). 
Wir bitten darum, ggf weitere Details im Verfahren einbringen zu kön-
nen. 
 

Die Bewirtschaftung der Ausgleichsflächen 
durch örtlich sesshafte Landwirte wird aus-
drücklich begrüßt. Die obstbauliche und land-
wirtschaftliche Nutzung ist erwünscht. 
Dies kann gerne geschehen. 

Die Anregung 
kann in der 
Ausführungs-
planung be-
rücksichtigt 
werden. Sie 
bertifft nicht 
unmittelbar den 
Bebauungsplan. 
 

 Stand 9/07 Anlage TÖB Kästle, 32 
Zu Maßnahmentypen des naturschutzrechtlichen Eingriffsaus-
gleichs: 
 
Gewässerrandstreifen stellen aus Sicht der Landwirtschaft eine ökolo-
gisch sinnvolle Maßnahme dar, die zugleich nicht neue strukturelle 
Barrieren schafft, da sie sich am natürlichen Lauf der Gewässer und 
damit am Flurstücksrand orientiert. Wichtig ist die richtige Anlage-
/Ansaat und Pflege (verhindern der Problempflanzen Solidago, Amb-
rosia, Cirsium). 
 

 
 
 
 
 
Die Anlage von Gewässerrandstreifen ist nicht 
vorgesehen. 
 

 
 
 
 
 
Der Stellung-
nahme wird 
nicht gefolgt. 

 Die Neuanlage von Hecken wird wegen der agrarstrukturellen Er-
schwernis abgelehnt, gleiches gilt für kopfstößige Baumreihen / Al-
leenpflanzungen. Werden Baumarten ge-pflanzt, die höher als 5 m 
werden, sind zusätzlich die angrenzenden Ackerflurstücke durch 
Schattenwurf und höhere Bodenfeuchtigkeit betroffen, was zu Er-
tragsminderungen durch reduziertes Kulturpflanzenwachstum neben 
den Gehölzstreifen führen kann 
(Entschädigungsanspruch der Bewirtschafter auf den angrenzenden 
Flurstücken ?). Da es zudem nach KAULE rund 100 Jahre dauert, bis 
neue Hecken die ökologische Wertigkeit alter Hecken erreichen, sollte 

Die Neuanlage von Hecken in der Feldflur ist 
nicht vorgesehen. 
 

Der Stellung-
nahme wird 
nicht gefolgt. 
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auf diese Maßnahme verzichtet werden. Eine Alternative zur Anlage 
von Hecken als dauerhaften Gehölzpflanzungen stellt aus Sicht der 
Landwirtschaft die Anlage von Säumen dar (vgl. Empfehlungen 
KREBS). 
 

 Die Erstpflege überalterter Hecken wird begrüßt. Auch das Grundla-
genpapier des MLR zum Eingriffsausgleich weist auf die Bedeutung 
dieses Maßnahmentyps hin. Evtl. ist die Übernahme der Pflegearbei-
ten durch Landwirte nach LPR/Maschinenringsätzen möglich. 
 

Durch die Heckenarmut des Gebietes ist eine 
Erstpflege überalterter Hecken nicht vorgese-
hen. 

Der Stellung-
nahme wird 
nicht gefolgt. 

Zu Regierungsprä-
sidium Stuttgart 
Abteilung Wirt-
schaft und Infra-
struktur 
(14.11.2016) 

Ackerrandstreifen mit Frucht (in Ba.-Wü. i.d.R. als „extensive 
Ackernutzung" bezeichnet) 
können auf magereren Standorten zur Erhaltung seltener Ackerwild-
kräuter und ihrer Fauna beitragen. Dazu ist jedoch eine sehr sorgfälti-
ge, auf den Standort und die bestehende Wildkrautflora abgestimmte 
Flächenauswahl erforderlich. Die Gestaltung und die Pflege sind auf 
die Erfordernisse der Landwirtschaft abzustimmen: so ist von Brache-
jahren dringend abzuraten, da sie zur Vermehrung der Prob-
lemunkräuter führen. I.d.R. sollten die Randstreifen der Arbeitsbreite 
des Mähdreschers entsprechen (3 -6m?) oder ganze Flurstücke (Zwi-
ckel! Unformen!) umfassen. Die gemeinsame Ernte mit dem Gesamt-
feld ist häufig nicht möglich (zu hoher Unkrautbesatz, Lagerung, 
Feuchtigkeit). Je nach Verwertbarkeit des Erntegutes kann es zum 
finanziellen Totalausfall kommen, so dass entsprechende Ausgleichs-
leistungen (z.B. nach LPR) für die Bewirtschafter vorzusehen sind. 
 

Im Gewann 'Siebzehn Morgen' wird eine vorge-
zogene funktionserhaltende Ausgleichsmaß-
nahme gem. § 44 Abs. 5 BNatSchG auf Flä-
chen durchgeführt, die im Rahmen des Flur-
neuordnungsverfahrens bereit gestellt werden. 
Dabei werden Buntbrachestreifen als Brut- und 
Nahrungsflächen speziell für die Feldlerche 
angelegt (Maßnahmen M12). Die endgültige 
Lage der Buntbrachestreifen wird in Ab-
sprache mit der Landwirtschaft in der Aus-
führungsplanung bzw. im Rahmen des Flur-
neuordnungsverfahrens festgelegt. Sie wer-
den entsprechend den Bedürfnissen der 
Feldlerche unter Berücksichtigung der 
landwirtschaftlichen Belange gepflegt (vgl. 
Maßnahmenbeschreibung im GOP S. 147f). 
Die Pflege wird mit der örtlichen Landwirt-
schaft abgesprochen werden. 

Die Anregungen 
zur Pflege und 
endgültigen 
Lage der Bunt-
brachestreifen  
können in der 
Ausführungs-
planung bzw. im 
Rahmen des 
Flurneuord-
nungsverfah-
rens berück-
sichtigt werden. 
Sie betrefffen 
nicht unmittel-
bar den Bebau-
ungsplan. 
 

 Die Extensivierung von Intensivgrünland und die Aufwertung von me-
sophilem Grünland sind aus landwirtschaftlicher Sicht nur kleinräumig 
akzeptabel bzw. insoweit, als durch die Betriebe eine Verwertung des 
anfallenden Grüngutes im bestehenden Betriebsablauf möglich ist. 
Die Vorraussetzungen dazu sind vor Ort und im Vorfeld zu überprü-
fen! Auch hier ist an die Bewirtschafter ein entsprechender Ausgleich 
für den entgangenen Nutzen zu leisten (z.B. nach LPR). Großflächige 
Grünlandbereiche, die nicht von Hecken durchzogen sind sollten der 
intensiven Grünlandnutzung vorbehalten bleiben. 
 

Kenntnisnahme 
 
 
 
siehe oben 
 

 

 Eine häufige Maßnahme ist die Umwandlung von Acker in Grünland, 
mitbegründet auch durch Wiesenverluste in der Vergangenheit. Diese 

 
siehe oben 

 
Der Hinweis hat 
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Maßnahmen sind jedoch nur dann sinnvoll, wenn durch die landwirt-
schaftlichen Betriebe vor Ort eine Verwertung des Grüngutes sicher-
gestellt ist! Die Voraussetzungen dafür, also ob sich extensives Grün-
land überhaupt in den Betriebsablauf einbauen lässt und die Landwir-
te auch Bereitschaft zeigen für diese Bewirtschaftungsformen, ist im 
Vorfeld zu überprüfen! Oft sind daran erhebliche Zweifel angebracht, 
da der Umbruch der ehemaligen Wiesen zu Äckern in der Vergangen-
heit schließlich durch betriebliche, z.B. arbeitswirtschaftliche Gründe 
verursacht war. Die Anlage von „Feuchtwiesen" und „Streuwiesen" 
wird als besonders problematisch beurteilt. 
Gleiches gilt für die Anlage pflegeintensiver Streuobstwiesen (Verwer-
tung des Obstes?). 
Für Rückfragen wenden Sie sich bitte an Frau Kästle, Tel. 0711 904-
13207, cornelia.kaestle@rps.bwl.de 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 

keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Zu Regierungsprä-
sidium Stuttgart 
Abteilung Wirt-
schaft und Infra-
struktur 
(14.11.2016) 

Straßenwesen und Verkehr 
Abteilung 4 wurde beteiligt mit der Bitte, die Stellungnahme separat zu 
versenden. 
Für Rückfragen wenden Sie sich bitte an Frau Neukamm, Tel. 0711 
904-14516, Tilja.Neukamm@rps.bwl.de. 
 

 
Kenntnisnahme 

 
 

 Umwelt 
Naturschutz: 
Flächen des Artenschutzprogramms Baden-Württemberg sind von 
dem Vorhaben nicht betroffen. 
 
Wenn Festsetzungen eines BPL mit den Regelungen einer natur-
schutzrechtlichen Verbotsregelung nicht zu vereinbaren sind, ist der 
BPL mangels Erforderlichkeit dann unwirksam, wenn sich die entge-
genstehenden naturschutzrechtlichen Regelungen als dauerhaftes 
rechtliches Hindernis erweisen. Wirksam ist der BPL hingegen, wenn 
für die geplante bauliche Nutzung die Erteilung einer Ausnahme oder 
Befreiung von diesen Bestimmungen rechtlich möglich ist, weil objek-
tiv ist und einer Überwindung der naturschutzrechtlichen Verbotsrege-
lung auch sonst nichts entgegensteht. 
 

 
 
Kenntnisnahme 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 

 
 
 
 
 
 

Zu Regierungsprä-
sidium Stuttgart 
Abteilung Wirt-
schaft und Infra-

Vorliegend ist eine Betroffenheit des Naturschutzgebietes Buchen-
bachtal durch die geplante Einleitung von Oberflächenwasser gege-
ben. Die Einleitung von Oberflächenwasser in den Buchenbach bedarf 
einer naturschutzrechtlichen Befreiung von der Naturschutzgebiets-

Laut den Fachplanern (Umweltplanung: Eber-
hard + Partner GbR) ist das Naturschutzgebiet 
'Buchenbachtal' durch die geplante Einleitung 
von Oberflächenwasser nicht betroffen. Es ist 

Der Stellung-
nahme wird 
nicht gefolgt. 
Der Hinweis hat 

mailto:Tilja.Neukamm@rps.bwl.de
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struktur 
(14.11.2016) 

verordnung Buchenbachtal. Ob diese in Aussicht gestellt werden 
kann, hängt von dem baulichen Eingriff und den Auswirkungen auf 
den Wasserhaushalt und streng geschützte Arten ab. Bislang fehlen 
hierzu aussagekräftige Unterlagen sowie ein etwaiger Antrag auf Er-
teilung einer solchen Befreiung. 
 
 

keine naturschutzrechtliche Befreiung von der 
Naturschutzgebietsverordnung Buchenbachtal 
erforderlich. Denn die FFH-
Verträglichkeitsvorprüfung (Unterlage 4 Nr. 
3.1), die genau dieses Bedenken prüft, kommt 
zu dem Ergebnis, dass "- bedingt durch das 
gewählte Entwässerungssystem - der Abfluss 
von der für den Straßenbau beanspruchten 
Flächen im Entwässerungsabschnitt 3 in den 
Graben „Im Stauch“ insgesamt gesehen" ab-
nimmt. "„Hydraulischer Stress“, d.h. die Zufüh-
rung erhöhter Wassermengen über den Graben 
„Im Stauch“ in den Buchenbach ist also nicht zu 
prognostizieren. 
 
Bedingt durch die sehr geringe Größe des Ent-
wässerungsabschnittes 3, die Rückhaltung des 
Oberflächenwassers im System und die inten-
sive Bodenpassage kommt es lediglich zu ge-
ringen Abflüssen, Belastungsschübe bzw. - -
spitzen können vermieden werden. Die Ge-
samtabflussmenge aus dem Entwässerungsab-
schnitt ist in Gegenüberstellung zu den Ab-
flussmengen von belastetem Oberflächenwas-
ser aus den Siedlungsbereichen im Oberlauf 
des Buchenbaches mengenmäßig marginal 
bzw. völlig zu vernachlässigen. 
 
Fazit: 
Es ist nicht davon auszugehen, dass es im 
Buchenbach gegenüber der heute gegebenen 
Situation insbesondere auch angesichts der 
gegebenen Vorbelastung aus den oberstromig 
zugeordneten großen, zusammenhängenden 
Siedlungs- und Verkehrsflächen zu einer maß-
geblichen quantitativen und/oder qualitativen 
Verschlechterung der Belastungssituation 
kommt. 
Von erheblichen vorhabenbedingten Beein-
trächtigungen der Anhang II-Art Groppe bzw. 

keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
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der aquatischen Lebensgemeinschaften ist 
nicht auszugehen" (Unterlage 4 Nr. 3.1, S. 14). 
 

 In diesem Zusammenhang wird auch noch näher zu prüfen sein, ob 
Beeinträchtigungen der Erhaltungsziele für das FFH-Gebiet gegeben 
sind. Derzeit wird für das FFH-Gebiet ein Managementplan erstellt, 
der entsprechend zu berücksichtigen ist. 
 

Laut den Fachplanern (Umweltplanung: Eber-
hard + Partner GbR) sind Beeinträchtigungen 
der Erhaltungsziele für das FFH-Gebiet - wie 
oben dargestellt - nicht gegeben. 
 
Der Managementplan für das FFH-Gebiet Nr. 
7121-341 "Unteres Remstal und Backnanger 
Bucht" war zum Zeitpunkt der umweltfachlichen 
Untersuchungen und Planungen nicht in Bear-
beitung. Die Höhere Naturschutzbehörde hat 
den Bearbeitern keine Informationen aus dem 
inzwischen in Bearbeitung befindlichen Ma-
nagementplan mitgeteilt. Der Managementplan-
Entwurf ist auf der entsprechenden Internetsei-
te der LUBW nicht eingestellt (Abfrage von 
http://www4.lubw.baden-
wuerttemberg.de/servlet/is/44492/ am 
06.04.2017). 
 

Der Stellung-
nahme wird 
nicht gefolgt. 
 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
 

Zu Regierungsprä-
sidium Stuttgart 
Abteilung Wirt-
schaft und Infra-
struktur 
(14.11.2016) 

Ebenso wäre für die Ersatzmaßnahme „Umbau von Sohlschwellen zu 
Sohlgleiten" im Naturschutzgebiet Buchenbachtal eine Befreiung von 
den Verbotstatbeständen der NSG-Verordnung erforderlich. Es stellt 
sich jedoch schon die Frage, ob diese Maßnahme geeignet und somit 
erforderlich ist: die Höhe der Schwellen ist relativ gering und ob mit 
deren Beseitigung tatsächlich eine Aufwertung des Lebensraumes 
insbesondere für die Groppe gegeben wäre, ist bislang nicht ab-
schließend geklärt. Auch insoweit bedarf es weiterer aussagekräftiger 
Unterlagen sowie eines Antrages der Kommune. 
 

Der Umbau von Sohlschwellen zu Sohlgleiten 
im Naturschutzgebiet Buchenbachtal wurde von 
der Wasserwirtschaftsverwaltung vorgeschla-
gen (vgl. GOP S. 150). 
 
Laut den Fachplanern (Umweltplanung: Eber-
hard + Partner GbR) wird in der Begleitdoku-
mentation zur Umsetzung der EG Wasserrah-
menrichtlinie (2000/60/EG) zum Bearbeitungs-
gebiet Neckar (BW) Teilbearbeitungsgebiet 42 - 
Neckar unterhalb Fils oberhalb Enz - für den 
Wasserkörper 42-04 Murr bis inklusive Bu-
chenbach im Steckbrief (Teil B) unter Hydro-
morphologie - Einzelmaßnahmen Herstellung 
der ökologischen Durchgängigkeit der Absturz 
bei Affalterbach-Wolfsölden aufgeführt. Der 
Buchenbach ist in der Karte 3 "Programmstre-
cken Durchgängigkeit und Mindestwasser" als 

Der Stellung-
nahme wird 
daher nicht ge-
folgt. 
 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
 

http://www4.lubw.baden-wuerttemberg.de/servlet/is/44492/
http://www4.lubw.baden-wuerttemberg.de/servlet/is/44492/
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Programmstrecke mit Defizit Durchgängigkeit 
und mit Defizit Mindestwasser gekennzeichnet. 
 
Der Umbau von Sohlschwellen zu Sohlgleiten 
führt zu keinen Beeinträchtigungen, wie die 
FFH-Verträglichkeitsvorprüfung (Unterlage 4 
Nr. 3.1) nachweist: "Es ist nicht davon auszu-
gehen, dass die Maßnahme zum Umbau der 
Sohlschwellen, die mit den Entwicklungszielen 
laut Wasserrahmen-Richtlinie und den Entwick-
lungszielen für aquatische Lebensräume und 
den Zielarten (wie im konkreten Fall die Groppe 
als Anhang II-Art) konform geht, zu erheblichen 
Beeinträchtigungen maßgeblicher Bestandteile 
des Gebietes DE 7121-341 „Unteres Remstal 
und Backnanger Bucht“ führt. Es wird im Ge-
genteil sehr kurzfristig eine Verbesserung der 
Gegebenheiten eintreten" (S. 15). 
 
Die Baumaßnahme, die auf schonendste Aus-
führung angelegt ist, wird detailliert in Unterlage 
5 Nr. 2 beschrieben. Auch das Institut für Bota-
nik und Landschaftskunde, welches im entspre-
chenden Bereich die Biotopstruktur erhoben 
hat, führt übereinstimmend unter „Empfehlung 
zur Durchführung der Maßgabe“ aus: 
 
Die geplante Beseitigung der Sohlschwellen im 
Bachbett mit einem kleinen Bagger führt aus 
Sicht des Biotopschutzes zu keinen Beeinträch-
tigungen geschützter Biotoptypen und FFH-
Lebensraumtypen und erfordert daher keine 
besonderen Vorkehrungen (vgl. FFH-
Verträglichkeitsvorprüfung Unterlage 4 Nr. 3.1, 
Ingenieurbüro Frank, Backnang (Juni 2015 // 
Unterlage 5 / Nr. 2): „Rückbau von Sohlschwel-
len im Buchenbach“ sowie Institut für Botanik 
und Landschaftskunde, Karlsruhe (Juni 2015 // 
Unterlage 5 / Nr. 1.4): „Biotoptypen und FFH-
Lebensraumtypen am Buchenbach östlich 
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Wolfsölden“). 
Die Befreiung von den Verbotsvorschriften 
der NSG-Verordnung wurde mit Schreiben 
des Regierungspräsidiums Stuttgart, Abtei-
lung Umwelt, vom 18.07.2018 erteilt. 

Zu Regierungsprä-
sidium Stuttgart 
Abteilung Wirt-
schaft und Infra-
struktur 
(14.11.2016) 

Aussagen zu diesem Themenkomplex wird auch der derzeit erstellte 
Managementplan für das FFH-Gebiet geben. 
Insoweit kann auch diesbezüglich noch nicht abschließend beurteilt 
werden, ob eine Befreiung in Aussicht gestellt werden kann. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird darüber hinaus darauf hingewiesen, dass bzgl. der Ersatz-
maßnahme „Waldrefugium" die genannten Flurstücke in der Zone II 
des Naturschutzgebietes liegen. 
 

Der Managementplan für das FFH-Gebiet Nr. 
7121-341 "Unteres Remstal und Backnanger 
Bucht" war zum Zeitpunkt der umweltfachlichen 
Untersuchungen und Planungen nicht in Bear-
beitung. Die Höhere Naturschutzbehörde hat 
den Bearbeitern keine Informationen aus dem 
inzwischen in Bearbeitung befindlichen Ma-
nagementplan mitgeteilt. Der Managementplan-
Entwurf ist auf der entsprechenden Internetsei-
te der LUBW nicht eingestellt (Abfrage von 
http://www4.lubw.baden-
wuerttemberg.de/servlet/is/44492/ am 
06.04.2017). 
 
Aus der VO vom 10.10.89 ist keine Einteilung in 
Zonen ersichtlich. 

Der Stellung-
nahme wird 
nicht gefolgt. 
 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
 
 

 Die Bebauungsplanfläche liegt innerhalb von Biotopverbundflächen 
mittlerer Standorte (vgl. Fachplan Landesweiter Biotopverbund, 
LUBW, 2014). Sollten diese Flächen überplant werden, so wird unter 
naturschutzrechtlichen Gesichtspunkten auf § 21 BNatSchG und § 22 
NatSchG verwiesen, wonach alle öffentlichen Planungsträger bei ih-
ren Planungen die Belange des Biotopverbundes zu berücksichtigen 
haben. Auch ist der Biotopverbund im Rahmen der Eingriffsregelung 
zu berücksichtigen. 
 

Die Biotopverbundflächen mittlerer Standorte 
sind im GOP dargestellt (S. 72). Die Kernflä-
chen des Biotopverbundsystems werden wei-
testgehend erhalten. Die Kernräume werden 
durch die Umwandlung von Acker und Fettwie-
sen mittlerer Standorte in extensives Grünland 
und Streuobstwiesen aufgewertet (Maßnahmen 
M2 bis M4). Damit werden die Ziele des Fach-
plans Landesweiter Biotopverbund durch diese 
Maßnahmen umgesetzt. 
 

Die Belange des 
Biotopverbunds 
wurden bereits 
beachtet. Der 
Stellungnahme 
wird daher nicht 
gefolgt. 
 

 Die weitere naturschutzfachliche Beurteilung sowie die artenschutz-
rechtliche Prüfung gem. §§ 44 ff BNatSchG obliegen grundsätzlich 
zunächst der unteren Naturschutzbehörde. Nur dann, wenn für streng 
geschützte Tier- und Pflanzenarten eine Ausnahme nach § 45 Abs. 7 
BNatSchG oder eine Befreiung nach § 67 BNatSchG erforderlich ist, 
bedarf es eines Antrags an das Regierungspräsidium (Referat 55). 

Laut dem Fachplaner (Umweltplanung: Eber-
hard + Partner GbR) werden keine Verbotstat-
bestände des § 44 Abs. 1 berührt, da vorgezo-
gene funktionserhaltende Ausgleichsmaßnah-
men gem. § 44 Abs. 5 BNatSchG durchgeführt 
werden. Eine Ausnahme nach § 45 Abs. 7 

 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-

http://www4.lubw.baden-wuerttemberg.de/servlet/is/44492/
http://www4.lubw.baden-wuerttemberg.de/servlet/is/44492/
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Gleiches gilt, wenn es sowohl für streng als auch für nicht streng ge-
schützte Arten einer Ausnahme oder Befreiung bedarf. 
Für Rückfragen stehen Ihnen 
Herr Andreas Schmitz, Ref. 55, 0711/904-15502, M  
andreas.schmitz@rps.bwl.de  
und Frau Bettina Marx, Ref. 56, S 0711/904-15616  
bettina.marx@rps.bwl.de  
zur Verfügung. 
 

BNatSchG oder eine Befreiung nach § 67 
BNatSchG braucht nicht beantragt zu werden 
(vgl. Unterlage 4.4 Umweltprüfung / Fachbei-
trag Fauna und Artenschutzfachbeitrag). Die 
abschließende Beurteilung bleibt der zuständi-
gen Behörde vorbehalten. 

ge. 
 

Zu Regierungsprä-
sidium Stuttgart 
Abteilung Wirt-
schaft und Infra-
struktur 
(14.11.2016) 

Denkmalpflege 
Abteilung 8 meldet Fehlanzeige. 
 

Kenntnisnahme 
 

 

 Hinweis: 
Wir bitten künftig - soweit nicht bereits geschehen - um Beachtung 
des Erlasses zur Koordination in Bauleitplanverfahren vom 
03.11.2015 mit jeweils aktuellem Formblatt  (abrufbar unter 

https://rp.baden-wuerttemberg.de/Themen/Bauen/Bauleitplanung/Seiten/default.aspx). 

 
Zur Aufnahme in das Raumordnungskataster wird gemäß § 26 Abs. 3 
LpIG gebeten, dem Regierungspräsidium nach Inkrafttreten des Pla-
nes eine Mehrfertigung davon -zusätzlich in digitalisierter Form - im 
Originalmaßstab zugehen zu lassen. 
 

 
Dies ist bereits geschehen. 

 
 
 
 
Nach Inkrafttreten des Planes wird das Re-
gierungspräsidium eine Mehrfertigung so-
wie den Plan in digitalisierter Form erhalten. 

 
 

Regierungspräsi-
dium Freiburg,  
Landesamt für 
Geologie, Rohstof-
fe und Bergbau 
(27.10.2016) 

Im Rahmen seiner fachlichen Zuständigkeit für geowissenschaftliche 
und bergbehördliche Belange äußert sich das Landesamt für Geolo-
gie, Rohstoffe und Bergbau auf der Grundlage der ihm vorliegenden 
Unterlagen und seiner regionalen Kenntnisse zum Planungsvorhaben. 
 

  

 1 Rechtliche Vorgaben aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, 
die im Regelfall nicht überwunden werden können 
Keine 
 

 
Kenntnisnahme 

 
 

Zu Regierungsprä-
sidium Freiburg,  
Landesamt für 

2 Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den Plan 
berühren können, mit Angabe des Sachstandes 
Keine 

 
 
Kenntnisnahme 

 
 
 

https://rp.baden-wuerttemberg.de/Themen/Bauen/Bauleitplanung/Seiten/default.aspx
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Geologie, Rohstof-
fe und Bergbau 
(27.10.2016) 

 

 3 Hinweise, Anregungen oder Bedenken 
Geotechnik 
Auf Grundlage der am LGRB vorhandenen Geodaten bilden quartäre 
Lockergesteine (Lösslehm, lössführende Fließerde, holozäne Ab-
schwemmmassen) unbekannter Mächtigkeit den Baugrund. Darunter 
werden Gesteine der Grabfeld-Formation (Gipskeuper), der Erfurt-
Formation (Lettenkeuper) sowie eventuell Gesteine des Oberen Mu-
schelkalks erwartet. 
 

 
 
 
Kenntnisnahme 

 
 
 
 

 Verkarstungserscheinungen (offene oder lehmerfüllte Spalten, Hohl-
räume, Dolinen) sind nicht auszuschließen. Dolinen sind aus der nä-
heren Umgebung bekannt. 
Sollte eine Versickerung der anfallenden Oberflächenwässer geplant 
bzw. wasserwirtschaftlich zulässig sein, wird auf das Arbeitsblatt 
DWA-A 138 (2005) verwiesen und im Einzelfall die Erstellung eines 
entsprechenden hydrologischen Versickerungsgutachtens empfohlen. 
Wegen der Gefahr einer Verschlechterung der Baugrundeigenschaf-
ten sowie ggf. von Sulfatgesteinslösung im Untergrund sollte eine 
Versickerung nur bei ausreichendem Kenntnisstand über die tatsäch-
lichen geologischen Verhältnisse in Erwägung gezogen werden. 
 

Kenntnisnahme 
 
 
Laut dem Gutachter (Ing.-Büro Voigtmann), 
wurden in den Untersuchungen in den entspre-
chenden Bereichen keine Hinweise auf Ver-
karstungserscheinungen festgestellt (Nr. 
31810-E3-Hy vom 11.12.2012). 
Zudem ist keine Versickerung anfallenden 
Wassers geplant, anfallendes Wasser wird 
abgeführt.  
Hinweise auf wasserlösliche Sulfatgesteine 
wurden ebenfalls nicht angetroffen. 
 

 

 Das LGRB geht davon aus, dass im Vorfeld der geplanten Baumaß-
nahmen objektbezogene Baugrunduntersuchungen durchgeführt wer-
den/wurden und dass eine den Baumaßnahmen angemessene inge-
nieurgeologische Betreuung (inkl. der Ingenieurbauwerke) während 
der Bauzeit stattfinden wird. 
 

Es wurden bereits objektbezogene Baugrund-
untersuchungen (Baugrundgutachten Nr. 
31810, Nr. 31810-E, Nr. 31810-E2 und Nr. 
31810 E-25) durchgeführt. 
Die Anregung für eine ingenieurgeologische 
Betreuuung während der Bauzeit kann bei 
der Umsetzung des Bebauungsplans berück-
sichtigt werden. Sie betrifft nicht unmittelbar 
den Bebauungsplan. 
 

Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
 

 Boden 
Zur Planung sind aus bodenkundlicher Sicht keine Hinweise, Anre-
gungen oder Bedenken vorzutragen. 
 

 
Kenntnisnahme 
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Zu Regierungsprä-
sidium Freiburg,  
Landesamt für 
Geologie, Rohstof-
fe und Bergbau 
(27.10.2016) 

Mineralische Rohstoffe 
Zum Planungsvorhaben sind aus rohstoffgeologischer Sicht keine 
Hinweise, Anregungen oder Bedenken vorzubringen. 
 

 
Kenntnisnahme 

 
 

 Grundwasser 
Die Planflächen NG und M11 überschneiden sich mit einem Wasser-
schutzgebiet; weiterhin liegen die Planflächen M13 und M14 innerhalb 
eines Wasserschutzgebietes. Auf die Bestimmungen der Rechtsver-
ordnungen zu den Schutzgebieten wird verwiesen. 
 
Das Plangebiet M12 liegt neben dem Wasserschutzgebiet "Brunnen-
wiesenquelle" der Gemeinde Affalterbach/Wolfsöden. Das LGRB hat 
keine näheren Kenntnisse zu diesem Schutzgebiet. Gegebenenfalls 
ist eine Überprüfung des Schutzgebietes nach den seit Beginn der 
1990-er Jahre geltenden Richtlinien und Kriterien zu überprüfen. 
 

 
Laut dem Fachplaner (Umweltplanung: Eber-
hard + Partner GbR) sind keine Auswirkungen 
der Maßnahmen M11 (Anlage eines Zau-
neidechsenhabitats), M13 (Umbau von Sohl-
schwellen zu Sohlgleiten) und M14 (Auswei-
sung eines Waldrefugiums) auf das Wasser-
schutzgebiet ersichtlich. 
Durch die Anlage von Buntbrachestreifen als 
Brut- und Nahrungsflächen für die Feldlerche 
sind keine Auswirkungen auf das Wasser-
schutzgebiet zu erwarten. 
 

 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
 

 Wenn das Plangebiet M12 das Schutzgebiet tangiert, wären die Best-
immungen der Rechtsverordnung zum Schutzgebiet zu beachten. 
Ansonsten ergeben sich zum Planungsvorhaben M12 aus hydrogeo-
logischer Sicht keine Hinweise, Anregungen oder Bedenken. 
 

Kenntnisnahme Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
 

 Bergbau 
Bergbehördliche Belange sind nicht berührt. 
 

 
Kenntnisnahme 
 
 

 

 Geotopschutz 
Im Bereich der Planfläche sind Belange des geowissenschaftlichen 
Naturschutzes nicht tangiert. 
 

 
Kenntnisnahme 

 
 

 Allgemeine Hinweise 
Die lokalen geologischen Untergrundverhältnisse können dem beste-
henden Geologischen Kartenwerk, eine Übersicht über die am LGRB 
vorhandenen Bohrdaten der Homepage des LGRB (http://www.lqrb-
bw.de) entnommen werden. 

 
Kenntnisnahme 
 
 
 

 
 
 
Die Hinweise 
haben keine 

http://www.lqrb-bw.de/
http://www.lqrb-bw.de/
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Des Weiteren verweisen wir auf unser Geotop-Kataster, welches im 
Internet unter der Adresse http://lqrb-bw.de/geotourismus/geotope 
(Anwendung LGRB-Mapserver Geotop-Kataster) abgerufen werden 
kann. 
 

 
 
Kenntnisnahme 
 
 

Änderungen 
des bisher aus-
gelegten Ent-
wurfs zufolge. 

Anlage: TöB-Stellungnahmen des LGRB  
Merkblatt für Planungsträger 
Stand: 28. Oktober 2015 

Kenntnisnahme  

http://lqrb-bw.de/geotourismus/geotope
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Landesamt für 
Geoinformation 
und Landentwick-
lung 
(04.10.2016) 
 

Vielen Dank für die Beteiligung des Landesamtes für Geoinformation 
und Landentwicklung am Bebauungsplanverfahren „Ortsentlastungs-
straße Affalterbach" gemäß § 4 Abs. 2 BauGB. 
 

 
Kenntnisnahme 

 

 Laufende Flurneuordnungsverfahren sind von der Planung nicht be-
rührt. 
 

Kenntnisnahme  

 Anhand der Planunterlagen gehen wir davon aus, dass die Maßnah-
me ländliche Grundstücke im großen Umfang beansprucht und 
Durchschneidungsschäden im ländlichen Raum verursacht. 
 

Kenntnisnahme  

 Zur Verteilung des Landverlustes auf einen größeren Kreis von Eigen-
tümern und zur Minimierung der Durchschneidungsschäden gibt es 
das Instrument der Unternehmensflurbereinigung, die sich für Ihre 
Infrastrukturmaßnahme anbieten würde. 
 

Eine Unternehmensflurbereinigung ist vor-
gesehen. 

 

 Die untere Flurbereinigungsbehörde des Landratsamtes Ludwigsburg 
hat Sie bereits über eine mögliche Unternehmensflurbereinigung in-
formiert und wurde von Ihnen ebenfalls um Stellungnahme gebeten. 
 

 
Kenntnisnahme 

 

 Das Landesamt für Geoinformation und Landentwicklung befürwortet 
eine Unternehmensflurbereinigung und bittet Sie, die untere Flurbe-
reinigungsbehörde des Landratsamtes Ludwigsburg bei den weiteren 
Planungen zu beteiligen. Darüber hinaus haben wir keine weiteren 
Anregungen und Bedenken. 
 

Wird beachtet Die Hinweise 
haben keine 
Änderungen 
des bisher aus-
gelegten Ent-
wurfs zufolge. 

 Haben Sie Fragen, dann melden Sie sich bitte bei dem Kollegen der 
unteren Flurbereinigungsbehörde (Herr Diemer; Tel: 07141 144 4861). 
 

Kenntnisnahme  

Verband Region 
Stuttgart 
(02.11.2016) 

Vielen Dank für die Benachrichtigung von der öffentlichen Auslegung 
des oben genannten Bebauungsplanentwurfes. 
 
Zur vorliegenden Planung gilt weiterhin unsere Stellungnahme vom 
03.03.2011:  
„Der seit 12.11.2010 rechtsverbindliche Regionalplan legt für die 
Trasse nach Plansatz 4.1.1.7 (Z) ein Vorrangge-biet für den Neubau 
der L 1127 fest und nach Plansatz 4.1.1.5 (V) die Beseitigung der 
entsprechenden Orts-durchfahrt. Der Regionale Grünzug Nr. 9 enthält 

 
 
 
 
Auf die Abwägungstabelle im Rahmen der früh-
zeitigen Beteiligung wird verwiesen. Dem Ge-
meinderat waren die Einwendungen bekannt. 
Er hat dem damaligen Vorschlag der Verwal-
tung zugestimmt und hält an der damaligen 

 
 
 
 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
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für die Neugestaltung der L 1127 einen Trassenkorridor. 
Der Planung stehen somit regionalplanerische Ziele nicht entgegen.“ 
 
Regionalplanerische Ziele stehen der Planung nicht entgegen. 
 
Um weitere Beteiligung am Verfahren wird gebeten.  
Bei Rückfragen können Sie sich gerne an uns wenden. 
 

Stellungnahme fest.  
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
Wird beachtet 

ge. 
 
 
 
 
 
Wird beachtet 

Bundesamt für 
Infrastruktur, Um-
weltschutz und 
Dienstleistungen 
der Bundeswehr 
(18.10.2016) 
 

Zu der o.a. Maßnahme nehme ich wie folgt Stellung: 
 
Ihre Anfrage zu o. g. Baumaßnahme wurden seitens meiner Fach-
dienststelle geprüft. 
Gegen die Maßnahme bestehen keine Bedenken. 

 
 
Kenntnisnahme 
 

 
 
 

Deutsche Post 
DHL 
(21.10.2016) 

Bitte leiten Sie uns keine weiteren Bebauungspläne/Änderungen mehr 
zu, da die Deutsche Post AG kein Träger für öffentliche Belange mehr 
ist und diese hier nicht benötigt werden. 
 
Dies gilt auch für die Tochterunternehmen CSG GmbH und CSG.TS 
GmbH (vormals Deutsche Post Real Estate Germany GmbH) 
 

 
Kenntnisnahme 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 

 
 
 
 

Landratsamt 
Ludwigsburg 
FB Bauen und Im-
missionsschutz 
(21.12.2016) 

Zu oben genanntem Verfahren nehmen wir wie folgt Stellung: 
 

  

 I. Naturschutz 
 
Allgemeines 
Teile der Straße verlaufen durch den Regionalen Grünzug und einem 
Vorbehaltsgebiet für Natur und Landschaft, was bei der weiteren Pla-
nung zu beachten ist.  
 
 
 
 
 
 
 

 
 
Der regionale Grünzug (Plansatz 3.1.1 (Z)) ist 
im GOP ausführlich beschrieben worden 
(S. 7 f). Der regionale Grünzug enthält auch 
eine Trassensicherung und Vorschlag für die 
Beseitigung der Ortsdurchfahrt von Affalterbach 
(L 1127). 
 
Ferner liegen Teile der Trasse in einem Gebiet 
für Naturschutz und Landschaftspflege (Vorbe-
haltsgebiet, Plansatz 3.2.1 (Z)), einem Gebiet 
für Landschaftsentwicklung (Plansatz 3.2.4 (Z)) 

 
 
Die Belange 
wurden bereits 
beachtet.  
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
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 und in einem Gebiet für Landwirtschaft (Plan-
satz 3.2.2 (Z) (nachgewiesen im GOP S. 8 f). 
 
Dem Ziel des regionalen Grünzugs (Vorrang-
gebiet für den Freiraumschutz mit dem Ziel der 
Erhaltung und Verbesserung des Freiraumes 
und der Sicherung des großräumigen Frei-
raumzusammenhangs sowie seiner Aufgabe 
der Sicherung der Freiraumfunktionen Boden, 
Wasser, Klima, Arten- und Biotopschutz, der 
naturbezogenen Erholung sowie insbesondere 
der land- und forstwirtschaftlichen Bodennut-
zung und Produktion), dem Ziel des Gebietes 
für Naturschutz und Landschaftspflege (Erhal-
tung und Verbesserung der Funktions- und 
Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes sowie 
Sicherung und Förderung der biologischen 
Vielfalt) und dem Ziel des Gebiets für Land-
schaftsentwicklung (Vorbehaltsgebiet zur be-
sonderen Nutzung für die Landschaftsentwick-
lung mit besonderer Eignung für Maßnahmen 
zur Förderung und Verbesserung von Land-
schaftsfunktionen) wird durch die Trassenopti-
mierung im Beckental - Anlage von Brücken mit 
weiten Öffnungen - sowie die Geländegestal-
tung durch Modellierung mit Anlage von exten-
sivem Grünland und von Obstwiesen entspro-
chen. 
 
(Zur Berücksichtigung der landwirtschaftlichen 
Belange siehe die Stellungnahme des Planers / 
der Verwaltung zu Abschnitt VI. der Stellung-
nahme des Landratsamtes Ludwigsburg.) 
 

Zu Landratsamt 
Ludwigsburg 
FB Bauen und Im-
missionsschutz 
(21.12.2016) 

Schutzgebiete sind von der Planung direkt nicht betroffen, bis auf ein 
§ 30-Biotop, welches auszugleichen ist.  
 
 
 
 

Biotope nach § 30 BNatSchG sind nicht betrof-
fen. Ein Biotop nach § 33 NatSchG (Hecke) ist 
betroffen und wird durch die Anpflanzung von 
mindestens rd. 1,16 ha Strauch- und Gehölz-
pflanzungen auf den geplanten Straßenbö-
schungen innerhalb der Maßnahmenflächen M6 

Es ist bereits 
vorgesehen, den 
Verlust eines  
nach § 33 
NatSchG Biotops 
(Hecke)  durch 
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Gegebenenfalls ist zu prüfen, ob die geplante Ersatzmaßnahme „Be-
seitigung der Sohlschwellen“ im Buchenbach negative Auswirkungen 
auf die Zielarten und Lebensraumtypen des FFH-Gebietes „Unteres 
Remstal und Backnanger Bucht“ haben kann. Die untere Wasserbe-
hörde wird parallel den Fischereisachverständigen des Regierungs-
präsidiums Stuttgart bitten zu prüfen, in welcher Art und Weise die 
Durchgängigkeit im Bereich der Sohlschwellen wiederhergestellt wer-
den muss. Zur Umsetzung wird gegebenenfalls eine Befreiung des 
Regierungspräsidiums als höhere Naturschutzbehörde von der NSG-
VO notwendig. 
  

und M7 sowie von 0,03 ha Feldhecke (Maß-
nahme M8) ausgeglichen. 
Die Erteilung einer naturschutzrechtlichen 
Ausnahmegenehmigung nach § 30 (3) 
BNatSchG i.V.m. § 33 NatSchG liegt bereits 
vor. 
 
 
Laut dem Fachplaner (Umweltplanung: Eber-
hard + Partner GbR) sind keine negativen Aus-
wirkungen auf die Zielarten und Lebensraumty-
pen des FFH-Gebietes „Unteres Remstal und 
Backnanger Bucht“ durch die geplante Ersatz-
maßnahme „Beseitigung der Sohlschwellen“ im 
Buchenbach zu erwarten. Die Befreiung von 
der NSG-VO liegt inzwischen vor. 
 
Der Umbau von Sohlschwellen zu Sohlgleiten 
im Naturschutzgebiet Buchenbachtal wurde von 
der Wasserwirtschaftsverwaltung vorgeschla-
gen.In der Begleitdokumentation zur Umset-
zung der EG Wasserrahmenrichtlinie 
(2000/60/EG) zum Bearbeitungsgebiet Neckar 
(BW) Teilbearbeitungsgebiet 42 - Neckar unter-
halb Fils oberhalb Enz - wird für den Wasser-
körper 42-04 Murr bis inklusive Buchenbach im 
Steckbrief (Teil B) unter Hydromorphologie - 
Einzelmaßnahmen Herstellung der ökologi-
schen Durchgängigkeit der Absturz bei Affalter-
bach-Wolfsölden aufgeführt. Der Buchenbach 
ist in der Karte 3 "Programmstrecken Durch-
gängigkeit und Mindestwasser" als Programm-
strecke mit Defizit Durchgängigkeit und mit 
Defizit Mindestwasser gekennzeichnet. 
 
Der Umbau von Sohlschwellen zu Sohlgleiten 
führt zu keinen Beeinträchtigungen, wie die 
FFH-Verträglichkeitsvorprüfung (Unterlage 4 
Nr. 3.1) nachweist: "Es ist nicht davon auszu-
gehen, dass die Maßnahme zum Umbau der 

Anpflanzung von 
Feldhecken aus-
zugleichen. 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
 
Die Belange 
wurden bereits 
geprüft. 
Der Stellung-
nahme wird 
nicht gefolgt. 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
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Sohlschwellen, die mit den Entwicklungszielen 
laut Wasserrahmen-Richtlinie und den Entwick-
lungszielen für aquatische Lebensräume und 
den Zielarten (wie im konkreten Fall die Groppe 
als Anhang II-Art) konform geht, zu erheblichen 
Beeinträchtigungen maßgeblicher Bestandteile 
des Gebietes DE 7121-341 „Unteres Remstal 
und Backnanger Bucht“ führt. Es wird im Ge-
genteil sehr kurzfristig eine Verbesserung der 
Gegebenheiten eintreten" (S. 15). 
 
Die Baumaßnahme, die auf schonendste Aus-
führung angelegt ist, wird detailliert in Unterlage 
5 Nr. 2 beschrieben. Der Lebensraumtyp "Au-
wald" wird bei der Bauausführung nicht beein-
trächtigt. Das Institut für Botanik und Land-
schaftskunde, welches im entsprechenden Be-
reich die Biotopstruktur erhoben hat, führt unter 
„Empfehlung zur Durchführung der Maßgabe“ 
aus: 
 
Die geplante Beseitigung der Sohlschwellen im 
Bachbett mit einem kleinen Bagger führt aus 
Sicht des Biotopschutzes zu keinen Beeinträch-
tigungen geschützter Biotoptypen und FFH-
Lebensraumtypen und erfordert daher keine 
besonderen Vorkehrungen (vgl. FFH-
Verträglichkeitsvorprüfung Unterlage 4 Nr. 3.1, 
Ingenieurbüro Frank, Backnang (Juni 2015 // 
Unterlage 5 / Nr. 2): „Rückbau von Sohlschwel-
len im Buchenbach“ sowie Institut für Botanik 
und Landschaftskunde, Karlsruhe (Juni 2015 // 
Unterlage 5 / Nr. 1.4): „Biotoptypen und FFH-
Lebensraumtypen am Buchenbach östlich 
Wolfsölden“). 
 

Zu Landratsamt 
Ludwigsburg 
FB Bauen und Im-
missionsschutz 

Naturschutzfachlich problematisch sind im Wesentlichen der Trennef-
fekt zwischen Ort und den dort vorhandenen Biotoptypen und der 
freien Landschaft, 
 

Diese Probleme sind durch die Gutachten und 
im GOP umfassend analysiert und im GOP 
planerisch bewältigt worden: 
 

Die Trenneffekte,  
Lärmimmissio-
nen, die Zer-
scheneidung des 
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(21.12.2016) die Schaffung einer neuen Immissionsquelle im Außenbereich (mit 
Wirkung auf bereits bebaute Ortsteile), 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
die Zerschneidung des Biotopverbundes mittlerer Standorte und die 
völlige Umgestaltung der Landschaft im Bereich des Beckentals sowie 
 
die Auswirkungen der Straße auf Offenlandbrüter 
 
 
 
 
und Fledermäuse. 
 

- Trenneffekte werden durch die Anlage von 
zwei längeren Brücken im Beckental mini-
miert. 

- Die Lärmimmissionen im Ortskern werden 
deutlich reduziert. Die Lärmimmissionen im 
Ortsrandbereich liegen unter den Immissi-
onsgrenzwerten der 16. BImSchV. Die 
Schadstoffimmissionen bewegen sich im 
Bereich der Vorbelastung. 

- Der Biotopverbund wird durch die Anlage 
von extensivem Grünland und von Obst-
wiesen (Maßnahmen M2 bis M4) auf Acker-
flächen verbessert. 

- Für die betroffene Feldlerche wurde ein 
Konzept vorgezogener funktionserhaltender 
Ausgleichsmaßnahmen gem. § 44 Abs. 5 
BNatSchG entwickelt (Maßnahme M12). 

- Zum Schutz der Fledermäuse auf ihren 
Transferflügen von den ortsnahen Obstwie-
sen zu den nordöstlichen Hangwäldern des 
Murrtals werden durch die Bepflanzung ent-
lang der Trasse im Beckental Leitstrukturen 
geschaffen, die die Tiere zu den geplanten 
Brücken lenken und das Risiko des Über-
querens der Straße minimieren. 

 

Biotopverbunds 
und die Auswir-
kungen auf die 
Offenlandbrüter 
und Fledermäuse 
wurden bereits 
umfassend ana-
lysiert und plane-
risch bewältigt.  
 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Zu Landratsamt 
Ludwigsburg 
FB Bauen und Im-
missionsschutz 
(21.12.2016) 

Artenschutz 
 
Feldlerche:  
Wir gehen derzeit davon aus, dass mehr Reviere durch die Planung 
wegfallen werden und daher die dargestellten CEF-Maßnahmen für 
diese Art zur Vermeidung eines artenschutzrechtlichen Verstoßes 
nicht ausreichen. Wir bitten die dahingehenden Aussagen zu verifizie-
ren. 
 

 
 
Die Feldlerchenpopulation in Affalterbach wur-
de 2008 und 2012 erhoben. Die Bestandsent-
wicklung wurde ausführlich diskutiert (vgl. Un-
terlage 4.4 Umweltprüfung / Fachbeitrag Fauna 
und Artenschutzfachbeitrag S. 3 f, S. 18 ff). 
 
Der Gutachter nimmt wie folgt Stellung: 
 
Die Bilanzierung der Betroffenheit erfolgte ge-
trennt für die Verbote der Störung gemäß § 44 
Absatz 1 Nr. 2 und des Verlustes der Fortpflan-

 
 
Der Stellung-
nahme wird 
nicht gefolgt. 
Die Beurteilung 
der Störung er-
folgte nach der 
Arbeitshilfe Vögel 
und Straßenver-
kehr (Garniel u. 
Mierwald 2010), 
die als Fachkon-
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zungs- und Ruhestätte gemäß § 44 Absatz 1 
Nr. 3. 
 
1. 
Zur Betroffenheit von Fortpflanzungs- und Ru-
hestätten besonders geschützter Arten gemäß 
§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG: 
Der Verlust betroffener Feldlerchen-Reviere 
wurde beschrieben (a.a.O., S. 62 f). Auf der 
Grundlage der erfassten Revierverteilung ge-
hen drei Reviere durch Überbauung verloren, 
für ein viertes Revier wurde ein dauerhafter 
Lebensraumverlust angenommen. Um die öko-
logische Funktion der von dem Vorhaben be-
troffenen Fortpflanzungs- oder Ruhestätten im 
räumlichen Zusammenhang (hier: im Bereich 
der betroffenen lokalen Population) auch wei-
terhin aufrecht zu erhalten, wird eine vorgezo-
gene Ausgleichsmaßnahme (CEF-Maßnahme) 
durchgeführt (Maßnahme M12: Schaffung von 
Buntbrachestreifen). Dadurch wird die Verwirk-
lichung des Verbotstatbestandes des § 44 Abs. 
1 Nr. 3 BNatSchG vermieden. 
 
2. 
Die Beurteilung der Störung erfolgte nach der 
Arbeitshilfe Vögel und Straßenverkehr (Garniel 
u. Mierwald 2010), die als Fachkonvention an-
erkannt ist. Nach dieser Auswertung ergibt sich 
ein störungsbedingter Verlust von rechnerisch 
1,2 Revieren im 100-m-Korridor beidseits der 
Trasse sowie von weiteren 1,2 Revieren im 
Korridor bis 300 m beidseits der Trasse. Die 
Summe der Betroffenheit wurde auf drei Revie-
re aufgerundet. Der ermittelte rechnerische 
Verlust von drei Revieren wird nicht als erhebli-
che Störung im Sinne des § 44 Abs. 1 Nr. 2 
bewertet, da bei einem geschätzten Bestand 
der lokalen Population der Feldlerche von 750 
Revieren nicht von einer maßgeblichen Ver-

vention aner-
kannt ist. 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
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schlechterung des Erhaltungszustandes der 
Population durch die Planung ausgegangen 
werden kann (vgl. Unterlage 4.4 Umweltprüfung 
/ Fachbeitrag Fauna und Artenschutzfachbei-
trag Kap. 6.3). 
 
Überdies ist aufgrund der vergleichsweise ge-
ringen prognostizierten Verkehrszahlen auch 
nicht von einer vollständigen Lebensraument-
wertung und Aufgabe der Lebensräume entlang 
der Trasse auszugehen. Insbesondere der Kor-
ridor zwischen 100 und 300 m beidseits der 
Trasse kann in Abhängigkeit von der jeweiligen 
landwirtschaftlichen Nutzung zukünftig weiter-
hin besiedelt werden. 
 
Es wird aber im Hinblick auf den Einwand ein-
geräumt, dass gemäß der Eingriffsregelung des 
Bundesnaturschutzgesetzes nach gutachterli-
cher Einschätzung der störungsbedingte rech-
nerische Verlust von einem Revier im Korridor 
bis 100 m in die Bilanz einzubringen ist. Die in 
Unterlage 4.6 festgelegten Maßnahmeflächen 
sind aber voraussichtlich ausreichend für die 
Ansiedlung von 4 bis 5 Brutpaaren der Feldler-
che. Eine Festlegung weiterer Maßnahmeflä-
chen ist aktuell nicht erforderlich.  
 
Die Gemeinde wird sich in einem städtebau-
lichen Vertrag mit dem Landratsamt vor 
Satzungsbeschluss verpflichten, die Maß-
nahme auszuführen. 

Zu Landratsamt 
Ludwigsburg 
FB Bauen und Im-
missionsschutz 
(21.12.2016) 

Fledermäuse: 
Im Beckental wurden 8 Fledermausarten festgestellt. Hier verlaufen 
zwei Flugrouten zwischen Ort, Streuobstwiesen und Wald. Die Pla-
nung sieht vor, die Straße quer zur Flugroute über einen aufgeschüt-
teten Wall und zwei Brücken zu führen.  
 
Der artenschutzrechtliche Verbotstatbestand §44 (1) 3 BNatschG ist 
erfüllt, wenn Flugrouten nicht mehr funktionieren. Die Fledermäuse 

 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
Laut dem Gutachter bzw. den Fachplanern 
(Artenschutz: Mathias Kramer und Umweltpla-

 
 
 
 
 
 
Die Querungssi-
tuation wird in 
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sollen mit Leitstrukturen unter einer der Brücke durchgeführt werden. 
Da jede Art ein artspezifisches Flugverhalten aufzeigt, ist diese pau-
schale Planung nicht ausreichend. Wie genau soll die Querungshilfe 
für die einzelnen Arten gestaltet werden? Wir benötigen fachliche 
Belege, dass die angedachten Maßnahmen auch funktionieren kön-
nen. 
 
 

nung: Eberhard + Partner GbR), haben die 
Geländeuntersuchungen gezeigt, dass die Fle-
dermäuse sich entlang von Leitstrukturen be-
wegen. Durch die Anlage der neu gestalteten 
Leitstrukturen besteht für die Fledermäuse die 
Möglichkeit, die bestehenden Flugstraßen wei-
terhin zu nutzen und unter den ausreichend 
dimensionierten Brücken in die Jagd- bzw. 
Quartiergebiete in den Hangwäldern des Murr-
tals zu fliegen (vgl. Unterlage 4.4 Umweltprü-
fung / Fachbeitrag Fauna und Artenschutzfach-
beitrag S. 53). 
Insgesamt wurden die Arten Wasserfle-
dermaus, Bartfledermaus, Fransenfledermaus, 
Bechsteinfledermaus, Breitflügelfledermaus, 
Zwergfledermaus, Abendsegler, Kleinabend-
segler und Braunes oder Graues Langohr 
nachgewiesen. Auf den Flugrouten wurden 
Wasserfledermaus, Bartfledermaus, Fransen-
fledermaus, Zwergfledermaus und Kleinabend-
segler erfasst. Die Querungssituation wird in 
Bezug auf Brinkmann et al. (2012) bewertet. 
Demnach sind (vgl. Brinkmann et al. 2012, Ta-
belle 6 auf Seite 67) für alle Arten Durchlässe 
mit einer lichten Höhe von mindestens 4,5 Me-
tern und einer Breite von 4 bis 6 Metern erfor-
derlich. Das geplante Brückenbauwerk über-
steigt diese Dimensionen und erfüllt damit die 
entsprechenden Ansprüche. Zudem ist keine 
Verlegung der Flugrouten erforderlich, die Tiere 
können auf den bestehenden Flugwegen que-
ren. Für den Kleinabendsegler werden aufgrund 
seines Flugverhaltens keine Querungshilfen als 
notwendig erachtet. 
 
Quelle: Brinkmann, R., Biedermann, M., Bonta-
dina, F., Dietz, M., Hintemann, G., Karst, I. , 
Schmidt, C., Schorcht, W. (2012): Planung und 
Gestaltung von Querungshilfen für Fledermäu-
se. – Eine Arbeitshilfe für Straßenbauvorhaben 

Bezug auf 
Brinkmann et al. 
(2012) bewertet. 
Demnach sind 
für alle Arten 
Durchlässe mit 
einer lichten Hö-
he von mindes-
tens 4,5 Metern 
und einer Breite 
von 4 bis 6 Me-
tern erforderlich. 
Das geplante 
Brückenbauwerk 
übersteigt diese 
Dimensionen und 
erfüllt damit die 
entsprechenden 
Ansprüche. 
Der Stellung-
nahme wird 
daher nicht ge-
folgt. Der Hin-
weis hat keine 
Änderungen 
des bisher aus-
gelegten Ent-
wurfs zufolge. 
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im Freistaat Sachsen. Sächsisches Staatsmi-
nisterium für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr, 
116 Seiten. 
  

 
Zu Landratsamt 
Ludwigsburg 
FB Bauen und Im-
missionsschutz 
(21.12.2016) 

 
Zauneidechse: 
Für die im Beckental vermuteten Eidechsen soll am Sportplatz ein 
Habitat aufgewertet werden. Es fehlt eine Aussage, ob und wie viele 
Tiere in diesem Bereich bereits vorkommen. 
 
 
 
 
 
 
 
Des Weiteren ist aufzuzeigen, wie die Tiere aus dem Eingriffsbereich 
in ihr Ersatzhabitat kommen sollen. 
 

 
Laut dem Gutachter bzw. den Fachplanern 
(Artenschutz: Mathias Kramer und Umweltpla-
nung: Eberhard + Partner GbR), ist anzuneh-
men, dass im geplanten Bereich der Maßnah-
me 11 aufgrund der derzeitigen Habitatstruktur 
nur wenige bis keine Zauneidechsen vorkom-
men und insofern keine Konkurrenzsituation 
gegeben ist. Bei der Maßnahmenfläche handelt 
es sich teilweise um Grünlandflächen, die aktu-
ell keine Lebensraumeignung für die Zau-
neidechse aufweisen. Dabei ist zu berücksichti-
gen, dass durch den Eingriff nur einzelne Tiere 
betroffen sind. 
Das betroffene Zauneidechsenvorkommen ist 
sehr klein. Bei der Kontrolle 2012 konnten dort 
keine Tiere nachgewiesen werden, was auf die 
Gehölzentwicklung entlang der Böschung und 
die Beschattung durch benachbarte Bäume 
zurückgeführt werden kann. Dennoch wird nicht 
ausgeschlossen, dass dort noch einzelne Tiere 
verweilen. 
Die geplante Fläche ist von dem Bestand der 
schwach ausgeprägten Zauneidechsen-
Population ca. 100 m entfernt. Sie liegt damit in 
einem Radius, der von Zauneidechsen erreicht 
werden kann und erfüllt damit das Kriterium der 
erforderlichen räumlichen Nähe einer CEF-
Maßnahme. Laut dem Gutachter (Artenschutz: 
Mathias Kramer) wird fachlicherseits davon 
ausgegangen, dass die Tiere die 
Maßnahmenfläche aktiv besiedeln werden. 
 

 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
 

Zu Landratsamt 
Ludwigsburg 
FB Bauen und Im-

Umweltbericht und Eingriffsausgleichsbilanzierung 
Die Bewertung des Eingriffs und Ausgleich des Schutzgutes Boden ist 
nicht nachvollziehbar. Der dauerhafte Eingriff in den Boden wird durch 

 
Laut den Fachplanern (Umweltplanung: Eber-
hard + Partner GbR), wird die gesetzlich vorge-

 
Der Stellung-
nahme wird 
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missionsschutz 
(21.12.2016) 

Kompensationsmaßnahmen, die nicht näher erläutert sind, überkom-
pensiert. Wie soll dies funktionieren? Die Straße wird auf Flächen mit 
hoher Bodenwertigkeit gebaut. Es ist nicht plausibel, dass mittels 
Baumaßnahmen diese bereits hohe Wertigkeit noch erhöht wird.  
 

sehene funktionale Ebene in der Gegenüber-
stellung von Eingriff und Kompensation (GOP 
Tab. 5.1, S. 162ff) abgehandelt. Sie geht 
schutzgutbezogen vor. Es zeigt sich, dass eine 
Wiederherstellung von Bodenfunktionen durch 
die Entsiegelung befestigter Flächen und Um-
wandlung in Ackerflächen sowie die Umwand-
lung vorhandener versiegelter Verkehrsflächen 
in Verkehrsnebenflächen nur in geringem Um-
fang möglich ist und Funktionsverluste verblei-
ben. Auch durch die Anlage von Straßenneben-
flächen verbleiben Funktionsverluste. D. h., 
eine gleichartige Kompensation der Eingriffe in 
das Schutzgut Boden ist nicht möglich. Um 
diese Eingriffe zu kompensieren, wird eine 
gleichwertige Kompensation durchgeführt, näm-
lich zwei Ersatzmaßnahmen im Buchbachtal: 

- der Umbau von Sohlschwellen zu Sohlglei-
ten im Buchenbach (Maßnahme M13) und 

- die Einrichtung eines Waldrefugiums im 
Wolfsölder Wald (Maßnahme M14). 

 
Bei den übrigen Schutzgütern wird in derselben 
Tabelle nachgewiesen, dass die Eingriffe mini-
miert und durch Ausgleichsmaßnahmen kom-
pensiert werden. 
 
Die zweite Ebene ist die der Berechnung von 
Ökopunkten gemäß ÖKVO (GOP Kap. 7.2 S. 
195ff). Die Ökopunkte-Bilanz dient der Plausibi-
lisierung des Kompensationskonzeptes, d. h., 
ob sich auch nach Anwendung des Berech-
nungsverfahrens gemäß ÖKVO eine ausgegli-
chene Bilanz zwischen Eingriff und Ausgleich 
ergibt. Sie ist eine Gesamtbilanz, in der dem 
Verlust an Ökopunkten durch Eingriffe der Ge-
winn an Ökopunkten durch landschaftspflegeri-
sche Maßnahmen gegenübergestellt wird. Die 
ÖKVO gibt die Berechnungsvorschrift vor. Die-
se wurde angewendet. Im Falle der OES ist die 

nicht gefolgt. 
Die Betrachtung 
wurde auf zwei 
Ebenen durchge-
führt, und zwar 
zum einen auf 
der Ebene des 
verbal-
argumentativen 
Ansatzes, der auf 
die Funktionen 
des Naturhaus-
halts abhebt und 
durch § 15 Abs. 
2 BNatSchG 
vorgeschrieben 
ist. Zum anderen 
wurde dieser 
Ansatz anschlie-
ßend anhand des 
Rechenmodells 
der ÖKVO einer 
Plausibilitätsprü-
fung unterzogen. 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
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Bilanz positiv, d. h., auch nach dem Berech-
nungsverfahren tritt kein Kompensationsdefizit 
auf laut den Fachplanern (Umweltplanung: 
Eberhard + Partner GbR). 
 

Zu Landratsamt 
Ludwigsburg 
FB Bauen und Im-
missionsschutz 
(21.12.2016) 

Bei der Bewertung der Biotope im Geltungsbereich sind die Biotope 
der „Ausgleichsmaßnahmen“ auf den Verkehrsnebenflächen wie Krei-
sel, Straßenbankett etc. viel zu hoch bewertet. Die Mittelkreiselfläche 
kann nicht als Magerwiese, das Straßenbankett nicht als extensives 
Grünland bewertet werden, sondern nur als.  
 
Die Bilanzierung der einzelnen Schutzgüter ist nachzuarbeiten.  
 

Laut den Fachplanern (Umweltplanung: Eber-
hard + Partner GbR), werden die Fahrbahnban-
kette wie versiegelte Flächen behandelt.  
Auf den Verkehrsnebenflächen sollen keines-
wegs hochwertige Biotope angelegt werden. Es 
geht lediglich darum, Flächen mit allgemeinen 
Funktionen für den Biotop- und Artenschutz 
herzurichten. Hierzu werden auf den Straßen-
böschungen extensive Wiesenmischungen 
angesät, die 1- bis 2-mal im Jahr gemäht wer-
den. Deswegen wurden sie als Fettwiese mittle-
rer Standorte (magere Flachlandmähwiese) mit 
8 Ökopunkten (ÖP) angesetzt. Auf den Ver-
kehrsinseln sollen blütenreiche gebietsheimi-
sche Magerwiesenmischungen auf magerem 
Substrat angelegt werden. 
 
Setzt man für die Magerwiesen in den Kreisver-
kehrsplätzen und die Fettwiesen mittlerer 
Standorte auf den Böschungen und Verkehrs-
nebenflächen jeweils nur 4 Ökopunkte an (wie 
für den Biotoptyp 33.62 Rotationsgrünland oder 
Grünlandansaat oder für den Biotoptyp 60.24 
Unbefestigter Weg oder Platz), ergibt sich die 
folgende Bilanz. In dieser ist die Änderung des 
Maßnahmenkonzeptes zum Schutze des Stein-
kauzes berücksichtigt. 
 
Für das Schutzgut Boden anrechenbare Öko-
punkte durch Kompensationsmaßnahmen: 
 1.821.250 ÖP 
Für das Schutzgut Tiere und Pflanzen anre-
chenbare Ökopunkte durch Begrünung der 
Straßennebenflächen:  447.238 ÖP 
Für das Schutzgut Tiere und Pflanzen anre-

 
Die Bilanz wurde 
wie nebenste-
hend beschrie-
ben überarbeitet. 
Sie ist in der 
Ergänzung des 
Grünordnungs-
plans enthalten 
und wird ausge-
legt. Auch nach 
Überarbeitung 
entsteht kein 
Kompensations-
defizit. 
Der Hinweis hat 
somit keine 
Änderung des 
Bebauungspla-
nentwurfs zu-
folge. 
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chenbare Ökopunkte durch Kompensations-
maßnahmen außerhalb des Trassenkörpers: 
 917.548 ÖP 
Ersatzmaßnahmen:      178.800 ÖP 
Kompensation gesamt:  3.364.836 ÖP 
Flächeninanspruchnahme gesamt:  
 - 3.153.938 ÖP 
Bilanz: Ökopunkte nach Durchführung der 
Maßnahmen + 210.898 ÖP 
 
Die Bilanz wurde wie oben beschrieben überar-
beitet. Auch nach Überarbeitung entsteht kein 
Kompensationsdefizit. Die überarbeitete Bilanz 
ist in der Ergänzung des Grünordnungsplans 
enthalten und wird ausgelegt. 
 

Zu Landratsamt 
Ludwigsburg 
FB Bauen und Im-
missionsschutz 
(21.12.2016) 

Die Ausweisung eines Waldrefugiums als Ersatzmaßnahme ist zu-
nächst mit dem Fachbereich Forsten zu klären. Der unteren Natur-
schutzbehörde ist aufzuzeigen, dass die Maßnahme die Vorausset-
zungen des Alt- und Totholzkonzeptes erfüllt und somit als ökologi-
sche Aufwertungsmaßnahme angerechnet werden kann. 
 

Das Waldrefugium ist von der Forstverwaltung 
ausgewiesen worden. Daher wird vorausge-
setzt, dass es die Voraussetzungen des Alt- 
und Totholzkonzeptes erfüllt. Es befindet sich 
im Eigentum der Gemeinde Affalterbach. Es 
wird gemäß ÖKVO Anlage 2 Pkt 1.3.2 im Sinne 
einer Eigenbindung der Gemeinde angerech-
net. 
 

Der Stellung-
nahme wird 
nicht gefolgt. 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 

Zu Landratsamt 
Ludwigsburg 
FB Bauen und Im-
missionsschutz 
(21.12.2016) 

II. Wasserwirtschaft und Bodenschutz 
 
Kommunales Abwasser und Oberflächengewässer  
 
Bei der Umsetzung der Maßnahme bitten wir, Folgendes zu berück-
sichtigen: 
 

 Anzeige von Baubeginn und Fertigstellung gegenüber dem 
Fachbereich Umwelt 

 Beim Baubeginn ist zumindest ein gemeinsamer Ortstermin 
mit dem Planungsbüro, der Gemeinde, und der beauftragten 
Baufirma sowie einem Vertreter des Fachbereiches Umwelt 
durchzuführen. Zweck des Ortstermins ist es, Details bei der 
Ausführung der Entwässerungsanlagen abzustimmen. Wer-
den im Zuge der Bauausführung temporäre Baubehelfsmaß-

 
 
 
 
 
 
Die Stellungnahme betrifft nicht das Bebau-
ungsplanverfahren, sondern die Ausfüh-
rungsplanung. Die Anregungen können im 
Rahmen der Ausführungsplanung berück-
sichtigt werden. 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
 



  36/313 

Stellungnahme 
von 

Inhalt der Stellungnahmen Stellungnahme des Planers / der Verwaltung 
Beschluss-
empfehlung  

nahmen nötig, können diese ebenfalls abgestimmt werden. 

 Nach Fertigstellung der Maßnahme ist hinsichtlich der Ent-
wässerungseinrichtungen eine Schlusskontrolle mit dem 
Fachbereich Umwelt durchzuführen. 

 
 Wasserschutzgebiete/Grundwasserschutz  

 
Im Textteil des Bebauungsplans ist unter B.1 der 1. Satz zu streichen 
und durch folgende Formulierung zu ersetzen: 
 
„Sollte unvorhergesehen während erforderlicher Abgrabungsarbeiten 
vorhabenrelevantes Grund- bzw. Schichtwasser freigelegt werden, 
sind diese Arbeiten einstweilen einzustellen und das Landratsamt 
Ludwigsburg, Fachbereich Umwelt umgehend einzuschalten“. 
 

 
 
 
 
 
 
Der 1. Satz unter B.1 und der der 1. Satz im 2. 
Absatz werden wie angegeben konkretisiert. 

 
 
 
Der Stellung-
nahme wird 
gefolgt. 
Der 1. Satz un-
ter B.1 und der 
1. Satz im 2. 
Absatz werden 
wie angegeben 
konkretisiert. 

 Weiterhin ist Satz 1 im Absatz 2 unter B.1 wie folgt zu ergänzen: 
„…während der Bauzeit, das Einbinden von Bauwerksteilen (Brücken-
bauteile, Pfeiler) in wasserführende Schichten und…“. 
 

 

 Altlasten  
 
Für das Planungsumfeld liegen uns Hinweise auf Altlastenverdachts-
flächen vor. Die Trassenplanung berührt jedoch keine dieser Flächen. 
Sofern bei der Trassenausführung Untergrundbelastungen angetrof-
fen werden, ist der weitere Handlungsbedarf mit dem Landratsamt, 
Fachbereich Umwelt, abzustimmen. 
 

 
 
Darauf wird bereits im Textteil hingewiesen. 
 (siehe Ziff B.4 im Textteil): In den Randberei-
chen des Plangebietes sind Altlasten vorhan-
den. Durch die Trassenplanung sind diese Flä-
chen jedoch nicht betroffen.  
Sollte dennoch bei Erdarbeiten belasteter Bo-
den angetroffen werden, so ist unverzüglich das 
Landratsamt, Fachbereich Wasser- und Boden-
schutz, zu benachrichtigen und die Arbeiten im 
betroffenen Bereich sind einzustellen. 

 
 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
 

Zu Landratsamt 
Ludwigsburg 
FB Bauen und Im-
missionsschutz 
(21.12.2016) 

Bodenschutz  
 
Bereits in der Stellungnahme vom 06.04.2011 wurde auf die hochwer-
tigen landwirtschaftlichen Böden hingewiesen und angeregt, die Ein-
griffe in das Schutzgut Boden zumindest teilweise über funktionsbe-
zogene Bodenmaßnahmen auszugleichen.  

 
 
Laut den Fachplanern (Umweltplanung: Eber-
hard + Partner GbR) wurde die hohe Wertigkeit 
der Böden mit dem ihr zukommenden Gewicht 
erhoben, bewertet und problematisiert. In der 
Konfliktbewertung wird die hohe Bedeutung der 
Böden im Umweltbericht (S. 79), in der UVS (S. 
202) und im GOP (S. 99 f) herausgestellt und 

 
 
Wurde bereits 
beachtet. 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
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als Konfliktschwerpunkt benannt. Die Durchfüh-
rung funktionsbezogener Bodenmaßnahmen 
wurde geprüft, doch ist eine Wiederherstellung 
von Bodenfunktionen durch die Entsiegelung 
befestigter Flächen und Umwandlung in Acker-
flächen sowie die Umwandlung vorhandener 
versiegelter Verkehrsflächen in Verkehrsneben-
flächen nur in geringem Umfang möglich. Es 
verbleiben erhebliche Funktionsverluste beim 
Schutzgut Boden. Der Kompensationsflächen-
bedarf wird durch die Ersatzmaßnahmen M13 
und M14 im Buchenbachtal gedeckt (GOP S. 
162). 
 

ge. 
 

 Als einzige bodenschutzbezogene Ausgleichsmaßnahme wird nun-
mehr der Rückbau nicht mehr benötigter Verkehrswege (1.321 m², 
Teile der alten L 1127 am Bauanfang) genannt. 
 

Kenntnisnahme  
 

 Unsere Anregung, im Zuge eines Bodenmanagementkonzeptes bei-
spielsweise den überschüssigen Oberboden aus der zu versiegelnden 
Verkehrsfläche (5.000 - 10.000 m³) für landwirtschaftliche Bodenver-
besserungsmaßnahmen zu verwenden, wurde leider nicht aufge-
nommen. 

Der abzutragende Oberboden wird seitlich ge-
lagert und auf den Böschungen wieder einge-
baut. Dies gebieten die einschlägigen Vorgaben 
zum schonenden Umgang mit Böden (vgl. GOP 
S. 191). Es gibt keinen überschüssigen 
Oberboden. 
 
Laut den Fachplanern (Umweltplanung: Eber-
hard + Partner GbR) wurden landwirtschaftliche 
Bodenverbesserungsmaßnahmen geprüft. Da 
die natürliche Bodenfruchtbarkeit fast 
auschließlich sehr hoch und nur kleinflächig 
hoch ist, ergeben sich keine Aufwertungspoten-
tiale. Ein Bodenauftrag z. B. im Gewann 'Kir-
chenäcker' in den nur mit "hoch" bewerteten 
Bereichen erscheint problematisch, da dies das 
hängige und damit erosionsanfällige Gelände 
an der Mulde des Eichgrabens ist. 
 

Der Stellung-
nahme wird 
nicht gefolgt. 
 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 

Zu Landratsamt 
Ludwigsburg 
FB Bauen und Im-

Auf die Pflicht zur Beachtung der Bestimmungen des Bundes-
Bodenschutzgesetzes (BBodSchG), insbesondere auf § 4 (Pflichten 
zur Gefahrenabwehr) und § 7 (Vorsorgepflicht) wird hingewiesen. In 

Kenntnisnahme 
 
Das Beiblatt war bereits dem Textteil angefügt 

Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
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missionsschutz 
(21.12.2016) 

diesem Sinne gelten für jegliche Bauvorhaben die getroffenen Rege-
lungen zum Schutz des Bodens (siehe Beiblatt 2015 des Landratsam-
tes). 
 

worden (S.14).  
 
 

ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
 

 Wir halten es im Rahmen der Umweltbaubegleitung für erforderlich, 
eine Person mit bodenkundlichem Sachverstand zu bestellen, welche 
die bodenkundliche Baubegleitung übernimmt. Ziel ist die Erhaltung 
und Sicherung der Funktionen der Böden als auch die nachhaltige 
Wiederherstellung von Böden bzw. Bodenfunktionen im Sinne des § 1 
BBodSchG, insbesondere auf den Baustelleneinrichtungsflächen, 
Straßennebenflächen, Bodenumlagerungsflächen und Entsiegelungs-
flächen.  
 

Die bodenkundliche Baubegleitung wird zugesi-
chert (siehe GOP S. 191). und durch einen 
städtebaulichen Vertrag abgesichert. 
 

Die bodenkund-
liche Baubeglei-
tung wird durch 
einen städte-
baulichen Ver-
trag abgesi-
chert. 
 

 III. Immissionsschutz 
 
Die Planung erfüllt in Bezug auf den Immissionsschutz das durch sie 
angestrebte Ziel. 
 
 

 
 
Kenntnisnahme 

 
 

Zu Landratsamt 
Ludwigsburg 
FB Bauen und Im-
missionsschutz 
(21.12.2016) 

IV. Flurneuordnung 
 
Auf Grund des hohen Flächenbedarfs der geplanten Ortsentlastungs-
straße begrüßen wir es sehr, dass eine Unternehmensflurbereinigung 
nach § 87 FlurbG angestrebt wird. Hierbei besteht die Möglichkeit, 
den zu erwartenden Landverlust auf einen größeren Kreis von Eigen-
tümern zu verteilen und durch Bodenordnung Durchschneidungs-
schäden zu vermeiden bzw. zu minimieren. 
 

 
 
Kenntnisnahme 

 
 
 

 Des Weiteren ist zu bedenken, dass im Bereich der Durchschneidun-
gen auf die Erschließung der landwirtschaftlichen Flurstücke zu ach-
ten ist. Das landwirtschaftliche Wegenetz sollte hierzu an einigen Stel-
len um Parallelwege zur geplanten Ortsentlastungsstraße ergänzt 
werden. 
 

Wesentlicher Planungsgrundsatz bei der Wege-
konzeption bestand darin, die vorhandenen 
Hofstätten im Außenbereich bestmöglich an 
das landwirtschaftliche Wegenetz sowie die 
öffentlichen Verkehrsanlagen anzubinden und 
eine bestmögliche Bewirtschaftung der beste-
henden landwirtschaftlichen Flächen sicherzu-
stellen.  
Bei der Planung wurde ebenfalls berücksichtigt, 
die der Erholungsfunktion dienenden Wegebe-
ziehungen zu erhalten. Der Bebauungsplan 
sichert die erforderlichen Flächen. 

Die Belange der 
betroffenen 
landwirtschaft-
lichen Betriebe 
erfordern keine 
Änderung des 
Bebauungs-
plans. Falls 
zusätzlich Pa-
rallelwege be-
nötigt werden, 
kann dies im 
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Auf weitere Parallelwege wurde verzichtet, 
um den Landverlust für die Landwirtschaft 
nicht unnötig zu vergrößern.  
Die Kompetenz der Flurbereinigungsbehör-
de bleibt unberührt. 
 

vorgesehenen 
Flurneuord-
nungverfahren 
berücksichtigt 
werden. 

 Um die Akzeptanz der Landwirte zu erreichen, sollten diese in die 
Planung ihrer Wege eingebunden werden. Die Untere Flurbereini-
gungsbehörde ist gerne bereit, bei den Wegeplanungen mitzuwirken.  
 

Es wurden bereits zwei Termine zur Vorstellung 
des Wegenetzes in Abstimmung mit dem 
Landwirtschaftlichen Ortsverein durchgeführt. 
(21.11.2013 und 06.03.2014). Von den anwe-
senden Landwirten und dem Vertreter des 
Bauernverbandes wurden keine Stellungnah-
men abgegeben. 

. 

  Die Kompetenz der Flurbereinigungsbehörde 
bleibt unberührt. Eine weitere Optimierung des 
Feldwegenetzes kann voraussichtlich in Ab-
stimmung mit der Landwirtschaft im geplanten 
Flurneuordnungsverfahren erfolgen. 
Das Angebot bei der Wegeplanung mitzu-
wirken wird begrüßt. 

    
Zu Landratsamt 
Ludwigsburg 
FB Bauen und Im-
missionsschutz 
(21.12.2016) 

Außerdem sollte die Gemeinde zum jetzigen Zeitpunkt verstärkt in den 
Grunderwerb einsteigen, um geeignetes Ersatzland zu erwerben. 
 

Wurde beachtet: Der Gemeindeverwaltung 
stehen mittlerweile rund 19ha an landwirtschaft-
lichen Flächen, die als Tauschflächen für die 
geplante Verkehrsanlage, für den Naturschutz 
oder als Ersatzland herangezogen werden kön-
nen, zur Verfügung. 
 

Wurde beachtet 

 V. Forsten 
 
Waldflächen werden für die geplante Maßnahme nicht direkt in An-
spruch genommen. 
 
Das Waldflurstück Nr. 3929 liegt allerdings im Geltungsbereich des 
Bebauungsplanes. Hier ist die Notwendigkeit der Einbeziehung des 
Waldflurstücks zu prüfen, da mit der Einbeziehung keine Förderung 
der Forstwirtschaft verbunden ist. 
 
 

 
 
Kenntnisnahme 
 
 
Vermutlich ist das Waldflurstück Nr. 3629 ge-
meint. Die Einbeziehung dieses Flurstücks in 
den Geltungsbereich des einfachen Bebau-
ungsplanes ist unschädlich, da der Bebauungs-
plan keine Festsetzungen für diese Fläche trifft. 

 
 
 
 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
 

 Die geplante vorgezogene Ausgleichsmaßnahme M11 „CEF- Der Abstand von 5 m kann im Rahmen der Die Anregung 



  40/313 

Stellungnahme 
von 

Inhalt der Stellungnahmen Stellungnahme des Planers / der Verwaltung 
Beschluss-
empfehlung  

Maßnahme Zauneidechse“ grenzt direkt an das nördlich gelegene 
Waldflurstück Nr. 3955. Da für die Ausgleichsmaßnahme Eingriffe in 
den Oberboden vorgesehen sind (z. B. Magerbodenfläche herstellen) 
ist aufgrund der Waldnähe mit Beeinträchtigungen des Wurzelraums 
der angrenzenden Waldbäume zu rechnen. Die Maßnahmenfläche 
sollte daher 5 m vom angrenzenden Waldrand entfernt geplant wer-
den. 
 
 

Ausführungsplanung berücksichtigt wer-
den, da dies zu keinen Funktionseinschrän-
kungen für die Maßnahme führt. 
 

kann im Rah-
men der Aus-
führungspla-
nung berück-
sichtigt werden.  
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
 

Zu Landratsamt 
Ludwigsburg 
FB Bauen und Im-
missionsschutz 
(21.12.2016) 

Das zur Kompensation von Beeinträchtigungen des Naturhaushalts 
durch den Neubau der Ortsentlastungsstraße vorgesehene Waldrefu-
gium (M14) umfasst eine Fläche von 4,0 ha, da das im Norden an-
grenzende Flurstück Nr. 494 mit 0,27 ha noch zum Waldrefugium 
gehört und im Eigentum der Gemeinde Affalterbach ist. 
 

Das Kataster der Gemeinde Affalterbach ent-
hält in der Gemarkung Wolfsölden kein Flur-
stück Nr. 494. 
 

Der Stellung-
nahme wird 
nicht gefolgt. 

  
VI. Landwirtschaft 
 
Aus agrarstruktureller Sicht ist darauf hinzuweisen, dass die Ortsent-
lastungsstraße Affalterbach zu einem hohen Flächenverbrauch führt: 
direkt für Straße und Bankette sind 3,81 ha erforderlich. Für Böschun-
gen, Entwässerung und RRB sind weitere 5,4 ha vorgesehen. So 
„verbraucht“ die Straße 9,21 ha hochwertige landwirtschaftliche Flä-
che. Hinzukommen weitere Flächen für Kompensationsmaßnahmen 
auf landwirtschaftlichen Flächen (M 2, M 3, M 4, M 8 und M 12) mit 
6,39 ha. Der indirekte Flächenentzug für die OES liegt damit bei 11,7 
ha. Dies entspricht ca. der dreifachen Fläche, die direkt von der Stra-
ße gebraucht wird. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
Die Fahrbahn- und Böschungsbreiten entspre-
chen den Vorgaben der RAL (Richtlinie für die 
Anlage von Landstraßen).  
 
Laut den Fachplanern (Verkehrsplanung: BS-
Ingenieure) dienen die beiden Entwässerungs-
mulden mit darunter liegenden Drainagen ent-
lang der geplanten Ortsentlastungsstraße (3 m 
breit am „tiefen“ Rand und 2 m breit am „hohen“ 
Rand) zur Zwischenspeicherung, Reinigung 
und Abführung des Oberflächenwassers. Eine 
Breitenreduzierung oder ein Verzicht der Mul-
den ist aus entwässerungstechnischen Grün-
den nicht möglich. 
Die Böschungsgestaltung erfolgt gemäß RAL 
(Richtlinie für die Anlage von Landstraßen). 
Dabei beträgt die maximale Böschungsneigung 
n = 1:1,5. Bei Böschungen in Dämmen und 
Einschnitten unter 2 m Höhe beträgt die Regel-

 
 
 
Der Stellung-
nahme wird 
nicht gefolgt. 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
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Des Weiteren werden 10,43 ha vorübergehend in Anspruch genom-
men (davon 9,46 ha für die Straße und 0,97 ha für die Hochdruckgas-
leitung), sowie 0,13 ha rekultiviert. Die Flächeninanspruchnahme 
hängt mit dem vorgesehenen Ausbaustandard und dem nicht gelän-
denahen Verlauf der Straße, der zu Einschnitten und Böschungen 
führt, zusammen. Dieser Standard trägt u. E. den gesetzlichen Vorga-
ben des BauGB (§ 1a), wonach bei allen Planungen mit Grund und 
Boden sparsam und schonend umzugehen ist, nicht ausreichend 
Rechnung. Es sind u. E. daher eine flächenschonendere Ausbauvari-

böschungsbreite aus Gründen der Einbettung 
der Straße in das Landschafts-bild immer 3 m 
zuzüglich Ausrundung. Damit ist eine optimale 
Einbettung der Straße in das Landschaftbild 
gegeben. 
Laut den Fachplanern (Umweltplanung: Eber-
hard + Partner GbR) wird die Böschungsfläche 
zur Minimierung der Ausgleichflächen für Be-
pflanzungen genutzt. Die Summe der Maß-
nahmen zur Nutzungsumwandlung und -
extensivierung außerhalb der Straßenböschun-
gen einschließlich der artenschutzrechtlichen 
Maßnahmen (Maßnahmen M2, M2a M3, M3a 
M4, M6 (teilw.), M7 (teilw.), M8, M11 und M12) 
beträgt 6,99 ha. Die Maßnahmenflächen M2 bis 
M4 (Anlage von extensivem Grünland und von 
Obstwiesen) sind weiterhin - wenn auch weni-
ger intensiv - landwirtschaftlich nutzbar (rd. 4,55 
ha). 
Nicht mehr landwirtschaftlich nutzbar sind von 
den Maßnahmenflächen M6 und M7 die Teile 
außerhalb der Straßenböschung, ferner die 
Maßnahmenflächen M5, M8, M11 und M12 
(insgesamt rd. 2,70 ha), doch werden die Bo-
denfunktionen durch die Nutzungsextensivie-
rung verbessert. Insofern ist mit Grund und 
Boden sparsam und schonend umgegangen 
worden. 
Vorübergehend beanspruchte Flächen werden 
mit der vorigen Nutzung wiederhergestellt. 
In einem langandauernden Planungsprozess, 
der in Unterlage 4 / Nr. 1.1 - Umweltprüfung / 
Umweltverträglichkeitsstudie in den Einzelhei-
ten dokumentiert worden ist (Kap. 5), wurden 
Varianten entworfen, um herausfinden zu kön-
nen, welche die relativ umweltverträglichste 
Lösung ist. Diese Trassenvariante wurde weiter 
optimiert, um Konflikte zu minimieren (siehe 
Unterlage 4 / Nr. 1.1 - Umweltprüfung / Um-
weltverträglichkeitsstudie, Kap. 5.3). Dabei 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Stellung-
nahme wird 
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ante und weitere Minimierungsmaßnahmen dringend geboten.  
 

wurden auch die straßenentwurfstechnischen 
Optmierungsmöglichkeiten, die die RAL zulässt, 
eingehend geprüft. 
 
Zur Vermeidung bzw. Minderung sowie Kom-
pensation nachteiliger Umweltauswirkungen, 
die nicht durch die Ausformung der Trasse 
vermieden werden können, enthält die Planung 
vielfältige Maßnahmen. 
 
Bei der Variantenauswahl und der Trassenaus-
formung wurden die landwirtschaftlichen Belan-
ge deutlich beachtet, wie in Unterlage 4 / Nr. 
1.1 - Umweltprüfung - Umweltverträglichkeits-
studie auf S. 157 ff dokumentiert wurde. 
 
Dabei wurden u. a. folgende Sachverhalte be-
achtet: 
 

- Vermeidung von Eingriffen in landwirt-
schaftliche Gebäudesubstanz und somit 
des gewachsenen Ortsrandbereiches, 

- flächensparende Verknüpfung (Schutzgut 
Boden) mit der K 1603 und der K 1604 
durch die hier vorgesehenen Kreisver-
kehrsplätze (KVP), 

- Minimierung der Zerschneidung des im 
Regionalplan ausgewiesenen Vorbehalts-
gebietes für die Landwirtschaft, 

- Aufrechterhaltung landwirtschaftlicher-
Wegeverbindungen, 

- Minimierung der Eingriffe insbesondere in 
die hochwertigen ackerbaulich genutzten 
Flächen östlich des bestehenden Feldwe-
ges im Gewann Holzäcker, 

- Abstände zu landwirtschaftlichen Betrieben. 
 
Laut den Fachplanern (Umweltplanung: Eber-
hard + Partner GbR) wird die Trasse weitge-

nicht gefolgt. 
Den gesetzli-
chen Vorgaben 
des BauGB (§ 
1a), wonach bei 
allen Planungen 
mit Grund und 
Boden sparsam 
und schonend 
umzugehen ist, 
ist umfassend 
Rechnung ge-
tragen worden. 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
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hend geländenah geführt. Lediglich das Be-
ckental wird in einer Dammlage von bis zu 8 m 
Höhe gequert. Die Anhebung der Gradiente 
gegenüber der ursprünglichen Planung war 
notwendig geworden, da südlich des Becken-
tals hoch anstehendes Grundwasser auftritt, 
das die Absenkung der Gradiente ins Gelände 
in diesem Bereich begenzt. Dadurch konnten 
aber im Beckental die Brückenbauwerke mit 
weitem und hohem Durchlass vorgesehen wer-
den, die die Zerschneidungswirkungen bezüg-
lich des Landschaftsbildes, für Tiere (insbeson-
dere Fledermäuse), hinsichtlich des Kaltluftab-
flusses sowie für Erholungssuchende deutlich 
vermindern. Bei einer niedrigeren Gradiente 
könnten die funktionalen Bezüge im Talraum 
kaum noch aufrecht erhalten werden. Durch die 
Modellierung des Tales sowie durch die Be-
pflanzung an der Trasse wird diese land-
schaftsgerecht in das ortsnahe Landschaftsbild 
eingebunden, und es werden Leitstrukturen zu 
den Brücken hin geschaffen. 
 

Zu Landratsamt 
Ludwigsburg 
FB Bauen und Im-
missionsschutz 
(21.12.2016) 

Die Zerschneidungseffekte der OES in einem flurbereinigten Gebiet 
wurden im Verfahren wiederholt thematisiert. Der geplante Aus-
baustandard gedingt weiterhin, dass landwirtschaftliche Flächen zu-
künftig unmittelbar an Dämme bzw. Einschnitte an der Fahrbahn an-
grenzen. Hieraus resultieren zusätzliche Bewirtschaftungserschwer-
nisse, die ggf. zu entschädigen sind. Fragen der Verkehrssicherheit 
bei der Flächenbewirtschaftung sind somit zu betrachten.  
 
 

Kenntnisnahme 
 
 
Laut den Fachplanern (Verkehrsplanung: BS-
Ingenieure) entstehen durch Dämme bzw. Ein-
schnitte keine Bewirtschaftungserschwernisse, 
da die Höhensituation der Äcker erhalten bleibt. 

Der Stellung-
nahme wird 
nicht gefolgt. 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
 

 Da der notwendige Grunderwerb über eine Unternehmensflurbereini-
gung nach § 87 FlurbG sichergestellt werden soll, ist die Betroffenheit 
der einzelnen Betriebe durch Flächenverluste zu ermitteln. Wir weisen 
darauf hin, dass landwirtschaftliche und gärtnerische Betriebe nur 
insoweit mit Flächen herangezogen werden können, als ihre wirt-
schaftliche Fortführung nicht gefährdet wird (§ 88 FlurbG).  
 

Der Anregung, mögliche Existenzgefähr-
dungen und die Entwicklungsmöglichkeiten 
zu untersuchen, wurde gefolgt. 
Die Bundesanstalt für Immobilien -Sparte Port-
foliomanagement- Landwirtschaftlicher Gutach-
terdienst in Baden-Württemberg hat die Exis-
tenzgefahr für alle, vom Bauvorhaben betroffe-

Die Belange der 
betroffenen 
landwirtschaft-
lichen Betriebe 
erfordern keine 
Änderung des 
Bebauungs-
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nen landwirtschaftlichen Betriebe untersucht. In 
den Gutachten wurde überprüft, ob die Betriebe 
infolge der geplanten Maßnahme „Ortsentlas-
tungsstraße Affalterbach“ in ihrer Existenz be-
droht werden. Alle Gutachten kamen zum Er-
gebnis, dass kein Betrieb durch die geplante 
Maßnahme in seiner Existenz gefährdet wird. 
Auch die Untersuchung der Entwicklungsmög-
lichkeiten insbesondere der Ortsrandbetriebe 
war Gegenstand der Gutachten. Hierbei konnte 
festgestellt werden, dass für einen möglichen 
Erweiterungsbedarf jeweils im Anschluss an die 
vorhandenen Hofflächen ausreichend Erweite-
rungsflächen zur Verfügung stehen. 
Des Weiteren wurde in den Gutachten festge-
stellt, falls durch die OES Wirtschaftserschwer-
nisse und Mehrwege entstehen sollten, sind 
diese im vorgesehenen Flurneuordnungsver-
fahren auszugleichen (s. Gutachten zu den 
betroffenen landwirtschaftlichen Betrieben) 

plans. Falls 
durch die OES 
Wirtschaftser-
schwernisse 
und Mehrwege 
entstehen, kann 
dies im vorge-
sehenen Flur-
neuordnungs-
verfahren be-
rücksichtigt 
werden.  
 

Zu Landratsamt 
Ludwigsburg 
FB Bauen und Im-
missionsschutz 
(21.12.2016) 

Landwirtschaftliche Hofstellen, die am Ortsrand bzw. im Außenbereich 
liegen und von der OES betroffen werden, bedürfen ausreichender 
Entwicklungsmöglichkeiten. Wir verweisen hierzu auf die Ausführun-
gen in der Stellungnahme des Landratsamts Ludwigsburg vom 
06.04.2011 zu den Hofstellen der Landwirte 1, 2 und 4. Nach wie vor 
bestehen erhebliche Bedenken hinsichtlich des Anschlusses der Hof-
stelle des Landwirts 4 an das Wegenetz. So dürfte die Querung der 
OES, insbesondere für ein Gespann mit mehreren Anhängern, mit 
ernstlichen Risiken verbunden sein.  
 
 
 
Die geplante Bepflanzung (M 5, M 7) an dieser Stelle dürfte die Sicht-
beziehungen weiter beeinträchtigen.  
 

Existenzgefährdung s. oben. 
Die Kompetenz der Flurbereinigungsbehör-
de bleibt unberührt. Eine weitere Optimie-
rung des Feldwegenetzes kann in Abstim-
mung mit der Landwirtschaft im geplanten 
Flurneuordnungsverfahren erfolgen. 
Die Feldwegführungen im Bereich der Que-
rung der OES können in der weiteren Pla-
nung (Ausführungsplanung) mittels 
Schleppkurvensimulationen optimiert wer-
den. 
 
Laut den Fachplanern (Umweltplanung: Eber-
hard + Partner GbR, Verkehrsplanung: BS-
Ingenieure) liegen die vorgesehenen Baum-
pflanzungen auf den Restflächen sowie die 
Strauchbepflanzung auf den Böschungen au-
ßerhalb der Sichtdreiecke.  
 

Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
 
 
 
 
 
 
Der Stellung-
nahme wird 
nicht gefolgt. 

Zu Landratsamt Die Abstimmung des landwirtschaftlichen Wegenetzes auf die OES ist Feldwegekonzeption s. oben:  Der Stellung-
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Ludwigsburg 
FB Bauen und Im-
missionsschutz 
(21.12.2016) 

u.E. nicht ausreichend vorgenommen worden. So gibt es für den Weg-
fall des landwirtschaftlichen „Haupt“-Feldwegs (Flst.Nr. 3225) östlich 
von Affalterbach keine akzeptablen Alternativen. Gemeinsam mit den 
Bewirtschaftern sind diese zu erarbeiten.  
Weitere Hinweise zum Feldwegenetz: 

 Befestigung des geplanten Feldwegs zwischen Flst.Nr. 2559 
und 2560  

 Der bestehende Weg am Sportplatzgelände (Flst.Nr. 3632) ist 
für den landwirtschaftlichen Verkehr wenig geeignet. Hier gilt 
es Alternativen zu suchen. 

 Befestigung der bislang geschotterten Feldwege (Flst.Nr. 
3623 und 3624) 

 Befestigung des Graswegs nördlich der Flst.Nr. 4026 und 
4018  

Es wurden bereits zwei Termine zur Vorstellung 
des Wegenetzes in Abstimmung mit dem 
Landwirtschaftlichen Ortsverein durchgeführt. 
(21.11.2013 und 06.03.2014). Von den anwe-
senden Landwirten und dem Vertreter des 
Bauernverbandes wurden keine Stellungnah-
men abgegeben.  
Die Kompetenz der Flurbereinigungsbehör-
de bleibt unberührt. Eine weitere Optimie-
rung des Feldwegenetzes kann in Abstim-
mung mit der Landwirtschaft im geplanten 
Flurneuordnungsverfahren erfolgen. Hierbei 
können nicht nur die Lage und die Breite der 
Wege festgelegt werden, sondern auch zu-
künftig sinnvolle Ausbauarten der Wege in 
Abstimmung mit den Landwirten berück-
sichtigt werden. 
 

nahme wird 
nicht gefolgt. 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
 

 Bei den vorgesehenen Wegbreiten für Feldwege ist zu beachten, dass 
insbesondere bei Wegen mit starkem Begegnungsverkehr (Radfahrer, 
Fußgänger) ausreichende Seitenstreifen vorgesehen werden sollten. 
Mit den Landwirten ist auch die Route für die Zuckerrübenabfuhr ab-
zustimmen. 
 

Der Bebauungsplan legt keine Oberflächenge-
staltung der Feldwege fest. 

s. oben 

 Hinweise zu geplanten Ausgleichsmaßnahmen 
M 2 Anlage von extensivem Grünland /M 3 Anlage von Obstwiesen:  
Eine landwirtschaftliche Nutzung des Aufwuchses dieser Flächen 
sollte sichergestellt werden; für Pflegemaßnahmen sollten örtliche 
Landwirte gewonnen werden. 
 

 
Die obstbauliche und landwirtschaftliche Nut-
zung ist erwünscht. Die Bewirtschaftung der 
Ausgleichsflächen durch örtliche Landwirte wird 
ausdrücklich begrüßt. 
 
 

Die Anregung 
kann bei der 
Umsetzung des 
Bebauungs-
plans berück-
sichtigt werden. 
Sie betrifft nicht 
unmittelbar den 
Bebauungsplan. 

Zu Landratsamt 
Ludwigsburg 
FB Bauen und Im-
missionsschutz 
(21.12.2016) 

M 5 Anpflanzung von Baumreihen und Einzelbäumen:  
Abstandsgrenzen nach dem Nachbargesetz Baden-Württemberg ge-
genüber landwirtschaftlichen Flächen sind zu beachten; Verschattun-
gen landwirtschaftlicher Nutzflächen sind zu vermeiden. 
 
 

 
Es werden die Belange der Landwirtschaft ge-
sehen, müssen hier aber gegenüber dem hö-
herwertigen Belang des naturschutzrechtlichen 
Ausgleichs des Eingriffes in das Landschafts-
bild (Einbindung der Ortsentlastungsstraße in 
die Landschaft) zurückgestellt werden. Die 

 
Der Stellung-
nahme wird 
nicht gefolgt. 
Die Belange der 
Landwirtschaft 
werden gesehen, 
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Gemeinde ist im Falle der Anpflanzung von 
Baumreihen und Baumgruppen an der geplan-
ten Ortsentlastungsstraße durch § 21 Abs. 1 
NRG von der Einhaltung von Grenzabständen 
freigestellt.  
 
Im Übrigen sind Korrekturen an der Straßen-
randbepflanzung, soweit sie die Grundzüge 
der landschaftspflegerischen Begleitpla-
nung nicht berühren, im Rahmen des Flur-
neuordnungsverfahrens möglich. 
 
 

müssen hier aber 
gegenüber dem 
höherwertigen 
Belang des na-
turschutzrechtli-
chen Ausgleichs 
des Eingriffes in 
das Land-
schaftsbild (Ein-
bindung der 
Ortsentlastungs-
straße in die 
Landschaft) zu-
rückgestellt wer-
den. 

 M 12 Anlage von Buntstreifen als Brut- und Nahrungsflächen für die 
Feldlerche: 
Buntstreifenflächen können zu Beeinträchtigungen angrenzender 
landwirtschaftlicher Flächen führen beispielsweise durch Unkraut-
druck, Nager- und Schneckeneinwanderung. Es wird daher angeregt, 
die Buntstreifenflächen möglichst an einen Feldweg (beispielsweise 
Grasweg) zu legen, um die unmittelbaren Auswirkungen zu minimie-
ren. Dies würde auch eine Anpassung an künftig sich weiter verän-
dernde Bewirtschaftungsstrukturen am ehesten ermöglichen. Zumin-
dest sollten Buntstreifenflächen aber so platziert werden, dass beste-
hende Bewirtschaftungseinheiten (Schläge) der landwirtschaftlichen 
Betriebe nicht zerschnitten werden. Ansonsten entstehen für den Be-
wirtschafter erhebliche Mehraufwendungen bei der Bewirtschaftung 
der „Restflächen“. 
 
 
 
 
Auch sollte der seitherige Bewirtschafter dieser Fläche bzw. ein ande-
rer landwirtschaftlicher Betrieb für Ansaat und Pflege der Buntstreifen-
flächen gewonnen werden. 
 

Die Buntbrachestreifen werden zur Verminde-
rung des Unkrautdrucks mit einer niedrigwüch-
sigen Buntbrachemischung oder mit Rot-
schwingel eingesät. Sie sollen möglichst 
gleichmäßig über den Suchraum verteilt wer-
den, jedoch wegen der Störwirkungen keines-
falls entlang von Wegen liegen (vgl. GOP S. 
147 f). Die endgültige Lage der Buntbra-
chestreifen wird mit den Flächenbewirt-
schaftern abgestimmt werden. Im Rahmen 
des Monitorings (vgl. GOP S. 148) wird die 
Entwicklung der Buntbrachestreifen beo-
bachtet werden. Sollte es zu Unkrautdruck 
kommen, werden die erforderlichen Gegen-
maßnahmen mit der Landwirtschaft abge-
stimmt werden. 
 
 
Die Ansaat und Pflege der Buntstreifenflächen 
durch den Bewirtschafter wird ausdrücklich 
begrüßt.  

Die Anregung 
betrifft nicht 
unmittelbar den 
Bebauungsplan, 
sondern die 
Ausführungs-
planung und 
Umsetzung des 
Bebauungs-
plans. Sie führt 
deshalb zu kei-
ner Änderung 
des Bebau-
ungsplan.  

Zu Landratsamt 
Ludwigsburg 
FB Bauen und Im-

Die vorgesehenen Maßnahmenflächen mit Brachestreifen (Unterlage 
4, Plan Nr. 2.6; mit insges. rd. 2,13 ha) berücksichtigen diese Anforde-
rungen nicht ausreichend und führen teilweise zu einer Verschlechte-

Die endgültige Lage der Buntbrachestreifen 
wird mit der Landwirtschaft im Rahmen des 
Flurneuordnungsverfahrens abgestimmt wer-

Die Anregung 
betrifft nicht 
unmittelbar den 
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missionsschutz 
(21.12.2016) 

rung der Agrarstruktur: 

 Der Brachestreifen im Flst.Nr. 29 zerschneidet das Flurstück. 

 Der Brachestreifen im Flst.Nr. 276 führt zur Entstehung einer 
landwirtschaftlichen Restfläche. Er ist an die Flurstückgrenze 
zu legen. 

den. Hierbei ist vorgesehen, gemeindeeigene 
Flächen zum Tausch einzubringen. 

Bebauungsplan 
und hat keine 
Änderungen 
des bisher aus-
gelegten Ent-
wurfs zufolge.  

 Alternative Brachestreifen: 

 Flst.Nr. 267 wird nach unserer Kenntnis gegenwärtig von zwei 
Landwirten bewirtschaftet. Der Brachestreifen liegt nicht an 
der Grenze der Bewirtschaftungseinheiten, sondern führt zur 
Entstehung einer kleinen Restfläche. 

 Flst.Nr. 26 wird von einem Landwirt bewirtschaftet. Die Lage 
eines Brachestreifens ist mit diesem abzuklären. 

Es wird gebeten, mit den örtlichen Landwirten zusammen im Untersu-
chungsgebiet (Gewann siebzehn Morgen) das Maßnahmenkonzept 
für Brachestreifen abzustimmen. 
 

 
Falls auf die alternativen Brachestreifen zu-
rückgegriffen werden muss, wird die endgültige 
Lage im Rahmen des Flurneuordnungsverfah-
rens mit der Landwirtschaft abgestimmt. 
Die Buntbrachestreifen werden auf Flächen 
angelegt, die der Gemeinde Affalterbach im 
Rahmen des Flurneuordnungsverfahrens zum 
Eigentum zugewiesen werden. 
 
 

Die endgültige 
Lage der Bunt-
brachestreifen 
kann im Rah-
men des Flur-
neuordnungs-
verfahrens in 
Abstimmung 
mit der Land-
wirtschaft fest-
gelegt werden. 

Zu Landratsamt 
Ludwigsburg 
FB Bauen und Im-
missionsschutz 
(21.12.2016) 

 
VII. Straßen 
 
Wir verweisen auf unsere bisherige Stellungnahme. 
 
 
 
 
 
Aus Verkehrssicherheitsgründen sollen bei den Bepflanzungen keine 
hochstämmigen Bäume um die Kreisverkehre und auf den Verkehrs-
inseln vorgesehen werden. Bei Neupflanzungen von Bäumen entlang 
der Ortsentlastungsstraße muss bei einer Böschungshöhe von 0 m 
ein Abstand von 7,50 m zum Fahrbahnrand eingehalten werden. In 
Dammlage vergrößert sich der Abstand. Die Richtlinie für passiven 
Schutz an Straßen (RPS 2009) ist hier zu beachten. 
 

 
 
Auf die Abwägungstabelle im Rahmen der früh-
zeitigen Beteiligung wird verwiesen. Dem Ge-
meinderat waren die Einwendungen bekannt. 
Er hat dem damaligen Vorschlag der Verwal-
tung zugestimmt und hält an der damaligen 
Stellungnahme fest.  
 
Auf den Kreisverkehrsplätzen sind keine 
Baumpflanzungen vorgesehen; Verkehrsinseln 
werden nicht mit Bäumen bepflanzt. 
 
Laut den Fachplanern (Umweltplanung: Eber-
hard + Partner GbR, Verkehrsplanung: BS-
Ingenieure) befinden sich die Baumpflanzungen 
an den Straßenästen, die auf die Kreisver-
kehrsplätze zuführen, in ausreichendem Ab-
stand von den Fahrbahnen, häufig auf den 
Oberkanten oder im oberen Abschnitt von Ein-
schnittsböschungen. Sie dienen nicht nur der 
Einbindung der Verkehrsbauwerke in die Land-
schaft, sondern auch der optischen Führung 

 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
 
 
Wurde beachtet. 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
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der Fahrzeugführer, bewirken eine Geschwin-
digkeitsreduzierung und tragen somit zur Ver-
kehrssicherheit bei. 
Die Bäume sind im vorgeschriebenen Abstand 
gemäß RPS 2009 von der Fahrbahn in Abhän-
gigkeit von der vzul = 70 km/h und den Bö-
schungshöhen angeordnet. 

 
 
 
 
 

 Für die Planungen der Kreisverkehre an den Kreisstraßen 1603, 1604 
und 1674 sind noch detaillierte Planunterlagen zu liefern und mit dem 
Fachbereich Straßen des Landratsamts Ludwigsburg abzustimmen. 
Die Kosten für alle Veränderungen an den Kreisstraßen, die im Zu-
sammenhang mit der Ortsentlastungsstraße stehen, sind von der 
Stadt zu tragen. Ausführung, Kostentragung, Unterhaltung sowie die 
Ablösung des Unterhaltungsmehraufwandes müssen in einer Verein-
barung geregelt werden. 
 

Die Anregungen können in der späteren Aus-
führungsplanung berücksichtigt werden. 

Die Anregungen 
betreffen nicht 
unmittelbar den 
Bebauungsplan, 
sondern die 
Ausführungs-
planung und 
Umsetzung des 
Bebauungs-
plans. Sie füh-
ren deshalb zu 
keiner Ände-
rung des Be-
bauungsplans. 

Zu Landratsamt 
Ludwigsburg 
FB Bauen und Im-
missionsschutz 
(21.12.2016) 

 
VIII. Verkehr 
 
Die Ortsentlastungsstraße (OES) nimmt überörtlichen Verkehr auf und 
führt damit zu einer Entlastung des Innerortsbereichs. 
 

 
 
 
Kenntnisnahme 

 
 
 

 An den Kreuzungen K 1603/OES/Erdmannhäuser Straße, Bahnhof-
straße/OES/ K 1604 und Backnanger Straße/OES/ K 1674 ist die An-
lage von Kreisverkehren geplant. Dies ist grundsätzlich zu begrüßen. 
Aufgrund niedrigerer Geschwindigkeiten und weniger Konfliktpunkte 
stellen Kreisverkehre eine sehr sichere Knotenpunktform dar. Die Zahl 
der Unfälle und besonders die Unfallschwere sind wesentlich geringer 
als bei anderen Knotenpunktgrundformen. Kreisverkehre haben im 
Allgemeinen eine höhere Leistungsfähigkeit als plangleiche vorfahrt-
geregelte Knotenpunkte und Knotenpunkte mit Lichtsignalregelung. 
 

Kenntnisnahme  

 Im Einmündungsbereich OES/Marbacher Straße (L 1127) ist eine 
konventionelle Einmündung geplant. Abhängig vom Verkehrsaufkom-
men auf der OES könnte es möglichweise zu Unfällen durch Einbie-

Laut den Fachplanern (Verkehrsplanung: BS-
Ingenieure) wird der Anregung, an dieser Stelle 
statt einer Einmündung einen Kreisverkehrs-

Der Stellung-
nahme wird 
nicht gefolgt. 
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gen/Kreuzen kommen. Es wäre dann ggf. eine Lichtsignalanlage 
nachzurüsten. Aufgrund der Ausgestaltung der übrigen Knotenpunkte 
als Kreisverkehre im Verlauf der OES, wäre auch an dieser Einmün-
dung die Anlage eines Kreisverkehrs optimal. Dadurch würden sich 
die gefahrenen Geschwindigkeiten im Einmündungsbereich reduzie-
ren. 
 

platz anzulegen, nicht gefolgt. Grundsätzlich 
sind Kreisverkehrsplätze an dreiarmigen Kno-
tenpunkten nicht zu bevorzugen. Eine  Unfall-
gefährdung an der Einmündung wird in diesem 
Fall als nicht relevant angesehen, da es sich 
nicht um eine Kreuzung handelt und insbeson-
dere die Zahl der links abbiegenden Fahrzeuge 
sehr gering ist. Darüber hinaus ist die bei einem 
Kreisverkehrsplatz gewünschte ähnliche Größe 
der Verkehrsbelastungen der Kreisverkehrsar-
me in diesem Fall nicht gegeben. Weiterhin ist 
der Platzbedarf für einen Kreisverkehrsplatz an 
dieser Stelle höher. Zudem würde im Bereich 
zwischen dem Platz und dem südwestlich des 
Knotens zurück zu bauenden Straßenverlauf 
eine größere Restfläche entstehen. 
 

Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
 

Zu Landratsamt 
Ludwigsburg 
FB Bauen und Im-
missionsschutz 
(21.12.2016) 

Geplante Bepflanzung 
Aus Gründen der Verkehrssicherheit sollte auf die Anpflanzung von 
Baumreihen und Einzelbäumen entlang der Kreisverkehre verzichtet 
werden. Auch ist zu beachten, dass es während Baumpflegearbeiten 
zu Verkehrsbehinderungen kommen kann. Diese sind vermeidbar. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Laut den Fachplanern (Umweltplanung: Eber-
hard + Partner GbR, Verkehrsplanung: BS-
Ingenieure) befinden sich die Baumpflanzungen 
an den Straßenästen, die auf die Kreisver-
kehrsplätze zuführen, in ausreichendem Ab-
stand von den Fahrbahnen, häufig auf den 
Oberkanten oder im oberen Abschnitt von Ein-
schnittsböschungen. Sie dienen nicht nur der 
Einbindung der Verkehrsbauwerke in die Land-
schaft, sondern auch der optischen Führung 
der Fahrzeugführer, bewirken eine Geschwin-
digkeitsreduzierung und tragen somit zur Ver-
kehrssicherheit bei. 
Verkehrsbehinderungen durch Baumpflegear-
beiten sind wie durch die Unterhaltung  der 
anderen Bestandteile der Straßennebenflächen 
nicht zu vermeiden. Die Bäume sind wesentli-
cher Bestandteil des gesamten Straßenbau-
werks wegen ihrer Funktionen zur optischen 
Führung der Kraftfahrzeuglenker, der land-
schaftsgerechten Einbindung der Straße und 
zur Förderung der allgemeinen Landeskultur. 

 
Der Stellung-
nahme wird 
nicht gefolgt. 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
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Einer straßenbegleitenden lockeren Bepflanzung kann grundsätzlich 
zugestimmt werden. Es ist aber darauf zu achten, dass die Bepflan-
zung sehr niedrig gehalten wird, sodass keine Sichtbeeinträchtigun-
gen entstehen. 
 

Sowohl die Baumpflanzungen als auch flä-
chenhafte Pflanzungen (Strauchpflanzungen) 
sind so angeordnet, dass keine Sichtbeein-
trächtigungen entstehen. 

Wurde beachtet 
 
 
 
 

 Fußgänger und Radverkehr: 
Sowohl das Bauwerk 1: Geh- und Radwegunterführung - parallel zur 
Erdmannhäuser Straße sowie das Bauwerk 4: Geh- und Radwegbrü-
cke - in Richtung Birkhau/Wolfsölden parallel zur Backnanger Straße 
(K1674) sind positiv zu bewerten. Es ist auf eine helle Ausgestaltung 
der Unterführung zu achten, sodass Fußgänger und Radfahrer die 
Unterführung auch nutzen werden. 
 

 
Der Hinweis auf eine helle Ausgestaltung 
der Unterführung kann im Rahmen der Aus-
führungsplanung berücksichtigt werden. 
 

Die Anregungen 
betreffen nicht 
unmittelbar den 
Bebauungsplan, 
sondern die 
Ausführungs-
planung und 
Umsetzung des 
Bebauungs-
plans. Sie füh-
ren deshalb zu 
keiner Ände-
rung des Be-
bauungsplans. 

 
 
Zu Landratsamt 
Ludwigsburg 
FB Bauen und Im-
missionsschutz 
(21.12.2016) 

Der parallel zur K 1604 verlaufende Wirtschaftsweg wird über die 
Fahrbahnteiler des Kreisverkehrs geführt. Außerhalb bebauter Gebie-
te ist die Führung des Radverkehrs auf einseitigen gemeinsamen 
Geh- und Radwegen der Regelfall. An den dadurch entstehenden 
Überquerungsstellen der Zweirichtungswege muss der Verdeutlichung 
der Wartepflicht für die beiden Fahrtrichtungen im Radverkehr beson-
dere Aufmerksamkeit gewidmet werden. 

Der Hinweis auf die Querungssituation kann 
im Rahmen der Ausführungsplanung be-
rücksichtigt werden. Laut den Fachplanern 
(Verkehrsplanung: BS-Ingenieure) handelt es 
sich an dieser Stelle jedoch nicht um einen 
querenden Geh- und Radweg, sondern lediglich 
um einen schmalen straßenbegleitenden Weg. 

Die Anregung 
betrifft nicht 
unmittelbar den 
Bebauungsplan, 
sondern die 
Ausführungs-
planung. Sie 
führt deshalb zu 
keiner Ände-
rung des Be-
bauungsplans. 

    

Landesnatur-
schutzverband BW 
e. V. 
(04.11.2016) 

Der Landesnaturschutzverband hat bereits in seinen Stellungnahmen 
vom 20.7.2008 und 6.4.2010 zur diesbezüglichen Änderung des Flä-
chennutzungsplans für den Gemeindeverwaltungsverband Marbach 
seine ablehnende Haltung zu dieser Planung zum Ausdruck gebracht, 
daran hat sich bis heute nichts geändert. 
 
Die vorgelegten fachlich gut ausgearbeiteten Berichte und Gutachten 
bestätigen den durch diese Planung verursachten schwerwiegenden 
Eingriff in Natur und Landschaft. Daran ändern auch die geplanten 

 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
Laut den Fachplanern (Umweltplanung: Eber-
hard + Partner GbR)  wird der fraglos vorlie-
gende Eingriff in Natur und Landschaft wird 

 
 
 
 
 
 
Der Stellung-
nahme wird 
nicht gefolgt: 
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Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen nichts. 
Besonders gravierend sind die Verluste von Streuobstwiesen, 
 
 
 
die Beeinträchtigung des Beckentales durch das Brückenbauwerk; 
 
 
 
 
 
 
die Verluste von Ackerflächen 
 
 
 
 
 
 
und deren Zerschneidung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

sowie die Beeinträchtigung der Lebensräume von Feldlerche 
 
 

durch ein umfangreiches Konzept von Aus-
gleichs- und Ersatzmaßnahmen kompensiert 
(vgl. GOP Kap. 4). 
 
Der Verlust von 0,60 ha Fettwiese mittlerer 
Standorte mit Streuobstbestand wird durch die 
Anlage von 4 ha Obstwiesen ausgeglichen 
(Maßnahmen M3 und M3a). 
 
Die Beeinträchtigung des Beckentales wird 
gegenüber der theoretisch möglichen Anlage 
eines Straßendammes durch die Brückenbau-
werke mit weitem Durchlass gemindert, insbe-
sondere durch die Aufrechterhaltung der funkti-
onalen Beziehungen und der Durchgängigkeit 
des Tales. 
 
Die Verluste von Ackerflächen, die überdies 
einen naturschutzfachlich geringen Wert haben, 
werden ebenfalls durch die oben genannte 
Anlage von Obstwiesen sowie durch die Anlage 
von extensivem Grünland ausgeglichen. 
 
Die Zerschneidungswirkungen im Beckental 
werden durch die Brückenbauwerke mit weitem 
Durchlass, durch die Modellierung des Tales 
sowie durch die Bepflanzung, nämlich 

- extensives Grünland und naturnahe Obst-
wiesen im Kontakt zu den vorhandenen 
ortsnahen Streuobstwiesen als typischem 
Element der Kulturlandschaft (Maßnahmen 
M2 bis M4), 

- Gehölzpflanzungen auf den Straßenbö-
schungen zur landschaftsgerechten Einbin-
dung der Straße und als Leitelemente für 
Fledermäuse und Vögel zu den ausrei-
chend dimensionierten Brücken (Maßnah-
me M6) 

gemindert. 
 

Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
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und Zauneidechse. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wie jede neue Umgehungsstraße führt diese zu zusätzlichem Verkehr 
und dazu, daß schneller gefahren wird. 
Der Bau neuer Straßen verstößt gegen das gemeinsame Ziel von 
Landesregierung und Umweltverbänden, den Flächenverbrauch zu 
reduzieren. 
 
Der Landesnaturschutzverband empfiehlt stattdessen die Anordnung 
eines LKW-Durchfahrtsverbotes sowie die Entschleunigung der be-
stehenden Ortsdurchfahrt. Dies bedeutet eine Reduzierung der zuläs-
sigen Geschwindigkeit (Tempo 30) sowie entsprechende optische und 
bauliche Maßnahmen. 
 

Für die Feldlerche werden Buntbrachesteifen 
als Brut- und Nahrungsflächen im Gewann 
'Siebzehn Morgen', d. h. im Siedlungsgebiet der 
betroffenen Population angelegt (Maßnahme 
M12). 
 
Für die Zauneidechse wird ein spezieller Habi-
tat in südexponierter Lage mit Magerrasenflä-
chen, Schotter- oder Kies- und Sandhaufen als 
Sonn- und Versteckplätzen angelegt (Maßnah-
me M11). 
 
 
Der Bau der Ortsentlastungsstraße Affalterbach 
folgt dem Ziel, den Ortskern von den hohen 
Verkehrsmengen zu entlasten. 
 
 
Straßen stehen grundsätzlich der Allgemeinheit 
zur Nutzung zur Verfügung. Beschränkungen 
dieses Rechts sind nur unter bestimmten Vo-
raussetzungen möglich. Dazu gehört, dass 
dadurch keine unzumutbaren Veränderungen 
an anderen Orten verursacht werden. Laut den 
Fachplanern (Verkehrsplanung: BS-Ingenieure) 
stehen zur Umsetzung eines Schwerverkehrs-
durchfahrtsverbots in Affalterbach keine unkriti-
schen Alternativrouten zur Verfügung. 
 
Der Landesnaturschutzbund wird darauf hinge-
wiesen, dass in der Ortsdurchfahrt Affalterbach 
seit einiger Zeit bereits eine Geschwindigkeits-
beschränkung auf 30 km/h besteht. 

 
 
 
 
 
 
 
Der Stellung-
nahme wird 
nicht gefolgt. 
 
 
 
Der Empfehlung 
kann nicht ge-
folgt werden 
und hat keine 
Änderung des 
Bebauungs-
plans zufolge. 
 

Handwerkskammer 
Region Stuttgart 
(12.10.2016) 

Zu diesem Bebauungsplan haben wir keine Bedenken oder Anregun-
gen; Belange des Handwerks sehen wir aktuell nicht negativ betroffen. 
 

 
Kenntnisnahme 

 
 

Gemeinde Erd-
mannhausen 
(31.10.2016) 

für die Beteiligung an dem o. g. Bebauungsplanverfahren bedanken 
wir uns. 
Zu dem Bebauungsplan werden weder Bedenken noch Anregungen 
vorgebracht. 

 
Kenntnisnahme 
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Gemeinde Kirch-
berg an der Murr 
(02.11.2016) 

die Gemeinde Kirchberg an der Murr begrüßt weiterhin die geplante 
Anbindung der K 1604 mittels Kreisverkehr. 
Wir bitten Sie nach wie vor, dafür Sorge zu tragen, dass sich die Nie-
derschlagsabflüsse in Richtung Kirchberg gegenüber dem Bestand 
nicht erhöhen. 
 

 
Die geplante Entwässerung der OES führt zu 
keiner Erhöhung der Niederschlagsabflüsse. 
 

 
 

Gemeinde  
Leutenbach 
(06.10.2016) 

die Gemeinde Leutenbach hat vom o. g. Verfahren Kenntnis genom-
men. Bedenken oder Anregungen werden nicht vorgebracht. 
 

 
Kenntnisnahme 

 
 

Stadt Marbach am 
Neckar 
(02.11.2016) 

mit Schreiben vom 29. September 2016 haben Sie uns den Entwurf 
des Bebauungsplanes „Ortsentlastungsstraße Affalterbach" zur Stel-
lungnahme zugesandt und uns über die öffentliche Auslegung des 
Bebauungsplanentwurfes unterrichtet. Der Ausschuss für Umwelt und 
Technik des Marbacher Gemeinderates hat in seiner Sitzung am 27. 
Oktober 2016 über den Bebauungsplanentwurf beraten und folgenden 
Beschluss gefasst: 
 
Die Stadt Marbach am Neckar stimmt dem Entwurf des Bebauungs-
planes „Ortsentlastungsstraße Affalterbach" zu. Es wird darauf hinge-
wiesen, dass sich seit dem Beschluss über den Bebauungsplanvor-
entwurf folgende Änderungen der Rahmenbedingungen ergeben ha-
ben: 
 
Finanzierungszusagen für den vierspurigen Ausbau der B14 zwischen 
Nellmersbach und Backnang West, so dass eine zeitnahe Realisie-
rung absehbar ist. Für den Abschnitt Nellmersbach bis Waldrems 
erfolgt der Baubeginn in Kürze. Voraussichtliche Aufstellung eines 
Luftreinhalteplans in Steinheim und in Marbach am Neckar. 
Die Stadt Marbach am Neckar regt an, die Entscheidung für den Bau 
der Ortsentlastungsstraße vor dem Hintergrund der oben genannten 
aktuellen Entwicklungen nochmals zu prüfen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
Der Ausbau bzw. Neubau der B 14 ist im plan-
festgestellten Umfang bis zum Anschluss der L 
1115 westlich von Backnang in der Verkehrsun-
tersuchung zur OES Affalterbach berücksich-
tigt.  
 
Der Bau der Ortsentlastungsstraße Affalterbach 
folgt dem Ziel, den Ortskern von den hohen 
Verkehrsmengen zu entlasten. 
Laut den Fachplanern (Verkehrsplanung: BS-
Ingenieure) sind von potenziellen aus eventuel-
len Luftreinhalteplänen Steinheim und Marbach 
resultierenden Maßnahmen keine in dieser 
Hinsicht relevanten Auswirkungen zu erwarten. 
Eventuelle Verkehrsbeschränkungen in Mar-
bach aus Gründen der Luftreinhaltung betreffen 
voraussichtlich nicht die Verbindung ins 
Neckartal über die Route L 1127 – K 1602. 
Eventuelle Maßnahmen im Zuge der  L 1126 in 
Steinheim sind zweifellos für die Ortsdurchfahrt 
von Affalterbach von untergeordneter Bedeu-
tung. 

 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
 
 
 
Die Anregungen 
wurden geprüft. 
Die Änderungen 
der Rahmenbe-
dingungen sind 
für die Ortsdurch-
fahrt von Affal-
terbach von un-
tergeordneter 
Bedeutung. 
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Stadt Remseck am 
Neckar 
(05.10.2016) 

mit Schreiben vom 29.09,2016, Az 621.40 / Dö / Br, wurde die Große 
Kreisstadt Remseck am Neckar als Nachbargemeinde über die Ent-
wurfsbeteiligung gemäß § 4 Abs. 2 BauGB zum o. g. Bebauungsplan-
verfahren informiert. Wir bedanken uns für die Information und auch 
für die Möglichkeit bis 07.11.2016 Stellung nehmen zu können. 
 
Nach Prüfung des dargestellten Planbereichs wurde festgestellt, dass 
auch weiterhin die Belange der Großen Kreisstadt Remseck am 
Neckar durch die vorgenannte Planung im Wesentlichen nicht berührt 
werden. Dies vor allem vor dem Hintergrund, dass diese Ortsumfah-
rung auf der der Gemarkung Hochdorf abgewandten Seite geplant ist 
und gemäß der durchgeführten Verkehrsuntersuchung vom November 
2007 keine Verkehrsmengenzuwächse für die K 1669 (Hochdorf — 
Affalterbach) zu erwarten sind. 
 
Wir bitten dennoch um weitere Beteiligung am Verfahren. 
 

 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Stadt Waiblingen 
(21.10.2016) 

Vielen Dank für Ihr Schreiben vom 29.09.2016 und die Möglichkeit der 
Stellungnahme zum o.g. Verfahren. 
Belange der Stadt Waiblingen werden nicht berührt. 

 
 
Kenntnisnahme 

 
 

Syna GmbH 
(13.10.2016) 

für die Übersendung der oben genannten Unterlagen danken wir 
Ihnen und nehmen nachfolgend gerne dazu Stellung. 
 
Gegen den im Betreff genannten Bebauungsplan bestehen von unse-
rer Seite aus keine Bedenken. 
 
Innerhalb des Planbereichs befinden sich unsere elektrischen Anla-
gen. Zu Beginn der Tiefbauarbeiten im Bereich unserer Kabel bitten 
wir um Einholung der aktuellen Kabellage über unsere Internetseite 
www.syna.de (--› Alle Portale im Überblick Zentrale Planauskunft). 
Außerdem bitten wir um Beachtung unseres „Merkhefts für Baufach-
leute" welches ebenfalls auf unserer Internetseite heruntergeladen 
werden kann. 
 
Bei Fragen oder Unklarheiten zur Planauskunft bzw. zum Merkheft 
kontaktieren Sie bitte die Planauskunft der Syna per Mail: 
peo.serviceesvna.de oder per Telefon unter der Rufnummer: 
069/3107-2188. 
 

 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
Die Hinweise zu den elektrischen Anlagen 
können im Rahmen der Ausführungspla-
nung berücksichtigt werden.  
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
Die Anregung 
betrifft nicht 
unmittelbar den 
Bebauungsplan, 
sondern die 
Ausführungs-
planung. Sie 
führt deshalb zu 
keiner Ände-
rung des Be-
bauungsplans. 
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Bei technischen Fragen steht Ihnen unser Netzplaner Herr Matthias 
Wörz unter der Tel.-Nr. 07144/266-355 zur Verfügung. 
 

Kenntnisnahme  
 

Netze BW GmbH 
(06.10.2016) 

Im Bereich des o.g. Bauvorhabens unterhalten bzw. planen wir keine 
elektrischen Anlagen.  
 
Wir haben daher zum geplanten Vorhaben keine Anregungen oder 
Bedenken vorzubringen. 
 

 
 
 
Kenntnisnahme 

 
 
 
 

Terranets bw 
GmbH 
(04.10.2016) 

wir bedanken uns für die Beteiligung am oben genannten Bebauungs-
planverfahren. 
 
In dem bezeichneten Gebiet (gilt nur für rot markierten Bereich) liegen 
keine Anlagen der terranets bw GmbH, so dass wir von dieser Maß-
nahme nicht betroffen werden. 
 
Da unser Leitungsnetz von Ihrer angefragten Baumaßnahme weit 
entfernt ist, bitten wir Sie zukünftig vorrangig unseren unten aufgeführ-
ten Link zur kostenlosen Onlineauskunft zu nutzen. 
ht s://www.online-leitungsauskunft.net/ 

 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 



  56/313 

terranets bw          Anlage 1 
 



  57/313 

Stellungnahme 
von 

Inhalt der Stellungnahmen Stellungnahme des Planers / der Verwaltung 
Beschluss-
empfehlung  

Unitymedia BW 
GmbH 

(14.10.2016) 

vielen Dank für Ihre Informationen. 
 
Im Planbereich liegen Versorgungsanlagen der Unitymedia BW 
GmbH. 
 
Ihre Anfrage wurde an die zuständige Fachabteilung weiter geleitet, 
die sich mit Ihnen zu gegebener Zeit in Verbindung setzen wird. Bis 
dahin bitten wir Sie, uns am Bebauungsplanverfahren weiter zu betei-
ligen. 
 
Für Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. Bitte geben 
Sie dabei immer unsere oben stehende Vorgangsnummer an. 
 

 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
Die Unitymedia BW GmbH wird am weiteren 
Verfahren beteiligt werden. 
 
 
Kenntnisnahme 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Zweckverband 
Landeswasserver-
sorgung 
(05.10.2016) 

im Geltungsbereich der oben genannten Baumaßnahme befinden sich 
keine Betriebsanlagen der Landeswasserversorgung. 
 
Andere, insbesondere kommunale Versorgungsleitungen sind bei der 
Stadtverwaltung bzw. bei den entsprechenden Trägern zu erheben. 
 
Die übersandten Unterlagen geben wir anbei zurück. 
 

 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 

BUND Ortsgruppe 
Affalterbach 
(01.11.2016) 

 
ls Träger öffentlicher Belange wurden wir aufgefordert zu der geänder-
ten Planung Stellung zu nehmen. 
Hierzu verweisen wir auf unsere grundsätzlich ablehnende Stellung-
nahme vom März 2011. 
 

 
Auf die Abwägungstabelle im Rahmen der früh-
zeitigen Beteiligung wird verwiesen. Dem Ge-
meinderat waren die Einwendungen bekannt. 
Er hat dem damaligen Vorschlag der Verwal-
tung zugestimmt und hält an der damaligen 
Stellungnahme fest.  
 

 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 

 Leider wurde die von uns vorgeschlagene Variante (Tunnellösung), 
durch welche die Auswirkung der erheblichen Eingriffe in Natur- und 
Artenschutz zumindest etwas vermindert worden und die Zerstörung 
des Landschaftsbildes nicht so gewaltig gewesen wäre, aus angeblich 
untragbaren Mehrkosten weder diskutiert noch näher untersucht. Wie 
wir teilweise bereits ausgeführt haben, bietet eine Lösung, den Verlauf 
der Ortsentlastungsstraße in Geländeeinschnitten bzw. einer teilwei-
sen Untertunnelung zu führen, mehrere Vorteile: Einfachere Überque-
rung der Straße nach Birkau (Auffahrt zur OES über AMG-Kreisel), 

Mit einer Tunnellösung hätten die Kreisstraßen 
nach Erdmannshausen, Kirchberg an der Murr 
und nach Burgstetten-Burgstall nicht ange-
schlossen werden können. Die Ortsentlas-
tungswirkung der geplanten Straße wäre somit 
womöglich nicht mehr oder in viel geringerem 
Maße gegeben gewesen. Zudem spricht gegen 
eine Tunnellösung das angetroffene Grund-
wasser (s. u. „Thema Grundwasserblase“). 

Dem Vorschlag 
wird nicht ge-
folgt. 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
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Lärmschutz, weniger „verlorene Höhe", geringere Brückenhöhen usw. 
Nur eine Variantenuntersuchung mit Gegenüberstellung aller Vor- und 
Nachteile erlaubt eine sachliche Beurteilung. 
 

BUND Ortsgruppe 
Affalterbach 
(01.11.2016) 

Nach eingehender Prüfung des aktuellen Entwurfs sind wir der Auf-
fassung, dass gegenüber der damals vorliegenden Planung eine noch 
erheblich stärkere Verschandelung der Landschaft in Kauf genommen 
werden soll. Nicht nur, dass die Brückenbauten im Beckental höher 
sind und damit weit stärker in Erscheinung treten, 
 
 
 
 
 
 
wird vor allem durch den vorgesehenen Fuß- und Radweg mit seinen 
langen, hohen und relativ steilen Rampen ein Bauwerk in die Land-
schaft gesetzt, das an Monstrosität kaum zu überbieten ist. 
 

Laut den Fachplanern (Umweltplanung: Eber-
hard + Partner GbR, Verkehrsplanung: BS-
Ingenieure) werden gegenüber der Lösung, das 
Beckental mit einem Damm zu queren, durch 
die Lösung mit zwei breiten Brücken die Sicht-
beziehungen und damit die Erholungsfunktion 
teilweise erhalten sowie die funktionalen Bezie-
hungen 

- Transferraum für Fledermäuse  

- Kaltluftabflussgebiet 
weitgehend erhalten. 
Durch die Modellierung im Umfeld der OES, die 
Anlage von Obstwiesen (Maßnahme M 3 und 
M3a), die Anlage von extensivem Grünland 
(Maßnahmen M2, M2a und M4) sowie die Be-
pflanzung der Straßenböschungen (Maßnahme 
M6) wird diese landschaftsgerecht in die Land-
schaft eingebunden. 
Die Fuß- und Radwegebrücke an der Verknüp-
fung der K 1674 mit der OES ist zur gefahrlo-
sen Querung erforderlich (Fußgänger- und 
Radfahrerbeziehung nach Birkhau und Wolfsöl-
den, Schulkinder). Die Absenkung der OES im 
Bereich des Kreisverkehrsplatzes um ca. 1 m 
unter Gelände reduziert die Brückenhöhe über 
Gelände . Eine tiefere Absenkung war aus 
Gründen des Schutzes oberflächennahen 
Grundwassers entsprechend der Forderung der 
Wasserwirtschaftsverwaltung nicht möglich. Die 
gewählte Rampenneigung beträgt ca. 5 %. Die 
Brücke wird durch eine alleenartige Baumbe-
pflanzung landschaftsgerecht eingebunden. 

Der Stellung-
nahme wird 
nicht gefolgt. 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Stellung-
nahme wird 
nicht gefolgt. 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 

 Abgesehen von den Mehrkosten, die die genannten Änderungen wohl 
auch nach sich ziehen werden (und wodurch eine nähere Untersu-
chung unseres Vorschlages umso mehr berechtigt ist), haben wir we-
gen der Benutzung des Überganges (z. B. im Winter bei Glätte) für 

Die Forderung einer geringeren Rampennei-
gung als die bisher vorgesehen 5 % wird für 
die weitere Planung aufgenommen, so dass 
für Menschen mit motorischen Einschrän-

In der Ausfüh-
rungsplanung 
wird die Wege-
querung über 
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Schüler und behinderte Menschen erhebliche Bedenken. Der Anstieg 
bzw. das Gefälle mit deutlich über 3% (nicht normgerecht) ist für Roll-
stuhlfahrer kein geringes Hindernis. 
Aus den genannten Gründen können wir dort vorliegenden Pla-
nung der Ortsumgehung keinesfalls zustimmen. 
 

kungen zwischen Birkhau und Affalterbach 
kein wesentliches Hindernis entsteht. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die geplante Unterführung an der K 1603 
zwischen Affalterbach und Erdmannhausen 
wird Längsneigungen von maximal 6 % auf-
weisen. Sie entspricht somit den Anforde-
rungen des Radverkehrs. Der Weg dient 
dem Schulradverkehr, nicht dem Schulfuß-
verkehr.  
 
 
 

die Ortsentlas-
tungsstraße an 
der K1674 zwi-
schen Birkhau 
und Affalter-
bach so ausge-
bildet, dass für 
Menschen mit 
motorischen 
Einschränkun-
gen kein we-
sentliches Hin-
dernis entsteht. 
Die geplante 
Unterführung 
an der K 1603 
zwischen Affal-
terbach und 
Erdmannhau-
sen wird 
Längsneigun-
gen von maxi-
mal 6 % aufwei-
sen. 
Die Anregung 
betrifft nicht 
unmittelbar den 
Bebauungsplan, 
sondern die 
Ausführungs-
planung. Sie 
führt deshalb zu 
keiner Ände-
rung des Be-
bauungsplans. 

 Uns ist nicht bekannt geworden, weshalb die bei der Bodenuntersu-
chung festgestellte Wasserblase, die eine Änderung der bisherigen 
Planung erforderlich machte und die auch unserem Vorschlag im We-
ge ist, unbedingt erhalten werden müsste (Wassermangel ist in unse-
ren Breiten kein Thema und das gespeicherte Wasser könnte auch an 

Laut dem Gutachtern (Ing.-Büro Voigtmann: 
Geotechnik, Wasserwirtschaft und Umwelttech-
nik) hatte aufgrund der ausgeführten Beobach-
tungen und Pumpversuche sich gezeigt, dass 
es sich bei diesem Wasser (der sog „Grund-

Der Stellung-
nahme wird 
nicht gefolgt. 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
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eine andere Stelle verlagert werden). Sicher ist dies auch ein Stück 
Natur, da aber immer betont wird, dass es vor allem um den Men-
schen geht, wird es für dieses Problem eine Lösung geben, welche 
die weitaus größeren Eingriffe (siehe oben) vermeidet. 
Gerne sind wir bereit unsere Argumente in einem sachbezogenen 
Dialog mit Ihnen auszutauschen und zu diskutieren. Über Ihr Ge-
sprächsangebot würden wir uns sehr freuen. 
 

wasserblase") um kein begrenztes Grundwas-
servorkommen handelt, welches beim An-
schneiden nur kurz nachfließt und dann ver-
siegt, sondern um ständig nachfließendes 
Grundwasser. Bei der ursprünglichen Planung 
wäre eine ständige Ableitung des anfallenden 
Gipskeuperwassers zu befürchten und gleich-
zeitig infolge der Wasseraustritte mit einer De-
stabilisierung der Böschungen zu rechnen ge-
wesen. Hierdurch wäre dem  Grundwasserkör-
per dauerhaft Wasser entzogen worden, was 
aus wasserwirtschaftlicher Sicht nicht wün-
schenswert ist. Die Umplanung war notwendig, 
um diesen ständigen Eingriff ins Grundwasser 
zu vermeiden.  
Falls Gesprächsbedarf besteht, kann gerne auf 
die Gemeinde zugegangen werden.  
 

gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
 

Bauernverband 
Heilbronn-
Ludwigsburg 
(18.11.2016) 

Für die Übersendung der Unterlagen zu o.g. Planungen und der Ge-
legenheit zur Stellungnahme möchten wir uns zunächst bedanken, 
sowie die Gewährung der Verlänge-rung der Stellungnahmefrist bis 
zum 18.11.2016. 
Den Bau der geplanten Ortsentlastungsstraße lehnen wir auch in der 
vorliegenden Form aus landwirtschaftlicher Sicht vollumfänglich ab. 
Der Eingriff in die hochwertigen landwirtschaftlichen Böden und die 
Entwicklungsbereiche der Hofstellen im Außenbereich sind unverhält-
nismäßig und begründen aus unserer Sicht keinen abwägungsfähi-
gen Bebauungsplan. 

 
 
 
Laut den Fachplanern (Umweltplanung: Eber-
hard + Partner) wurde die hohe Wertigkeit der 
Böden mit dem ihr zukommenden Gewicht er-
hoben, bewertet und problematisiert. In der 
Konfliktbewertung wird die hohe Bedeutung der 
Böden im Umweltbericht (S. 79), in der UVS (S. 
202) und im GOP (S. 99 f) herausgestellt und 
als Konfliktschwerpunkt benannt. 
 
Die Gemeinde hat als Trägerin der kommuna-
len Planungshoheit im Rahmen der Baulteipla-
nung Entscheidungen zur städtebaulichen Ent-
wicklung und Ordnung zu treffen. Sie hat ge-
mäß § 1 Abs. 7 die öffentlichen und privaten 
Belange gegeneinander und untereinander 
gerecht abzuwägen. Dabei hat sie die im § 1 
Abs. 6 BauGB genannten öffentlichen Belange, 
u. a. 

- die allgemeinen Anforderungen an gesunde 

 
 
 
Der Stellung-
nahme wird 
nicht gefolgt. 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
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Wohn- und Arbeitsverhältnisse und die Si-
cherheit der Wohn- und Arbeitsbevölke-
rung,  

- die Erhaltung, Erneuerung, Fortentwick-
lung, Anpassung und den Umbau vorhan-
dener Ortsteile sowie die Erhaltung und 
Entwicklung zentraler Versorgungsberei-
che, 

- die Belange des Umweltschutzes, ein-
schließlich des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege, insbesondere die Aus-
wirkungen auf Boden, 

- die Vermeidung von Emissionen, 

- die Belange der Land- und Forstwirtschaft, 

- die Belange des Personen- und Güterver-
kehrs und der Mobilität der Bevölkerung 

zu berücksichtigen. In diesem vorgegebenen 
Rahmen darf sie Gewichtungen von Belangen 
vornehmen. Diese erarbeitete sie im vorliegen-
den Falle durch die vorgelegten umfangreichen 
Unterlagen und Gutachten. Sie begründet sie 
zusammengefasst in der Unterlage 1 Nr. 5 - 
Begründung zum Bebauungsplan-Entwurf. 
 

Zu Bauernverband 
Heilbronn-
Ludwigsburg 
(18.11.2016) 

Es werden ca. 9,21 ha für den Bau des Straßengrundes und der An-
lagen benötigt (3,81 ha für Straße und Bankett und 5,4 ha für Bö-
schung und Regenrückhaltebecken). 
Hinzu kommen die Flächen für Ausgleichsmaßnahmen. Insgesamt 
gehen an landwirtschaftlichen Böden 11,79 ha unwiederbringlich ver-
loren. 
 

Laut den Fachplanern (Umweltplanung: Eber-
hard + Partner GbR) beträgt die Summe der 
Maßnahmen zur Nutzungsumwandlung und -
extensivierung außerhalb der Straßenböschun-
gen einschließlich der artenschutzrechtlichen 
Maßnahmen (Maßnahmen M2, M2a, M3, M3a, 
M4, M6 (Teile außerhalb der Straßenbö-
schung), M7 (Teile außerhalb der Straßenbö-
schung), M8, M11 und M12) 6,79 ha. Die Maß-
nahmenflächen M2 bis M4 (Anlage von exten-
sivem Grünland und von Obstwiesen) sind wei-
terhin - wenn auch weniger intensiv - landwirt-
schaftlich nutzbar (rd. 4,37 ha). Nicht mehr 
landwirtschaftlich nutzbar sind die Maßnahmen-
flächen M8, M11 und M12 (rd. 2,44 ha), doch 

Der Stellung-
nahme wird 
nicht gefolgt. 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
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werden die Bodenfunktionen durch die Nut-
zungsextensivierung verbessert.  
 
Somit beträgt der Verlust an landwirtschaftlich 
genutzten Flächen für den Bau der Straße und 
für Kompensationsmaßnahmen 11,47 ha. 
 

Zu Bauernverband 
Heilbronn-
Ludwigsburg 
(18.11.2016) 

Es sind folgende Betriebe weiterhin durch den Bau der Ortsentlas-
tungsstraße unzumutbar eingeschränkt: 
Dem Betrieb von Landwirt 1, in Affalterbach werden durch den Tras-
senverlauf weiterhin seine Entwicklungsmöglichkeiten im Außenbe-
reich genommen, auch nach Verlegung der Trasse bleibt der Betrieb 
eingeschlossen. Stark betroffen sind auch die Betriebe von Landwirt 
3, in Affalterbach und der Betrieb des Landwirts 2, in Affalterbach, 
sowie der Betrieb des Landwirts 5 in Affalterbach und des Landwirts 4, 
Affalterbach.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wir gehen davon aus, dass die betroffenen Landwirte ihre rechtlichen 
Möglichkeiten gegen den Bebauungsplan voll ausschöpfen werden, 
um den Bau der Ortsentlastungsstraße zu verhindern, da sie durch die 
vorliegende Planung in ihren grundrechtlich garantierten Rechten 
betroffen sind. 

Der Anregung, mögliche Existenzgefähr-
dungen und die Entwicklungsmöglichkeiten 
zu untersuchen, wurde gefolgt.  
Die Bundesanstalt für Immobilien -Sparte Port-
foliomanagement- Landwirtschaftlicher Gutach-
terdienst in Baden-Württemberg hat die Exis-
tenzgefahr für alle, vom Bauvorhaben betroffe-
nen landwirtschaftlichen Betriebe untersucht. In 
den Gutachten wurde überprüft, ob die Betriebe 
infolge der geplanten Maßnahme „Ortsentlas-
tungsstraße Affalterbach“ in ihrer Existenz be-
droht werden. Alle Gutachten kamen zum Er-
gebnis, dass kein Betrieb durch die geplante 
Maßnahme in seiner Existenz gefährdet wird. 
Auch die Untersuchung der Entwicklungsmög-
lichkeiten insbesondere der Ortsrandbetriebe 
war Gegenstand der Gutachten. Hierbei konnte 
festgestellt werden, dass für einen möglichen 
Erweiterungsbedarf jeweils im Anschluss an die 
vorhandenen Hofflächen ausreichend Erweite-
rungsflächen zur Verfügung stehen. 
Des Weiteren wurde in den Gutachten festge-
stellt, falls durch die OES Wirtschaftserschwer-
nisse und Mehrwege entstehen sollten, sind 
diese im vorgesehenen Flurneuordnungsver-
fahren auszugleichen (s. Gutachten zu den 
betroffenen landwirtschaftlichen Betrieben) 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 

 
Die Belange der 
betroffenen 
landwirtschaft-
lichen Betriebe 
erfordern keine 
Änderung des 
Bebauungs-
plans. Falls 
durch die OES 
Wirtschaftser-
schwernisse 
und Mehrwege 
entstehen, kann 
dies im vorge-
sehenen Flur-
neuordnungs-
verfahren be-
rücksichtigt 
werden.  
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Zu Bauernverband 
Heilbronn-
Ludwigsburg 
(18.11.2016) 

Denn mehrere Landwirte würden durch den Flächenverlust einen so 
erheblichen Teil ihrer Bewirtschaftungsfläche verlieren, dass diese in 
ihrer Existenz bedroht sein würden. Abgesehen davon ist es natürlich 
besonders ärgerlich, dass die Planungen ausgerechnet durch flurbe-
reinigtes Gebiet führen. 
 

s. oben: Sachverständigengutachten 
 
Dass die Planung durch flurbereinigtes Gebiet 
führt, ist nicht vermeidbar. 

s. oben 

 Der Hauptwirtschaftsweg für die Landwirte geht durch die Planung 
verloren, hierfür muss Ersatz geschaffen werden, dieser Ersatz sollte 
durchgehend asphaltiert sein. Der vorgeschlagene Weg, welcher vom 
Betrieb des Landwirts 4 über den eingezeichneten Weg nach Norden, 
in der Nähe des Sportheims führt, ist ungeeignet, da dort Parkplätze 
fehlen und teilweise am Straßenrand geparkt wird und Schlepper hier 
nicht fahren können. Stattdessen wäre der angefügte Weg als Ersatz 
eine erste Überlegung. Der Weg wurde mit dem Flurneuordnungsamt 
Herrn Diemer, dem Landwirtschaftsamt Frau Schmid und örtlichen 
Landwirten in einem ersten Gespräch erörtert. 

Es wurden bereits zwei Termine zur Vorstellung 
des Wegenetzes in Abstimmung mit dem 
Landwirtschaftlichen Ortsverein durchgeführt. 
(21.11.2013 und 06.03.2014). Von den anwe-
senden Landwirten und dem Vertreter des 
Bauernverbandes wurden keine Stellungnah-
men abgegeben. 
 
Die geplante Ortsentlastungsstraße quert bzw. 
durchschneidet vorhandene Feld- und Wirt-
schaftswege. Der Entwurf des Bebauungsplans 
sieht die Ergänzung bzw. den Ersatz verloren 
gegangener Wegeverbindungen vor.  
Wesentlicher Planungsgrundsatz bei der Wege-
konzeption bestand darin, die vorhandenen 
Hofstätten im Außenbereich bestmöglich an 
das landwirtschaftliche Wegenetz sowie an die 
öffentlichen Verkehrsanlagen anzubinden und 
eine bestmögliche Bewirtschaftung der beste-
henden landwirtschaftlichen Flächen sicherzu-
stellen.  
Bei der Planung wurde ebenfalls berücksichtigt, 
die der Erholungsfunktion dienenden Wegebe-
ziehungen zu erhalten. Der Bebauungsplan 
sichert die erforderlichen Flächen. 

Die Belange der 
betroffenen 
landwirtschaft-
lichen Betriebe 
erfordern keine 
Änderung des 
Bebauungs-
plans. Falls eine 
Optimierung 
des Feldwege-
netzes erforder-
lich wird, kann 
dies im vorge-
sehenen Flur-
neuordnungs-
verfahren be-
rücksichtigt 
werden.  
 

Zu Bauernverband 
Heilbronn-
Ludwigsburg 
(18.11.2016) 

 Die Kompetenz der Flurbereinigungsbehör-
de bleibt unberührt. Eine weitere Optimie-
rung des Feldwegenetzes kann voraussicht-
lich im geplanten Flurneuordnungsverfah-
ren erfolgen. 

 

  
 

Hierbei können auch zukünftig sinnvolle Aus-
bauarten der Wege in Abstimmung mit den 
Landwirten berücksichtigt werden. Der Bebau-
ungsplan legt keine Oberflächengestaltung der 

Die Oberflä-
chengestaltung 
von landwirt-
schaftslichen 
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Feldwege fest. Es ist vorgesehen, Ersatz für 
den Wirtschaftsweg zu schaffen. 
Am Sportplatz stehen eine ausreichende An-
zahl an Parkplätzen zur Verfügung. Die Anzahl 
der Parkplätze ist nicht Gegenstand des Be-
bauungsplanverfahrens.  

Wegen ist nicht 
Gegenstand des 
Bebauungs-
planverfahrens 

 Aus den Unterlagen ist nicht klar ersichtlich, ob beim Betrieb des 
Landwirts 6  in Affalterbach die Möglichkeit besteht, die Ortsumge-
hungsstraße zu überqueren (hier sind die Karten ungenau). Dies 
muss sichergestellt sein. 
 

Querungen der Ortsentlastungsstraße sind im 
Bereich der Erdmannhäuser Straße am Kreis-
verkehrsplatz mit K 1603 und zwischen diesem 
KVP und dem Knotenpunkt OES/L 1127 (Mar-
bacher Straße) vorgesehen. 
 

Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 

 Die Maßnahmen betreffend den Artenschutz sollten mit dem Ortsob-
mann in Affalterbach und dem Fachbereich Landwirtschaft (Frau Ma-
rianne Schmid) vorabgestimmt werden. Die Anlage von Buntbra-
chestreifen für die Feldlerche muss zwingend vorab mit dem Eigentü-
mern und dem Pächtern abgestimmt sein. 
Sofern die Gesamtabwägung des Bebauungsplans zu einem Erlass 
führt ist eine unternehmensbezogene Flurbereinigung durchzuführen. 
 

Die endgültige Lage der Buntbrachestreifen 
wird in der Ausführungsplanung bzw. im 
Rahmen des Flurneuordnungsverfahrens 
mit der Landwirtschaft abgestimmt werden.  
 
Die Gemeinde wird sich in einem städtebau-
lichen Vertrag mit dem Landratsamt vor 
Satzungsbeschluss verpflichten, die Maß-
nahme auszuführen. 

Die Anregungen 
betreffen nicht 
unmittelbar den 
Bebauungsplan. 
Sie haben keine 
Änderungen 
des bisher aus-
gelegten Ent-
wurfs zufolge. 
 

 Der geplante Trassenverlauf der Ortsentlastungsstraße zerschneidet 
nahezu alle Flurstücke. Übrig bleiben in vielen Fällen kleine und zu-
dem spitzwinklige Grundstücke, die nicht mehr sinnvoll zu bewirt-
schaften sind. Zudem sind in vielen Fällen die Flurstücke nur noch von 
einer Seite zu erreichen. Da die Befahrbarkeit der Feldwege durch 
den Bau der Ortsentlastungsstraße eingeschränkt und in vielen Fällen 
unmöglich wird, werden die Landwirte durch den Ort fahren müssen, 
um ihre Flächen zu erreichen. Dies wäre eine neue Belastung des 
Ortskerns, die bislang nicht gegeben ist, bei den Planungen aber be-
rücksichtigt werden muss. 
 

Durch ein Flurneuordnungsverfahren kön-
nen spitzwinklige bzw. ungünstig geschnitte 
Grundstücke reduziert werden. Im Anschluss 
an das Bebauungsplanverfahren kann durch 
das geplante Flurneuordnungsverfahren die 
Feldwegeplanung weiter optimiert werden, so 
dass im Ortskern mit keiner höheren Belastung 
durch landwirtschaftliche Fahrzeuge zu rechnen 
ist.  

Die Anregungen  
betreffen nicht 
unmittelbar den 
Bebauungsplan 
und haben kei-
ne Änderungen 
des bisher aus-
gelegten Ent-
wurfs zufolge. 
 

Zu Bauernverband 
Heilbronn-
Ludwigsburg 
(18.11.2016) 

Alles in allem sehen wir die Belange der Landwirtschaft unzureichend 
berücksichtigt. Die einzelnen Betriebe sind durch die Planungen 
übermäßig belastet und wir gehen daher davon aus, dass die Ortsent-
lastungsstraße, so nicht verwirklicht werden kann. 

s. oben zum Thema Sachverständigengutach-
ten und Belange der Landwirtschaft. 
Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
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Bürger 1 
vom 04.11.2016 
 
Vertreten durch 
Kanzlei Dr. Hart-
mann & Kollegen, 
Kronprinzenstraße 
11, 70173 Stuttgart 

in obiger Sache vertreten wir Bürger 1 - beglaubigte Vollmacht auf 
uns in der Anlage -. 
 
Unser Mandant betreibt in Affalterbach einen Pferdehof - derzeit im 
Nebenerwerb -. 
 
Von der Trasse der geplanten Ortsentlastungsstraße (OES) werden 
folgende Grundstücke 
unseres Mandanten betroffen: 
 
Flst.-Nr. 2514, Gewann Weiter Weg, Größe 121,84 ar 
Flst.-Nr. 2515, Gewann Weiter Weg, Größe 59,82 ar 
Flst.-Nr. 2576, Gewann Wolfsölder Weg, Größe 82,12 ar Flst.-Nr. 
2572, Gewann Wolfsölder Weg, Größe 30,52 ar Flst.-Nr. 2571, Ge-
wann Wolfsölder Weg, Größe 41,07 ar Flst.-Nr. 2567, Gewann Wolf-
sölder Weg, Größe 12,06 ar 
Flst.-Nr. 2566, Gewann Wolfsölder Weg, Größe 14,64 ar  
Flst.-Nr. 2565, Gewann Wolfsölder Weg, Größe 8,31 ar 
 
Die Hofstelle befindet sich auf Flst.-Nr. 2577.  
Zur Betriebsbetroffenheit siehe unten Ziff. II. 
 

 
Kenntnisnahme 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 Unser Mandant hat bereits im Jahre 2008 Einwendungen gegen die 
geplante OES erhoben, auf die vollumfänglich verwiesen wird. 
Leider sind diese Einwendungen in der „Behandlung der Stellung-
nahmen aus der frühzeitigen Bürgerbeteiligung der Gemeinde Affal-
terbach - A - 1248 - nicht enthalten, obwohl sie im Auslegungszeit-
raum 2011 nach wie vor Geltung hatten und nicht abgehandelt wa-
ren. 
Im Rahmen der Auslegung des Bebauungsplanentwurfs „Ortsentlas-
tungsstraße Affalterbach" gem. § 3 Abs. 2 BauGB erheben wir in-
nerhalb der Auslegungsfrist vom 07.10.2016 bis 07.11.2016 die 
nachfolgenden Einwendungen in Ergänzung der vorgenannten bis-
herigen Einwendungen. 
 

Bei der Stellungnahme handelt es sich vermutlich 
um eine Stellungnahme zur 6. Änderungen des 
Flächennutzungsplanes (FNP). Diese Stellung-
nahme ging nicht während des Auslegungszeit-
raums ein. 
Dem Gemeinderat waren die Einwendungen im 
Rahmen des FNP-Verfahrens bekannt. Er hat dem 
damaligen Vorschlag der Verwaltung zugestimmt, 
nicht stattzugeben. Wir verweisen hierzu auf die 
Niederschrift über die öffentlichen Verhandlungen 
der Verbandsversammlung des Gemeindeverwal-
tungsverbandes Marbach am Neckar am 29. April 
2009. Der Gemeinderat hält an der damaligen 
Stellungnahme fest. 
Die Einwendungen des Bürgers 1, wie auch die 
betreffende Stellungnahme der Verwaltung werden 

 
 
Die Einwendun-
gen des Bür-
gers 1 aus dem 
Jahr 2008 zur 6. 
Änderung des 
Flächennut-
zungsplans, wie 
auch die betref-
fende Stellung-
nahme der Ver-
waltung werden 
erneut ausge-
legt. 
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erneut ausgelegt. 
Bürger 1 
vom 04.11.2016 
 
Vertreten durch 
Kanzlei Dr. Hart-
mann & Kollegen, 
Kronprinzenstraße 
11, 70173 Stuttgart 

Unser Mandant hat in Anbetracht der schweren Beeinträchtigung 
seines landwirtschaftlichen Betriebes durch die geplante Umge-
hungsstraße sich gemeinsam mit dem ebenfalls der Maßnahme 
betroffenen Landwirt Bürger 6 entschlossen, Herrn Prof. Dr. Ing. 
Dieter Maurmaier, Inhaber des Lehrstuhls für Verkehrswesen an der 
Hochschule für Technik Stuttgart als Sachverständigen in Fragen 
der geplanten Ortsentlastungsstraße zu beauftragen. 
 
In einer gutachterlichen Stellungnahme vom Oktober 2016 - Anlage 
1 - setzt sich Prof. Dr. Maurmaier - dortige Ziff. 1 - 5 - kritisch mit der 
geplanten Ortsentlastungsstraße wie folgt auseinander: 
 

Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 

 
 
 
 
 
 
 
 

 1. In Ziff. 1 verweist Prof. Dr. Maurmaier zunächst auf seine bereits 
in der Sache des Bürgers 4, abgegebene gutachterliche Stellung-
nahme vom Dezember 2014. 
Diese Stellungnahme war von dem ebenfalls durch uns vertretenen 
Mandanten Bürger 4 mit Anwaltsschriftsatz vom 22.06.2015 - dortige 
Anlage 1 und 2 - im Rahmen der Erhebung von Einwendungen ge-
gen die geplante Ortsentlastungsstraße der Gemeinde Affalterbach 
zugeleitet worden. 
 

Der Schriftsatz des Verkehrssachverständigen 
Maurmaier ging im Juni 2015 bei der Gemeinde 
ein. Zu diesem Zeitpunkt war die frühzeitigen Be-
teiligung im Rahmen des Bebauungsplanverfah-
rens, die im Jahr 2011 stattgefunden hatte, längst 
abgeschlossen. 
Nach Einschätzung der Gemeindeverwaltung han-
delt es sich nicht um eine umweltbezogene, son-
dern um eine verkehrstechnische Stellungnahme 
die angesichts der bereits vorliegenden verkehrs-
technischen Gutachten als nicht wesentlich ange-
sehen wurde.  

 

 Unser Mandant Bürger 1 macht sich die dortigen Ausführungen so-
wohl in der gutachterlichen Stellungnahme des Prof. Dr. Maurmaier 
vom Dez. 2014 als auch die mit Anwaltsschriftsatz vom 22.06.2015 
in Sachen des Bürgers 4 gemachten Einwendungen in vollem Um-
fange zu eigen. 
Der Anwaltsschriftsatz vom 22.06.2015 nebst den darin aufgeführten 
Anlagen sowie des Gutachtens Maurmaier vom Dezember 2014 
werden im Auszug in Anlage 2 beigefügt. 
 

 
 
 
Nachfolgend wird zu allen Punkten des Schriftsat-
zes Stellung bezogen.  

Der Schriftsatz 
ist als Anlage 
der Abwä-
gungstabelle 
beigefügt und 
wird im Rahmen 
der erneuten 
Entwurfsoffen-
lage ausgelegt 
werden. 
 

Bürger 1 
vom 04.11.2016 
 
Vertreten durch 

Als Fazit hält Prof. Dr. Maurmaier in seiner gutachterlichen Stellung-
nahme vom Oktober 2016 fest, dass auf der Grundlage der vorlie-
genden Gutachten (Verkehrsanalyse 2007 BS Ingenieure, Juli 2007; 
Verkehrsprognose BS Ingenieure, November 2007 und Fortschrei-

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wurden 
alle erforderlichen Untersuchungen zur OES Affal-
terbach durchgeführt. Insbesondere beinhalten 
diese differenzierte Beurteilungen der Immissio-

Die Stellung-
nahme wird 
nicht geteilt. 
Im Rahmen des 
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Kanzlei Dr. Hart-
mann & Kollegen, 
Kronprinzenstraße 
11, 70173 Stuttgart 

bung Verkehrsuntersuchung Ortsentlastungsstraße Affalterbach BS 
Ingenieure, Oktober 2013) keine abschließende Bewertung der Er-
forderlichkeit der Ortsentlastungsstraße möglich ist. Als Argument 
der Erforderlichkeit dient - so Prof. Dr. Maurmaier - in diesen Unter-
suchungen ausschließlich die Verkehrsentlastung der Innerortsstra-
ßen. Jedoch sind nach Prof. Dr. Maurmaier die Wirtschaftlichkeit, 
Effizienz, die Bilanz der Immissionen, 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
die Flächeninanspruchnahme sowie 
 
 
 
 
die ökologischen Wirkungen sowohl für den Ohnefall (Planungsfall 
0) als auch für den Mitfall (Planungsfall 1) jedoch zusätzlich zu ermit-
teln und gegeneinander abzuwägen. Dies ist auf Seiten der planen-
den Gemeinde Affalterbach nicht der Fall. 
 

nen, des Flächenbedarfs und der ökologischen 
Situation. 
 
In der Umweltprüfung / Umweltverträglichkeitsstu-
die (Unterlage 4) sind die Varianten nach dem 
Stand der Wissenschaft und Technik miteinander 
verglichen worden. Selbstverständlich sind sie 
auch mit dem Planungs-Nullfall verglichen worden. 
Im Themenbereich Immissionen ist dies z. B. durch 
die Abbildungen 52 bis 56 (Lärmbelastung im Pla-
nungsfall 0 und im Planungsfall 1, tags, nachts, 
Differenzkarte zwischen Planungsfall 1 und Pla-
nungsfall 0) sowie durch die Tabelle 41 (Konzent-
ration ausgewählter Schadstoffe ohne und mit 
Ortsentlastungsstraße) dokumentiert. 
 
Die Flächeninanspruchnahme für den Planfall ist 
im GOP dokumentiert (Tab. 5.2, S. 178). Die Flä-
cheninanspruchnahme für den Ohnefall beträgt 0 
ha. 
 
Die ökologischen Wirkungen für den Ohnefall sind 
in der Umweltverträglichkeitsstudie  durch die Be-
schreibung der bestehenden Belastungen (Kap. 
3.3) sowie durch die Raumanalyse (Kap. 4) be-
schrieben. 
 
Die betriebsbedingten Wirkungen des Prognose-
Nullfalles 2025 sind ermittelt, beschrieben und 
dokumentiert 

- in Kap. 6.2. der Umweltprüfung / UVS „Ver-
kehr“ bzw. Kap. 6.1.2.1 des Umweltberichtes 
(inkl. Darstellung der Differenzbelastung zum 
Planfall 2025 und Beurteilung); 

- in Kap. 6.2.2 der Umweltprüfung / UVS 
„Trenneffekte“ bzw. Kap. 6.1.2.2 des Umwelt-
berichtes (inkl. Darstellung der Differenzbelas-
tung zum Planfall 2025 und Beurteilung); 

- in Kap. 6.2.3 der Umweltprüfung / UVS „Lärm“ 

Bebauungsplan-
verfahrens wur-
den alle erforder-
lichen Untersu-
chungen zur 
OES Affalterbach 
durchgeführt. 
Insbesondere 
beinhalten diese 
differenzierte 
Beurteilungen 
der Immissionen, 
des Flächenbe-
darfs und der 
ökologischen 
Situation. 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
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bzw. Kap. 6.1.2.3 des Umweltberichtes (inkl. 
Darstellung der Differenzbelastung zum Plan-
fall 2025 und Beurteilung); 

- in Kap. 6.2.4 der Umweltprüfung / UVS „Luft-
schadstoffbelastung“ bzw. Kap. 6.1.2.4 des 
Umweltberichtes (inkl. Darstellung der Diffe-
renzbelastung zum Planfall 2025 und Beurtei-
lung). 

Die Beschreibung und Beurteilung der bau-, anla-
ge- und betriebsbedingten Auswirkungen des Vor-
habens in Kap. 7, 8, 9, 10, 11 der Umweltprüfung / 
UVS bzw. Kap. 7 des Umweltberichtes beinhaltet 
die Darstellung der nachteiligen Veränderungen, 
aber auch der Entlastungseffekte für Mensch und 
Umwelt, die sich aus der Gegenüberstellung der 
Umweltsituation / des Umweltzustandes im Be-
stand (Nullfall) und im Planfall ergeben. 
 

Bürger 1 
vom 04.11.2016 
 
Vertreten durch 
Kanzlei Dr. Hart-
mann & Kollegen, 
Kronprinzenstraße 
11, 70173 Stuttgart 

2. In Ziff. 2 seiner gutachterlichen Stellungnahme beanstandet Prof. 
Dr. Maurmaier, dass aus den genannten Gutachten der Gemeinde 
Affalterbach die Wirkungen anderer geplanter bzw. bereits umge-
setzter Maßnahmen, die Auswirkungen auf die Verkehrsbelastung in 
Affalterbach haben können, nicht oder zumindest nicht ausreichend 
hervorgehen. 
 
a) Beispielhaft nennt Prof. Dr. Maurmaier den Ausbau der B14 Mar-
bach - Backnang (West) und der L1115 Backnang - A81, AS Munde-
lsheim sowie den Nord-Ost-Ring Stuttgart von Kornwestheim nach 
Fellbach. 
Tatsächlich ist der weitere B14-Ausbau gesichert - siehe beiliegen-
den Auszug aus der Stuttgarter Zeitung vom 21.09.2016 - Anlage 3 -
. Damit ist auch der weitere Aus-  
bau der L1115 von Backnang (West) - AS Mundelsheim kurzfristig 
realisierbar. 
 

Laut den Fachplanern (Verkehrsplanung: BS-
Ingenieure) ist der Ausbau bzw. Neubau der B 14 
im planfestgestellten Umfang bis zum Anschluss 
der L 1115 westlich von Backnang in der Ver-
kehrsuntersuchung zur OES Affalterbach berück-
sichtigt. Ebenso ist der Ausbau der L 1115 zwi-
schen der AS Mundelsheim (A 81) und Backnang 
(B 14) (Bauabschnitt I) berücksichtigt. Dies kann 
dem Erläuterungsbericht der Verkehrsuntersu-
chung zur OES Affalterbach entnommen werden. 
 
 

Die Stellung-
nahme wird 
nicht geteilt. 
Andere geplanter 
bzw. bereits um-
gesetzte Maß-
nahmen wurden 
berücksichtigt. 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
 

Bürger 1 
vom 04.11.2016 
 
Vertreten durch 
Kanzlei Dr. Hart-

Auch der Nord-Ost-Ring um Stuttgart ist als Entlastungsverbindung 
aus dem Raum Ludwigsburg (Kornwestheim) in den Rems-Murr-
Kreis (Fellbach) höchst aktuell. Wie sich aus dem Artikel in der 
Stuttgarter Zeitung vom 21.09.2016 - Anlage 3 - ergibt, ist dieses 
Projekt vom Bundesverkehrsministerium in den neuen Entwurf des 

Laut den Fachplanern (Verkehrsplanung: BS-
Ingenieure) lässt das Land Baden-Württemberg 
zurzeit zum Nord-Ost-Ring keine Planungen durch-
führen  
Die Einschätzung, dass der Nord-Ost-Ring um 

Die Stellung-
nahme wird 
nicht geteilt. 
Die Einschät-
zung, dass der 
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mann & Kollegen, 
Kronprinzenstraße 
11, 70173 Stuttgart 

Bundesverkehrswegeplans aufgenommen und damit in den nächs-
ten 10-15 Jahren realisierbar. 
Dass im Übrigen der B14-Ausbau einschließlich der L1115 bis zum 
AS Mundelsheim im vorliegenden Fall von erheblichem Belang ist, 
ergibt sich auch aus der Ausschusssitzung (Umwelt und Technik) 
des Gemeinderats der benachbarten Stadt Marbach. Diese wird in 
ihrer Stellungnahme zum Bebauungsplan „Ortsentlastungsstraße 
Affalterbach" an die Gemeinde Affalterbach zum Ausdruck bringen, 
dass sich die Ausgangslage durch den anstehenden Ausbau der 
B14 einschließlich der L1115 wesentlich verändert hat und es sich 
die Gemeinde Affalterbach nochmals überlegen möge, ob die Orts-
entlastungsstraße weiter Sinn macht. 
 

Stuttgart in den nächsten 10-15 Jahren realisiert 
ist, wird daher nicht geteilt.  

Nord-Ost-Ring 
um Stuttgart in 
den nächsten 10-
15 Jahren reali-
siert ist, wird 
nicht geteilt. Der 
Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
 

 Auf den Artikel aus der Marbacher Zeitung vom 29.10.2016 - Anlage 
4 - wird voll inhaltlich verwiesen. 
Ergänzend dazu ist darauf hinzuweisen, dass in den Planungen der 
Gemeinde Affalterbach das beabsichtigte Lastwagen-
Durchfahrtsverbot in den Städten Marbach und Steinheim - in Stein-
heim ist es schon beschlossene Sache - erhebliche Auswirkungen 
auf den Lkw-Verkehr durch Affalterbach hat. Dies betrifft nicht nur 
den sog. Mautpreller-Verkehr, sondern vor allem auch den erhebli-
chen Lkw-Verkehr von und zu der in Affalterbach ansässigen Firma 
AMG. 
 

Der Bau der Ortsentlastungsstraße Affalterbach 
folgt dem Ziel, den Ortskern von den hohen Ver-
kehrsmengen zu entlasten. 
 
Laut den Fachplanern (Verkehrsplanung: BS-
Ingenieure) sind von potenziellen aus eventuellen 
Luftreinhalteplänen Steinheim und Marbach resul-
tierenden Maßnahmen keine in dieser Hinsicht 
relevanten Auswirkungen zu erwarten. Eventuelle 
Verkehrsbeschränkungen in Marbach aus Gründen 
der Luftreinhaltung betreffen voraussichtlich nicht 
die Verbindung ins Neckartal über die Route L 
1127 – K 1602. Eventuelle Maßnahmen im Zuge 
der  L 1126 in Steinheim sind zweifellos für die 
Ortsdurchfahrt von Affalterbach von untergeordne-
ter Bedeutung. 
 

Die Stellung-
nahme wird 
nicht geteilt. 
Es sind von den 
genannten Maß-
nahmen keine 
relevanten Aus-
wirkungen auf 
den Ortskern von 
Affalterbach zu 
erwarten. 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
 

 
Bürger 1 
vom 04.11.2016 
 
Vertreten durch 
Kanzlei Dr. Hart-
mann & Kollegen, 
Kronprinzenstraße 
11, 70173 Stuttgart 

Wenn im Übrigen die von der Gemeinde Affalterbach beauftragten 
Verkehrsplaner davon ausgehen, dass die Ortsentlastungsstraße in 
Affalterbach keinen zusätzlichen Fahrzeugverkehr in Marbach er-
zeuge, so steht dem die Feststellung des Bauamtsleiters von Mar-
bach entgegen, der von einem dadurch verursachten Plus von 350 
Fahrzeugen in Marbach ausgeht - siehe hierzu den vorgenannten 
Artikel aus der Marbacher Zeitung vom 29.10.2016 - Anlage 4 -. 
 

Es ist nicht zutreffend, dass der von der Gemeinde 
Affalterbach beauftragte Verkehrsplaner davon 
ausgeht, dass die Ortsentlastungsstraße in Affal-
terbach keinen zusätzlichen Verkehr in Marbach 
erzeuge. Vielmehr wird dieser mit 300 Kfz/24h in 
der Verkehrsuntersuchung zur OES ausgewiesen. 
 
 

Die Stellung-
nahme wird aus 
nebenstehen-
den Gründen 
nicht geteilt. 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
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Entwurfs zufol-
ge. 

 b) Prof. Dr. Maurmaier beanstandet ferner, dass in der Untersu-
chung der Gemeinde Affalterbach zu den Verkehrsbelastungen der 
Ortsentlastungsstraße keine spürbaren Wechselwirkungen zwischen 
den Straßenverkehrs- und ÖV-Verkehrsaufkommen angenommen 
werden, obwohl der Busverkehr als Folge der Verbesserungen des 
Verkehrsablaufs in der Ortsmitte zügiger vorankommt und damit 
attraktiver wird. Auch die Realisierung des S-Bahn-Betriebs zwi-
schen Marbach und Backnang hat nach Aussagen der Gutachter der 
Gemeinde Affalterbach keine Beurteilung gefunden. 
 

Es wird auf den Erläuterungsbericht der Verkehrs-
untersuchung zur OES Affalterbach verwiesen. 
Darin wird auf Seit 10 ausgeführt: „Spürbare 
Wechselwirkungen zwischen Straßenverkehrs- 
und ÖV-Verkehrsaufkommen wurden in der vorlie-
genden Untersuchung nicht angenommen, da vom 
Bau einer Ortsentlastungsstraße Affalterbach als 
Folge der Verbesserungen des Verkehrsablaufs in 
der Ortsmitte auch der Busverkehr von einer sol-
chen Maßnahme profitiert.“ Weiterhin kann auf 
Grund der ermittelten Verkehrsbeziehungsstruktu-
ren davon ausgegangen werden, dass der S-Bahn 
Betrieb zwischen Marbach am Neckar und Back-
nang (S 40) keine die Beurteilungen der vorliegen-
den Untersuchung beeinflussende Auswirkungen 
hat. 

 
Die Stellung-
nahme wird 
nicht geteilt. 
Es wird auf den 
Erläuterungsbe-
richt der Ver-
kehrsuntersu-
chung zur OES 
Affalterbach ver-
wiesen.  

 Im Übrigen lassen sich die Luftreinhaltepläne von Marbach und 
Steinheim durch ein Lkw-Durchfahrtsverbot in Affalterbach ergän-
zen. Auch dieser Gesichtspunkt ist in der Planung der Gemeinde 
Affalterbach nicht berücksichtigt, er würde nicht nur den Verkehr, 
sondern auch die Feinstaubbelastung und den Lärm weiter vermin-
dern. 
 
 
 
 
 
 
 
Abgesehen von dem Hinweis von Prof. Dr. Maurmaier auf die von 
den Gutachtern der Gemeinde Affalterbach nicht berücksichtigten 
Wechselwirkungen zwischen Straßenverkehrs- und ÖV-
Verkehrsaufkommen ist es der Gemeinde anstelle des Baus der 
beabsichtigten Ortsentlastungsstraße zumutbar, vorrangig den Aus-
bau des öffentlichen Nahverkehrs in alle Nachbarorte und zur S-
Bahn in Winnenden zu betreiben. Ferner empfiehlt sich ein Bürger-
bus/Ringbus innerhalb des Gemeindegebiets und zur Wohnsiedlung 
„Lemberg" und „Näheren Grund", dem Gewerbegebiet und einer 

Laut den Fachplanern (Verkehrsplanung: BS-
Ingenieure) stehen Straßen grundsätzlich der All-
gemeinheit zur Nutzung zur Verfügung. Beschrän-
kungen dieses Rechts sind nur unter bestimmten 
Voraussetzungen möglich. Dazu gehört, dass 
dadurch keine unzumutbaren Veränderungen an 
anderen Orten verursacht werden. Zur Umsetzung 
eines Schwerverkehrsdurchfahrtsverbots in Affal-
terbach stehen keine unkritischen Alternativrouten 
zur Verfügung. 
 
 
 
 
Laut den Fachplanern (BS-Ingenieure) ist ein Aus-
bau des öffentlichen Nahverkehrs nicht zielfüh-
rend, da die Verkehrssituation in der Ortsdurch-
fahrt Affalterbach in erheblichem Maß vom Durch-
gangsverkehr bestimmt ist. 

Die Stellung-
nahme zum 
Lkw-
Durchfahrts-
verbot wird 
nicht geteilt: 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
 
Die Stellung-
nahme wird 
nicht geteilt. 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
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Anbindung an den überörtlichen Nahverkehr. 
Dasselbe gilt für einen Kleinbus statt Individualverkehr zur Schule 
und zum Kindergarten von „Lemberg" und „Näheren Grund". 
 
 

 
 

Bürger 1 
vom 04.11.2016 
 
Vertreten durch 
Kanzlei Dr. Hart-
mann & Kollegen, 
Kronprinzenstraße 
11, 70173 Stuttgart 

3. Zu Ziff. 3 Prof. Dr. Maurmaier „Weitere Einflüsse". 
a) Die von den Gutachtern der Gemeinde errechneten Ver-
kehrsmengen stützen sich auf eine Verkehrsanalyse aus dem Jahre 
2007 und darauf aufbauend auf eine Prognose mit dem Progno-
sehorizont 2020, die über eine stichprobenhafte Erhebung im Jahre 
2012 pauschal auf den Prognosehorizont 2025 hochgerechnet wur-
de. 
Da die Ortsentlastungsstraße ihre Wirkung frühestens ab 2020 ent-
falten wird, so dass bedingt durch ihre Nutzungsdauer auch Einflüs-
se, die weit über 2020 hinausreichen, zu beachten sind. 
Prof. Dr. Maurmaier führt unter Bezug auf die Shell-Pkw-Szenarien 
von 2014 für das Jahr 2020 eine Spitze in der Pkw-Fahrleistung an, 
dagegen nimmt die Pkw-Fahrleistung bis zum Jahr 2014 bundesweit 
um ca. 8% ab. 
Nichts anderes gilt für die Gemeinde Affalterbach. Diesen Gesichts-
punkt beachten die Planer bei ihrer Verkehrsprognose nicht. 
 

Laut den Fachplanern (Verkehrsplanung: BS-
Ingenieure) wurden die Verkehrsbelastungen für 
den Prognosehorizont 2025 nicht durch eine pau-
schale Hochrechnung ermittelt. Im Erläuterungsbe-
richt der Verkehrsuntersuchung zur OES Affalter-
bach wurde auf den Seiten 9 und 10 die Progno-
semethodik detailliert beschrieben. Dabei wird 
auch der Aspekt der Fahrleistungen betrachtet. 
Insofern ist die Behauptung, dieser Gesichtspunkt 
sei nicht beachtet worden, nicht zutreffend. 
 
Im Jahre 2017 wurde eine umfassende Aktualisie-
rung der Verkehrsanalyse für Affalterbach durch-
geführt. Die Ergebnisse der Verkehrsanalyse 2017 
zeigen, dass die Verkehrsbelastungen in der Orts-
durchfahrt Affalterbach gegenüber den früheren 
Ergebnissen angestiegen sind. Der Durchgangs-
verkehrsanteil liegt bei ca. 64 %. Die Planbegrün-
dung für die Ortsentlastungsstraße ist somit ein-
deutig bestätigt. 
 
Laut den Fachplanern (Verkehrsplanung: BS-
Ingenieure) ist aus den aktualisierten Daten er-
kennbar, dass auf dieser Datenbasis fortführende 
Prognoseberechnungen mit Sicherheit nicht eine 
Höhe erreichen, dass durch das Vorhaben die 
Grenzwerte der 16. BImSchV (Schall) oder der 39. 
BImSchV (Luftschadstoffe) erreicht werden oder 
dass entwurfstechnische Änderungen der Planung 
erforderlich werden. 
 

Stellungnahme 
wird aus ne-
benstehenden 
Gründen nicht 
geteilt. 
Die Hinweise 
haben keine 
Änderungen 
des bisher aus-
gelegten Ent-
wurfs zufolge. 
 

 b) Ferner wird der Anteil der lärm- und abgasarmen Fahrzeuge 
entsprechend der Shell-Studie deutlich ansteigen. So werden im 
Jahre 2040 reine Benzin- und Dieselfahrzeuge bei den Neuzulas-
sungen nur noch geringe Anteile haben. Dies wird sich gravierend 

Die Verkehrsuntersuchung macht keine Aussagen 
für das Jahr 2040. 
 

Die Verkehrs-
prognosen für 
das Jahr 2040 
sind nicht Ge-
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auf die Lärmsituation und die Abgasimmissionen insbesondere im 
Innerorts-bereich auswirken. Dies gilt auch für den sog. Trennungs-
effekt der innerörtlichen Straßen. 
 
 

genstand des 
Bebauungs-
planverfahrens. 
 

Bürger 1 
vom 04.11.2016 
 
Vertreten durch 
Kanzlei Dr. Hart-
mann & Kollegen, 
Kronprinzenstraße 
11, 70173 Stuttgart 

Diese Umstände werden von den Verkehrsplanern der Gemeinde 
nicht beachtet. 
Allein die Umstellung der Fahrzeugantriebe von Benzin- und Diesel-
betrieb auf Elektrobetrieb bringt kurzfristig im Zeitraum 2020 - 2025 
einen Anteil der Elektro-Autos an den Neuzulassungen zwischen 15 
und 25%. Dies ist keine fiktive Annahme, sondern entspricht der 
Produktionsplanung der führenden Autohersteller in Deutschland. 
Beispielhaft legen wir vor den Artikel aus der Frankfurter Allgemei-
nen Zeitung vom 18.10.2016 über ein Interview mit dem Vorstands-
vorsitzenden von Daimler, Herrn Dieter Zetsche, in welchem diese 
Zahlen bestätigt werden - Anlage 5 -. 
 

Die verstärkte Produktion von Elektro-Fahrzeugen 
wird begrüßt. Laut den Fachplanern (Verkehrspla-
nung: BS-Ingenieure) wird das Ziel, den Ortskern 
von Affalterbach von den hohen Verkehrsmengen 
zu entlasten, dadurch nicht in Frage gestellt. 
 

Die verstärkte 
Produktion von 
Elektrofahrzeu-
gen ist nicht 
Gegenstand des 
Bebauungs-
planverfahrens. 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 

 Es ist in diesem Zusammenhang auch daran zu erinnern, dass die 
Firma Porsche derzeit in Stuttgart-Zuffenhausen ein Pkw-Werk mit 
einem Aufwand von 500 Mio. € neu errichtet, das ab 2020 aus-
schließlich Elektro-Autos herstellen soll. Porsche ist insoweit im VW-
Konzern federführend, auch für die Firmen Audi und VW, die gleich-
laufende Produktionsplanungen haben. 
Daimler richtet sein Werk in Sindelfingen ebenfalls auf die Produkti-
on von Elektro-Autos kurzfristig aus. 
Daimler baut im sächsischen Kamenz eine zweite Batteriefabrik und 
vervierfacht die dortige Produktions- und Logistikfläche. Das Werk 
geht 2018 in Betrieb. 
Dies ergibt sich aus dem beigefügten Artikel aus der Frankfurter 
Allgemeinen vom 01.11.2016 - Anlage 6 - „Lernimpuls". 
Ergänzend verweisen wir auf eine Stellungnahme des Bundesrats, 
derzufolge ab 2030 in Deutschland nur noch emissionsfreie Pkw 
zugelassen werden - siehe beilie-gende Veröffentlichung aus Ta-
gesschau.de vom 08.10.2016 - Anlage 7 -. 
 

Das Thema der Elektomobilität ist nicht Gegen-
stand des Bebauungsplans. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Das Thema der Elektomobilität ist nicht Gegen-
stand des Bebauungsplans. 
 

Das Thema der 
Elektomobilität 
ist nicht Gegen-
stand des Be-
bauungsplans. 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
 

 4. Unter Ziff. 4 „Abwägung" führt Prof. Dr. Maurmaier einige Beispie-
le für den Wegfall der Notwendigkeit der Ortsentlastungstraße an, 
wobei diese Beispiele sowohl einzeln als auch in ihrer Gesamtheit 
die Notwendigkeit entfallen lassen; diese Beispiele werden noch 
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durch eigene schriftsätzliche Ausführungen unsererseits ergänzt: 
 

Bürger 1 
vom 04.11.2016 
 
Vertreten durch 
Kanzlei Dr. Hart-
mann & Kollegen, 
Kronprinzenstraße 
11, 70173 Stuttgart 

a) Beim Vergleich der Varianten ist keine Bestandsstraße enthalten, 
obgleich die Möglichkeiten für eine verträgliche Führung des Ver-
kehrs nicht ausgeschöpft sind. So sind beispielsweise am Knoten-
punkt L1127/K1603/Lange Straße (Ochsenkreuzung) Verbesse-
rungsmöglichkeiten in mehrfacher Hinsicht gegeben. Es kann durch 
Abhängen der Zufahrt Lange Straße die Leistungsfähigkeit deutlich 
gesteigert werden. Zudem wäre in diesem Fall eine Signalisierung 
des Knotenpunkts möglich und damit eine verbesserte Querung der 
L1127 für die Fußgänger. Auch ist die Verbesserung der Verkehrs-
führung durch eventuelle Einführung eines Kreisverkehrs eine weite-
re Variante. 
Hinzu kommt die Möglichkeit der Schaffung einer gesonderten Ab-
biegespur - siehe das Bild von der Ochsenkreuzung in den 80er 
Jahren - Anlage 8 -. 

Laut den Fachplanern (Verkehrsplanung: BS-
Ingenieure) wurde die Verkehrssituation am Kno-
tenpunkt L 1127/K 1603/Lange Straße („Ochsen-
kreuzung“) in der Ortsmitte von Affalterbach in der 
Vergangenheit und wird auch gegenwärtig intensiv 
betrachtet und auf Verbesserungsmaßnahmen 
überprüft. Dabei hat sich ergeben, dass eine Sig-
nalisierung zu erheblich negativen Wirkungen füh-
ren würde, ein Kreisverkehrsplatz unter den örtli-
chen Voraussetzungen nicht möglich ist und ein 
Minikreisel eindeutig abzulehnen ist.. 

Stellungnahme 
wird nicht ge-
teilt. 
Bestandsstraßen 
sind enthalten, 
wurden in der 
Vergangenheit 
und werden auch 
gegenwärtig 
intensiv betrach-
tet und auf Ver-
besserungsmaß-
nahmen über-
prüft. 
 

 Als weitere Alternative empfiehlt sich an der Ochsenkreuzung eine 
Änderung der Vorfahrtsregelung, so könnte z. B. die nach Erdmann-
hausen führende Straße als abbiegende Vorfahrtsstraße geführt 
werden, die ehemals vorfahrtsberechtigte, jetzt vorfahrtsachtende 
Backnanger Straße könnte wieder zur vorfahrtsberechtigten Straße 
gemacht werden mit der Folge, dass der von Winnenden herkom-
mende Verkehrsfluss sich nicht in die Ortsmitte zurück, sondern in 
Richtung Winnenden stauen würde, wo sich das Gewerbegebiet, der 
Bauhof, eine Tankstelle und ein Einkaufsmarkt befinden. Somit wür-
de sich der zusätzlich angezogene Durchgangsverkehr zukünftig 
wieder reduzieren. 
 

Laut den Fachplanern (Verkehrsplanung: BS-
Ingenieure) sind Veränderungen der Vorfahrtrege-
lungen an diesem Knotenpunkt und am Knoten-
punkt Winnender Straße/Backnanger Straße nicht 
als zielführend zu beurteilen. 

Die Hinweise 
haben keine 
Änderungen 
des bisher aus-
gelegten Ent-
wurfs zufolge. 
 

 Verkehrliche Optimierungen sind auch bei der Erschließung des 
Gewerbegebiets Süd (AMG und andere) realisierbar, die Gefähr-
dungen reduzieren bzw. Belastungen verträglicher machen. 
So kann z. B. der Pkw-Verkehr von und zur Firma AMG sowie von 
und zu umliegen-den Gewerbebetrieben außerhalb der Ortsmitte 
geführt werden, da das Gewerbege-biet im südöstlichen Bereich der 
Gemeinde liegt. Der von Marbach bzw. Erdmannhausen kommende 
Verkehr von und zu AMG kann durch Ausbau von kleineren Straßen 
geführt werden, sodass die Ortsmitte nicht berührt wird. Dies führt zu 
einer erheblichen Verkehrsreduzierung der hohen Zahl von Pendlern 
und Gästen von und zu dieser Firma bzw. den benachbarten Fir-

Im Sommer 2015 wurde zur Erschließung des 
Gewerbegebiets Affalterbach in Form eines Kreis-
verkehrsplatzes von der Gemeinde ein zusätzlicher 
Südanschluss an der L 1127 hergestellt. Dieser 
Kreisverkehrsplatz ist bereits so ausgeführt, dass 
die Ortsentlastungsstraße an ihn anbinden kann. 
Laut den Fachplanern (Verkehrsplanung: BS-
Ingenieure) kann damit mit der OES auch der 
größte Teil des auf das Gewerbegebiet bezogenen 
Pkw-Verkehrs und der gesamte Schwerverkehr 
(die einzig nicht an die OES angebundene K 1669 

Stellungnahme 
wird nicht ge-
teilt. 
Verkehrliche 
Optimierungen 
wurden bereits 
hergestellt. 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
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men. 
Eine direkte Verbindung vom Bittenfelder Weg zur K1669 südlich der 
Ortslage würde im Übrigen die Hochdorfer Straße deutlich entlasten. 
 

ist für den Schwerverkehr gesperrt) aus dem Ort 
herausgehalten werden. Die OES hat somit auch 
eine erhebliche Bedeutung für den Ziel- und Quell-
verkehr der Gemeinde. 
 

Entwurfs zufol-
ge. 
 

Bürger 1 
vom 04.11.2016 
 
Vertreten durch 
Kanzlei Dr. Hart-
mann & Kollegen, 
Kronprinzenstraße 
11, 70173 Stuttgart 

b) Zur Verminderung des Durchgangsverkehrs empfehlen sich 
auch „Verkehrsbremsen" am Ortseingang sowie im Ort wie z. B. 
Pflanzgefäße, Fahrbahnverengungen oder auf der Fahrbahn aus-
gewiesene Parkplätze, wie z. B. in der Affalterbacher Straße in Mar-
bach oder in der Bahnhofstraße in Erdmannhausen. 
 

„Verkehrsbremsen“ an den Ortseingängen wurden 
in der Vergangenheit nicht zuletzt auf Grund der 
Lärmentwicklung wieder zurückgebaut. 
 

Vorschlag war 
nicht zielfüh-
rend. 

 c) Zur Verringerung der Lärmimmissionen kann die Fahrbahn-
decke der Winnender-,  
Marbacher- und Erdmannhäuser Straße mit „Flüsterasphalt' gestaltet 
werden. 
 

In der jüngeren Vergangenheit wurden bereits 
Fahrbahndeckensanierungen in der Ortsdurchfahrt 
Affalterbach durchgeführt, die positive Auswirkun-
gen auf die Lärmsituation hatten. Darüber hinaus 
wurde aus Lärmgründen eine Geschwindigkeitsbe-
schränkung auf 30 km/h eingeführt. Laut den 
Fachplanern (Verkehrsplanung: BS-Ingenieure) 
bleibt trotz dieser notwendigen Reduktionen der 
Lärmpegel die Lärmsituation angespannt. Eine 
deutliche Lärmentlastung in der Ortsdurchfahrt 
kann durch den Bau der OES erreicht werden.  

Stellungnahme 
wird nicht ge-
teilt. 
 

Bürger 1 
vom 04.11.2016 
 
Vertreten durch 
Kanzlei Dr. Hart-
mann & Kollegen, 
Kronprinzenstraße 
11, 70173 Stuttgart 

d) Es empfiehlt sich ferner die Einrichtung von Fahrradwegen 
im Ort - fast ebene Topographie -. Leider wurde ein Fahrrad-
Wegekonzept von der Gemeinde bislang abgelehnt, offenbar wird 
dies von ihr nicht gewünscht. 
Der Radweg von Birkhau endet ca. 30 m nach dem Ortsschild in 
Affalterbach, die Radfahrer müssen auf die Hauptstraße auswei-
chen, wie zum größten Teil in ganz Affalterbach. Bei einer Fortfüh-
rung des gemischten Fuß-Radweges bis zum Friedhof oder zumin-
dest bis zur Bushaltestelle Klingenstraße müssen die Radfahrer an 
den zwei Kreuzungen nach Winnenden und nach Remseck (Tal-
straße) nicht auf der Straße fahren. Grundschüler (außer den direk-
ten Anwohnern) benutzen diesen Gehweg nicht. 
 

 
Vorschläge zur Verbesserung für den Fußgänger- 
und Radverkehr in Affalterbach sind grundsätzlich 
positiv zu werten. Allerdings können diese nicht im 
Rahmen des Bebauungsplans zur OES festgelegt 
werden. Darüber hinaus sind die vorgeschlagenen 
Maßnahmen zumindest teilweise nicht realisierbar 
(Radwege in/an der Ortsdurchfahrt, FGÜ an der 
Kelter).  

Stellungnahme 
wird nicht ge-
teilt. 
Verbesserung für 
den Fußgänger- 
und Radverkehr 
sind nicht Ge-
genstand des 
Bebauungsplans. 

 Vom Ort aus gehen die Grundschüler/Kindergartenkinder von der 
Bushaltestelle Klingenstraße in die Nordstraße zur Schule oder zum 
Kindergarten. Die Rad fahrenden Grundschüler aus Birkhau und 

s. oben 
 

s. oben 
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Wolfsölden biegen beim Radwegende rechts ab zur Grundschule. 
Innerhalb von Affalterbach gibt es keine ausgewiesenen Radwege 
und abgesenkte Bordsteine für Radfahrer an den Kreuzungen, Rad-
fahrer sind gezwungen, meistens auf der Hauptstraße zu fahren. 
Dieser Zustand ist zu ändern. 
 

 Grundschüler vom Gebiet Lemberg könnten mit einem zu errichten-
den Zebrastreifen an der Kelter/Heimatmuseum die Seestraße und 
einer zusätzlichen Querungshilfe an der Erdmannhäuser Straße 
danach hinter dem Friedhof (geplantem Fußweg im Umlegungsge-
biet oder auf vorhandenem Tritt- und Schrittrecht-Weg - wäre vom 
Friedhof aus zu beleuchten) abseits der Hauptstraße zur Schule 
oder zum Kindergarten kommen. Der Schotterweg hinter dem Fried-
hof wird derzeit schon von einigen Schülern benutzt, obwohl er nicht 
ausgeleuchtet ist. Auch letzteres ist zu ändern. 
 

Dieser Sachverhalt ist st nicht Gegenstand des 
Bebauungsplans  

Die Schulwege 
sind nicht Ge-
genstand des 
Bebauungs-
plans. 

 e) Was den Autoverkehr betrifft, ist für mehr „Fußgängersi-
cherheit" im Ort zu sorgen, so z. B. es sind hohe Bordsteinkanten 
mit einem einseitigen Parkverbot anzubringen, was unser Mandant 
bereits im Jahre 2008 vorgeschlagen hat. So ist die problematische 
Absenkung des Gehsteigs auf der südlichen Seite (Schulweg) der 
Durchgangshauptstraße in Affalterbach von der Ochsenkreuzung 
(Marbach-, Erdmannhäuser-, Winnender- und Lange Straße) zu 
überdenken, da sie häufig zugeparkt und auch befahren wird. Auch 
auf der nördlichen Seite ist der Gehsteig ab der Einmündung von 
Burgstall bis zur Ochsenkreuzung abgesenkt oder mit Parkbuchten 
versehen. Auch dies ist in Anbetracht der ständigen Zupark- bzw. 
Überfahrungsmanöver zu überdenken. 
 

Dieser Sachverhalt ist st nicht Gegenstand des 
Bebauungsplans  

Dieser Sach-
verhalt ist nicht 
Gegenstand des 
Bebauungs-
plans. 

Bürger 1 
vom 04.11.2016 
 
Vertreten durch 
Kanzlei Dr. Hart-
mann & Kollegen, 
Kronprinzenstraße 
11, 70173 Stuttgart 

f) Letztlich leidet die von der Gemeinde Affalterbach in Auftrag 
gegebene Verkehrsplanung an Aktualität. So stammt die Luftschad-
stoffuntersuchung der B + S-Ingenieure -Unterlage 3.3 vom 
18.09.2013. Es wird dort von einer Geschwindigkeit von 50 km/h 
ausgegangen, tatsächlich besteht in Affalterbach seit 2015 ein Tem-
polimit bei 30 km/h. Damit tritt eine wesentliche Verstetigung des 
Verkehrsflusses ein, mit dem Effekt einer erhöhten Verkehrssicher-
heit, einer erheblichen Senkung der Lärmbelastung um rund 2-3 dB 
und einer Vermeidung unnötiger Brems- und Beschleunigungsvor-
gänge mit letztlicher Verringerung der Lärmbelastung. 
Wir verweisen insoweit auf den beiliegenden Internetauszug vom 

Die Geschwindigkeitsbeschränkung in der Orts-
durchfahrt Affalterbach wurde auf Grund der Er-
gebnisse des Lärmaktionsplans der Gemeinde 
eingerichtet. Laut den Fachplanern (Verkehrspla-
nung: BS-Ingenieure) ist auch mit dieser Ge-
schwindigkeitsbeschränkung die Lärmbelastung so 
hoch, dass eine durchgreifende Entlastung durch 
die Realisierung der Ortsentlastungsstraße erfor-
derlich ist. 
 
Laut den Fachplanern (Verkehrsplanung: BS-

Stellungnahme 
wird nicht ge-
teilt. 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
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02.11.2016 der Aktionskarte des VCD - Anlage 9 -. 
 

Ingenieure) hat die Luftschadstoffuntersuchung die 
zukünftige Situation mit der Fallunterscheidung 
ohne bzw. mit OES untersucht. Bei der Berech-
nung der Schadstoffimmissionen an den Gebäu-
den in der Ortsdurchfahrt wurde in der Untersu-
chung von einer „ungünstigen“ Innerortsgeschwin-
digkeit von 50 km/h ausgegangen. Die Luftschad-
stoffuntersuchung kommt in jedem Fall und an 
allen Immissionsorten zu dem Ergebnis, dass die 
Grenzwerte der 39. BIm-SchV für alle relevanten 
Schadstoffe eingehalten werden. 
 
Im Jahre 2017 wurde eine umfassende Aktualisie-
rung der Verkehrsanalyse für Affalterbach durch-
geführt. Die Ergebnisse der Verkerhsanalyse 2017 
zeigen, dass die Verkehrsbelastungen in der Orts-
durchfahrt Affalterbach gegenüber den früheren 
Ergebnissen angestiegen sind. Der Durchgangs-
verkehrsanteil liegt bei ca. 64 %. Die Planbegrün-
dung für die Ortsentlastungsstraße ist somit ein-
deutig bestätigt. 
 
Laut den Fachplanern (Verkehrsplanung: BS-
Ingenieure) ist aus den aktualisierten Daten er-
kennbar, dass auf dieser Datenbasis fortführende 
Prognoseberechnungen mit Sicherheit nicht eine 
Höhe erreichen, dass duch das Vorhaben die 
Grenzwerte der 16. BImSchV (Schall) oder der 39. 
BImSchV (Luftschadstoffe) erreicht werden oder 
dass entwurfstechnische Änderungen der Planung 
erforderlich werden. 
 

Bürger 1 
vom 04.11.2016 
 
Vertreten durch 
Kanzlei Dr. Hart-
mann & Kollegen, 
Kronprinzenstraße 
11, 70173 Stuttgart 

5. Weitere Abwägungsüberlegungen: 
 
a) Durch den Landentzug bzw. die Trassenführung der Orts-
entlastungsstraße geraten die Mehrzahl der landwirtschaftlichen 
Betriebe in Affalterbach in Existenzgefahr. Beispielhaft werden er-
wähnt die Betriebe von Bürger 4 - von den Unterzeichneten vertre-
ten -, von Bürger 6 - von den Unterzeichneten vertreten -, Bürger 1 - 
von den Unterzeichneten vertreten -, Bürger 12 und Bürger 8. Der 

Der Anregung, mögliche Existenzgefährdungen 
und die Entwicklungsmöglichkeiten zu unter-
suchen, wurde gefolgt. 
 
Die Bundesanstalt für Immobilien -Sparte Port-
foliomanagement- Landwirtschaftlicher Gut-
achterdienst in Baden-Württemberg hat die 
Existenzgefahr für alle, vom Bauvorhaben be-

Die Belange der 
betroffenen 
landwirtschaft-
lichen Betriebe 
erfordern keine 
Änderung des 
Bebauungs-
plans. Falls 



 

  78/313 

Stellungnahme  
Von 

Inhalt der Stellungnahmen Stellungnahme des Planers / der Verwaltung Beschluss-
empfehlung  

Eingriff erfolgt in landwirtschaftliche Vorrangflächen, die von der 
Gemeinde angedachte Unternehmens-flurbereinigung beseitigt die 
geltend gemachten Existenzgefährdungen in der Regel nicht. Dies 
wurde in den Fällen von Bürger 4 , Bürger 6 und Bürger 1 von den 
Unterzeichneten im Einzelnen ausgeführt. 
 

troffenen landwirtschaftlichen Betriebe untersucht. 
In den Gutachten wurde überprüft, ob die Betriebe 
infolge der geplanten Maßnahme „Ortsentlas-
tungsstraße Affalterbach“ in ihrer Existenz bedroht 
werden. Alle Gutachten kamen zum Ergebnis, 
dass kein Betrieb durch die geplante Maßnahme in 
seiner Existenz gefährdet wird. Auch die Untersu-
chung der Entwicklungsmöglichkeiten insbesonde-
re der Ortsrandbetriebe war Gegenstand der Gut-
achten. Hierbei konnte festgestellt werden, dass 
für einen möglichen Erweiterungsbedarf jeweils im 
Anschluss an die vorhandenen Hofflächen ausrei-
chend Erweiterungsflächen zur Verfügung stehen. 
Des Weiteren wurde in den Gutachten festgestellt, 
falls durch die OES Wirtschaftserschwernisse und 
Mehrwege entstehen sollten, sind diese im vorge-
sehenen Flurneuordnungsverfahren auszugleichen 
(s. Gutachten zu den landwirtschaftlichen Betrie-
ben) 

durch die OES 
Wirtschaftser-
schwernisse 
und Mehrwege 
entstehen, kann 
dies im vorge-
sehenen Flur-
neuordnungs-
verfahren be-
rücksichtigt 
werden.  
 

Bürger 1 
vom 04.11.2016 
 
Vertreten durch 
Kanzlei Dr. Hart-
mann & Kollegen, 
Kronprinzenstraße 
11, 70173 Stuttgart 

Praktisch wird die Landwirtschaft nicht nur als Individualbelang, son-
dern als öffentlicher Belang berührt. Dies wurde u. a. auch vom 
Kreisbauernverband in seiner bisherigen Stellungnahme ausgeführt. 
 
Die Gemeinde Affalterbach hat darauf keine überzeugende Antwort 
geben können. Abgesehen davon ist zu beanstanden, dass die Ge-
meinde in den letzten acht Jahren trotz mehrfacher Erwerbsmöglich-
keiten keine Tauschflächen erworben hat und deshalb nicht in der 
Lage ist, jetzt dringend erforderliche Ersatzflächen zur Verfügung zu 
stellen. 
 

Laut den Fachplanern (Verkehrsplanung: BS-
Ingenieure und Umweltplanung: Eberhard + Part-
ner GbR) wurden bei der Variantenauswahl und 
der Trassenausformung die landwirtschaftlichen 
Belange deutlich beachtet, wie in Unterlage 4 / Nr. 
1.1 - Umweltprüfung - Umweltverträglichkeitsstudie 
auf S. 157 ff dokumentiert wurde. 
 
Dabei wurden u. a. folgende Sachverhalte beach-
tet: 
 

- Vermeidung von Eingriffen in landwirtschaftli-
che Gebäudesubstanz und somit des gewach-
senen Ortsrandbereiches, 

- flächensparende Verknüpfung (Schutzgut Bo-
den) mit der K 1603 und der K 1604 durch die 
hier vorgesehenen Kreisverkehrsplätze (KVP), 

- Minimierung der Zerschneidung des im Regio-
nalplan ausgewiesenen Vorbehaltsgebietes für 
die Landwirtschaft, 

Stellungnahme 
wird nicht ge-
teilt. 
Die landwirt-
schaftlichen Be-
lange wurden 
beachtet. 
 
Stellungnahme 
wird nicht ge-
teilt. 
Der Gemeinde-
verwaltung ste-
hen mittlerweile 
rund 19ha an 
landwirtschaftli-
chen Flächen, 
die als Tausch-
flächen für die 
geplante Ver-
kehrsanlage, für 
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- Aufrechterhaltung landwirtschaftlicherWege-
verbindungen, 

- Minimierung der Eingriffe insbesondere in die 
hochwertigen ackerbaulich genutzten Flächen 
östlich des bestehenden Feldweges im Ge-
wann Holzäcker, 

- Abstände zu landwirtschaftlichen Betrieben. 
Der Gemeindeverwaltung stehen mittlerweile rund 
19ha an landwirtschaftlichen Flächen, die als 
Tauschflächen für die geplante Verkehrsanlage, für 
den Naturschutz oder als Ersatzland herangezo-
gen werden können, zur Verfügung. 

den Naturschutz 
oder als Ersatz-
land herangezo-
gen werden kön-
nen, zur Verfü-
gung 

Bürger 1 
vom 04.11.2016 
 
Vertreten durch 
Kanzlei Dr. Hart-
mann & Kollegen, 
Kronprinzenstraße 
11, 70173 Stuttgart 

b) Schutzgut Klima 
Die von der beabsichtigten OES berührten Flächen, insbesondere 
im nordöstlichen Bereich stellen typische Kaltluftentstehungsflächen 
dar mit hoher Empfindlichkeit ge-genüber Zerschneidung und Stö-
rung funktionaler Zusammenhänge. Dazu zählen vor allem Barrieren 
quer zur Leitbahn, wie z. B. Straßen in Dammlage. Dadurch entsteht 
die Gefahr von Früh- und Spätfrösten, z. B. für landwirtschaftliche 
Kulturen, aber auch Straßenglätte - vgl. hierzu Stocks (UP) Teil UVS 
S. 65, 66 -. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Im vorliegenden Fall kommt hinzu, dass die Dammlage infolge geo-
logischer Notwendigkeiten (unerwartetes Auftreten von wasserfüh-
renden Schichten) erheblich erhöht werden müsste, was die vorge-
nannten negativen Effekte erhöht. 
 

 
Laut den Fachplanern (Umweltplanung: Eberhard 
+ Partner GbR) wird der Kaltluftabfluss vom Sied-
lungsrand in das Beckental, der sich in wind-
schwachen Strahlungsnächten ausbilden kann, 
durch die Talbrücken Beckental und Holzäckerweg 
weitgehend aufrecht erhalten. Ferner wird das 
Gelände zwischen den Brücken weich ausmodel-
liert, so dass keine steilen Dammböschungen ent-
stehen und ein Kaltluftstau vermieden wird. Es sind 
keine erheblichen Beeinträchtigungen der gelän-
deklimatischen Ausgleichsfunktionen zu erwarten, 
da die Kaltluft vom Siedlungsrand wegfließt und 
keine lokalklimatischen Ausgleichsleistungen für 
den Siedlungsbereich erbracht werden (GOP S. 
104). 
Frostgefährdete Kulturen kommen im Beckental 
nicht vor. 
 
Laut den Fachplanern und Gutachtern (Verkehrs-
planung: BS-Ingenieure, Geologie: Ing.-Büro 
Voigtmann und Umweltplanung: Eberhard + Part-
ner GbR) musste die Dammlage im Beckental 
gegenüber der ursprünglichen Planung erhöht 
werden, da südlich des Beckentals im Untergrund 
oberflächennahes Grundwasser auftrat, von dem 
ein ausreichend hoher Abstand gemäß Forderung 

Stellungnahme 
wird nicht ge-
teilt. 
Es sind keine 
erheblichen Be-
einträchtigungen 
der geländekli-
matischen Aus-
gleichsfunktionen 
zu erwarten. 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
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der Wasserwirtschaftsverwaltung einzuhalten ist. 
Infolgedessen konnte die Trasse nicht so tief ins 
Gelände abgesenkt werden wie ursprünglich ge-
plant (vgl. Unterlage 4 / Nr. 1.1 - Umweltprüfung - 
Umweltverträglichkeitsstudie S. 163). 
 

  Eine Verminderung der Zerschneidungswirkungen durch die groß-
dimensionierten Brückenbauwerke im Beckental findet nicht statt, 
abgesehen davon, dass die Annahme des Planers Stocks - aaO. S. 
206 - die Zerschneidungswirkung des Biotopverbundes werden 
durch die großdimensionierten Brückenbauwerke maßgeblich ge-
mindert, ohnehin angreifbar erscheint. 
 

Laut den Fachplanern (Umweltplanung: Eberhard 
+ Partner GbR) werden die Zerschneidungswir-
kungen durch die breiten und hohen Talbrücken im 
Beckental vermindert (Die Blickbeziehungen, die 
Transferstrecken für Fledermäuse und Vögel, so-
wie der Kaltluftfluss werden weitgehend aufrecht 
erhalten). 
 
 

Stellungnahme 
wird nicht ge-
teilt. 
Die Blickbezie-
hungen, die 
Transferstrecken 
für Fledermäuse 
und Vögel, sowie 
der Kaltluftfluss 
werden weitge-
hend aufrecht 
erhalten. 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 

Bürger 1 
vom 04.11.2016 
 
Vertreten durch 
Kanzlei Dr. Hart-
mann & Kollegen, 
Kronprinzenstraße 
11, 70173 Stuttgart 

c) Bewertung Fauna 
Auf den Streuobstwiesen nördlich von Affalterbach und den angren-
zenden Hangwäldern des Murrtals ist eine besonders schützenswer-
te Fauna anzutreffen - siehe Stocks aaO. S. 108 -. 
Der Eingriff in die dort intakte Natur und die Empfindlichkeit der Fau-
na gegen die Flächeninanspruchnahme sowie Zerstörung und Zer-
schneidung funktionaler Zusammenhänge ist von besonderer Be-
deutung - Stocks aaO. S. 110 -. So werden dort z. B. die besonders 
geschützten Feldlerchen angetroffen - Stocks aaO. S. 85-91 -, des-
gleichen Fledermäuse - Stocks aaO. S. 96 ff, 101 -. Abgesehen da-
von besteht eine hohe Empfindlichkeit, insbesondere bei Brutvögeln 
im gesamten Untersuchungsraum - Stocks aaO. S. 110 -. 
 

 
Nördlich von Affalterbach und im Beckental finden 
sich ortsnahe Streuobstwiesen mit altem Baumbe-
stand, die als Bestandteil einer historisch gewach-
senen Kulturlandschaft zu betrachten sind. Laut 
den Fachplanern (Umweltplanung: Eberhard + 
Partner GbR) sind die Wert- und Funktionselemen-
te mit besonderer Bedeutung für das Schutzgut 
'Tiere und Pflanzen' im GOP, S. 72 ff beschrieben 
und in den Karten 5.1 bis 5.3 dargestellt. Der 
Raum Beckental - Hangwälder des Murrtals wird 
als faunistischer Lebensraumkomplex mit regiona-
ler Bedeutung bewertet. 
 

 
Die Wertigkeit 
von Lebensräu-
men wurde be-
rücksichtigt. 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 

 Die von Stocks vorgeschlagenen Schutzmaßnahmen für die Feldler-
che genügen nicht und müssen als ungeeignet bezeichnet werden. 

Laut den Fachplanern (Umweltplanung: Eberhard 
+ Partner GbR) werden keine Lerchenfenster, 

Stellungnahme 
wird nicht ge-
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Abgesehen davon, dass für den Lärmschutz der Vögel ohnehin kei-
ne Vorsorge getroffen ist, können Lerchen als Bodenbrüter nur dann 
mit Aussicht auf Schutz vor ihren natürlichen Feinden wie z. B. 
Füchsen, auf Flächen geschützt werden, wo ständig Getreide 
und/oder Raps angebaut wird, da Lerchenfenster einen entspre-
chenden Schutzgürtel vor ihren natürlichen Feinden benötigen. Dort, 
wo Getreide bzw. Raps nicht ständig angebaut wird und damit die 
Lerche sich nicht in einem derartigen Schutzgürtel ansiedeln kann, 
hat die Lerche keine Überlebenschance, 
 
d. h. mit der geplanten Umsiedlung der Lerche 
 
 
 
 
wird gegen das Tötungsverbot des BNatSchG verstoßen. 
 

sondern dauerhafte Buntbrachestreifen angelegt. 
Diese dienen der Lerche als Nahrungs-, Versteck- 
und Brutraum. Der dafür vorgesehene Suchraum 
ist geeignet, da er bereits von Feldlerchen besie-
delt wird. Die Anlage von Buntbrachestreifen zur 
Ansiedlung von Feldlerchen hat sich anderenorts 
bewährt. 
 
 
 
Die Lerchen werden nicht umgesiedelt, sondern es 
werden potentielle Lebensräume der Lerche opti-
miert, damit sich Lerchen dort ansiedeln. 
 
Gegen das Tötungsverbot wird nicht verstoßen 
(vgl. Unterlage 4.4 Umweltprüfung / Fachbeitrag 
Fauna und Artenschutzfachbeitrag, S. 52ff). Die 
Maßnahme dient der Vermeidung des Verbots, 
Fortpflanzungs- und Ruhestätten zu beschädigen 
oder zu zerstören (vgl. Unterlage 4.4 Umweltprü-
fung / Fachbeitrag Fauna und Artenschutzfachbei-
trag, S. 62f). 
 

teilt. 
Es werden keine 
Lerchenfenster, 
sondern dauer-
hafte Buntbra-
chestreifen ange-
legt 
 
 
Stellungnahme 
wird nicht ge-
teilt. 
Die Lerchen 
werden nicht 
umgesiedelt. 
Stellungnahme 
wird nicht ge-
teilt. 
Gegen das Tö-
tungsverbot wird 
nicht verstoßen. 
Die Hinweise 
haben keine 
Änderungen 
des bisher aus-
gelegten Ent-
wurfs zufolge. 
 

Bürger 1 
vom 04.11.2016 
 
Vertreten durch 
Kanzlei Dr. Hart-
mann & Kollegen, 
Kronprinzenstraße 
11, 70173 Stuttgart 

Was den Schutz der zahlreich anzutreffenden Fledermäuse angeht, 
so ist die Ausbildung sog. „Flugstraßen" - siehe Stocks aaO. S. 207 - 
im Bereich von Brücken spekulativ, abgesehen von der vorgenann-
ten ohnehin nicht zu beseitigenden Verlärmung des Siedlungsge-
biets. 
Es gibt keine wissenschaftlichen Erkenntnisse über den Erfolg derar-
tiger „Flugstraßen", es handelt sich um künstliche Wissenschaftsge-
bilde ohne praktische Nachweise. 
 
 
 
 

Es ist allgemein bekannt, dass sich Fledermäuse 
entlang von Gehölzstrukturen orientieren. Dies 
wird durch die vorliegenden Untersuchungen auch 
für den Untersuchungsraum bestätigt. Laut den 
Fachplanern und Gutachtern (Umweltplanung: 
Eberhard + Partner GbR und Artenschutz: Mathias 
Kramer) besteht durch die Anlage der neu gestal-
teten Leitstrukturen für die Fledermäuse die Mög-
lichkeit, die bestehenden Flugstraßen weiterhin zu 
nutzen und unter den ausreichend dimensionierten 
Brücken in die Jagd- bzw. Quartiergebiete in den 
Hangwäldern des Murrtals zu fliegen (vgl. Unterla-

Stellungnahme 
wird nicht ge-
teilt. 
Die Querungssi-
tuation wird in 
Bezug auf 
Brinkmann et al. 
(2012) bewertet. 
Demnach sind 
(vgl. Brinkmann 
et al. 2012, Ta-
belle 6 auf Seite 



 

  82/313 

Stellungnahme  
Von 

Inhalt der Stellungnahmen Stellungnahme des Planers / der Verwaltung Beschluss-
empfehlung  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Unabhängig davon gilt für alle Tiere in den bisher unberührten, na-
turbelassenen und jetzt durch die OES berührten Reservate im 
nordöstlichen Trassenbereich, insbesondere den vorgenannten 
Streuobstwiesen, den Hängen zum Murrtal und im Beckental, dass 
die von der Straßenbenutzung ausgehenden Lichtemissionen auf 

ge 4.4 Umweltprüfung / Fachbeitrag Fauna und 
Artenschutzfachbeitrag S. 53). Dadurch wird das 
Risiko des Überquerens der Straße minimiert (vgl. 
Unterlage 4.4 Umweltprüfung / Fachbeitrag Fauna 
und Artenschutzfachbeitrag S. 53). 
Insgesamt wurden die Arten Wasserfledermaus, 
Bartfledermaus, Fransenfledermaus, Bechsteinfle-
dermaus, Breitflügelfledermaus, Zwergfledermaus, 
Abendsegler, Kleinabendsegler und Braunes oder 
Graues Langohr nachgewiesen. Auf den Flugrou-
ten wurden Wasserfledermaus, Bartfledermaus, 
Fransenfledermaus, Zwergfledermaus und Klein-
abendsegler erfasst. Die Querungssituation wird in 
Bezug auf Brinkmann et al. (2012) bewertet. Dem-
nach sind (vgl. Brinkmann et al. 2012, Tabelle 6 
auf Seite 67) für alle Arten Durchlässe mit einer 
lichten Höhe von mindestens 4,5 Metern und einer 
Breite von 4 bis 6 Metern erforderlich. Das geplan-
te Brückenbauwerk übersteigt diese Dimensionen 
und erfüllt damit die entsprechenden Ansprüche. 
Zudem ist keine Verlegung der Flugrouten erfor-
derlich, die Tiere können auf den bestehenden 
Flugwegen queren. Für den Kleinabendsegler 
werden aufgrund seines Flugverhaltens keine Que-
rungshilfen als notwendig erachtet. 
 
Quelle: Brinkmann, R., Biedermann, M., Bontadi-
na, F., Dietz, M., Hintemann, G., Karst, I. , 
Schmidt, C., Schorcht, W. (2012): Planung und 
Gestaltung von Querungshilfen für Fledermäuse. – 
Eine Arbeitshilfe für Straßenbauvorhaben im Frei-
staat Sachsen. Sächsisches Staatsministerium für 
Wirtschaft, Arbeit und Verkehr, 116 Seiten. 
 
Nördlich von Affalterbach und im Beckental finden 
sich ortsnahe Streuobstwiesen mit altem Baumbe-
stand, die als Bestandteil einer historisch gewach-
senen Kulturlandschaft zu betrachten sind. Die 
Hänge zum Murrtal werden durch das Vorhaben 
nicht beeinträchtigt. 

67) für alle Arten 
Durchlässe mit 
einer lichten Hö-
he von mindes-
tens 4,5 Metern 
und einer Breite 
von 4 bis 6 Me-
tern erforderlich. 
Das geplante 
Brückenbauwerk 
übersteigt diese 
Dimensionen und 
erfüllt damit die 
entsprechenden 
Ansprüche. 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
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die dämmerungs- und nachtaktiven Tiere, wie z. B. Insekten, Vögel 
oder Fledermäuse von den Planern der Gemeinde überhaupt nicht 
untersucht wurden. Diese Tiere werden durch ständige Lichtreflexe 
in der Dämmerung oder bei Nacht in ihren Lebensräumen gestört 
bzw. vertrieben, 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
abgesehen davon, dass auch hier die Tötungsgefahr und der Ver-
stoß gegen das BNatSchG entsteht. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Letztlich ist festzustellen, dass keine befriedigende Minimierung 
bzw. Verminderung für die Schutzgüter Pflanzen und Tiere sowie 

 
Für die genannten Tiergruppen Vögel und Fleder-
mäuse liegen die Untersuchungen vor.  
Es werden keine über das übliche Maß hinausge-
henden Lichtemissionen auftreten. Eine Straßen-
beleuchtung ist nicht vorgesehen. Laut Aussagen 
der Fachplaner und Gutachter (Umweltplanung: 
Eberhard + Partner GbR und Artenschutz: Mathias 
Kramer) sind Artenschutzrechtlich relevante Arten 
nicht zu erwarten. Deswegen sind vertiefende Un-
tersuchungen nicht erforderlich. 
 
Wie in Unterlage 4.4 - Umweltprüfung / Fachbei-
trag Fauna und Artenschutzfachbeitrag, S. 52 ff, 
dargelegt, wird bei keiner der relevanten Arten-
gruppen (Brutvögel, Fledermäuse) der Verbotstat-
bestand des § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG berührt. 
Die Erfüllung des Tatbestands der Tötung von 
Tieren wird dadurch vermieden, dass 
 

- die Herstellung des Baufeldes außerhalb der 
Brutzeit der Vögel erfolgt (zwischen Anfang 
Oktober und Ende Februar), 

- entlang der geplanten Trasse im Beckental 
Maßnahmen zur Vermeidung von Kollisionen 
vorgesehen sind (Bepflanzung der Straßenbö-
schungen, Maßnahme M6), 

- diese Bepflanzungen Leitstrukturen zu den 
geplanten Brücken im Beckental geschaffen 
werden, so dass für die Fledermäuse die Mög-
lichkeit besteht, die bestehenden Flugstraßen 
in leicht geänderter Form zu nutzen und unter 
den ausreichend dimensionierten Brücken in 
die Jagd- bzw. Quartiergebiete in den Hang-
wäldern des Murrtals zu fliegen. 

 
Laut Aussagen der Fachplaner und Gutachter 
(Umweltplanung: Eberhard + Partner GbR und 
Artenschutz: Mathias Kramer) wird durch diese 

 
 
 
Der Stellung-
nahme wird aus 
nebenstehen-
den Gründen 
nicht gefolgt. 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
 
 
Durch die ne-
benstehenden 
Maßnahmen wird 
dafür gesorgt, 
dass sich das 
Tötungsrisiko 
nicht signifikant 
erhöht, sondern 
unter die Schwel-
le des allgemei-
nen Lebensrisi-
kos gesenkt wird 
(vgl. Urteil des 
Bundesverwal-
tungsgerichts 
vom 8.Januar 
2014 (BverwG 9 
A 4.13)). 
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Landschaft herbeigeführt werden kann siehe Stocks aaO. S. 145, 
136 ff). 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Maßnahmen dafür gesorgt, dass sich das Tötungs-
risiko nicht signifikant erhöht, sondern unter die 
Schwelle des allgemeinen Lebensrisikos gesenkt 
wird (vgl. Urteil des Bundesverwaltungsgerichts 
vom 8.Januar 2014 (BverwG 9 A 4.13)). 
 
Aus der Tabelle 5.1 - Gegenüberstellung von Ein-
griff und Kompensation (GOP S. 162 ff) geht her-
vor, dass das Maßnahmenkonzept geeignet ist, 
dass 
 

- durch die vorgesehenen Vermeidungs-, Mini-
mierungs-, Schutz- und Gestaltungsmaßnah-
men vermeidbare erhebliche Beeinträchtigun-
gen unterlassen werden (§ 15 Abs. 1 
BNatSchG), 

- unvermeidbare Beeinträchtigungen durch die 
vorgesehenen Ausgleichsmaßnahmen weitge-
hend ausgeglichen und die Ersatzmaßnahmen 
insgesamt kompensiert werden können (§ 15 
Abs. 2 BNatSchG), 

- im Zusammenwirken aller vorgesehenen Maß-
nahmen nach Beendigung des Eingriffes die 
beeinträchtigten Funktionen des Naturhaushal-
tes wieder hergestellt bzw. in gleichwertiger 
Weise ersetzt sind und das Landschaftsbild 
wieder hergestellt oder landschaftsgerecht neu 
gestaltet ist (§ 15 Abs. 2 BNatSchG). 

 
Soweit es sich um den einfachen Bebauungsplan 
handelt, wird der Eingriff in Natur und Landschaft 
nach Auffassung des Gemeinderates angemessen 
ausgeglichen bzw. ersetzt, und es werden angen-
messene Vermeidungs-, Minimierungs-, Schutz- 
und Gestaltungsmaßnahmen vorgesehen, um 
vermeidbare erhebliche Beeinträchtigungen zu 
unterlassen. 
 
Ferner werden die vorgezogenen funktionserhal-

 
 
Aus der Tabelle 
5.1 - Gegenüber-
stellung von Ein-
griff und Kom-
pensation (GOP 
S. 162 ff) geht 
hervor, dass das 
Maßnahmenkon-
zept geeignet ist. 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
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 tenden Maßnahmen zur Vermeidung von Verbots-
tatbeständen der streng geschützten Arten gem. § 
44 Abs. 1 BNatSchG durchgeführt (Maßnahmen 
M11 und M12). 
 
Die in der Umweltverträglichkeitsstudie (Unterlage 
4 Nr. 1.1) aufgeführten allgemeinen Ziele für die 
Herleitung eines relativ konfliktarmen Korridores 
(S. 143 ff) sind durch Vermeidungsmaßnahmen, 
Optimierungen an der Trasse sowie Ausgleichs- 
und Ersatzmaßnahmen durch die Festsetzungen 
im Bebauungsplan umgesetzt worden. 
 

Bürger 1 
vom 04.11.2016 
 
Vertreten durch 
Kanzlei Dr. Hart-
mann & Kollegen, 
Kronprinzenstraße 
11, 70173 Stuttgart 

d) Schutzgut Landschaft und Mensch 
Zwar wird von Stocks die hohe Landschaftsbildqualität hervorgeho-
ben, die durch die vorerwähnte Dammschüttung erheblich gestört 
wird. Eine Milderung durch Anpflanzungen bzw. Geländemodelie-
rungen sowie durch die Brückenbauwerke ist nicht ersichtlich. 
 
Entgegen Stocks - aaO. S. 208 - mildern auch die beabsichtigten 
Brückenbauwerke die hohe Beeinträchtigung der Landschaftsbild-
qualität nicht, im Gegenteil. Diese Bauwerke verstärken sogar den 
Eingriff in das Landschaftsbild. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Die Verlärmung kann nicht gemindert werden und liegt bei ca. 50 
dB(A). Von einem Erholungseffekt für den Menschen kann man bei 
dieser Lärmbelästigung nicht mehr sprechen, abgesehen davon, 
dass nach den Feststellungen des Gutachters Stocks Lärm ab 55 
dB(A) als störend empfunden wird, ab 60 dB(A) als nachhaltig stö-
rend. Die abschließende Bemerkung des Gutachters Stocks - aaO. 
S. 210 -, 

 
Zutreffend geht Stocks davon aus, dass die Beein-
trächtigungen des Landschaftsbildes  
 

- durch die Anlage der beiden weitlumigen Brü-
cken anstatt eines durchgehenden Dammes 
mit Normdurchlässen für die Wege, 

- durch die angepasste Geländeausformung 
anstatt steiler Straßenböschungen sowie 

- durch eine landschaftsangepaste Bepflanzung, 
die in Straßennähe aus Gehölzen und in Rich-
tung Ortslage aus den typischen ortsnahen 
Streuobstwiesen, wie sie heute noch erhalten 
sind, bestehen, 

 
deutlich minimiert werden. 
 
Laut den Fachplanern und Gutachtern (Verkehrs-
planung: BS-Ingenieure) führt die hohe Verkehrs-
belastung, verbunden mit einem relativ hohen 
Schwerlastverkehrsanteil, bei den teilweise beeng-
ten Verkehrsverhältnissen im Ortskern zu massi-
ven Belastungen der Anwohner und Fußgänger 
durch Lärm, Staub, Abgase und Erschütterungen. 
Die schalltechnische Untersuchung  hat gezeigt, 
dass an mehreren exemplarischen Immissionsor-

Der Stellung-
nahme wird 
nicht gefolgt. 
Beeinträchtigun-
gen des Land-
schaftsbildes 
werden deutlich 
minimiert. Der 
Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge 
 
 
 
Der Stellung-
nahme wird 
nicht gefolgt. 
Mit Realisierung 
der OES können 
die Immissionen 
innerorts deutlich 
reduziert werden, 
so dass die ge-
sundheitsgefähr-
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ten im innerörtlichen Netz die gesundheitlichen 
Schwellenwerte laut Verkehrslärmschutzverord-
nung überschritten werden. Mit Realisierung der 
OES können die Immissionen innerorts deutlich 
reduziert werden, so dass die gesundheitsgefähr-
denden Schwellenwerte laut Lärmschutzverord-
nung und die Grenzwerte der 16. BImSchV für die 
jeweiligen Gebietskategorien unterschritten wer-
den. Zugleich liegt die Lärmbelastung durch den 
Neubaustreckenzug der OES am Ortsrand und im 
Bereich der landwirtschaftlichen Aussiedlerhöfe an 
allen relevanten Aufpunkten - auch wenn sie sich 
in Teilen gegenüber dem Ausgangszustand erhöht 
- unter dem jeweils anzusetzenden Grenzwert 
(siehe Begründung zum Bebauungsplan: Kap. 4 
Notwendigkeit der Maßnahme).  
 
Im Jahre 2017 wurde eine umfassende Aktualisie-
rung der Verkehrsanalyse für Affalterbach durch-
geführt. Die Ergebnisse der Verkehrsanalyse 2017 
zeigen, dass die Verkehrsbelastungen in der Orts-
durchfahrt Affalterbach gegenüber den früheren 
Ergebnissen angestiegen sind. Der Durchgangs-
verkehrsanteil liegt bei ca. 64 %. Die Planbegrün-
dung für die Ortsentlastungsstraße ist somit ein-
deutig bestätigt. 
 
Laut den Fachplanern und Gutachtern (Verkehrs-
planung: BS-Ingenieure) ist aus den aktualisierten 
Daten erkennbar, dass auf dieser Datenbasis fort-
führende Prognoseberechnungen mit Sicherheit 
nicht eine Höhe erreichen, dass duch das Vorha-
ben die Grenzwerte der 16. BImSchV (Schall) oder 
der 39. BImSchV (Luftschadstoffe) erreicht werden 
oder dass entwurfstechnische Änderungen der 
Planung erforderlich werden. 
 
Die Realisierung der Ortsentlastungsstraße (OES) 
Affalterbach führt unstrittig zu Beeinträchtigungen 
des Naturhaushaltes sowie zu strukturellen und 

denden Schwel-
lenwerte laut 
Lärmschutzver-
ordnung und die 
Grenzwerte der 
16. BImSchV für 
die jeweiligen 
Gebietskatego-
rien unterschrit-
ten werden. Zu-
gleich liegt die 
Lärmbelastung 
durch den Neu-
baustreckenzug 
der OES am 
Ortsrand und im 
Bereich der 
landwirtschaftli-
chen Aussiedler-
höfe an allen 
relevanten Auf-
punkten unter 
dem jeweils an-
zusetzenden 
Grenzwert. 
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dass zusätzliche verkehrsreduzierende / verkehrslenkende / ge-
schwindigkeitsreduzierende sowie baulich-konstruktive Maßnahmen 
durch die Gemeinde diesbezüglich zu weiteren Entlastungen führen 
können (Lärm) bringt letztlich nur die planerische Hilflosigkeit zum 
Ausdruck! 
 

visuellen Veränderungen der Landschaft und – 
bedingt durch die Verlagerung von Verkehren in 
den Außenbereich – auch zur Verlärmung von 
Landschaftsteilen, die bisher keinen oder nur ge-
ringen Störungen unterworfen waren. 
 
Die Konflikte sind erkannt worden. Sie wurden im 
Detail ermittelt, soweit möglich und rechtlich gebo-
ten vermieden oder minimiert, und – soweit erheb-
liche nachteilige Beeinträchtigungen verbleiben – 
durch geeignete Maßnahmen kompensiert. 
 
Den genannten vorhabensbedingten Folgen und 
Veränderungen im Außenbereich sind die positiven 
Wirkungen, die die Realisierung der OES im In-
nenbereich nach sich zieht, gegenüber zu stellen. 
 
Zu nennen sind diesbezüglich insbesondere die 
erheblichen Verkehrsentlastungen, die nachhaltige 
Verringerung der Trenneffekte / Querungsrisiken 
sowie der Lärm- und Luftschadstoffbelastungen, 
woraus sich Entwicklungspotenziale für eine nach-
haltige und qualitativ hochwertige städtebauliche 
Innenentwicklung unter Stärkung der vielfältigen 
funktionalen Verflechtungen innerhalb der Ortslage 
ergeben. 
 
Bei der Abwägung der widerstreitenden Interessen 
ist davon auszugehen, dass die Vorteile des Baus 
der OES die Nachteile überwiegen. 
 

 
 
Die Stellung-
nahme wird 
nicht geteilt. 
Die zusätzlich 
genannten Maß-
nahmen bringen 
nicht „die plane-
rische Hilflosig-
keit zum Aus-
druck“, da die 
Konflikte erkannt 
worden sind. Sie 
wurden im Detail 
ermittelt, soweit 
möglich und 
rechtlich geboten 
vermieden oder 
minimiert, und – 
soweit erhebliche 
nachteilige Be-
einträchtigungen 
verbleiben – 
durch geeignete 
Maßnahmen 
kompensiert. 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 

 
Bürger 1 
vom 04.11.2016 
 
Vertreten durch 
Kanzlei Dr. Hart-
mann & Kollegen, 

e) Weiter zu Lärm 
Im Bereich der Schule (Immissionsort 14, Schule bis Klingenstraße 
14) steigt der Lärm nach Berechnungen der Verkehrsplaner der 
Gemeinde um 12 bzw. dB auf 55 bzw. 54 dB (S. 20/23). Der Grenz-
wert für ein Wohngebiet liegt bei 59 dB (S. 11/23), nur 4 dB darunter. 
Bereits dies ist für die Schüler unzumutbar. 
Der gesamte Ost- und Nordrand von Affalterbach wird ebenso wie 

 
Die schalltechnische Untersuchung zur OES Affal-
terbach kommt zu dem Ergebnis, dass die maßge-
benden Immissionsgrenzwerte der 16. BImschV an 
allen Immissionsorten eingehalten werden. 
 
 

 
Die Stellung-
nahme wird 
nicht geteilt. 
Die maßgeben-
den Immissions-
grenzwerte der 
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Kronprinzenstraße 
11, 70173 Stuttgart 

Birkhau bei Realisierung der OES zum Teil mit wesentlich mehr 
Lärm belastet als bisher, ganz zu schweigen vom vorgenannten 
Naherholungsgebiet Beckental und dem Sportzentrum „Holzäcker". 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Soweit die Verkehrsplaner der Gemeinde bei der bisherigen Stra-
ßenführung von einer erheblichen Lärmbelästigung der Anwohner 
durch Verkehrslärm ausgehen, wird -vorsorglich - darauf hingewie-
sen, dass es öffentliche Zuschüsse für die Anbringung von passivem 
Lärmschutz (lärmgeschützte Fenster) gibt. Von diesen Möglichkeiten 
kann, falls die gesetzlichen Voraussetzungen vorliegen, Gebrauch 
gemacht werden. Auch dies ist von den Verkehrsplanern der Ge-
meinde nicht angedacht. 
In diesem Zusammenhang ist nochmals darauf hinzuweisen, dass 
nach Einführung der 30 km/h-Begrenzung und die Verstetigung des 
Fahrzeugverkehrs, die durch zusätzliche Maßnahmen unterstützt 
wird, ohnehin eine beträchtliche Lärmverminderung eintritt. 
 

Im Jahre 2017 wurde eine umfassende Bundes der 
Verkehrsanalyse für Affalterbach durchgeführt. Die 
Ergebnisse der Verkehrsanalyse 2017 zeigen, 
dass die Verkehrsbelastungen in der Ortsdurch-
fahrt Affalterbach gegenüber den früheren Ergeb-
nissen angestiegen sind. Der Durchgangsver-
kehrsanteil liegt bei ca. 64 %. Die Planbegründung 
für die Ortsentlastungsstraße ist somit eindeutig 
bestätigt. 
 
Laut den Fachplanern und Gutachtern (Verkehrs-
planung: BS-Ingenieure) ist aus den aktualisierten 
Daten erkennbar, dass auf dieser Datenbasis fort-
führende Prognoseberechnungen mit Sicherheit 
nicht eine Höhe erreichen, dass duch das Vorha-
ben die Grenzwerte der 16. BImSchV (Schall) oder 
der 39. BImSchV (Luftschadstoffe) erreicht werden 
oder dass entwurfstechnische Änderungen der 
Planung erforderlich werden. 
Laut den Fachplanern und Gutachtern (Verkehrs-
planung: BS-Ingenieure) werden an allen innerört-
lichen Immissionsorten, also auch am Ost- und 
Nordrand von Affalterbach sowie in Birkhau die 
Grenzwerte der 16. BImSchV für die jeweiligen 
Gebietskategorien unterschritten. Aktive und pas-
sive Lärmschutzmaßnahmen sind also nicht not-
wendig. 
 
Darüber hinaus wurde aus Lärmgründen eine Ge-
schwindigkeitsbeschränkung auf 30 km/h einge-
führt. Laut den Fachplanern und Gutachtern (Ver-
kehrsplanung und -analyse: BS-Ingenieure) bleibt 
trotz dieser notwendigen Reduktionen der Lärm-
pegel die Lärmsituation angespannt. Eine deutliche 
Lärmentlastung in der Ortsdurchfahrt kann durch 
den Bau der OES erreicht werden. 

16. BImschV 
werden an allen 
Immissionsorten 
eingehalten. 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Eine Geschwin-
digkeitsbschrän-
kung auf 30 km/h 
wurde bereits 
eingeführt. Trotz 
dieser notwendi-
gen Reduktionen 
der Lärmpegel 
bleibt die Lärmsi-
tuation ange-
spannt. 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
 

Bürger 1 
vom 04.11.2016 
 
Vertreten durch 

f) Wasser (Grundwasser und Oberflächenwasser) sowie Was-
serwirtschaft 
Aus den Planunterlagen ist ersichtlich, dass sich der Untersuchungs-
raum durch hohe Grundwasserneubildungsraten auszeichnet. Bei 

In den zu Grundwassermeßstellen ausgebauten 
Pegeln BK 3+4 erfolgte der Wasserzutritt bei 9.3 
bis 9.4 m unter OK Gelände. Das Wasser stieg 
dann aus dieser Tiefe bis in Höhen von max. 1.5-

Die Vermutung 
wird nicht ge-
teilt. 
Die Deckschicht 
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Kanzlei Dr. Hart-
mann & Kollegen, 
Kronprinzenstraße 
11, 70173 Stuttgart 

5.9 Grundwasser/Unterlage 3.4.4 ist ausgeführt, dass in 5 m Tiefe 
gespanntes Grundwasser vorhanden ist, die Straße wird 4 m tief 
gebaut, somit fällt der Druck von 4 m Erdreich auf das Wasser. Es 
muss mit der Gefahr des Austretens des Wassers im Laufe der Zeit 
und der Überflutung der benachbarten Grundstücke sowie der Stra-
ße gerechnet werden. Es muss auch die Frage nach einer Absen-
kung des Grundwasserspiegels vorsorglich gestellt werden. 
Bei 6.5 Baugrund/Erdarbeiten der Begründung ist das Wasser in 9 m 
Tiefe bis auf 4 m angestiegen. Es stellt sich hier die Frage, ob die 
Deckschicht zerstört wurde. 
 
 

1.8 m unter OK Gelände an. Auch nach Abpumpen 
des Wassers stieg es immer wieder an, d.h, es ist 
ein ständiger Grundwasserfluss vorhanden. Im 
Rahmen der langfristigen Messungen wurden 
deutliche Wasserspiegelschwankungen von bis zu 
5.33 m festgestellt. Da das Grundwasser deutlich 
unter den gemessenen Wasserständen zutritt 
(Wasserzutritt ca. 9.3-9.4 m unter OK Gelände 
bzw. ca. 5.55-5.65 m unter Aushubsohle, d.h. Auf-
last Boden auf wasserführender Schicht = 110 
kN/m2 gegenüber einem Wasserdruck von jetzt 
max. 79 kN/m2, d.h. Sicherheit gegen Auftrieb 
immer noch ca. 1.4) und beim geplanten Aushub 
die wasserführende Schicht nicht tangiert wird, 
sind keine negativen Auswirkungen zu erwarten. 
Die Deckschicht wird zwar geschwächt, aber nicht 
zerstört. Auf die entsprechende Stellungnahme 
des Ingenieurbüros Voigtmann vom 24.04.2017 
wird verwiesen. 

wird zwar ge-
schwächt, aber 
nicht zerstört. 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge 

 Wie bereits eingangs bemerkt, hat sich unser Mandant bereits im 
Jahre 2008 gegen die Realisierung der OES ausgesprochen. 
Er erhebt nachfolgend die individualrechtlichen landwirtschaftlichen 
Einwendungen: 
 
1. Der derzeit als Nebenerwerbsbetrieb bewirtschaftete Hof muss, 

auch im Hinblick auf den an der Landwirtschaft interessierten 
Sohn unseres Mandanten erhalten bleiben. Wie unser Mandant 
bereits im Jahre 2008 der Gemeinde mitteilte, ist - vorsorglich 
vorgetragen -im Falle der Errichtung der OES eine Grund-
stücksabgabe nur gegen vollständigen Flächentausch ohne 
jeglichen Abzug vorzunehmen. Die von der Gemeinde ange-
dachte Flurbereinigung - siehe dazu oben I - wird abgelehnt. 

 Der Pferdehof unseres Mandanten ist sehr groß und ausbaufä-
hig, auch für einen zukünftigen möglichen Vollerwerbsbetrieb 
hat die Hofstelle alle Voraussetzungen und Entwicklungsmög-
lichkeiten. Auch stehen außer den in Affalterbach gepachteten 
Ackerflächen weitere Flächen zur Verfügung. Deshalb muss 
der Betrieb auch im Interesse des an der Landwirtschaft inte-
ressierten Sohnes für eine zukünftige uneingeschränkte Ent-
wicklungsmöglichkeit erhalten bleiben und darf nicht einge-

 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
Ein Flurneuordnungsverfahren trägt zur Verteilung 
des Landverlustes auf einen größeren Kreis von 
Grundstückseigentümern und zur Beseitigung der 
entstehenden landeskulturellen Nachteile bei. Es 
ist daher ein Flurneuordnungsverfahren nach § 87 
FlurbG vorgesehen. 
 
Die Bundesanstalt für Immobilien -Sparte Port-
foliomanagement- Landwirtschaftlicher Gut-
achterdienst in Baden-Württemberg hat die 
Existenzgefahr für alle, vom Bauvorhaben be-
troffenen landwirtschaftlichen Betriebe untersucht. 
In den Gutachten wurde überprüft, ob die Betriebe 
infolge der geplanten Maßnahme „Ortsentlas-
tungsstraße Affalterbach“ in ihrer Existenz bedroht 

 
 
 
 
Der Stellung-
nahme wird 
nicht gefolgt. 
Auf ein Flurneu-
ordnungsverfah-
ren kann nicht 
verzichtet wer-
den. 
 
Der Stellung-
nahme wird 
nicht gefolgt. 
Die Entwick-
lungsmöglich-
bleiben erhalten 
(s. Gutachten zu 
den betroffenen 



 

  90/313 

Stellungnahme  
Von 

Inhalt der Stellungnahmen Stellungnahme des Planers / der Verwaltung Beschluss-
empfehlung  

schränkt werden. 
 

werden. Alle Gutachten kamen zum Ergebnis, 
dass kein Betrieb durch die geplante Maßnahme in 
seiner Existenz gefährdet wird. Auch die Untersu-
chung der Entwicklungsmöglichkeiten insbesonde-
re der Ortsrandbetriebe war Gegenstand der Gut-
achten. Hierbei konnte festgestellt werden, dass 
für einen möglichen Erweiterungsbedarf jeweils im 
Anschluss an die vorhandenen Hofflächen ausrei-
chend Erweiterungsflächen zur Verfügung stehen. 
Des Weiteren wurde in den Gutachten festgestellt, 
falls durch die OES Wirtschaftserschwernisse und 
Mehrwege entstehen sollten, sind diese im vorge-
sehenen Flurneuordnungsverfahren auszugleichen 
(s. Gutachten zu den betroffenen landwirtschaftli-
chen Betrieben) 
 

landwirtschaftli-
chen Betrieben). 
Die Belange der 
betroffenen 
landwirtschaft-
lichen Betriebe 
erfordern keine 
Änderung des 
Bebauungs-
plans. Falls 
durch die OES 
Wirtschaftser-
schwernisse 
und Mehrwege 
entstehen, kann 
dies im vorge-
sehenen Flur-
neuordnungs-
verfahren be-
rücksichtigt 
werden.  

Bürger 1 
vom 04.11.2016 
 
Vertreten durch 
Kanzlei Dr. Hart-
mann & Kollegen, 
Kronprinzenstraße 
11, 70173 Stuttgart 

2. Die zukünftige Betriebsentwicklungsmöglichkeit wird durch die 
OES zerstört, da auf den hofnahen Flurstücken 

 Flst.-Nr. 2514, Gewann Weiter Weg, Größe 121,84 ar 
 Flst.-Nr. 2515, Gewann Weiter Weg, Größe 59,82 ar 
 Flst.-Nr. 2576, Gewann Wolfsölder Weg, Größe 82,12 ar  
 Flst.-Nr. 2572, Gewann Wolfsölder Weg, Größe 30,52 ar  
 Flst.-Nr. 2571, Gewann Wolfsölder Weg, Größe 41,07 ar  
 Flst.-Nr. 2567, Gewann Wolfsölder Weg, Größe 12,06 ar Flst.-

Nr. 2566, Gewann Wolfsölder Weg, Größe 14,64 ar 
 FIst.-Nr. 2565, Gewann Wolfsölder Weg, Größe 8,31 ar 
 keine Pferdehaltung mehr möglich ist! 
 
 Bei der Umstellung auf Pferdehaltung hat unser Mandant die 

Pferdekoppeln absichtlich abseits der K1674 angelegt, damit 
die Pferde nicht vom Verkehr beunruhigt werden und eventuell 
ausbrechen. Dies hat unser Mandant bereits damals anlässlich 
der Baugenehmigung der Gemeinde schriftlich mitgeteilt, so-
dass die Gemeinde weiß, dass sie durch den Bau der OES in 
die Existenz unseres Mandanten eingreift. Im Falle der Errich-

s.oben (Gutachten) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Laut den Fachplanern und Gutachtern (Verkehrs-
planung und -analyse: BS-Ingenieure) benennt die 
für die Beurteilung der schalltechnischen Auswir-
kungen des Baus der OES Affalterbach maßge-
bende Verkehrslärmschutzrichtlinie (16. BImschV) 
keine Immissionsgrenzwerte für Pferde.  
Pferde sind Fluchttiere, die bei plötzlich auftreten-

 
Der Stellung-
nahme wird 
nicht gefolgt. 
s.oben (Gutach-
ten) 
 
 
 
 
 
Der Stellung-
nahme wird 
nicht gefolgt. 
Unproblematisch 
für Pferde sind 
laute Geräusche, 
die langsam und 
gleichmäßig lau-
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tung der OES haben die Pferde freie Sicht auf den Verkehr und 
werden durch Hupen, Abbremsen, lautstarkes Beschleunigen 
ebenso gestört wie vom Spiegeln und Blenden vorbeifahrender 
Fahrzeuge bei Sonnenschein. Zusätzlich nimmt durch die OES 
der Lärm zu. 

 

den lauten Geräuschen in unmittelbarer Nähe häu-
fig mit Flucht reagieren. Unproblematisch sind 
laute Geräusche, die langsam und gleichmäßig 
lauter werden, beispielsweise Züge, die auf der 
Bahnstrecke vorbeifahren oder Autos auf der Stra-
ße. ((VG Ansbach , 8.11.2011, Az. AN 9 K). 
Das Wohlbefinden der Pferde wird voraussichtlich 
nicht gestört. Es ist allgemein bekannt, dass Pfer-
dekoppeln an ähnlich stark befahrenen Straßen 
wie der geplanten liegen, ohne dass es zu Beein-
trächtigungen der Tiere kommt. Überdies sind 
straßenferne Koppeln im Eigentum des Einwen-
ders vorhanden und zumutbar nutzbar. 

ter werden, bei-
spielsweise Au-
tos auf der Stra-
ße. ((VG Ans-
bach , 8.11.2011, 
Az. AN 9 K). 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge 

 3. Der bei K1674 geplante Kreisverkehr muss so weit nach Nor-
den verschoben werden, dass das Hof- und Koppelgrundstück 
Flst.-Nr. 2576 nicht berührt wird. Zur artgerechten Pferdehal-
tung sind möglichst große Koppeln erforderlich, dies wird durch 
die beabsichtigten Eingriffe der Gemeinde mit der OES verei-
telt, hier tritt Existenzgefahr ein. 

 
Das Flurstück Nr. 2576 ist nur am Rand zu ca. 174 
qm durch eine Einschnittsböschung, betroffen. 
Existenzgefahr siehe oben 

Der Stellung-
nahme wird 
nicht gefolgt. 
Es ist keine Exis-
tenzgefahr gege-
ben (s. oben). 

Bürger 1 
vom 04.11.2016 
 
Vertreten durch 
Kanzlei Dr. Hart-
mann & Kollegen, 
Kronprinzenstraße 
11, 70173 Stuttgart 

4. Eine ordentliche Feldwegeentwässerung ohne Ableiten in an-
grenzende Grundstücke muss sichergestellt werden. Im Os-
ten/Südosten, wo nur „gepuffert" wird, ist sicherzustellen, dass 
keinerlei Abwasser, auch bei Starkregen in die angrenzenden 
Flurstücke gelangt. 

 
 Zu beanstanden ist nach wie vor das geplante Feldwegenetz, 

insbesondere die beabsichtigte Überquerung der OES im süd-
östlichen Abschnitt östlich des beabsichtigten Kreisverkehrs in 
der Nähe des Betriebes des Landwirts 4. Hier wird dem land-
wirtschaftlichen Verkehr zugemutet, die mit relativ hoher Ge-
schwindigkeit befahrene OES über eine ca. 4 m hohe Rampe 
zu überqueren. Auf die diesbezügliche Unfallgefahr sowie die 
beschränkte Sicht- und Beschleunigungsmöglichkeit wird hin-
gewiesen. 

 
Der vorliegende Schriftsatz wird vorab per Telefax mit der Anlage 1 
übermittelt; das Original dieses Schriftsatzes nebst den darin er-
wähnten Anlagen folgt mit Normalpost. 

Es ist nicht geplant, Abwasser in die angrenzenden 
Flurstücke abzuleiten. 
 
 
 
 
Die Planung sieht keine 4 m hohe Rampe vor. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 

Der Stellung-
nahme wird 
nicht gefolgt. 
 
 
 
Der Stellung-
nahme wird 
nicht gefolgt. 
Die Planung 
sieht keine 4 m 
hohe Rampe vor. 
Die Hinweise 
haben keine 
Änderungen 
des bisher aus-
gelegten Ent-
wurfs zufolge. 
 

 Vollmacht   
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Bürger 1: Auszug des Schriftsatzes von Prof. Dr. Maurmaier, Okt. 2016     Anlage 1
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Bürger 1: Auszug des Schriftsatzes von Prof. Dr. Maurmaier, Okt. 2016     Anlage 1
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Bürger 2 
vom 04.11.2016 

Ich habe Einsicht in die im Rathaus ausgelegten Bebauungsplanun-
terlagen genommen und gebe hiermit meine Stellungnahme ab. 
 
0. Vorbemerkung 
Der innerörtliche Verkehr mit seinen bekannten negativen Auswir-
kungen für die direkt betroffenen Bewohner und auf die Schulwegsi-
tuation ist so auf Dauer nicht hinnehmbar. 
Generell teile ich das Anliegen des Gemeinderates, eine nachhaltige 
Abhilfe zu schaffen, sowie auch das von Herrn Bürgermeister Döt-
tinger formulierte grundsätzliche Ziel, dass „das Wohl der Bürger von 
Affalterbach an erster Stelle stehe". Insofern einig mit Ihnen - bin ich 
zielorientiert aber ergebnisoffen. 

 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 

 
 
 
 
 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 

 Und so schließe ich auch nicht aus, dass als Ergebnis des langen 
Planungs- und Entscheidungsprozesses, quasi als ultima ratio, tat-
sächlich eine OES realisiert werden wird, weil alle anderen Überle-
gungen und Ansätze, eine Ortsentlastung für den Ort zu erreichen, 
dann eben leider nicht ausreichend zielführend waren. Wenn also 
wirklich eine neue Ortsentlastungsstraße realisiert werden müsste, 
dann kann es aus meiner Sicht und nach Kenntnisnahme der mir 
bekannten planungsrelevanten Überlegungen/Fakten aber nicht 
diese OES sein! 
 

Kenntnisnahme  

 1. Überörtliche Planungsüberlegungen - Fehlanzeige? 
Ich vermisse den Planungsansatz, eine Lösung für die Verkehrs-
probleme im planerischen Kontext mit den Umgebungsgemeinden, 
zusammen mit der Region zu suchen. Unbestreitbar -es ist „sehr 
wichtig, dass der Durchgangsverkehr, vor allem aber der Schwer-
lastverkehr aus der Ortsmitte herausgebracht werden kann". (aus: 
Amtsblatt Affalterbach v. 29.09. über die GR-Sitzung am 
22.09.2016) Umso mehr, gerade bei dieser Verkehrsart, wächst 
doch das Erfordernis einer überörtlichen Planung. Es scheint mir 
nicht verantwortbar zu sein - planerisch, was die Effizienz angeht 
und auch die Kosten betrifft - auf wenig abgestimmte Einzellösungen 
zu setzen. Wenn jede Gemeinde ihre eigene Umgehungstraße baut, 
so erinnert dies an eine als überwunden geglaubte Art von Kirch-
turmpolitik. 
 

 
 
Die Anregung einer überörtlichen, regionalen Pla-
nungspolitik wird zur Kenntnis genommen.  
 
 

Eine überörtliche, 
regionale Pla-
nungspolitik kann 
nicht Gegen-
stand des Be-
bauungsplans für 
die Ortsentlas-
tungsstraße Affa-
lterbach sein. 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 

Bürger 2 
vom 04.11.2016 

Dass diese fragwürdige Art von Planungspolitik, gepaart mit einer 
ebenfalls fragwürdigen Stillhaltepolitik der benachbarten Gemeinden 
(„Eine Krähe hackt der anderen kein Auge aus.") vielleicht im vorlie-
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genden Fall an ihre Grenzen gekommen ist, zeigen jüngste Verlaut-
barungen aus Marbach. 
 
Wie man von dort vernehmen konnte (Berichte in LKZ u. MZ v. 
29.10.2016 über die Sitzung des Ausschusses für Umwelt und 
Technik), wurde dort erstmalig bzw. erstmalig öffentlich eine gewisse 
Unzufriedenheit über die durch die Affalterbacher OES hervorgeru-
fene Mehrbelastung der Marbacher Innenstadt von täglich 350 Kfz 
artikuliert. 
Zu den (Pflicht-)Aufgaben der Region Stuttgart gehören u. a. die 
Regional- und die Verkehrsplanung. 
 

 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 

 
 
Die Aufgaben 
der Region 
Stuttgart sind 
nicht Gegen-
stand des Be-
bauungsplans. 
 
 

 Aus den Unterlagen zum Generalverkehrsplan (RVP) der Region 
Stuttgart ist schon ersichtlich, dass für die Gemeinde Affalterbach 
eine Umfahrung geplant ist, auch dass eine Entwurfsfassung für den 
Ausbau der L 1115 Mundelsheim-Backnang besteht und ebenso, 
dass der Ausbau der B 14 zwischen Nellmersbach und Backnang 
vorgesehen ist. (Da die Finanzierungszusage vom Bund für diesen 
B-14-Ausbau jetzt im September erfolgt ist, kann von einer zeitna-
hen, zügigen Realisierung ausgegangen werden.) 
 
Nach herrschender Auffassung, gestützt auch durch die im RVP 
aufgeführten Veränderungen bei den Fahrleistungen und Reisezei-
ten, hat die Herstellung der Ost-West-Verbindung zwischen B 14 
und A 81 sehr große Auswirkungen auf die Verkehrsströme in die-
sem Teilgebiet der Region. 
 

Laut den Fachplanern und Gutachtern (Verkehrs-
planung und -analyse: BS-Ingenieure) ist der Aus-
bau bzw. Neubau der B 14 im planfestgestellten 
Umfang bis zum Anschluss der L 1115 westlich 
von Backnang in der Verkehrsuntersuchung zur 
OES Affalterbach berücksichtigt. Ebenso ist der 
Ausbau der L 1115 zwischen der AS Mundelsheim 
(A 81) und Backnang (B 14) (Bauabschnitt I) be-
rücksichtigt. Dies kann dem Erläuterungsbericht 
der Verkehrsuntersuchung zur OES Affalterbach 
entnommen werden. 

Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 

 Auch Affalterbach wäre zweifelsfrei Nutznießer davon. 
- Welche Aktivitäten haben denn überhaupt stattgefunden, im 

Dialog mit dem Land und der Region Stuttgart, um eine Entlas-
tung des Ortes durch die vorgenannte Planung zu erreichen? 

 
 Eben eine Lösung, die unseren Ort baulich nicht unmittelbar 

betreffen würde, die nicht die Zerstörung des landschaftlich 
wertvollen und reizvollen Beckentals nach sich ziehen würde 
und die erheblich kostengünstiger wäre. 

 

s. oben s. oben 

Bürger 2 
vom 04.11.2016 

- Haben die Gemeinden des Gemeindeverwaltungsverbandes 
Marbach (und andere betroffene) versucht, im Rahmen einer 
konzertierten Aktion der vom Verkehr belasteten Gemeinden 

Die Gemeindeverwaltung begrüßt den Ausbau der 
B14 / L1115.  
Zum Ausbau bzw. Neubau der B 14 s. oben. 

Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
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Einfluss bei Kreis, Region oder Land zu nehmen? 
 

Ebenso ist der Ausbau der L 1115 zwischen der 
AS Mundelsheim (A 81) und Backnang (B 14) 
(Bauabschnitt I) berücksichtigt. Dies kann dem 
Erläuterungsbericht der Verkehrsuntersuchung zur 
OES Affalterbach entnommen werden. 
 

ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 

 - Es handelt sich aber nicht alleine um eine „Bringschuld „ der 
Gemeinden. Es besteht ebenso ein gewisse „Holschuld" der 
Region, die auf Planungen der Gemeinden, auf dortige pla-
nungsrelevante Problementwicklungen tätig werden muss. Dies 
gehört zu ihren Verpflichtungen! 

 
- In der Diskussion tauchte auch der Gedanke auf, dass die be-

troffenen Gemeinden sich finanziell an der „großen Lösung = A 
81-B 14-Verbindung" beteiligen könnten, zu einem Bruchteil 
von den für eine auf eigener Gemarkung herzustellende stra-
ßenbauliche Lösung zu Buche schlagenden Kosten. 

 
 So könnte die Finanzierungslücke zugunsten einer schnelleren 

Umsetzung der Planung geschlossen werden. 
 
 Ist solchen Überlegungen nachgegangen worden? 
 

Die Aufgaben der Region Stuttgart sind nicht Ge-
genstand des Bebauungsplans. 
 
 
 
 
 
 
 
Ist nicht Gegenstand des Bebauungsplans. 
 
 
 
 
 
 
 
 

Die Aufgaben 
der Region 
Stuttgart sind 
nicht Gegen-
stand des Be-
bauungsplans. 
 
 
 
Die „große Lö-
sung = A 81- 
B 14-Verbin-
dung" ist nicht 
Gegenstand des 
Bebauungsplans. 
 

 - Und was ist, wenn der B 14-Ausbau zwischen Nellmersbach 
und Backnang realisiert und ebenso eine ausreichende Verbin-
dung zwischen A 81 und B 14 hergestellt sein wird? 

 
- Beim aktuellen Stand der Planung in Affalterbach (B-Plan-

Verfahren, fehlende verfügbare Grundstücke; sehr lange Ver-
fahrensdauer bei einer Unternehmensflurbereinigung; Finanzie-
rungsfrage) lässt sich nicht ausschließen, dass die OES baulich 
bis dahin vielleicht noch gar nicht in Angriff genommen sein 
wird. 

 

 
 
Zum Ausbau bzw. Neubau der B 14 und zum  
Ausbau der L 1115 s. oben  
 
 
 

Der Ausbau 
bzw. Neubau 
der B 14 wurde 
in der Ver-
kehrsuntersu-
chung zur OES 
Affalterbach 
berücksichtigt. 
 

Bürger 2 
vom 04.11.2016 

Welche aktuellen, belastbaren Prognosen liegen vor, die für diesen 
Fall überhaupt noch die Notwendigkeit einer OES ausweisen? 
Wenn sich ein ausreichender Nachweis dafür nicht darstellen lässt, 
dann stellt sich schon jetzt die Frage nach dem Sinn bzw. Verant-
wortbarkeit dieser Straßenbaumaßnahme. 

Die Verkehrsuntersuchung zur OES Affalterbach 
zeigt auf der Basis einer Prognose 2025 auf, dass 
auch unter Berücksichtigung des Ausbaus des B14 
die zu erwartenden Verkehrszunahmen im Unter-
suchungsraum, die vor allem in der Ortsdurchfahrt 

Die Verkehrsun-
tersuchung zur 
OES Affalterbach 
zeigt, dass in 
Folge der zu 
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Anmerkung: Auch die Fortführung der OES-Planung wird das Wohl 
der Betroffenen im Ort, die Wohnqualität und die Schulwegsituation 
aus den bekannten Gründen nicht kurzfristig (in den nächsten 3-5 
Jahren) verbessern können. Ob schon der B 14- Ausbau Nellmers-
bach-Backnang eine mess- und spürbare Entlastung mit sich brin-
gen wird, wäre zu prüfen. 
 
 

im Zuge der L 1127 gegenüber der gegenwärtigen 
Situation mit bereits hohen Belastungen zu weite-
ren Verkehrszunahmen führt. Die Notwendigkeit 
der OES ist somit nicht in Frage zu stellen. 
 
Im Jahre 2017 wurde eine umfassende Aktualisie-
rung der Verkehrsanalyse für Affalterbach durch-
geführt. Die Ergebnisse der Verkehrsanalyse 2017 
zeigen, dass die Verkehrsbelastungen in der Orts-
durchfahrt Affalterbach gegenüber den früheren 
Ergebnissen angestiegen sind. Der Durchgangs-
verkehrsanteil liegt bei ca. 64 %. Die Planbegrün-
dung für die Ortsentlastungsstraße ist somit ein-
deutig bestätigt. 
 
Laut den Fachplanern und Gutachtern (Verkehrs-
planung und -analyse: BS-Ingenieure) ist aus den 
aktualisierten Daten erkennbar, dass auf dieser 
Datenbasis fortführende Prognoseberechnungen 
mit Sicherheit nicht eine Höhe erreichen, dass 
duch das Vorhaben die Grenzwerte der 16. BIm-
SchV (Schall) oder der 39. BImSchV (Luftschad-
stoffe) erreicht werden oder dass entwurfstechni-
sche Änderungen der Planung erforderlich werden. 
 

erwartenden 
Verkehrszunah-
men im Untersu-
chungsraum 
auch in der Orts-
durchfahrt mit 
weiteren Ver-
kehrszunahmen 
zu rechnen ist. 
Die Notwendig-
keit der OES ist 
somit nicht in 
Frage zu stel-
len. 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 

 
 
 
Bürger 2 
vom 04.11.2016 

2. Zur Stellungnahme des LRA LB v. 06.04.2011 - Immissi-
onsschutz 
siehe „Behandlung der Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteili-
gung; 
Auslegungszeitraum: 18.02.2011 bis 17.03.2011" 
in Verfahrensakten A-1248 zum B-Plan OES, dort Seite 10/70 
 
Vom LRA LB wurde gefordert, zu untersuchen, „ob bzw. wie Anfor-
derungen der 16. BImSchV bzw. der DIN 18005 „Schallschutz im 
Städtebau" eingehalten werden." 
In der Rubrik „Durchgeführte Maßnahmen bis zum Entwurf (Stand: 
05.07.2016" wird nun (zitatweise) zutreffend ausgeführt, dass die 
DIN 18005 nicht für die Anwendung in Genehmigungs- und Plan-
feststellungsverfahren gelten würde. Wenn damit nun zum Ausdruck 
gebracht werden sollte, dass die DIN 18005 nicht für das „OES-B-

 
 
 
 
 
 
 
Laut den Fachplanern und Gutachtern (Verkehrs-
planung und -analyse: BS-Ingenieure) gibt die DIN 
18005 „Hinweise“ (Hervorhebung hier) zur Berück-
sichtigung des Schallschutzes bei der städtebauli-
chen Planung“. „Sie gilt nicht für die Anwendung in 
Genehmigungs- und Planfeststellungsverfahren“. 
Zur Forderung des Einwänders die schalltechni-
schen Orientierungswerte der DIN 18005 zur Beur-

 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
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Plan-Verfahren" anzuwenden sei, so scheint mir da ein Missver-
ständnis vorzuliegen. 

teilung der OES heranzuziehen, ist darauf hinzu-
weisen, dass diese keine Grenzwerte darstellen, 
es sich vielmehr um Orientierungswerte handelt. 

 Die in der DIN angeführte Anwendungseinschränkung zielt grund-
sätzlich auf „Genehmigungsverfahren" ab und benennt das „Plan-
feststellungsverfahren" nur deklaratorisch, weil es oft in der Pla-
nungspraxis als Planungsverfahren angesehen wird. Planfeststel-
lungverfahren sind nach ihrer rechtlichen Einordnung und ihrer 
Zweckbestimmung im Wesentlichen (auch) Genehmigungsverfah-
ren, weil aufgrund ihrer sogen. Konzentrationswirkung durch den 
Planfeststellungsbeschluss alle anderen notwendigen Genehmigun-
gen ersetzt werden. 
Da das hier vorliegende Bebauungsplanverfahren kein Genehmi-
gungsverfahren (auch nicht Planfeststellungsverfahren) ist, sondern 
als Bauleitplanverfahren eine Planungsverfahren darstellt - ist hier 
die Einbeziehung der DIN 18005 unerlässlich. 
 
Daraus können/werden sich sicher Auswirkungen auf die Planung 
der OES ergeben, z. B. bedingt durch die in der DIN niedrigeren 
Orientierungswerte und/oder erforderlichen Abstände von Verkehrs-
wegen zu den unterschiedlichen Baugebieten (z. B. Schulareal) 
Um eine entsprechend Prüfung/Berücksichtigung wird gebeten. 
 

 
Laut den Fachplanern und Gutachtern (Verkehrs-
planung und -analyse: BS-Ingenieure) verweist 
weiterhin die DIN 18005 zur Berechnung von Beur-
teilungspegeln des Verkehrslärms auf die fach-
technische Richtlinie RLS 90 und zur Beurteilung 
der Auswirkungen von Straßenbauvorhaben auf 
die Verkehrslärmschutzverordnung. Diese „Sech-
zehnte Verordnung zur Durchführung des Bun-
desimmissionsschutzgesetzes“ benennt mit dem 
normativen Bezug auf das Gesetz im Gegensatz 
zur DIN 18005 verbindliche Grenzwerte. Sowohl 
die RLS 90 als auch die Verkehrslärmschutzver-
ordnung sind maßgebende Grundlagen für die 
schalltechnische Untersuchung zur OES Affalter-
bach. 
 

 
 
 
Die Stellung-
nahme wird 
nicht geteilt. 
  
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 

Bürger 2 
vom 04.11.2016 

3. Abgetrennte Rad- und Fußwege 
- kreuzungsfrei aber nicht barrierefrei/behindertengerecht 
 
Dort, wo die OES die K 1674 zwischen Affalterbach und Birkhau 
quert ist ein etwas tiefer gelegter Kreisverkehrsplatz geplant. 
Für die Fußgänger und Radfahrer wird hier nun der Geh- und Rad-
weg durch eine kreuzungsfreie, gesonderte Überführung vorgese-
hen. 
 
Nahe am Ort quert die OES die K 1603 zwischen Erdmannhausen 
und Affalterbach. Auch hier ist ein Kreisverkehrsplatz geplant. 
 

 
 
 

 

 Um eine sichere und zügigere Verbindung nach Erdmannhausen 
bzw. Marbach (Schulweg) zu gewährleisten wird hier nun im Bereich 
des Kreisverkehrsplatzes eine Unterführung für Fußgänger und Rad-
fahrer vorgesehen. 
Leider sind die jeweiligen Gefälle-/Steigungsstrecken für Menschen 

 
Die Wegequerung über die Ortsentlastungs-
straße an der K1674 zwischen Birkhau und 
Affalterbach betreffend, wird die Forderung 
einer geringeren als die bisher vorgesehenen  

In der Ausfüh-
rungsplanung 
wird die Wege-
querung über 
die Ortsentlas-
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mit Behinderungen, speziell mit Rollstuhl oder Rollator nicht geeig-
net. 
Auch Personen, die einen Kinderwagen schieben hätten Probleme. 
 

5 % für die weitere Planung aufgenommen, so 
dass für Menschen mit motorischen Ein-
schränkungen kein wesentliches Hindernis 
entsteht.  
 

tungsstraße an 
der K1674 zwi-
schen Birkhau 
und Affalter-
bach so ausge-
bildet, dass für 
Menschen mit 
motorischen 
Einschränkun-
gen kein we-
sentliches Hin-
dernis entsteht. 

 Da die Planvorlagen hinsichtlich der Längenvermaßung der Gefälle-
/Steigungsstrecken nicht hinreichend aussagekräftig sind, können 
die Steigungen nicht prozentgenau (auf Kommastelle) ermittelt wer-
den. 
 
Man kann aber dennoch hinreichend genau feststellen, dass die 
Steigungen bei der Überführung der Querung zwischen Affalterbach 
und Birkhau bei erheblich über 3 bzw. 4 % liegen. 
Im Bereich der Unterführung nach/von Erdmannhausen muss man 
sogar von Steigungen über 4 bzw. 5 % ausgehen. 
 
Bei beiden Bauwerken werden 3 % sicher überschritten und es ist 
anzunehmen, dass 6 % Gefälle/Steigung wahrscheinlich nicht er-
reicht/überschritten werden. 
Eine normgerechte Planung entsprechend der einschlägigen DIN 
18040-3 (Nachfolger von DIN 18024-1) lässt eine Längsneigung von 
maximal 3 % zu (vgl. Ziff. 4.3). Bei darüber hinausgehenden Nei-
gungen - maximal 6 % - sind Längenbeschränkungen zu beachten 
und die Anordnung von Zwischenpodesten zum Ausruhen und Ab-
bremsen. 
 
 

 
Die geplante Unterführung an der K 1603 zwi-
schen Affalterbach und Erdmannhausen wird 
Längsneigungen von maximal 6 % aufweisen. 
Laut den Fachplanern und Gutachtern (Verkehrs-
planung und -analyse: BS-Ingenieure) entspricht 
sie somit den Anforderungen des Radverkehrs. 
Der Weg dient dem Schulradverkehr, nicht dem 
Schulfußverkehr. Von einer eigenständigen Nut-
zung der Wegeverbindung zwischen Affalterbach 
und Erdmannhausen durch motorisch einge-
schränkte Personen ist auf Grund der bestehenden 
sehr großen Längsneigungen sowohl am Ortsaus-
gang Affalterbach als auch im weiteren Verlauf der 
Strecke kaum auszugehen. Diese Situation wird 
durch die Planung nicht verändert. 
 

Die geplante 
Unterführung an 
der K 1603 zwi-
schen Affalter-
bach und Erd-
mannhausen 
wird Längsnei-
gungen von ma-
ximal 6 % auf-
weisen. 
Die Anregung 
betrifft nicht 
unmittelbar den 
Bebauungsplan, 
sondern die 
Ausführungs-
planung. Sie 
führt deshalb zu 
keiner Ände-
rung des Be-
bauungsplans. 
 

Bürger 2 
vom 04.11.2016 

Die vorliegende Planung erfüllt leider diese speziellen Vorgaben 
nicht, wie sie auch im Widerspruch zu der grundsätzlichen Forde-
rung aus § 1 Abs. 6 Ziff. 3 BauGB steht. Danach sind „bei der Auf-
stellung der Bauleitpläne insbesondere zu berücksichtigen:... insbe-
sondere die Bedürfnisse der Familien, der jungen, alten und behin-
derten Menschen, ...". 

 
 
 
 
 
 

Die Behauptung, 
dass es zwi-
schen Affalter-
bach und insbe-
sondere dem 
Sportzentrum 
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Aus meiner Sicht besteht hier ein zwingend notwendiger Ände-
rungsbedarf. Denn insbesondere die Verbindung zwischen Affalter-
bach und dem Sportzentrum bzw. Birkhau (750 Einwohner) darf 
nicht durch diese neu geschaffene Barriere beeinträchtigt werden. 
Dies wäre sicherlich nicht zum Wohl der Bürger. 
Bisher gibt es hier keine relevante hinderliche Steigung (bzw. Gefäl-
le). 
 
 

 
 
Die Behauptung, dass es zwischen Affalterbach 
und insbesondere dem Sportzentrum bzw. Birkhau 
bisher keine solche Steigungen bzw. Gefälle gäbe, 
ist nicht zutreffend.  

bzw. Birkhau 
bisher keine sol-
che Steigungen 
bzw. Gefälle 
gäbe, ist nicht 
zutreffend.Der 
Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 

 Ich bitte, die Bebauungsplanunterlagen mit ergänzten Planvorlagen 
(Vermaßungen, Angaben zu Quer- und Längsneigungen, Höhen-
quoten) dem Dachverband Integratives Planen und Bauen e. V. 
(DIPB) als TÖB zur Stellungnahme vorzulegen. Der DIPB fungiert 
regelmäßig als TÖB auch bei u. a. Planfeststellungverfahren in den 
Regierungsbezirken Stuttgart und Karlsruhe und unter seiner Feder-
führung werden die Interessen zahlreicher Behindertenverbände im 
„Bündnis Stuttgart 21" vertreten. 
 
(Kontakt/Info: www.dipb.org/index.html ; 
Geschäftsstelle: Eugenstrasse 42, 70794 Filderstadt) 
Der DIPB und der örtliche VdK erhalten eine Mehrfertigung meiner 
Stellungnahme zum B-Plan OES z. K.. 
 

Wird im weiteren Verfahren beachtet. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 

Der Dachver-
band „Integrati-
ves Planen und 
Bauen e. V.“ 
wird am weite-
ren Verfahren 
beteiligt. 
 
 
 
 
 
 

Bürger 2 
vom 04.11.2016 

4. Querung der K 1674 (von/nach Birkhau) durch die OES 
- Höhenlage, Veränderung der Gradiente aufgrund Schichtenwas-
ser- blase; Beckental-Viadukte 
  
Wie aus den Unterlagen/Begründung/Erläuterungsbericht hervor-
geht, wurde im vorgenannten Bereich „stark gespanntes Schicht-
wasser" angetroffen - und zwar in einer Höhenlage, die eine Anhe-
bung der OES-Gradiente um ca. 5 m erforderlich machte (derzeitige 
Planung). 
Folge war, dass die Trasse im Beckental entsprechend und nun-
mehr deutlich höher liegt und um sie „gestalterisch zu optimieren" 
sind nun statt einer Brücke im Mittelbereich zwei Brücken an den 
Flanken des Beckentales konzipiert worden. Die Brückenbauwerke 
entfalten eine Höhe (incl. Geländer) von ca. 8 bzw. 9 m über Gelän-

 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
Die Historie des langandauernden Planungspro-
zesses ist in Unterlage 4 / Nr. 1.1 - Umweltprüfung 
/ Umweltverträglichkeitsstudie in den Einzelheiten 
dokumentiert worden (Kap. 5). Daraus ergibt sich, 
dass mit großer Gewissenhaftigkeit und Sorgfalt 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Stellung-
nahme wird 
nicht geteilt. 
Aus der Historie 
des langandau-
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de. Zusammen mit den flankierenden baulichen Maßnahmen und 
Geländeveränderungen ein Eingriff in die Beckentallandschaft, der 
im hohen Maße verunstaltend ist; 
die ökologischen Aspekte hier einmal außer Acht lassend. Das Be-
ckental wird danach nicht wieder zu erkennen sein. 
Die Planung wurde aufwändiger, die Bauwerke gewaltiger und die 
Kosten erheblich höher. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

alle bedeutsamen Aspekte des Schutzes der Men-
schen vor Immissionen, des Schutzes von Natur 
und Landschaft, der Sicherung wertvoller Böden, 
des Landschaftsbildschutzes sowie des Schutzes 
der natürlichen Wasservorräte aufbereitet und mit 
dem ihnen zukommenden Gewicht gewürdig wur-
den. Dabei war auch die Entlastungswirkung der 
OES auf die Ortslage zu beachten. 
Hieraus resultierte die gewählte Trassenvariante, 
die ihrerseits so ausgestaltet wurde, dass Beein-
trächtigungen des Naturhaushaltes und des Land-
schaftsbildes so weit wie möglich minimiert wer-
den. Die Lösung mit zwei breiten Brücken hat den 
Vorteil, dass die Sichtbeziehungen und damit die 
Erholungsfunktion und die funktionalen Beziehun-
gen 

- Transferraum für Fledermäuse sowie 

- Kaltluftabflussgebiet 
weitgehend erhalten werden. 
Durch die Modellierung im Umfeld der OES sowie 
die Anlage von Obstwiesen (Maßnahme M 3), die 
Anlage von extensivem Grünland (Maßnahmen 
M2, M2a und M4) sowie die Bepflanzung der Stra-
ßenböschungen (Maßnahme M6) wird diese land-
schaftsgerecht in die Landschaft eingebunden. 
Eine Verunstaltung des Landschaftsbildes wird 
also vermieden, und die Erholungseignung bleibt 
weitgehend erhalten bzw. wird wiederhergestellt.  
 
Die Maßnahmen im Beckental dienen dazu, die 
bestehenden Funktionen für Tiere und Pflanzen zu 
stärken: 

- Aufbau von Leitlinien für Fledermäuse durch die 
Gehölzpflanzung (Maßnahme M6), 

- Aufbau von Nahrungs- und Jagdhabitaten für 
Fledermäuse und von Bruthabitaten für Brutvö-
gel durch die Anlage von extensiven Obstwie-
sen und von extensivem Grünland (Maßnahmen 
M2 bis M4). 

ernden Pla-
nungsprozesses 
ergibt sich, dass 
mit großer Ge-
wissenhaftigkeit 
und Sorgfalt alle 
bedeutsamen 
Aspekte aufbe-
reitet und mit 
dem ihnen zu-
kommenden 
Gewicht gewür-
dig wurden.  
Hieraus resultier-
te die gewählte 
Trassenvariante. 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
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Bürger 2 
vom 04.11.2016 

Wenn schon eine OES durch das Beckental gebaut werden 
soll/muss, dann erscheint mir aber diese Planung nicht der Weisheit 
letzter Schluss zu sein. 
Ist der Fortbestand der „Wasserblase" denn wirklich eine so heilige 
Kuh, dass man sie nicht antasten kann? 
Das große Beckental-Areal in seinem attraktiven Erscheinungsbild 
mit vielen Streuobstwiesen, in seiner vielfältigen landwirtschaftlich 
geprägten und ökologisch bedeutsamen Funktion kann offensichtlich 
leichter geopfert werden als das begrenzte Schichtenwasservor-
kommen!? 
 

Laut den Fachplanern und Gutachtern (Geologie: 
Ing.-Büro Voigtmann, Verkehrsplanung und -
analyse: BS-Ingenieure, Umweltplanung: Eberhard 
+ Partner GbR) ist diese „Wasserblase" keine „hei-
lige Kuh". Es handelt es sich hierbei auch um kei-
ne vorstellbare „Blase“, d.h. um kein begrenztes 
Grundwasservorkommen, welches beim An-
schneiden im Lauf der Zeit versiegt, sondern um 
eine ständig wasserführende Schicht im Gipskeu-
per. Eine ständige Ableitung von Grundwasser ist 
aus wasserwirtschaftlicher Sicht nicht erwünscht. 
Das Beckental wird nicht geopfert, sondern wie 
oben beschrieben durch umfangreiche Aus-
gleichsmaßnahmen in seinen vielfältigen Funktio-
nen weitestgehend erhalten. 

Die Stellung-
nahme wird 
nicht geteilt. 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 

Bürger 2 
vom 04.11.2016 

Ich vermisse in den Unterlagen/der Begründung zum B-Plan Aussa-
gen, dazu, inwieweit die Gemeinde und ihre Planer sich tatsächlich 
für einen Teil-Erhalt des Beckentals eingesetzt haben. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wo liegen denn die unüberwindbaren Zwänge? 
Aber die „Wasserblase" von überschaubarer wasserwirtschaftlicher 
bzw. ökologischer Bedeutung soll Vorrang vor dem Fortbestand des 
(veränderten) Beckentals erhalten? 
Ich vermisse eine ausreichende Sensibilität auf Seiten der für die 
Planung Verantwortlichen um das Beckental, trotz gravierenden 
Eingriffs zumindest in Teilen zu erhalten - auch dies dient dem Wohl 

Aus den Darlegungen in der UVS (Unterlage 4 / 
Nr. 1.1 - Umweltprüfung / Umweltverträglichkeits-
studie), insbesondere in Kap. 5, geht hervor, dass 
die Erhaltung des Beckentales bzw. die Erhaltung 
seiner Funktionen ein wesentlicher Teil der Pla-
nungsüberlegungen war (vgl. auch GOP S. 104 f, 
116 f, 125 ff). Die Beeinträchtigungen im Beckental 
sind so weit wie möglich minimiert worden. 
Im GOP wurde ein Maßnahmenbündel, bestehend 
aus der Modellierung des Geländes zur bestmögli-
chen Einbindung der Trassenböschungen sowie 
der Anlage von extensivem Grünland, extensiven 
Obstwiesen und Gehölzpflanzungen, entwickelt. 
Dies verdeutlicht, dass die besondere Bedeutung 
des Beckentals erkannt wurde. 
 
Laut den Fachplanern und Gutachtern (Geologie: 
Ing.-Büro Voigtmann, Verkehrsplanung und -
analyse: BS-Ingenieure, Umweltplanung: Eberhard 
+ Partner GbR) ist das oberflächennahe Grund-
wasservorkommen gemäß den Vorgaben der 
Wasserwirtschaftsverwaltung vor straßenbedingten 
Beeinträchtigungen zu schützen. 
Das Beckental bleibt erhalten. Die Modellierung 

Eine Erhaltung 
des Beckentals, 
soweit als mög-
lich wurde be-
rücksichtigt (s. 
linke Spalte). 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Stellung-
nahme wird aus 
neben genann-
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der Bürger von Affalterbach. zur Eingliederung der Straße passt sich an die 
vorhandene Muldenstruktur an. 
Die im Beckental ergriffenen landschaftspflegeri-
schen Maßnahmen zur Erhaltung der Funktionen 
desselben belegen, dass eine hohe Sensibilität 
gegeben war. 

ten Gründen 
nicht geteilt. 
 

 Der Schwerpunkt hätte in der Vergangenheit liegen müssen bzw. 
muss in der Zukunft liegen - auf: 
- Verzicht auf den Erhalt der Wasserblase; Ableitung des Schich-
tenwassers ins Beckental 
- Tieferlegung der OES-Beckentaltrasse auf ein deutlich unter 
der Höhenlage der OES 2011 liegendes Niveau, wobei die vom 
BUND-Affalterbach seinerzeit vorgeschlagene „Tunnellösung" nach 
wie vor eine überlegenswerte Option darstellt. 
 

 
Laut den Fachplanern und Gutachtern (Geologie: 
Ing.-Büro Voigtmann, Verkehrsplanung und -
analyse: BS-Ingenieure, Umweltplanung: Eberhard 
+ Partner GbR) musste die im früheren Planungs-
prozess vorgesehene tiefere Führung der OES im 
Bereich der Querung der K 1674 auf Grund des 
oberflächennahen Grundwassers verändert wer-
den. 
 

Die Hinweise 
haben keine 
Änderungen 
des bisher aus-
gelegten Ent-
wurfs zufolge. 
 

Bürger 2 
vom 04.11.2016 

5. Verdeutlichung der Trassenführung vor Ort 
- Errichtung eines temporären Schaugerüsts 
 
Wie ich bereits bei der Bürgerversammlung in der Lemberghalle 
angesprochen habe, erscheint es vielen Mitbürgern wichtig, die ge-
plante Trasse der OES in Lage und Höhe (insbesondere Beckental) 
einmal optisch vor Ort dargestellt zu sehen. Bedingt durch die erheb-
liche Höherlegung (ca. 5 m) der Trasse gegenüber der ursprüngli-
chen Planung ist die Notwendigkeit dafür größer geworden. 

 
 
 
 
 
 
Laut den Fachplanern und Gutachtern (Verkehrs-
planung und -analyse: BS-Ingenieure,) wird die 
geforderte Aufstellung eines Schaugerüstes in 
diesem Fall als irreführend beurteilt: 

 
 
Die Errichtung 
eines temporä-
ren Schauge-
rüsts wird aus 
neben genann-
ten Gründen als 
irreführend be-
urteilt.  

 Hier könnte ohne allzu großen Aufwand eine nicht besonders kos-
tenträchtige Errichtung eines sogen. Schaugerüsts z. B. für ein Wo-
chenende erfolgen. 
Im Abstand von 50 .... 75 m könnten stabile Ballons, angeleint, die 
Trassenführung und Höhe der Trasse (Brückenbauwerke im Be-
ckental; Trasse im Gewann „Stauch") markieren. Und die Bevölke-
rung könnte sich so einen Eindruck verschaffen, wie die OES das 
Beckental neu prägen wird. Fotographische Montagen, wie bereits 
schon vorgelegt (in ihrer Aussagekraft leider sehr dürftig), eignen 
sich wenig um einen nachvollziehbaren Eindruck der Trassenfüh-
rung in der Landschaft, über das Beckental, zu vermitteln. 
Auch eine solche Maßnahme „dient dem Wohl der Bürger von Affal-
terbach", so sie sich im Planungs- und Entscheidungsprozess mehr 
mitgenommen aber auch mehr ernst genommen fühlen würden. 

Einerseits vermitteln die vorgeschlagenen Ballons 
auf Grund der Tatsache, dass man darunter ste-
hen kann und keine festen stabilen Elemente (Ge-
lände, Wände, Baukörper) vorhanden sind, zwei-
fellos einen nicht angemessenen beunruhigenden 
Eindruck, und andererseits ist die detailliert und 
aufwändig erarbeitete Fotosimulation eindeutig 
anschaulicher und keinesfalls, wie behauptet, 
„dürftig“. 

Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
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Bürger 2 
vom 04.11.2016 

6. Schlussbemerkung 
 
Wenn tatsächlich die bislang der Öffentlichkeit bekannten oder neu 
erhobenen Sachargumente (Verkehrs- und Lärmprognosen; in-
nerörtliche Entlastungs-Lösungen, sowie außerorts ertüchtigte Stra-
ßenführungen) i. S. des bisherigen Planungsansatzes nach wie vor 
tragfähig sein sollten, so müsste dies auch nachvollziehbar kommu-
niziert werden. 

 
 
Eine nachvollziehbare Darstellung der bekannten 
oder neu erhobenen Sachargumente ist den Unter-
lagen des Bebauungsplanverfahrens zu entneh-
men. Die Unterlagen des Bebauungsplanverfah-
rens, wie auch alle wesentlichen, vorliegenden 
umweltbezogenen Informationen, wurden bzw. 
werden öffentlich ausgelegt und bekannt gemacht. 

Die Stellung-
nahme wird aus 
den neben ge-
nannten Grün-
den nicht ge-
teilt. 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
 

 Wenn dann noch immer, eben als ultimo ratio, eine Bewältigung der 
beklagten Verkehrsprobleme nur mittels einer OES erfolgen können, 
dann muss alles daran gesetzt werden, die Trasse erheblich tiefer 
zu legen. 
Dadurch könnte der Eingriff ins Beckental erheblich reduziert wer-
den, die Verbindung zwischen Affalterbach und Birkhau würde wie-
der wie bisher barrierefrei, und auch die Kosten würden niedriger 
sein. 
 

s. Punkt 4. Querung der K 1674 (von/nach Birk-
hau) durch die OES 
- Höhenlage, Veränderung der Gradiente aufgrund 
Schichtenwasser- blase; Beckental-Viadukte 
  
 

 

 Im Übrigen bin ich gespannt, wie die für mich nicht im wohlverstan-
denen Interesse der Affalterbacher Gesamtbevölkerung angedachte 
Finanzierung der OES bewältigt werden soll. Aber dies ist ja nicht 
Gegenstand des B-Plan-Verfahrens. Ebenso wenig geklärt (auch 
nicht unmittelbarer Gegenstand dieses Verfahrens), ist auch die 
Frage, wie erhält die Gemeinde die für die den OES-Bau notwendi-
gen Grundstücke. Es ist erstaunlich, dass sich nach über fünf Jahren 
Verfahrenslaufzeit keine tragfähige Lösung ggf. aufgrund einer 
Planänderung abzeichnet. Die Realisierung der OES gegen die exis-
tentiellen Interessen der Eigentümer (auch Bürger von Affalterbach) 
- möglicherweise auf dem Enteignungsweg - stände Affalterbach 
nicht gut zu Gesicht. 
 

Kenntnisnahme Die Hinweise 
sind nicht Ge-
genstand des 
Bebauungs-
planverfahrens 
und haben kei-
ne Änderungen 
des bisher aus-
gelegten Ent-
wurfs zufolge. 
 

 
Bürger 3 
vom 10.11.2016 

 
Als Eigentümer des Flurstücks 4107 auf der Gemarkung Affalter-
bach bin ich Betroffener des Bebauungsplans Ortsumfahrung Affal-
terbach — Unternehmensflurbereinigung. 

 
 
Kenntnisnahme 
 

 
 
 
 



 

  133/313 

Stellungnahme  
von 

Inhalt der Stellungnahmen Stellungnahme des Planers / der Verwaltung Beschluss-
empfehlung  

 
Das Flurstück 4107 entstand im Rahmen der Flurbereinigung in der 
1960er-Jahren und wurde mit der aktuell bestehenden Zuwegung im 
Herbst 1967 als Eigentum eingewiesen. 
 
Bei dem vorliegenden Plan hat der westliche Feldweg des Flur-
stücks 4107 keine Zufahrt mehr von Süden. Diese Zufahrt ist auch 
wegen des dort bestehenden Süd-Nord-Gefälles wichtig. 
 
Daher lege ich Einspruch gegen den Bebauungsplan Ortsumfahrung 
Affalterbach - Unternehmensflurbereinigung ein. 
 
Ich bestehe darauf, daß das Flurstück 4107 weiterhin eine  
ungehinderte Zuwegung von der L 1127 behält. 
 

 
 
 
 
 
 
 
Das Flurstück 4107 ist auch nach Umsetzung der 
OES noch gut zu erreichen, da im Osten wie Wes-
ten des Flurstücks Feldwege jeweils in Nord-Süd-
Richtung verlaufen. 
Zusätzlich werden im Rahmen des geplanten Flur-
neuordnungsverfahrens die Zufahrtsmöglichkeiten 
mit der Flurbereinigung und der Abteilung Land-
wirtschaft des LRAs geprüft werden. 

 
 
 
 
 
Die Stellung-
nahme wird 
nicht geteilt. 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
 

 Verbesserungsvorschläge — Einwendungen - Anregungen 
 
Entlang der geplanten Trasse der Ortsumfahrung fehlen landw. Pa-
rallelwege—  
Die neue Straße führt durch flurbereinigtes Gebiet aus den 1960er-
Jahren. 
Damals wurden generell entlang den Straßen landw. Parallelwege 
angelegt, die heute noch für die Bewirtschaftung der angrenzenden 
landw. Grundstücke genau so wichtig sind. 
 

 
 
 
Die geplante Ortsentlastungsstraße quert bzw. 
durchschneidet vorhandene Feld- und Wirt-
schaftswege. Der Entwurf des Bebauungsplans 
sieht die Ergänzung bzw. den Ersatz verloren ge-
gangener Wegeverbindungen vor.  
Wesentlicher Planungsgrundsatz bei der Wege-
konzeption bestand darin, die vorhandenen Hof-
stätten im Außenbereich bestmöglich an das land-
wirtschaftliche Wegenetz sowie an die öffentlichen 
Verkehrsanlagen anzubinden und eine bestmögli-
che Bewirtschaftung der bestehenden landwirt-
schaftlichen Flächen sicherzustellen.  
Bei der Planung wurde ebenfalls berücksichtigt, die 
der Erholungsfunktion dienenden Wegebeziehun-
gen zu erhalten. Der Bebauungsplan sichert die 
erforderlichen Flächen. 
Parallelwege an der OES werden zur Vermeidung 
zusätzlichen Landverbrauchs und wegen der Ver-
pflichtung zum sparsamen Umgang mit Grund und 
Boden gemäß § 1a Abs. 2 BauGB nicht vorgese-
hen. 
 

 
 
 
Die Belange der 
betroffenen 
landwirtschaft-
lichen Betriebe 
erfordern keine 
Änderung des 
Bebauungs-
plans. Falls 
zusätzlich Pa-
rallelwege be-
nötigt werden, 
kann dies im 
vorgesehenen 
Flurneuord-
nungverfahren 
berücksichtigt 
werden. 
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 Eine Unterführung für Fußgänger/Radfahrer im Bereich des Kreisels 
an der Erdmannhäuser Straße halte ich für eine größere Gefahren-
stelle als eine Querung in gleicher Ebene. 
Im Verlauf der L1127 gibt es bereits eine oberirdische Querung für 
Fußgänger + Radfahrer bei der Weilermer/Schwaikheimer Kreu-
zung. 
Auch am Ortseingang in Erdmannhausen kreuzt der Schulweg die 
Straße oberirdisch. 

Laut den Fachplanern und Gutachtern (Verkehrs-
planung und -analyse: BS-Ingenieure) ist die Un-
terführung am geplanten Kreisverkehrsplatz an der 
K 1603 zur höheren Sicherheit für Fußgänger und 
Radfahrer (Schulradroute nach Marbach) vorgese-
hen. 

Die Stellung-
nahme wird 
nicht geteilt. 
 
 
Die Hinweise 
haben keine 
Änderungen 

Bürger 3 
vom 10.11.2016 

Die Fußgängerbrücke entlang der Straße nach Birkhau sollte ver-
mieden werden. 
Ein Kurztunnel wäre für den innerörtlichen Verkehr und das Land-
schaftsbild die bessere Lösung. 
 

Eine Unterführung der OES unter der K 1674 bzw. 
ein Kurztunnel ist nicht möglich. Auf die entspre-
chende Stellungnahme des Ingenieurbüros Voigt-
mann vom 24.04.2017 wird verwiesen. 

des bisher aus-
gelegten Ent-
wurfs zufolge. 
 

 Dem gespannten Grundwasser könnte mit der Ausführung des Ein-
schnitts als „Weiße Wanne" Rechnung getragen werden. 
 

Dies ist richtig und wurde im Gutachten Nr. 31810 
vom 5.7.2011 auch diskutiert, aber laut den Fach-
planern und Gutachtern (Verkehrsplanung und -
analyse: BS-Ingenieure) seinerzeit aus wasserwirt-
schaftlicher Sicht (Grundwassersperre) und Kos-
tengründen nicht weiter verfolgt.  

Der Sachverhalt 
wurde bereits 
geprüft und aus 
nebenstehen-
den Gründen 
nicht weiter 
verfolgt. 
 

 Eine spitzwinkelige Zertrennung der Flurstücke sollte weitestgehend 
vermieden werden. 
Dazu wäre eine Trassenverschiebung erforderlich. 
 
 
 
 
 
 
 
Der Abstand der Straße zur Grundschule sollte wegen der Lärmbe-
einträchtigung im Norden größer sein. 

Durch das geplante Flurneuordnungsverfahren 
können spitzwinklige bzw. ungünstig geschnit-
te Grundstücke reduziert werden. 
 
 
 
 
 
 
 
Die schalltechnische Untersuchung zur OES Affal-
terbach kommt zu dem Ergebnis, dass die maßge-
benden Immissionsgrenzwerte der 16. BImschV an 
allen Immissionsorten eingehalten werden. 

Die Anregung  
betrefft nicht 
unmittelbar den 
Bebauungsplan 
und hat keine 
Änderungen 
des bisher aus-
gelegten Ent-
wurfs zufolge. 
 
Die Stellung-
nahme wird 
nicht geteilt. Der 
Abstand zur 
Grundschule ist 
ausreichend. 
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Bürger 4 
vom 04.11.2016 
 
Vertreten durch 
Kanzlei Dr. Hart-
mann & Kollegen, 
Kronprinzenstraße 
11, 70173 Stuttgart 

wir nehmen Bezug auf das Telefonat vom 04.10.2016, bei dem wir 
anfragten, ob unser Einwendungsschriftsatz vom 22.06.2015 nebst 
der diesem beigefügten gutachterlichen Stellungnahme des Ver-
kehrssachverständigen Prof. Dr. Maurmaier bei der Gemeinde ein-
gegangen sei, was Sie bejahten. 
 
Anlass unserer Nachfrage war die Tatsache, dass dieser Schriftsatz 
in den vorliegenden Akten im Rahmen der Auslegung des Bebau-
ungsplanentwurfs „Ortsentlastungsstraße" gem. § 3 Abs. 2 BauGB 
nicht enthalten ist und auch in der Behandlung der Stellungnahmen 
aus der frühzeitigen Beteiligung (Auslegungszeitraum 18.02.2011 - 
17.03.2011) der Gemeinde Affalterbach A - 1248 nicht aufgeführt ist. 

 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
Der Schriftsatz des Verkehrssachverständigen 
Maurmaier ging im Juni 2015 bei der Gemeinde 
ein. Zu diesem Zeitpunkt war die frühzeitigen Be-
teiligung im Rahmen des Bebauungsplanverfah-
rens, die im Jahr 2011 stattgefunden hatte, längst 
abgeschlossen. 

 
 
 
 
 

 Sicherlich wäre es zweckmäßig gewesen, diese Einwendungen ab-
zuhandeln, auch wenn sie außerhalb des Auslegungszeitraums 
(18.02.2011 - 17.03.2011) erhoben wurden, denn eine gewisse „Vor-
festlegung" kann nicht ausgeschlossen werden, auch wenn jetzt im 
Rahmen der Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB dazu seitens der 
Verwaltung Stellung genommen werden soll. 

Nach Einschätzung der Gemeindeverwaltung han-
delt es sich nicht um eine umweltbezogene, son-
dern um eine verkehrstechnische Stellungnahme 
die angesichts der bereits vorliegenden verkehrs-
technischen Gutachten als nicht wesentlich ange-
sehen wurde. 

 

Bürger 4 
vom 04.11.2016 
 
Vertreten durch 
Kanzlei Dr. Hart-
mann & Kollegen, 
Kronprinzenstraße 
11, 70173 Stuttgart 

Rein vorsorglich fügen wir den vorgenannten Einwendungsschrift-
satz vom 22.06.2015 und die darin aufgeführte gutachterliche Stel-
lungnahme des Prof. Dr. Maurmaier nochmals bei - Anlage 1 - und 
bitten um Berücksichtigung im Rahmen des jetzt laufenden Ausle-
gungsverfahrens gem. § 3 Abs. 2 BauGB. 
Ergänzend hierzu bezieht sich unser Mandant auf eine weitere gut-
achterliche Stellungnahme des Prof. Dr. Maurmaier vom Oktober 
2016 - Anlage 2 -, welche dieser im Auftrage der ebenfalls betroffe-
nen Landwirte Bürger 6 und Bürger 1 - beide ebenfalls von den Un-
terzeichneten vertreten - eingeholt und zum Gegenstand ihrer Ein-
wendungen im Rahmen des § 3 Abs. 2 BauGB gegen die OES ge-
macht haben. 
 

 
Nachfolgend wird zu allen Punkten der Schriftsätze 
Stellung bezogen.  

Die Schriftsätze 
sind als Anlage 
der Abwä-
gungstabelle 
beigefügt und 
werden im 
Rahmen der 
erneuten Ent-
wurfsoffenlage 
ausgelegt wer-
den. 
 

 Im Einzelnen tragen wir namens unseres Mandanten ergänzend zu 
unserem Schriftsatz vom 22.06.2015 Folgendes vor: 

  

 In einer gutachterlichen Stellungnahme vom Oktober 2016 - Anlage 
2 - setzt sich Prof. Dr. Maurmaier - dortige Ziff. 1 - 5 - kritisch mit der 
geplanten Ortsentlastungsstraße wie folgt auseinander: 
 

1. Als Fazit hält Prof. Dr. Maurmaier in seiner gutachterlichen Stel-
lungnahme vom Oktober 2016 fest, dass auf der Grundlage der 
vorliegenden Gutachten (Verkehrsanalyse 2007 BS Ingenieure, 

 
 
 
 
 
In der Umweltprüfung / Umweltverträglichkeitsstu-
die (Unterlage 4) sind die Varianten nach dem 

Die Stellung-
nahme wird 
nicht geteilt. 
Im Rahmen des 
Bebauungsplan-
verfahrens wur-
den alle erforder-
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Juli 2007; Verkehrsprognose BS Ingenieure, November 2007 und 
Fortschreibung Verkehrsuntersuchung Ortsentlastungsstraße Af-
falterbach BS Ingenieure, Oktober 2013) keine abschließende 
Bewertung der Erforderlichkeit der Ortsentlastungsstraße mög-
lich ist. Als Argument der Erforderlichkeit dient - so Prof. Dr. 
Maurmaier - in diesen Untersuchungen ausschließlich die Ver-
kehrsentlastung der Innerortsstraßen. Jedoch sind nach Prof. Dr. 
Maurmaier die Wirtschaftlichkeit, Effizienz, die Bilanz der Immis-
sionen, 

 
 
 
 
 
 
 
die Flächeninanspruchnahme sowie 
 
 
 
 
die ökologischen Wirkungen sowohl für den Ohnefall (Planungsfall 
0) als auch für den Mitfall (Planungsfall 1) jedoch zusätzlich zu er-
mitteln und gegeneinander abzuwägen. Dies ist auf Seiten der pla-
nenden Gemeinde Affalterbach nicht der Fall. 
 

Stand der Wissenschaft und Technik miteinander 
verglichen worden. Selbstverständlich sind sie 
auch mit dem Planungs-Nullfall verglichen worden. 
Im Themenbereich Immissionen ist dies z. B. durch 
die Abbildungen 52 bis 56 (Lärmbelastung im Pla-
nungsfall 0 und im Planungsfall 1, tags, nachts, 
Differenzkarte zwischen Planungsfall 1 und Pla-
nungsfall 0) sowie durch die Tabelle 41 (Konzent-
ration ausgewählter Schadstoffe ohne und mit 
Ortsentlastungsstraße) dokumentiert. 
 
Die Flächeninanspruchnahme für den Planfall ist 
im GOP dokumentiert (Tab. 5.2, S. 178). Die Flä-
cheninanspruchnahme für den Ohnefall beträgt 0 
ha. 
 
Die ökologischen Wirkungen für den Ohnefall sind 
in der Umweltverträglichkeitsstudie  durch die Be-
schreibung der bestehenden Belastungen (Kap. 
3.3) sowie durch die Raumanalyse (Kap. 4) be-
schrieben. 
 
Die betriebsbedingten Wirkungen des Prognose-
Nullfalles 2025 sind ermittelt, beschrieben und 
dokumentiert 

- in Kap. 6.2. der Umweltprüfung / UVS „Ver-
kehr“ bzw. Kap. 6.1.2.1 des Umweltberichtes 
(inkl. Darstellung der Differenzbelastung zum 
Planfall 2025 und Beurteilung); 

- in Kap. 6.2.2 der Umweltprüfung / UVS 
„Trenneffekte“ bzw. Kap. 6.1.2.2 des Umwelt-
berichtes (inkl. Darstellung der Differenzbelas-
tung zum Planfall 2025 und Beurteilung); 

- in Kap. 6.2.3 der Umweltprüfung / UVS „Lärm“ 
bzw. Kap. 6.1.2.3 des Umweltberichtes (inkl. 
Darstellung der Differenzbelastung zum Plan-
fall 2025 und Beurteilung); 

- in Kap. 6.2.4 der Umweltprüfung / UVS „Luft-
schadstoffbelastung“ bzw. Kap. 6.1.2.4 des 

lichen Untersu-
chungen zur 
OES Affalterbach 
durchgeführt. 
Insbesondere 
beinhalten diese 
differenzierte 
Beurteilungen 
der Immissionen, 
des Flächenbe-
darfs und der 
ökologischen 
Situation. 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
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Umweltberichtes (inkl. Darstellung der Diffe-
renzbelastung zum Planfall 2025 und Beurtei-
lung). 

Die Beschreibung und Beurteilung der bau-, anla-
ge- und betriebsbedingten Auswirkungen des Vor-
habens in Kap. 7, 8, 9, 10, 11 der Umweltprüfung / 
UVS bzw. Kap. 7 des Umweltberichtes beinhaltet 
die Darstellung der nachteiligen Veränderungen, 
aber auch der Entlastungseffekte für Mensch und 
Umwelt, die sich aus der Gegenüberstellung der 
Umweltsituation / des Umweltzustandes im Be-
stand (Nullfall) und im Planfall ergeben. 
 

Bürger 4 
vom 04.11.2016 
 
Vertreten durch 
Kanzlei Dr. Hart-
mann & Kollegen, 
Kronprinzenstraße 
11, 70173 Stuttgart 

In Ziff. 2 seiner gutachterlichen Stellungnahme beanstandet Prof. Dr. 
Maurmaier, dass aus den genannten Gutachten der Gemeinde Affal-
terbach die Wirkungen anderer geplanter bzw. bereits umgesetzter 
Maßnahmen, die Auswirkungen auf die Verkehrsbelastung in Affal-
terbach haben können, nicht oder zumindest nicht ausreichend her-
vorgehen. 
 

Laut den Fachplanern (Verkehrsplanung: BS-
Ingenieure) ist der Ausbau bzw. Neubau der B 14 
im planfestgestellten Umfang bis zum Anschluss 
der L 1115 westlich von Backnang in der Ver-
kehrsuntersuchung zur OES Affalterbach berück-
sichtigt.  
 

Die Stellung-
nahme wird 
nicht geteilt. 
Andere geplante 
bzw. bereits um-
gesetzte Maß-
nahmen wurden 
berücksichtigt. 

 a) Beispielhaft nennt Prof. Dr. Maurmaier den Ausbau der B14 Mar-
bach - Backnang (West) und der L1115 Backnang - A81, AS Munde-
lsheim sowie den Nord-Ost-Ring Stuttgart von Kornwestheim nach 
Fellbach. 
Tatsächlich ist der weitere B14-Ausbau gesichert - siehe beiliegen-
den Auszug aus der Stuttgarter Zeitung vom 21.09.2016 - Anlage 3 
-. Damit ist auch der weitere Ausbau der L1115 von Backnang 
(West) - AS Mundelsheim kurzfristig realisierbar. 
 
Auch der Nord-Ost-Ring um Stuttgart ist als Entlastungsverbindung 
aus dem Raum Ludwigsburg (Kornwestheim) in den Rems-Murr-
Kreis (Fellbach) höchst aktuell. Wie sich aus dem Artikel in der 
Stuttgarter Zeitung vom 21.09.2016 - Anlage 3 - ergibt, ist dieses 
Projekt vom Bundesverkehrsministerium in den neuen Entwurf des 
Bundes-verkehrswegeplans aufgenommen und damit in den nächs-
ten 10-15 Jahren realisierbar. 
 

Ebenso ist der Ausbau der L 1115 zwischen der 
AS Mundelsheim (A 81) und Backnang (B 14) 
(Bauabschnitt I) berücksichtigt. Dies kann dem 
Erläuterungsbericht der Verkehrsuntersuchung zur 
OES Affalterbach entnommen werden. 
 
 
 
 
Laut den Fachplanern (Verkehrsplanung: BS-
Ingenieure) lässt das Land Baden-Württemberg 
zurzeit zum Nord-Ost-Ring keine Planungen durch-
führen  
Die Einschätzung, dass der Nord-Ost-Ring um 
Stuttgart in den nächsten 10-15 Jahren realisiert 
ist, wird daher nicht geteilt. 

Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
 
 
 
Die Stellung-
nahme wird 
nicht geteilt. 
Die Einschät-
zung, dass der 
Nord-Ost-Ring 
um Stuttgart in 
den nächsten 10-
15 Jahren reali-
siert ist, wird 
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nicht geteilt.  
Bürger 4 
vom 04.11.2016 
 
Vertreten durch 
Kanzlei Dr. Hart-
mann & Kollegen, 
Kronprinzenstraße 
11, 70173 Stuttgart 

Dass im Übrigen der B14-Ausbau einschließlich der L1115 bis zum 
AS Mundelsheim im vorliegenden Fall von erheblichem Belang ist, 
ergibt sich auch aus der Ausschusssitzung (Umwelt und Technik) 
des Gemeinderats der benachbarten Stadt Marbach. Diese wird in 
ihrer Stellungnahme zum Bebauungsplan „Ortsentlastungsstraße 
Affalterbach" an die Gemeinde Affalterbach zum Ausdruck bringen, 
dass sich die Ausgangslage durch den anstehenden Ausbau der 
B14 einschließlich der L1115 wesentlich verändert hat und es sich 
die Gemeinde Affalterbach nochmals überlegen möge, ob die Orts-
entlastungsstraße weiter Sinn macht. 
 

 
 

Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 

 Auf den Artikel aus der Marbacher Zeitung vom 29.10.2016 - Anlage 
4 - wird voll inhaltlich verwiesen. 
Ergänzend dazu ist darauf hinzuweisen, dass in den Planungen der 
Gemeinde Affalterbach das beabsichtigte Lastwagen-
Durchfahrtsverbot in den Städten Marbach und Steinheim - in Stein-
heim ist es schon beschlossene Sache - erhebliche Auswirkungen 
auf den Lkw-Verkehr durch Affalterbach hat. Dies betrifft nicht nur 
den sog. Mautpreller-Verkehr, sondern vor allem auch den erhebli-
chen Lkw-Verkehr von und zu der in Affalterbach ansässigen Firma 
AMG. 
 

Der Bau der Ortsentlastungsstraße Affalterbach 
folgt dem Ziel, den Ortskern von den hohen Ver-
kehrsmengen zu entlasten. 
 
Laut den Fachplanern (Verkehrsplanung: BS-
Ingenieure) sind von potenziellen aus eventuellen 
Luftreinhalteplänen Steinheim und Marbach resul-
tierenden Maßnahmen keine in dieser Hinsicht 
relevanten Auswirkungen zu erwarten. Eventuelle 
Verkehrsbeschränkungen in Marbach aus Gründen 
der Luftreinhaltung betreffen voraussichtlich nicht 
die Verbindung ins Neckartal über die Route L 
1127 – K 1602. Eventuelle Maßnahmen im Zuge 
der  L 1126 in Steinheim sind zweifellos für die 
Ortsdurchfahrt von Affalterbach von untergeordne-
ter Bedeutung. 
 

Die Stellung-
nahme wird 
nicht geteilt. 
Es sind von den 
genannten Maß-
nahmen keine 
relevanten Aus-
wirkungen auf 
den Ortskern von 
Affalterbach zu 
erwarten. 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 

 Wenn im Übrigen die von der Gemeinde Affalterbach beauftragten 
Verkehrsplaner davon ausgehen, dass die Ortsentlastungsstraße in 
Affalterbach keinen zusätzlichen Fahrzeugverkehr in Marbach er-
zeuge, so steht dem die Feststellung des Bauamtsleiters von Mar-
bach entgegen, der von einem dadurch verursachten Plus von 350 
Fahrzeugen in Marbach ausgeht - siehe hierzu den vorgenannten 
Artikel aus der Marbacher Zeitung vom 29.10.2016 - Anlage 4 -. 
 

Es ist nicht zutreffend, dass der von der Gemeinde 
Affalterbach beauftragte Verkehrsplaner davon 
ausgeht, dass die Ortsentlastungsstraße in Affal-
terbach keinen zusätzlichen Verkehr in Marbach 
erzeuge. Vielmehr wird dieser mit 300 Kfz/24h in 
der Verkehrsuntersuchung zur OES ausgewiesen. 
 
 

Die Stellung-
nahme wird aus 
nebenstehen-
den Gründen 
nicht geteilt. 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
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Bürger 4 
vom 04.11.2016 
 
Vertreten durch 
Kanzlei Dr. Hart-
mann & Kollegen, 
Kronprinzenstraße 
11, 70173 Stuttgart 

b) Prof. Dr. Maurmaier beanstandet ferner, dass in der Untersu-
chung der Gemeinde Affalterbach zu den Verkehrsbelastungen der 
Ortsentlastungsstraße keine spürbaren Wechselwirkungen zwischen 
den Straßenverkehrs- und ÖV-Verkehrsaufkommen angenommen 
werden, obwohl der Busverkehr als Folge der Verbesserungen des 
Verkehrsablaufs in der Ortsmitte zügiger vorankommt und damit 
attraktiver wird. Auch die Realisierung des S-Bahn-Betriebs zwi-
schen Marbach und Backnang hat nach Aussagen der Gutachter der 
Gemeinde Affalterbach keine Beurteilung gefunden. 

Es wird auf den Erläuterungsbericht der Verkehrs-
untersuchung zur OES Affalterbach verwiesen. 
Darin wird auf Seit 10 ausgeführt: „Spürbare 
Wechselwirkungen zwischen Straßenverkehrs- 
und ÖV-Verkehrsaufkommen wurden in der vorlie-
genden Untersuchung nicht angenommen, da vom 
Bau einer Ortsentlastungsstraße Affalterbach als 
Folge der Verbesserungen des Verkehrsablaufs in 
der Ortsmitte auch der Busverkehr von einer sol-
chen Maßnahme profitiert.“ Weiterhin kann auf 
Grund der ermittelten Verkehrsbeziehungsstruktu-
ren davon ausgegangen werden, dass der S-Bahn 
Betrieb zwischen Marbach am Neckar und Back-
nang (S 40) keine die Beurteilungen der vorliegen-
den Untersuchung beeinflussende Auswirkungen 
hat. 

Die Stellung-
nahme wird 
nicht geteilt. 
Es wird auf den 
Erläuterungsbe-
richt der Ver-
kehrsuntersu-
chung zur OES 
Affalterbach ver-
wiesen. 

 Im Übrigen lassen sich die Luftreinhaltepläne von Marbach und 
Steinheim durch ein Lkw-Durchfahrtsverbot in Affalterbach ergän-
zen. Auch dieser Gesichtspunkt ist in der Planung der Gemeinde 
Affalterbach nicht berücksichtigt, er würde nicht nur den Verkehr, 
sondern auch die Feinstaubbelastung und den Lärm weiter vermin-
dern. 
 
 
 
 
 
 
Abgesehen von dem Hinweis von Prof. Dr. Maurmaier auf die von 
den Gutachtern der Gemeinde Affalterbach nicht berücksichtigten 
Wechselwirkungen zwischen Straßenverkehrs- und ÖV-
Verkehrsaufkommen ist es der Gemeinde anstelle des Baus der 
beabsichtigten Ortsentlastungsstraße zumutbar, vorrangig den Aus-
bau des öffentlichen Nahverkehrs in alle Nachbarorte und zur S-
Bahn in Winnenden zu betreiben. Ferner empfiehlt sich ein Bürger-
bus/Ringbus innerhalb des Gemeindegebiets und zur Wohnsiedlung 
„Lemberg" und „Näheren Grund", dem Gewerbegebiet und einer 
Anbindung an den überörtlichen Nahverkehr. 
Dasselbe gilt für einen Kleinbus statt Individualverkehr zur Schule 
und zum Kindergarten von „Lemberg" und „Näheren Grund". 

Laut den Fachplanern (Verkehrsplanung: BS-
Ingenieure) stehen Straßen grundsätzlich der All-
gemeinheit zur Nutzung zur Verfügung. Beschrän-
kungen dieses Rechts sind nur unter bestimmten 
Voraussetzungen möglich. Dazu gehört, dass 
dadurch keine unzumutbaren Veränderungen an 
anderen Orten verursacht werden. Zur Umsetzung 
eines Schwerverkehrsdurchfahrtsverbots in Affal-
terbach stehen keine unkritischen Alternativrouten 
zur Verfügung. 
 
 
Laut den Fachplanern (BS-Ingenieure) ist ein Aus-
bau des öffentlichen Nahverkehrs nicht zielfüh-
rend, da die Verkehrssituation in der Ortsdurch-
fahrt Affalterbach in erheblichem Maß vom Durch-
gangsverkehr bestimmt ist. 

Die Stellung-
nahme zum 
Lkw-
Durchfahrts-
verbot wird 
nicht geteilt: 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
Die Stellung-
nahme wird 
nicht geteilt. 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 



 

  140/313 

Stellungnahme  
von 

Inhalt der Stellungnahmen Stellungnahme des Planers / der Verwaltung Beschluss-
empfehlung  

 
Bürger 4 
vom 04.11.2016 
 
Vertreten durch 
Kanzlei Dr. Hart-
mann & Kollegen, 
Kronprinzenstraße 
11, 70173 Stuttgart 

3. Zu Ziff. 3 Prof. Dr. Maurmaier „Weitere Einflüsse". 
a) Die von den Gutachtern der Gemeinde errechneten Verkehrs-
mengen stützen sich auf eine Verkehrsanalyse aus dem Jahre 2007 
und darauf aufbauend auf eine Prognose mit dem Prognosehorizont 
2020, die über eine stichprobenhafte Erhebung im Jahre 2012 pau-
schal auf den Prognosehorizont 2025 hochgerechnet wurde. 
Da die Ortsentlastungsstraße ihre Wirkung frühestens ab 2020 ent-
falten wird, so dass bedingt durch ihre Nutzungsdauer auch Einflüs-
se, die weit über 2020 hinausreichen, zu beachten sind. 
Prof. Dr. Maurmaier führt unter Bezug auf die Shell-Pkw-Szenarien 
von 2014 für das Jahr 2020 eine Spitze in der Pkw-Fahrleistung an, 
dagegen nimmt die Pkw-Fahrleistung bis zum Jahr 2014 bundesweit 
um ca. 8% ab. 
Nichts anderes gilt für die Gemeinde Affalterbach. Diesen Gesichts-
punkt beachten die Planer bei ihrer Verkehrsprognose nicht. 
 

Laut den Fachplanern (Verkehrsplanung: BS-
Ingenieure) wurden die Verkehrsbelastungen für 
den Prognosehorizont 2025 nicht durch eine pau-
schale Hochrechnung ermittelt. Im Erläuterungsbe-
richt der Verkehrsuntersuchung zur OES Affalter-
bach wurde auf den Seiten 9 und 10 die Progno-
semethodik detailliert beschrieben. Dabei wird 
auch der Aspekt der Fahrleistungen betrachtet. 
Insofern ist die Behauptung, dieser Gesichtspunkt 
sei nicht beachtet worden, nicht zutreffend. 
 
Im Jahre 2017 wurde eine umfassende Aktualisie-
rung der Verkehrsanalyse für Affalterbach durch-
geführt. Die Ergebnisse der Verkehrsanalyse 2017 
zeigen, dass die Verkehrsbelastungen in der Orts-
durchfahrt Affalterbach gegenüber den früheren 
Ergebnissen angestiegen sind. Der Durchgangs-
verkehrsanteil liegt bei ca. 64 %. Die Planbegrün-
dung für die Ortsentlastungsstraße ist somit ein-
deutig bestätigt. 
 
Laut den Fachplanern (Verkehrsplanung: BS-
Ingenieure) ist aus den aktualisierten Daten er-
kennbar, dass auf dieser Datenbasis fortführende 
Prognoseberechnungen mit Sicherheit nicht eine 
Höhe erreichen, dass duch das Vorhaben die 
Grenzwerte der 16. BImSchV (Schall) oder der 39. 
BImSchV (Luftschadstoffe) erreicht werden oder 
dass entwurfstechnische Änderungen der Planung 
erforderlich werden. 
 

Stellungnahme 
wird aus ne-
benstehenden 
Gründen nicht 
geteilt. 
Die Hinweise 
haben keine 
Änderungen 
des bisher aus-
gelegten Ent-
wurfs zufolge. 
 

 b) Ferner wird der Anteil der lärm- und abgasarmen Fahrzeuge ent-
sprechend der Shell-Studie deutlich ansteigen. So werden im Jahre 
2040 reine Benzin- und Dieselfahrzeuge bei den Neuzulassungen 
nur noch geringe Anteile haben. Dies wird sich gravierend auf die 
Lärmsituation und die Abgasimmissionen insbesondere im Innerorts-
bereich auswirken. Dies gilt auch für den sog. Trennungseffekt der 
innerörtlichen Straßen. 
Diese Umstände werden von den Verkehrsplanern der Gemeinde 

Die Verkehrsuntersuchung macht keine Aussagen 
für das Jahr 2040. 
 

Die Verkehrs-
prognosen für 
das Jahr 2040 
sind nicht Ge-
genstand des 
Bebauungs-
planverfahrens. 
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nicht beachtet. 
 

 Allein die Umstellung der Fahrzeugantriebe von Benzin- und Diesel-
betrieb auf Elektrobetrieb bringt kurzfristig im Zeitraum 2020 - 2025 
einen Anteil der Elektro-Autos an den Neuzulassungen zwischen 15 
und 25%. Dies ist keine fiktive Annahme, sondern entspricht der 
Produktionsplanung der führenden Autohersteller in Deutschland. 
Beispielhaft legen wir vor den Artikel aus der Frankfurter Allgemei-
nen Zeitung vom 18.10.2016 über ein Interview mit dem Vorstands-
vorsitzenden von Daimler, Herrn Dieter Zetsche, in welchem diese 
Zahlen bestätigt werden - Anlage 5 -. 
 

Die verstärkte Produktion von Elektro-Fahrzeugen 
wird begrüßt. Das Ziel, den Ortskern von Affalter-
bach von den hohen Verkehrsmengen zu entlas-
ten, wird dadurch nicht in Frage gestellt. 
 

Die verstärkte 
Produktion von 
Elektrofahrzeu-
gen ist nicht 
Gegenstand des 
Bebauungs-
planverfahrens. 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 

Bürger 4 
vom 04.11.2016 
 
Vertreten durch 
Kanzlei Dr. Hart-
mann & Kollegen, 
Kronprinzenstraße 
11, 70173 Stuttgart 

Es ist in diesem Zusammenhang auch daran zu erinnern, dass die 
Firma Porsche derzeit in Stuttgart-Zuffenhausen ein Pkw-Werk mit 
einem Aufwand von 500 Mio. € neu errichtet, das ab 2020 aus-
schließlich Elektro-Autos herstellen soll. Porsche ist insoweit im VW-
Konzern federführend, auch für die Firmen Audi und VW, die gleich-
laufende Produktionsplanungen haben. 
 

Die Elektromobiltät der Firmen Porsche, Daimler 
etc ist nicht Gegenstand des Bebauungsplans 
 

Das Thema der 
Elektomobilität 
ist nicht Gegen-
stand des Be-
bauungsplans. 

 Daimler richtet sein Werk in Sindelfingen ebenfalls auf die Produkti-
on von Elektro-Autos kurzfristig aus. 
Daimler baut im sächsischen Kamenz eine zweite Batteriefabrik und 
vervierfacht die dortige Produktions- und Logistikfläche. Das Werk 
geht 2018 in Betrieb. 
Dies ergibt sich aus dem beigefügten Artikel aus der Frankfurter 
Allgemeinen vom 01.11.2016 - Anlage 6 - „Lernimpuls". 
Ergänzend verweisen wir auf eine Stellungnahme des Bundesrats, 
derzufolge ab 2030 in Deutschland nur noch emissionsfreie Pkw 
zugelassen werden - siehe beilie- gende Veröffentlichung aus Ta-
gesschau.de vorn 08.10.2016 - Anlage 7 -. 
 

Die Elektromobiltät der Firmen Porsche, Daimler 
etc ist nicht Gegenstand des Bebauungsplans 
 

Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
 

 4. Unter Ziff. 4 „Abwägung" führt Prof. Dr. Maurmaier einige Beispie-
le für den Wegfall der Notwendigkeit der Ortsentlastungstraße an, 
wobei diese Beispiele sowohl einzeln als auch in ihrer Gesamtheit 
die Notwendigkeit entfallen lassen; diese Beispiele werden noch 
durch eigene schriftsätzliche Ausführungen unsererseits ergänzt: 

  

http://tagesschau.de/
http://tagesschau.de/
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 a) Beim Vergleich der Varianten ist keine Bestandsstraße enthalten, 
obgleich die Möglichkeiten für eine verträgliche Führung des 
Verkehrs nicht ausgeschöpft sind. So sind beispielsweise am 
Knotenpunkt L1127/K1603/ Lange Straße (Ochsenkreuzung) 
Verbesserungsmöglichkeiten in mehrfacher Hinsicht gegeben. Es 
kann durch Abhängen der Zufahrt Lange Straße die Leistungsfä-
higkeit deutlich gesteigert werden. Zudem wäre in diesem Fall 
eine Signalisierung des Knotenpunkts möglich und damit eine 
verbesserte Querung der L1127 für die Fußgänger. 

Auch ist die Verbesserung der Verkehrsführung durch eventuelle 
Einführung eines Kreisverkehrs eine weitere Variante. 
 

Laut den Fachplanern (Verkehrsplanung: BS-
Ingenieure) wurde die Verkehrssituation am Kno-
tenpunkt L 1127/K 1603/Lange Straße („Ochsen-
kreuzung“) in der Ortsmitte von Affalterbach in der 
Vergangenheit und wird auch gegenwärtig intensiv 
betrachtet und auf Verbesserungsmaßnahmen 
überprüft. Dabei hat sich ergeben, dass eine Sig-
nalisierung zu erheblich negativen Wirkungen füh-
ren würde, ein Kreisverkehrsplatz unter den örtli-
chen Voraussetzungen nicht möglich ist und ein 
Minikreisel eindeutig abzulehnen ist.. 

Stellungnahme 
wird nicht ge-
teilt. 
Bestandsstraßen 
sind enthalten, 
wurden in der 
Vergangenheit 
und werden auch 
gegenwärtig 
intensiv betrach-
tet und auf Ver-
besserungsmaß-
nahmen über-
prüft. 
Die Hinweise 
haben keine 
Änderungen 
des bisher aus-
gelegten Ent-
wurfs zufolge. 
 

Bürger 4 
vom 04.11.2016 
 
Vertreten durch 
Kanzlei Dr. Hart-
mann & Kollegen, 
Kronprinzenstraße 
11, 70173 Stuttgart 

Hinzu kommt die Möglichkeit der Schaffung einer gesonderten Ab-
biegespur - siehe das Bild von der Ochsenkreuzung in den 80er 
Jahren - Anlage 8 -. 
Als weitere Alternative empfiehlt sich an der Ochsenkreuzung eine 
Änderung der Vorfahrtsregelung, so könnte z. B. die nach Erdmann-
hausen führende Straße als abbiegende Vorfahrtsstraße geführt 
werden, die ehemals vorfahrtsberechtigte, jetzt vorfahrtsachtende 
Backnanger Straße könnte wieder zur vorfahrtsberechtigten Straße 
gemacht werden mit der Folge, dass der von Winnenden herkom-
mende Verkehrsfluss sich nicht in die Ortsmitte zurück, sondern in 
Richtung Winnenden stauen würde, wo sich das Gewerbegebiet, der 
Bauhof, eine Tankstelle und ein Einkaufsmarkt befinden. Somit wür-
de sich der zusätzlich angezogene Durchgangsverkehr zukünftig 
wieder reduzieren. 
 

 
 
 
Laut den Fachplanern (Verkehrsplanung: BS-
Ingenieure) sind Veränderungen der Vorfahrtrege-
lungen an diesem Knotenpunkt und am Knoten-
punkt Winnender Straße/Backnanger Straße nicht 
als zielführend zu beurteilen. 

 Verkehrliche Optimierungen sind auch bei der Erschließung des 
Gewerbegebiets Süd (AMG und andere) realisierbar, die Gefähr-
dungen reduzieren bzw. Belastungen verträglicher machen. 
 
So kann z. B. der Pkw-Verkehr von und zur Firma AMG sowie von 
und zu umliegenden Gewerbebetrieben außerhalb der Ortsmitte 
geführt werden, da das Gewerbegebiet im südöstlichen Bereich der 
Gemeinde liegt. Der von Marbach bzw. Erdmannhausen kommende 
Verkehr von und zu AMG kann durch Ausbau von kleineren Straßen 
geführt werden, sodass die Ortsmitte nicht berührt wird. Dies führt zu 
einer erheblichen Verkehrsreduzierung der hohen Zahl von Pendlern 
und Gästen von und zu dieser Firma bzw. den benachbarten Fir-
men. 

Im Sommer 2015 wurde zur Erschließung des 
Gewerbegebiets Affalterbach in Form eines Kreis-
verkehrsplatzes von der Gemeinde ein zusätzlicher 
Südanschluss an der L 1127 hergestellt. Dieser 
Kreisverkehrsplatz ist bereits so ausgeführt, dass 
die Ortsentlastungsstraße an ihn anbinden kann. 
Laut den Fachplanern (Verkehrsplanung: BS-
Ingenieure) kann damit mit der OES auch der 
größte Teil des auf das Gewerbegebiet bezogenen 
Pkw-Verkehrs und der gesamte Schwerverkehr 
(die einzig nicht an die OES angebundene K 1669 
ist für den Schwerverkehr gesperrt) aus dem Ort 
herausgehalten werden. Die OES hat somit auch 

Stellungnahme 
wird nicht ge-
teilt. 
Verkehrliche 
Optimierungen 
wurden bereits 
hergestellt. 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 



 

  143/313 

Stellungnahme  
von 

Inhalt der Stellungnahmen Stellungnahme des Planers / der Verwaltung Beschluss-
empfehlung  

Eine direkte Verbindung vom Bittenfelder Weg zur K1669 südlich der 
Ortslage würde im Übrigen die Hochdorfer Straße deutlich entlasten. 
 

eine erhebliche Bedeutung für den Ziel- und Quell-
verkehr der Gemeinde. 
 

 

Bürger 4 
vom 04.11.2016 
 
Vertreten durch 
Kanzlei Dr. Hart-
mann & Kollegen, 
Kronprinzenstraße 
11, 70173 Stuttgart 

b) Zur Verminderung des Durchgangsverkehrs empfehlen sich auch 
„Verkehrsbremsen" am Ortseingang sowie im Ort wie z. B. 
Pflanzgefäße, Fahrbahnverengungen oder auf der Fahrbahn 
ausgewiesene Parkplätze, wie z. B. in der Affalterbacher Straße 
in Marbach oder in der Bahnhofstraße in Erdmannhausen. 
 
 
 
 
 
 
 
 

c) Zur Verringerung der Lärmimmissionen kann die Fahrbahndecke 
der Winnender-, Marbacher- und Erdmannhäuser Straße mit 
„Flüsterasphalt" gestaltet werden. 

 
 

„Verkehrsbremsen“ an den Ortseingängen wurden 
in der Vergangenheit nicht zuletzt auf Grund der 
Lärmentwicklung wieder zurückgebaut. 
 
 
In der jüngeren Vergangenheit wurden bereits 
Fahrbahndeckensanierungen in der Ortsdurchfahrt 
Affalterbach durchgeführt, die positive Auswirkun-
gen auf die Lärmsituation hatten. Darüber hinaus 
wurde aus Lärmgründen eine Geschwindigkeitsbe-
schränkung auf 30 km/h eingeführt. Trotz dieser 
notwendigen Reduktionen der Lärmpegel bleibt die 
Lärmsituation angespannt. Eine deutliche Lärment-
lastung in der Ortsdurchfahrt kann durch den Bau 
der OES erreicht werden. 

Vorschlag war 
nicht zielfüh-
rend. 
 
 
Stellungnahme 
wird nicht ge-
teilt. 
 

 d) Es empfiehlt sich ferner die Einrichtung von Fahrradwegen im Ort 
- fast ebene Topographie -. Leider wurde ein Fahrrad-
Wegekonzept von der Gemeinde bislang abgelehnt, offenbar 
wird dies von ihr nicht gewünscht. 
 

Der Radweg von Birkhau endet ca. 30 m nach dem Ortsschild in 
Affalterbach, die Radfahrer müssen auf die Hauptstraße auswei-
chen, wie zum größten Teil in ganz Affalterbach. Bei einer Fortfüh-
rung des gemischten Fuß-Radweges bis zum Friedhof oder zumin-
dest bis zur Bushaltestelle Klingenstraße müssen die Radfahrer an 
den zwei Kreuzungen nach Winnenden und nach Remseck (Tal-
straße) nicht auf der Straße fahren. Grundschüler (außer den direk-
ten Anwohnern) benutzen diesen Gehweg nicht. 
 

Vorschläge zur Verbesserung für den Fußgänger- 
und Radverkehr in Affalterbach sind grundsätzlich 
positiv zu werten. Allerdings können diese nicht im 
Rahmen des Bebauungsplans zur OES festgelegt 
werden. Darüber hinaus sind die vorgeschlagenen 
Maßnahmen zumindest teilweise nicht realisierbar 
(Radwege in/an der Ortsdurchfahrt, FGÜ an der 
Kelter).  
 
 

Dieser Sach-
verhalt ist nicht 
Gegenstand des 
Bebauungs-
plans. 
Verbesserung für 
den Fußgänger- 
und Radverkehr 
sind nicht Ge-
genstand des 
Bebauungsplans. 

Bürger 4 
vom 04.11.2016 
 
Vertreten durch 
Kanzlei Dr. Hart-

Vom Ort aus gehen die Grundschüler/Kindergartenkinder von der 
Bushaltestelle Klingenstraße in die Nordstraße zur Schule oder zum 
Kindergarten. Die Rad fahrenden Grundschüler aus Birkhau und 
Wolfsölden biegen beim Radwegende rechts ab zur Grundschule. 
Innerhalb von Affalterbach gibt es keine ausgewiesenen Radwege 

s. oben 
 

Dieser Sach-
verhalt ist nicht 
Gegenstand des 
Bebauungs-
plans. 
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mann & Kollegen, 
Kronprinzenstraße 
11, 70173 Stuttgart 

und abgesenkte Bordsteine für Radfahrer an den Kreuzungen, Rad-
fahrer sind gezwungen, meistens auf der Hauptstraße zu fahren. 
Dieser Zustand ist zu ändern. 
 

 Grundschüler vom Gebiet Lemberg könnten mit einem zu errichten-
den Zebrastreifen an der Kelter/Heimatmuseum die Seestraße und 
einer zusätzlichen Querungshilfe an der Erdmannhäuser Straße 
danach hinter dem Friedhof (geplantem Fußweg im Umlegungsge-
biet oder auf vorhandenem Tritt- und Schrittrecht-Weg - wäre vom 
Friedhof aus zu beleuchten) abseits der Hauptstraße zur Schule 
oder zum Kindergarten kommen. Der Schotterweg hinter dem Fried-
hof wird derzeit schon von einigen Schülern benutzt, obwohl er nicht 
ausgeleuchtet ist. Auch letzteres ist zu ändern. 
 

Dieser Sachverhalt ist nicht Gegenstand des Be-
bauungsplans 
 

Dieser Sach-
verhalt ist nicht 
Gegenstand des 
Bebauungs-
plans. 

 e) Was den Autoverkehr betrifft, ist für mehr „Fußgängersicherheit" 
im Ort zu sorgen, so z. B. es sind hohe Bordsteinkanten mit ei-
nem einseitigen Parkverbot anzubringen, was Bürger 1 bereits im 
Jahre 2008 vorgeschlagen hat. So ist die problematische Absen-
kung des Gehsteigs auf der südlichen Seite (Schulweg) der 
Durchgangshauptstraße in Affalterbach von der Ochsenkreuzung 
(Marbach-, Erdmannhäu-ser-, Winnender- und Lange Straße) zu 
überdenken, da sie häufig zugeparkt und auch befahren wird. 
Auch auf der nördlichen Seite ist der Gehsteig ab der Einmün-
dung von Burgstall bis zur Ochsenkreuzung abgesenkt oder mit 
Parkbuchten versehen. Auch dies ist in Anbetracht der ständigen 
Zupark- bzw. Überfahrungsmanöver zu überdenken. 

 

Dieser Sachverhalt ist nicht Gegenstand des Be-
bauungsplans 
 

Dieser Sach-
verhalt ist nicht 
Gegenstand des 
Bebauungs-
plans. 

Bürger 4 
vom 04.11.2016 
 
Vertreten durch 
Kanzlei Dr. Hart-
mann & Kollegen, 
Kronprinzenstraße 
11, 70173 Stuttgart 

f) Letztlich leidet die von der Gemeinde Affalterbach in Auftrag ge-
gebene Verkehrsplanung an Aktualität. So stammt die Luft-
schadstoffuntersuchung der B + S-Ingenieure -Unterlage 3.3 vom 
18.09.2013. Es wird dort von einer Geschwindigkeit von 50 km/h 
ausgegangen, tatsächlich besteht in Affalterbach seit 2015 ein 
Tempolimit bei 30 km/h. Damit tritt eine wesentliche Verstetigung 
des Verkehrsflusses ein, mit dem Effekt einer erhöhten Ver-
kehrssicherheit, einer erheblichen Senkung der Lärmbelastung 
um rund 2-3 dB und einer Vermeidung unnötiger Brems- und Be-
schleunigungsvorgänge mit letztlicher Verringerung der Lärmbe-
lastung. 

Wir verweisen insoweit auf den beiliegenden Internetauszug vom 
02.11.2016 der Aktionskarte des VCD - Anlage 9 -. 

Die Geschwindigkeitsbeschränkung in der Orts-
durchfahrt Affalterbach wurde auf Grund der Er-
gebnisse des Lärmaktionsplans der Gemeinde 
eingerichtet. Laut den Fachplanern (Verkehrspla-
nung: BS-Ingenieure) ist auch mit dieser Ge-
schwindigkeitsbeschränkung die Lärmbelastung so 
hoch, dass eine durchgreifende Entlastung durch 
die Realisierung der Ortsentlastungsstraße erfor-
derlich ist. 
 
Laut den Fachplanern (Verkehrsplanung: BS-
Ingenieure) hat die Luftschadstoffuntersuchung die 
zukünftige Situation mit der Fallunterscheidung 

Stellungnahme 
wird nicht ge-
teilt. 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
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 ohne bzw. mit OES untersucht. Bei der Berech-
nung der Schadstoffimmissionen an den Gebäu-
den in der Ortsdurchfahrt wurde in der Untersu-
chung von einer „ungünstigen“ Innerortsgeschwin-
digkeit von 50 km/h ausgegangen. Die Luftschad-
stoffuntersuchung kommt in jedem Fall und an 
allen Immissionsorten zu dem Ergebnis, dass die 
Grenzwerte der 39. BIm-SchV für alle relevanten 
Schadstoffe eingehalten werden. 
 
Im Jahre 2017 wurde eine umfassende Aktualisie-
rung der Verkehrsanalyse für Affalterbach durch-
geführt. Die Ergebnisse der Verkerhsanalyse 2017 
zeigen, dass die Verkehrsbelastungen in der Orts-
durchfahrt Affalterbach gegenüber den früheren 
Ergebnissen angestiegen sind. Der Durchgangs-
verkehrsanteil liegt bei ca. 64 %. Die Planbegrün-
dung für die Ortsentlastungsstraße ist somit ein-
deutig bestätigt. 
 
Laut den Fachplanern (Verkehrsplanung: BS-
Ingenieure) ist aus den aktualisierten Daten er-
kennbar, dass auf dieser Datenbasis fortführende 
Prognoseberechnungen mit Sicherheit nicht eine 
Höhe erreichen, dass duch das Vorhaben die 
Grenzwerte der 16. BImSchV (Schall) oder der 39. 
BImSchV (Luftschadstoffe) erreicht werden oder 
dass entwurfstechnische Änderungen der Planung 
erforderlich werden. 

 5. Weitere Abwägungsüberlegungen: 
 
a) Durch den Landentzug bzw. die Trassenführung der Ortsentlas-
tungsstraße geraten die Mehrzahl der landwirtschaftlichen Betriebe 
in Affalterbach in Existenzgefahr. Beispielhaft werden erwähnt die 
Betriebe von Bürger 4 - von den Unterzeichneten vertreten -, von 
Bürger 6 - von den Unterzeichneten vertreten -, Bürger 1 - von den 
Unterzeichneten vertreten -, Bürger 12 und Bürger 8. Der Eingriff 
erfolgt in landwirtschaftliche Vorrangflächen, die von der Gemeinde 
angedachte Unternehmensflurbereinigung beseitigt die geltend ge-
machten Existenzgefährdungen in der Regel nicht. Dies wurde in 

 
 
Der Anregung, mögliche Existenzgefährdungen 
und die Entwicklungsmöglichkeiten zu unter-
suchen, wurde gefolgt. 
Die Bundesanstalt für Immobilien -Sparte Port-
foliomanagement- Landwirtschaftlicher Gut-
achterdienst in Baden-Württemberg hat die 
Existenzgefahr für alle, vom Bauvorhaben be-
troffenen landwirtschaftlichen Betriebe untersucht. 
In den Gutachten wurde überprüft, ob die Betriebe 

 
 
Die Belange der 
betroffenen 
landwirtschaft-
lichen Betriebe 
erfordern keine 
Änderung des 
Bebauungs-
plans. Falls 
durch die OES 
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den Fällen von Bürger 4, Bürger 6 und Bürger 1 von den Unter-
zeichneten im Einzelnen ausgeführt. 
 
 
 

infolge der geplanten Maßnahme „Ortsentlas-
tungsstraße Affalterbach“ in ihrer Existenz bedroht 
werden. Alle Gutachten kamen zum Ergebnis, 
dass kein Betrieb durch die geplante Maßnahme in 
seiner Existenz gefährdet wird. Auch die Untersu-
chung der Entwicklungsmöglichkeiten insbesonde-
re der Ortsrandbetriebe war Gegenstand der Gut-
achten. Hierbei konnte festgestellt werden, dass 
für einen möglichen Erweiterungsbedarf jeweils im 
Anschluss an die vorhandenen Hofflächen ausrei-
chend Erweiterungsflächen zur Verfügung stehen. 
Des Weiteren wurde in den Gutachten festgestellt, 
falls durch die OES Wirtschaftserschwernisse und 
Mehrwege entstehen sollten, sind diese im vorge-
sehenen Flurneuordnungsverfahren auszugleichen 
(s. Gutachten zu den betroffenen landwirtschaftli-
chen Betrieben) 

 

Wirtschaftser-
schwernisse 
und Mehrwege 
entstehen, kann 
dies im vorge-
sehenen Flur-
neuordnungs-
verfahren be-
rücksichtigt 
werden.  
 

 Praktisch wird die Landwirtschaft nicht nur als Individualbelang, son-
dern als öffentlicher Belang berührt. Dies wurde u. a. auch vom 
Kreisbauernverband in seiner bisherigen Stellungnahme ausgeführt. 

Laut den Fachplanern (Verkehrsplanung: BS-
Ingenieure und Umweltplanung: Eberhard + Part-
ner GbR) wurden bei der Variantenauswahl und 
der Trassenausformung die landwirtschaftlichen 
Belange deutlich beachtet, wie in Unterlage 4 / Nr. 
1.1 - Umweltprüfung - Umweltverträglichkeitsstudie 
auf S. 157 ff dokumentiert wurde. 
Dabei wurden u. a. folgende Sachverhalte beach-
tet: 
 

- Vermeidung von Eingriffen in landwirtschaftli-
che Gebäudesubstanz und somit des gewach-
senen Ortsrandbereiches, 

- flächensparende Verknüpfung (Schutzgut Bo-
den) mit der K 1603 und der K 1604 durch die 
hier vorgesehenen Kreisverkehrsplätze (KVP), 

- Minimierung der Zerschneidung des im Regio-
nalplan ausgewiesenen Vorbehaltsgebietes für 
die Landwirtschaft, 

- Aufrechterhaltung landwirtschaftlicherWege-
verbindungen, 

Stellungnahme 
wird nicht ge-
teilt. 
Die landwirt-
schaftlichen Be-
lange wurden 
beachtet. 
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- Minimierung der Eingriffe insbesondere in die 
hochwertigen ackerbaulich genutzten Flächen 
östlich des bestehenden Feldweges im Ge-
wann Holzäcker, 

- Abstände zu landwirtschaftlichen Betrieben. 
 

 Die Gemeinde Affalterbach hat darauf keine überzeugende Antwort 
geben können. 
Abgesehen davon ist zu beanstanden, dass die Gemeinde in den 
letzten acht Jahren trotz mehrfacher Erwerbsmöglichkeiten keine 
Tauschflächen erworben hat und deshalb nicht in der Lage ist, jetzt 
dringend erforderliche Ersatzflächen zur Verfügung zu stellen. 
 

Der Gemeindeverwaltung stehen mittlerweile rund 
19ha an landwirtschaftlichen Flächen, die als 
Tauschflächen für die geplante Verkehrsanlage, für 
den Naturschutz oder als Ersatzland herangezo-
gen werden können, zur Verfügung. 

Stellungnahme 
wird nicht ge-
teilt. 
Der Gemeinde-
verwaltung ste-
hen mittlerweile 
rund 19ha an 
landwirtschaftli-
chen Flächen, 
die als Tausch-
flächen für die 
geplante Ver-
kehrsanlage, für 
den Naturschutz 
oder als Ersatz-
land herangezo-
gen werden kön-
nen, zur Verfü-
gung. 

Bürger 4 
vom 04.11.2016 
 
Vertreten durch 
Kanzlei Dr. Hart-
mann & Kollegen, 
Kronprinzenstraße 
11, 70173 Stuttgart 

b) Schutzgut Klima 
Die von der beabsichtigten OES berührten Flächen, insbesondere 
im nordöstlichen Bereich stellen typische Kaltluftentstehungsflächen 
dar mit hoher Empfindlichkeit gegenüber Zerschneidung und Stö-
rung funktionaler Zusammenhänge. Dazu zählen vor allem Barrieren 
quer zur Leitbahn, wie z. B. Straßen in Dammlage. Dadurch entsteht 
die Gefahr von Früh- und Spätfrösten, z. B. für landwirtschaftliche 
Kulturen, aber auch Straßenglätte - vgl. hierzu Stocks (UP) Teil UVS 
S. 65, 66 -. 
 
 
 
 
 
 

 
Laut den Fachplanern (Umweltplanung: Eberhard 
+ Partner GbR) wird der Kaltluftabfluss vom Sied-
lungsrand in das Beckental, der sich in wind-
schwachen Strahlungsnächten ausbilden kann, 
durch die Talbrücken Beckental und Holzäckerweg 
weitgehend aufrecht erhalten. Ferner wird das 
Gelände zwischen den Brücken weich ausmodel-
liert, so dass keine steilen Dammböschungen ent-
stehen und ein Kaltluftstau vermieden wird. Es sind 
keine erheblichen Beeinträchtigungen der gelän-
deklimatischen Ausgleichsfunktionen zu erwarten, 
da die Kaltluft vom Siedlungsrand wegfließt und 
keine lokalklimatischen Ausgleichsleistungen für 
den Siedlungsbereich erbracht werden (GOP S. 

 
Stellungnahme 
wird nicht ge-
teilt. 
Es sind keine 
erheblichen Be-
einträchtigungen 
der geländekli-
matischen Aus-
gleichsfunktionen 
zu erwarten. 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
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Im vorliegenden Fall kommt hinzu, dass die Dammlage infolge geo-
logischer Notwendigkeiten (unerwartetes Auftreten von wasserfüh-
renden Schichten) erheblich erhöht werden müsste, was die vorge-
nannten negativen Effekte erhöht. 
 

104). 
Frostgefährdete Kulturen kommen im Beckental 
nicht vor. 
Laut den Fachplanern und Gutachtern (Verkehrs-
planung: BS-Ingenieure, Geologie: Ing.-Büro 
Voigtmann und Umweltplanung: Eberhard + Part-
ner GbR) musste die Dammlage im Beckental 
gegenüber der ursprünglichen Planung erhöht 
werden, da südlich des Beckentals im Untergrund 
oberflächennahes Grundwasser auftrat, von dem 
ein ausreichend hoher Abstand gemäß Forderung 
der Wasserwirtschaftsverwaltung einzuhalten ist. 
Infolgedessen konnte die Trasse nicht so tief ins 
Gelände abgesenkt werden wie ursprünglich ge-
plant (vgl. Unterlage 4 / Nr. 1.1 - Umweltprüfung - 
Umweltverträglichkeitsstudie S. 163). 
 

Entwurfs zufol-
ge. 
 

 Eine Verminderung der Zerschneidungswirkungen durch die groß-
dimensionierten Brückenbauwerke im Beckental findet nicht statt, 
abgesehen davon, dass die Annahme des Planers Stocks - aaO. S. 
206 - die Zerschneidungswirkung des Biotopverbundes werde durch 
die großdimensionierten Brückenbauwerke maßgeblich gemindert, 
ohnehin angreifbar erscheint. 
 

Laut den Fachplanern (Umweltplanung: Eberhard 
+ Partner GbR) werden die Zerschneidungswir-
kungen durch die breiten und hohen Talbrücken im 
Beckental vermindert (Die Blickbeziehungen, die 
Transferstrecken für Fledermäuse und Vögel, so-
wie der Kaltluftfluss werden weitgehend aufrecht 
erhalten). 
 

Stellungnahme 
wird nicht ge-
teilt. 
Die Blickbezie-
hungen, die 
Transferstrecken 
für Fledermäuse 
und Vögel, sowie 
der Kaltluftfluss 
werden weitge-
hend aufrecht 
erhalten. 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 

 b) Bewertung Fauna 
Auf den Streuobstwiesen nördlich von Affalterbach und den angren-
zenden Hangwäldern des Murrtals ist eine besonders schützenswer-
te Fauna anzutreffen - siehe Stocks aaO. S. 108 -. 
Der Eingriff in die dort intakte Natur und die Empfindlichkeit der Fau-

 
Nördlich von Affalterbach und im Beckental finden 
sich ortsnahe Streuobstwiesen mit altem Baumbe-
stand, die als Bestandteil einer historisch gewach-
senen Kulturlandschaft zu betrachten sind. Laut 

 
Die Wertigkeit 
von Lebensräu-
men wurde be-
rücksichtigt. 
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na gegen die Flächeninanspruchnahme sowie Zerstörung und Zer-
schneidung funktionaler Zusammenhänge ist von besonderer Be-
deutung - Stocks aaO. S. 110 -. So werden dort z. B. die besonders 
geschützten Feldlerchen angetroffen - Stocks aaO. S. 85-91 -, des-
gleichen Fledermäuse - Stocks aaO. S. 96 ff, 101 -. Abgesehen da-
von besteht eine hohe Empfindlichkeit, insbesondere bei Brutvögeln 
im gesamten Untersuchungsraum - Stocks aaO. S. 110 -. 
 

den Fachplanern (Umweltplanung: Eberhard + 
Partner GbR) sind die Wert- und Funktionselemen-
te mit besonderer Bedeutung für das Schutzgut 
'Tiere und Pflanzen' im GOP, S. 72 ff beschrieben 
und in den Karten 5.1 bis 5.3 dargestellt. Der 
Raum Beckental - Hangwälder des Murrtals wird 
als faunistischer Lebensraumkomplex mit regiona-
ler Bedeutung bewertet. 
 

Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 

Bürger 4 
vom 04.11.2016 
 
Vertreten durch 
Kanzlei Dr. Hart-
mann & Kollegen, 
Kronprinzenstraße 
11, 70173 Stuttgart 

Die von Stocks vorgeschlagenen Schutzmaßnahmen für die Feldler-
che genügen nicht und müssen als ungeeignet bezeichnet werden. 
Abgesehen davon, dass für den Lärmschutz der Vögel ohnehin kei-
ne Vorsorge getroffen ist, können Lerchen als Bodenbrüter nur dann 
mit Aussicht auf Schutz vor ihren natürlichen Feinden wie z. B. 
Füchsen, auf Flächen geschützt werden, wo ständig Getreide 
und/oder Raps angebaut wird, da Lerchenfenster einen entspre-
chenden Schutzgürtel vor ihren natürlichen Feinden benötigen. Dort, 
wo Getreide bzw. Raps nicht ständig angebaut wird und damit die 
Lerche sich nicht in einem derartigen Schutzgürtel ansiedeln kann, 
hat die Lerche keine Überlebenschance, 
 
d. h. mit der geplanten Umsiedlung der Lerche 
 
 
 
 
wird gegen das Tötungsverbot des BNatSchG verstoßen. 
 
 

Laut den Fachplanern (Umweltplanung: Eberhard 
+ Partner GbR) werden keine Lerchenfenster, 
sondern dauerhafte Buntbrachestreifen angelegt. 
Diese dienen der Lerche als Nahrungs-, Versteck- 
und Brutraum. Der dafür vorgesehene Suchraum 
ist geeignet, da er bereits von Feldlerchen besie-
delt wird. Die Anlage von Buntbrachestreifen zur 
Ansiedlung von Feldlerchen hat sich anderenorts 
bewährt. 
 
 
 
Die Lerchen werden nicht umgesiedelt, sondern es 
werden potentielle Lebensräume der Lerche opti-
miert, damit sich Lerchen dort ansiedeln. 
 
Gegen das Tötungsverbot wird nicht verstoßen 
(vgl. Unterlage 4.4 Umweltprüfung / Fachbeitrag 
Fauna und Artenschutzfachbeitrag, S. 52ff). Die 
Maßnahme dient der Vermeidung des Verbots, 
Fortpflanzungs- und Ruhestätten zu beschädigen 
oder zu zerstören (vgl. Unterlage 4.4 Umweltprü-
fung / Fachbeitrag Fauna und Artenschutzfachbei-
trag, S. 62f). 
 

Stellungnahme 
wird nicht ge-
teilt. 
Es werden keine 
Lerchenfenster, 
sondern dauer-
hafte Buntbra-
chestreifen ange-
legt 
Stellungnahme 
wird nicht ge-
teilt. 
Die Lerchen 
werden nicht 
umgesiedelt. 
Stellungnahme 
wird nicht ge-
teilt. 
Gegen das Tö-
tungsverbot wird 
nicht verstoßen. 
Die Hinweise 
haben keine 
Änderungen 
des bisher aus-
gelegten Ent-
wurfs zufolge. 
 

 Was den Schutz der zahlreich anzutreffenden Fledermäuse angeht, 
so ist die Ausbildung sog. „Flugstraßen" - siehe Stocks aaO. S. 207 - 
im Bereich von Brücken spekulativ, abgesehen von der vorgenann-

Es ist allgemein bekannt, dass sich Fledermäuse 
entlang von Gehölzstrukturen orientieren. Dies 
wird durch die vorliegenden Untersuchungen auch 

Stellungnahme 
wird nicht ge-
teilt. 
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ten ohnehin nicht zu beseitigenden Verlärmung des Siedlungsge-
biets. 
Es gibt keine wissenschaftlichen Erkenntnisse über den Erfolg derar-
tiger „Flugstraßen", es handelt sich um künstliche Wissenschaftsge-
bilde ohne praktische Nachweise. 
 

für den Untersuchungsraum bestätigt. Laut den 
Fachplanern und Gutachtern (Umweltplanung: 
Eberhard + Partner GbR und Artenschutz: Mathias 
Kramer) besteht durch die Anlage der neu gestal-
teten Leitstrukturen für die Fledermäuse die Mög-
lichkeit, die bestehenden Flugstraßen weiterhin zu 
nutzen und unter den ausreichend dimensionierten 
Brücken in die Jagd- bzw. Quartiergebiete in den 
Hangwäldern des Murrtals zu fliegen (vgl. Unterla-
ge 4.4 Umweltprüfung / Fachbeitrag Fauna und 
Artenschutzfachbeitrag S. 53). Dadurch wird das 
Risiko des Überquerens der Straße minimiert (vgl. 
Unterlage 4.4 Umweltprüfung / Fachbeitrag Fauna 
und Artenschutzfachbeitrag S. 53). 
Insgesamt wurden die Arten Wasserfledermaus, 
Bartfledermaus, Fransenfledermaus, Bechsteinfle-
dermaus, Breitflügelfledermaus, Zwergfledermaus, 
Abendsegler, Kleinabendsegler und Braunes oder 
Graues Langohr nachgewiesen. Auf den Flugrou-
ten wurden Wasserfledermaus, Bartfledermaus, 
Fransenfledermaus, Zwergfledermaus und Klein-
abendsegler erfasst. Die Querungssituation wird in 
Bezug auf Brinkmann et al. (2012) bewertet. Dem-
nach sind (vgl. Brinkmann et al. 2012, Tabelle 6 
auf Seite 67) für alle Arten Durchlässe mit einer 
lichten Höhe von mindestens 4,5 Metern und einer 
Breite von 4 bis 6 Metern erforderlich. Das geplan-
te Brückenbauwerk übersteigt diese Dimensionen 
und erfüllt damit die entsprechenden Ansprüche. 
Zudem ist keine Verlegung der Flugrouten erfor-
derlich, die Tiere können auf den bestehenden 
Flugwegen queren. Für den Kleinabendsegler 
werden aufgrund seines Flugverhaltens keine Que-
rungshilfen als notwendig erachtet. 
 
Quelle: Brinkmann, R., Biedermann, M., Bontadi-
na, F., Dietz, M., Hintemann, G., Karst, I. , 
Schmidt, C., Schorcht, W. (2012): Planung und 
Gestaltung von Querungshilfen für Fledermäuse. – 
Eine Arbeitshilfe für Straßenbauvorhaben im Frei-

Die Querungssi-
tuation wird in 
Bezug auf 
Brinkmann et al. 
(2012) bewertet. 
Demnach sind 
(vgl. Brinkmann 
et al. 2012, Ta-
belle 6 auf Seite 
67) für alle Arten 
Durchlässe mit 
einer lichten Hö-
he von mindes-
tens 4,5 Metern 
und einer Breite 
von 4 bis 6 Me-
tern erforderlich. 
Das geplante 
Brückenbauwerk 
übersteigt diese 
Dimensionen und 
erfüllt damit die 
entsprechenden 
Ansprüche. 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
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staat Sachsen. Sächsisches Staatsministerium für 
Wirtschaft, Arbeit und Verkehr, 116 Seiten. 
 

Bürger 4 
vom 04.11.2016 
 
Vertreten durch 
Kanzlei Dr. Hart-
mann & Kollegen, 
Kronprinzenstraße 
11, 70173 Stuttgart 

Unabhängig davon gilt für alle Tiere in den bisher unberührten, na-
turbelassenen und jetzt durch die OES berührten Reservate im 
nordöstlichen Trassenbereich, insbesondere den vorgenannten 
Streuobstwiesen, den Hängen zum Murrtal und im Beckental, dass 
die 
 
 
von der Straßenbenutzung ausgehenden Lichtemissionen auf die 
dämmerungs- und nachtaktiven Tiere, wie z. B. Insekten, Vögel oder 
Fledermäuse von den Planern der Gemeinde überhaupt nicht unter-
sucht wurden. Diese Tiere werden durch ständige Lichtreflexe in der 
Dämmerung oder bei Nacht in ihren Lebensräumen gestört bzw. 
vertrieben, 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
abgesehen davon, dass auch hier die Tötungsgefahr und der Ver-
stoß gegen das BNatSchG entsteht. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Nördlich von Affalterbach und im Beckental finden 
sich ortsnahe Streuobstwiesen mit altem Baumbe-
stand, die als Bestandteil einer historisch gewach-
senen Kulturlandschaft zu betrachten sind. Die 
Hänge zum Murrtal werden durch das Vorhaben 
nicht beeinträchtigt. 
 
Für die genannten Tiergruppen Vögel und Fleder-
mäuse liegen die Untersuchungen vor.  
Es werden keine über das übliche Maß hinausge-
henden Lichtemissionen auftreten. Eine Straßen-
beleuchtung ist nicht vorgesehen. Laut Aussagen 
der Fachplaner und Gutachter (Umweltplanung: 
Eberhard + Partner GbR und Artenschutz: Mathias 
Kramer) sind Artenschutzrechtlich relevante Arten 
nicht zu erwarten. Deswegen sind vertiefende Un-
tersuchungen nicht erforderlich. 
 
Wie in Unterlage 4.4 - Umweltprüfung / Fachbei-
trag Fauna und Artenschutzfachbeitrag, S. 52 ff, 
dargelegt, wird bei keiner der relevanten Arten-
gruppen (Brutvögel, Fledermäuse) der Verbotstat-
bestand des § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG berührt. 
Die Erfüllung des Tatbestands der Tötung von 
Tieren wird dadurch vermieden, dass 
 

- die Herstellung des Baufeldes außerhalb der 
Brutzeit der Vögel erfolgt (zwischen Anfang 
Oktober und Ende Februar), 

- entlang der geplanten Trasse im Beckental 
Maßnahmen zur Vermeidung von Kollisionen 
vorgesehen sind (Bepflanzung der Straßenbö-
schungen, Maßnahme M6), 

- diese Bepflanzungen Leitstrukturen zu den 
geplanten Brücken im Beckental geschaffen 
werden, so dass für die Fledermäuse die Mög-

 
 
Der Stellung-
nahme wird aus 
nebenstehen-
den Gründen 
nicht gefolgt. 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
 
 
Durch die ne-
benstehenden 
Maßnahmen wird 
dafür gesorgt, 
dass sich das 
Tötungsrisiko 
nicht signifikant 
erhöht, sondern 
unter die Schwel-
le des allgemei-
nen Lebensrisi-
kos gesenkt wird 
(vgl. Urteil des 
Bundesverwal-
tungsgerichts 
vom 8.Januar 
2014 (BverwG 9 
A 4.13)). 
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Letztlich ist festzustellen, dass keine befriedigende Minimierung 
bzw. Verminderung für die Schutzgüter Pflanzen und Tiere sowie 
Landschaft herbeigeführt werden kann  
siehe Stocks aaO. S. 145, 136 ff). 
 

lichkeit besteht, die bestehenden Flugstraßen 
in leicht geänderter Form zu nutzen und unter 
den ausreichend dimensionierten Brücken in 
die Jagd- bzw. Quartiergebiete in den Hang-
wäldern des Murrtals zu fliegen. 

 
Laut Aussagen der Fachplaner und Gutachter 
(Umweltplanung: Eberhard + Partner GbR und 
Artenschutz: Mathias Kramer) wird durch diese 
Maßnahmen dafür gesorgt, dass sich das Tötungs-
risiko nicht signifikant erhöht, sondern unter die 
Schwelle des allgemeinen Lebensrisikos gesenkt 
wird (vgl. Urteil des Bundesverwaltungsgerichts 
vom 8.Januar 2014 (BverwG 9 A 4.13)). 
 
Aus der Tabelle 5.1 - Gegenüberstellung von Ein-
griff und Kompensation (GOP S. 162 ff) geht her-
vor, dass das Maßnahmenkonzept geeignet ist, 
dass 
 

- durch die vorgesehenen Vermeidungs-, Mini-
mierungs-, Schutz- und Gestaltungsmaßnah-
men vermeidbare erhebliche Beeinträchtigun-
gen unterlassen werden (§ 15 Abs. 1 
BNatSchG), 

- unvermeidbare Beeinträchtigungen durch die 
vorgesehenen Ausgleichsmaßnahmen weitge-
hend ausgeglichen und die Ersatzmaßnahmen 
insgesamt kompensiert werden können (§ 15 
Abs. 2 BNatSchG), 

- im Zusammenwirken aller vorgesehenen Maß-
nahmen nach Beendigung des Eingriffes die 
beeinträchtigten Funktionen des Naturhaushal-
tes wieder hergestellt bzw. in gleichwertiger 
Weise ersetzt sind und das Landschaftsbild 
wieder hergestellt oder landschaftsgerecht neu 
gestaltet ist (§ 15 Abs. 2 BNatSchG). 

 
Soweit es sich um den einfachen Bebauungsplan 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Aus der Tabelle 
5.1 - Gegenüber-
stellung von Ein-
griff und Kom-
pensation (GOP 
S. 162 ff) geht 
hervor, dass das 
Maßnahmenkon-
zept geeignet ist. 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge.. 
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handelt, wird der Eingriff in Natur und Landschaft 
nach Auffassung des Gemeinderates angemessen 
ausgeglichen bzw. ersetzt, und es werden angen-
messene Vermeidungs-, Minimierungs-, Schutz- 
und Gestaltungsmaßnahmen vorgesehen, um 
vermeidbare erhebliche Beeinträchtigungen zu 
unterlassen. 
 
Ferner werden die vorgezogenen funktionserhal-
tenden Maßnahmen zur Vermeidung von Verbots-
tatbeständen der streng geschützten Arten gem. § 
44 Abs. 1 BNatSchG durchgeführt (Maßnahmen 
M11 und M12). 
 
Die in der Umweltverträglichkeitsstudie (Unterlage 
4 Nr. 1.1) aufgeführten allgemeinen Ziele für die 
Herleitung eines relativ konfliktarmen Korridores 
(S. 143 ff) sind durch Vermeidungsmaßnahmen, 
Optimierungen an der Trasse, Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen umgesetzt und im Bebauungs-
plan festgesetzt worden. 
 

Bürger 4 
vom 04.11.2016 
 
Vertreten durch 
Kanzlei Dr. Hart-
mann & Kollegen, 
Kronprinzenstraße 
11, 70173 Stuttgart 

d) Schutzgut Landschaft und Mensch 
Zwar wird von Stocks die hohe Landschaftsbildqualität hervorgeho-
ben, die durch die vorerwähnte Dammschüttung erheblich gestört 
wird. Eine Milderung durch Anpflanzungen bzw. Geländemodelie-
rungen sowie durch die Brückenbauwerke ist nicht ersichtlich. 
Entgegen Stocks - aaO. S. 208 - mildern auch die beabsichtigten 
Brückenbauwerke die hohe Beeinträchtigung der Landschaftsbild-
qualität nicht, im Gegenteil. Diese Bauwerke verstärken sogar den 
Eingriff in das Landschaftsbild. 
 

 
Zutreffend geht Stocks davon aus, dass die Beein-
trächtigungen des Landschaftsbildes  
 

- durch die Anlage der beiden weitlumigen Brü-
cken anstatt eines durchgehenden Dammes 
mit Normdurchlässen für die Wege, 

- durch die angepasste Geländeausformung 
anstatt steiler Straßenböschungen sowie 

- durch eine landschaftsangepaste Bepflanzung, 
die in Straßennähe aus Gehölzen und in Rich-
tung Ortslage aus den typischen ortsnahen 
Streuobstwiesen, wie sie heute noch erhalten 
sind, bestehen, 

 
deutlich minimiert werden. 
 

 
Der Stellung-
nahme wird 
nicht gefolgt. 
Beeinträchtigun-
gen des Land-
schaftsbildes 
werden deutlich 
minimiert. Der 
Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge 
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 Die Verlärmung kann nicht gemindert werden und liegt bei ca. 50 
dB(A). Von einem Erholungseffekt für den Menschen kann man bei 
dieser Lärmbelästigung nicht mehr sprechen, abgesehen davon, 
dass nach den Feststellungen des Gutachters Stocks Lärm ab 55 
dB(A) als störend empfunden wird, ab 60 dB(A) als nachhaltig stö-
rend. Die abschließende Bemerkung des Gutachters Stocks - aaO. 
S. 210 -, 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Laut den Fachplanern und Gutachtern (Verkehrs-
planung: BS-Ingenieure) führt die hohe Verkehrs-
belastung, verbunden mit einem relativ hohen 
Schwerlastverkehrsanteil, bei den teilweise beeng-
ten Verkehrsverhältnissen im Ortskern zu massi-
ven Belastungen der Anwohner und Fußgänger 
durch Lärm, Staub, Abgase und Erschütterungen. 
Die schalltechnische Untersuchung  hat gezeigt, 
dass an mehreren exemplarischen Immissionsor-
ten im innerörtlichen Netz die gesundheitlichen 
Schwellenwerte laut Verkehrslärmschutzverord-
nung überschritten werden. Mit Realisierung der 
OES können die Immissionen innerorts deutlich 
reduziert werden, so dass die gesundheitsgefähr-
denden Schwellenwerte laut Lärmschutzverord-
nung und die Grenzwerte der 16. BImSchV für die 
jeweiligen Gebietskategorien unterschritten wer-
den. Zugleich liegt die Lärmbelastung durch den 
Neubaustreckenzug der OES am Ortsrand und im 
Bereich der landwirtschaftlichen Aussiedlerhöfe an 
allen relevanten Aufpunkten - auch wenn sie sich 
in Teilen gegenüber dem Ausgangszustand erhöht 
- unter dem jeweils anzusetzenden Grenzwert 
(siehe Begründung zum Bebauungsplan: Kap. 4 
Notwendigkeit der Maßnahme).  
 
Im Jahre 2017 wurde eine umfassende Aktualisie-
rung der Verkehrsanalyse für Affalterbach durch-
geführt. Die Ergebnisse der Verkerhsanalyse 2017 
zeigen, dass die Verkehrsbelastungen in der Orts-
durchfahrt Affalterbach gegenüber den früheren 
Ergebnissen angestiegen sind. Der Durchgangs-
verkehrsanteil liegt bei ca. 64 %. Die Planbegrün-
dung für die Ortsentlastungsstraße ist somit ein-
deutig bestätigt. 
 
Laut den Fachplanern und Gutachtern (Verkehrs-
planung: BS-Ingenieure) ist aus den aktualisierten 
Daten erkennbar, dass auf dieser Datenbasis fort-
führende Prognoseberechnungen mit Sicherheit 

Der Stellung-
nahme wird 
nicht gefolgt. 
Mit Realisierung 
der OES können 
die Immissionen 
innerorts deutlich 
reduziert werden, 
so dass die ge-
sundheitsgefähr-
denden Schwel-
lenwerte laut 
Lärmschutzver-
ordnung und die 
Grenzwerte der 
16. BImSchV für 
die jeweiligen 
Gebietskatego-
rien unterschrit-
ten werden. Zu-
gleich liegt die 
Lärmbelastung 
durch den Neu-
baustreckenzug 
der OES am 
Ortsrand und im 
Bereich der 
landwirtschaftli-
chen Aussiedler-
höfe an allen 
relevanten Auf-
punkten unter 
dem jeweils an-
zusetzenden 
Grenzwert. 
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dass zusätzliche verkehrsreduzieren-
de/verkehrslenkende/geschwindigkeitsreduzierende sowie baulich-
konstruktive Maßnahmen durch die Gemeinde diesbezüglich zu 
weiteren Entlastungen führen können (Lärm) bringt letztlich nur die 
planerische Hilflosigkeit zum Ausdruck! 
 

nicht eine Höhe erreichen, dass duch das Vorha-
ben die Grenzwerte der 16. BImSchV (Schall) oder 
der 39. BImSchV (Luftschadstoffe) erreicht werden 
oder dass entwurfstechnische Änderungen der 
Planung erforderlich werden. 
 
Die Realisierung der Ortsentlastungsstraße (OES) 
Affalterbach führt unstrittig zu Beeinträchtigungen 
des Naturhaushaltes sowie zu strukturellen und 
visuellen Veränderungen der Landschaft und – 
bedingt durch die Verlagerung von Verkehren in 
den Außenbereich – auch zur Verlärmung von 
Landschaftsteilen, die bisher keinen oder nur ge-
ringen Störungen unterworfen waren. 
 
Die Konflikte sind erkannt worden; sie wurden im 
Rahmen der anstehenden Verfahrensschritte im 
Detail ermittelt, soweit möglich und rechtlich gebo-
ten vermieden oder minimiert, und – soweit erheb-
liche nachteilige Beeinträchtigungen verbleiben – 
soweit möglich durch geeignete Maßnahmen kom-
pensiert. 
 
Den genannten vorhabensbedingten Folgen und 
Veränderungen im Außenbereich sind die positiven 
Wirkungen, die die Realisierung der OES im In-
nenbereich nach sich zieht, gegenüber zu stellen. 
 
Zu nennen sind diesbezüglich insbesondere die 
erheblichen Verkehrsentlastungen, die nachhaltige 
Verringerung der Trenneffekte / Querungsrisiken 
sowie der Lärm- und Luftschadstoffbelastungen, 
woraus sich Entwicklungspotenziale für eine nach-
haltige und qualitativ hochwertige städtebauliche 
Innenentwicklung unter Stärkung der vielfältigen 
funktionalen Verflechtungen innerhalb der Ortslage 
ergeben. 
 
Bei der Abwägung der widerstreitenden Interessen 
ist davon auszugehen, dass die Vorteile des Baus 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Stellung-
nahme wird 
nicht geteilt. 
Die zusätzlich 
genannten Maß-
nahmen bringen 
nicht „die plane-
rische Hilflosig-
keit zum Aus-
druck“, da die 
Konflikte erkannt 
worden sind. Sie 
wurden im Detail 
ermittelt, soweit 
möglich und 
rechtlich geboten 
vermieden oder 
minimiert, und – 
soweit erhebliche 
nachteilige Be-
einträchtigungen 
verbleiben – 
durch geeignete 
Maßnahmen 
kompensiert. 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
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der OES die Nachteile überwiegen. 
 

ge. 

Bürger 4 
vom 04.11.2016 
 
Vertreten durch 
Kanzlei Dr. Hart-
mann & Kollegen, 
Kronprinzenstraße 
11, 70173 Stuttgart 

e) Weiter zu Lärm 
Im Bereich der Schule (Immissionsort 14, Schule bis Klingenstraße 
14) steigt der Lärm nach Berechnungen der Verkehrsplaner der 
Gemeinde um 12 bzw. dB auf 55 bzw. 54 dB (S. 20/23). Der Grenz-
wert für ein Wohngebiet liegt bei 59 dB (S. 11/23), nur 4 dB darunter. 
Bereits dies ist für die Schüler unzumutbar. 
Der gesamte Ost- und Nordrand von Affalterbach wird ebenso wie 
Birkhau bei Realisierung der OES zum Teil mit wesentlich mehr 
Lärm belastet als bisher, ganz zu schweigen vom vorgenannten 
Naherholungsgebiet Beckental und dem Sportzentrum „Holzäcker". 
 

 
Die schalltechnische Untersuchung zur OES Affal-
terbach kommt zu dem Ergebnis, dass die maßge-
benden Immissionsgrenzwerte der 16. BImschV an 
allen Immissionsorten eingehalten werden. 
 
Im Jahre 2017 wurde eine umfassende Aktualisie-
rung der Verkehrsanalyse für Affalterbach durch-
geführt. Die Ergebnisse der Verkehrsanalyse 2017 
zeigen, dass die Verkehrsbelastungen in der Orts-
durchfahrt Affalterbach gegenüber den früheren 
Ergebnissen angestiegen sind. Der Durchgangs-
verkehrsanteil liegt bei ca. 64 %. Die Planbegrün-
dung für die Ortsentlastungsstraße ist somit ein-
deutig bestätigt. 
 
Laut den Fachplanern und Gutachtern (Verkehrs-
planung: BS-Ingenieure) ist aus den aktualisierten 
Daten erkennbar, dass auf dieser Datenbasis fort-
führende Prognoseberechnungen mit Sicherheit 
nicht eine Höhe erreichen, dass duch das Vorha-
ben die Grenzwerte der 16. BImSchV (Schall) oder 
der 39. BImSchV (Luftschadstoffe) erreicht werden 
oder dass entwurfstechnische Änderungen der 
Planung erforderlich werden. 
 

 
Die Stellung-
nahme wird 
nicht geteilt. 
Die maßgeben-
den Immissions-
grenzwerte der 
16. BImschV 
werden an allen 
Immissionsorten 
eingehalten. 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 

 Soweit die Verkehrsplaner der Gemeinde bei der bisherigen Stra-
ßenführung von einer erheblichen Lärmbelästigung der Anwohner 
durch Verkehrslärm ausgehen, wird vorsorglich - darauf hingewie-
sen, dass es öffentliche Zuschüsse für die Anbringung von passivem 
Lärmschutz (lärmgeschützte Fenster) gibt. Von diesen Möglichkeiten 
kann, falls die gesetzlichen Voraussetzungen vorliegen, Gebrauch 
gemacht werden. Auch dies ist von den Verkehrsplanern der Ge-
meinde nicht angedacht. 
In diesem Zusammenhang ist nochmals darauf hinzuweisen, dass 
nach Einführung der 30 km/h-Begrenzung und die Verstetigung des 
Fahrzeugverkehrs, die durch zusätzliche Maßnahmen unterstützt 
wird, ohnehin eine beträchtliche Lärmverminderung eintritt. 

Laut den Fachplanern und Gutachtern (Verkehrs-
planung: BS-Ingenieure) werden an allen innerört-
lichen Immissionsorten, also auch am Ost- und 
Nordrand von Affalterbach sowie in Birkhau die 
Grenzwerte der 16. BImSchV für die jeweiligen 
Gebietskategorien unterschritten. Aktive und pas-
sive Lärmschutzmaßnahmen sind also nicht not-
wendig. 
Darüber hinaus wurde aus Lärmgründen eine Ge-
schwindigkeitsbeschränkung auf 30 km/h einge-
führt. Laut den Fachplanern und Gutachtern (Ver-
kehrsplanung und -analyse: BS-Ingenieure) bleibt 

Eine Geschwin-
digkeitsbschrän-
kung auf 30 km/h 
wurde bereits 
eingeführt. Trotz 
dieser notwendi-
gen Reduktionen 
der Lärmpegel 
bleibt die Lärmsi-
tuation ange-
spannt. 
Der Hinweis hat 
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 trotz dieser notwendigen Reduktionen der Lärm-
pegel die Lärmsituation angespannt. Eine deutliche 
Lärmentlastung in der Ortsdurchfahrt kann durch 
den Bau der OES erreicht werden. 
 

keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
 

 Wie bereits eingangs bemerkt, bezieht sich unser Mandant, auch 
was die individualrechtliche landwirtschaftliche Betroffenheit angeht, 
auf seine bereits mit Anwaltsschriftsatz vom 22.06.2015 unter Vorla-
ge des Gutachtens Maurmaier vom Dezember 2014 erhobenen Ein-
wendungen, die noch nicht von der Gemeinde berücksichtigt und 
abgehandelt sind. Dies gilt insbesondere für die Vermeidung der 
Durchschneidung der Hofanschlussfläche durch die geplante OES - 
Schriftsatz vom 22.06.2015 S. 4 ff 
 

Wie eingangs dieser Stellungnahme vermerkt, wird 
zu allen Punkten des Schriftsatzes Stellung bezo-
gen. Zusätzlich wird der Schriftsatz „Maurmaier“ im 
Rahmen der erneuten Entwurfsoffenlage mitausge-
legt werden. 
Die Bundesanstalt für Immobilien -Sparte Port-
foliomanagement- Landwirtschaftlicher Gut-
achterdienst in Baden-Württemberg hat die 
Existenzgefahr für alle, vom Bauvorhaben be-
troffenen landwirtschaftlichen Betriebe untersucht. 
In den Gutachten wurde überprüft, ob die Betriebe 
infolge der geplanten Maßnahme „Ortsentlas-
tungsstraße Affalterbach“ in ihrer Existenz bedroht 
werden. Alle Gutachten kamen zum Ergebnis, 
dass kein Betrieb durch die geplante Maßnahme in 
seiner Existenz gefährdet wird. Auch die Untersu-
chung der Entwicklungsmöglichkeiten insbesonde-
re der Ortsrandbetriebe war Gegenstand der Gut-
achten. Hierbei konnte festgestellt werden, dass 
für einen möglichen Erweiterungsbedarf jeweils im 
Anschluss an die vorhandenen Hofflächen ausrei-
chend Erweiterungsflächen zur Verfügung stehen. 
Des Weiteren wurde in den Gutachten festgestellt, 
falls durch die OES Wirtschaftserschwernisse und 
Mehrwege entstehen sollten, sind diese im vorge-
sehenen Flurneuordnungsverfahren auszugleichen 
(s. Gutachten zu denbetroffenen landwirtschaftli-
chen Betrieben) 

Die Belange der 
betroffenen 
landwirtschaft-
lichen Betriebe 
erfordern keine 
Änderung des 
Bebauungs-
plans. Falls 
durch die OES 
Wirtschaftser-
schwernisse 
und Mehrwege 
entstehen, kann 
dies im vorge-
sehenen Flur-
neuordnungs-
verfahren be-
rücksichtigt 
werden.  
 

Bürger 4 
vom 04.11.2016 
 
Vertreten durch 
Kanzlei Dr. Hart-
mann & Kollegen, 

Ergänzend dazu wurde auch die unzumutbare Lärmbelästigung 
durch die geplante Trasse der OES gerügt. 
Die von Prof. Dr. Maurmaier vorgeschlagene Verschwenkung der 
OES und damit die Vermeidung der geltend gemachten Existenzge-
fährdung des Hofes unseres Mandanten  wird ebenfalls nach wie vor 
- vorsorglich - gefordert. 

Die schalltechnische Untersuchung zur OES Affal-
terbach kommt zu dem Ergebnis, dass die maßge-
benden Immissionsgrenzwerte der 16. BImschV an 
allen Immissionsorten eingehalten werden. 
Mögliche Existenzgefährdungen wurden durch 
Gutachten überprüft (s. oben) 

Der Stellung-
nahme wird 
nicht gefolgt. 
 
Die Hinweise 
haben keine 
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Kronprinzenstraße 
11, 70173 Stuttgart 

Nach wie vor ist die Führung des landwirtschaftlichen Wegenetzes 
zu rügen - Schriftsatz vom 22.06.2015 S. 6 -. 
 

Es wurden bereits zwei Termine zur Vorstellung 
des Wegenetzes in Abstimmung mit dem Land-
wirtschaftlichen Ortsverein durchgeführt. 
(21.11.2013 und 06.03.2014). Von den anwesen-
den Landwirten und dem Vertreter des Bauernver-
bandes wurden keine Stellungnahmen abgegeben. 
Im Anschluss an das Bebauungsplanverfahren 
kann durch das geplante Flurneuordnungsverfah-
ren die Feldwegplanung weiter optimiert werden. 

Änderungen 
des bisher aus-
gelegten Ent-
wurfs zufolge. 
 

 Unverändert sieht die Planung der Gemeinde einen ca. 4 m hohen 
Trassenwall der Ortsentlastungsstraße östlich des beabsichtigten 
Verkehrskreisels - und dies auf dem zerschnittenen Grundstück 
unseres Mandanten - vor. 
Auf die damit entstehenden Verkehrsgefahren infolge der hohen 
Geschwindigkeiten auf der geplanten OES mit landwirtschaftlichem 
Kreuzungsverkehr bei eingeschränkter Sicht sowie beschränkter 
Beschleunigungsmöglichkeit (Anhängerbetrieb) ist nach wie vor 
hinzuweisen. Rein vorsorglich ist - unabhängig von der geforderten 
Verschwenkung der Trasse für den Fall der Anlage eines kreuzen-
den Feldweges eine Untertunnelung der OES-Fahrbahn zu fordern. 
 
Der vorliegende Schriftsatz wird vorab per Telefax mit der Anlage 2 
übermittelt; das Original dieses Schriftsatzes nebst den darin er-
wähnten Anlagen folgt mit Normalpost. 

 
Die Feldwegquerung befindet sich auf Geländeni-
veau. 
Aufgrund des geradlinigen Verlaufes der OES 
besteht hier eine gute Sicht auf den Verkehr der 
OES. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 

Der Stellung-
nahme wird 
nicht gefolgt. 
 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge 
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Bürger 5 
vom 07.11.2016 
 
 

folgende Einwendungen habe ich gegen den Bebauungsplan Orts-
entlastungsstraße Affalterbach: 
 
Ich bin Landwirt in Affalterbach. Den Betrieb führe ich gemeinsam 
mit meinem Sohn. Die Landwirtschaft ist die Grundlage unserer 
Existenz. Durch das Projekt verlieren wir etwa 20 % unserer Wirt-
schaftsflächen. Mit folgenden eigenen Grundstücken bin ich betrof-
fen: 2511/2, 2510, 2513, 2668, 2569 und 4106. Von meinen Pacht-
flächen sind folgende Grundstücke betroffen: 2560, 2511/1, 2510, 
2509, 2508, 2573 und 2574. Das gefährdet eine nachhaltig rentable 
Betriebsführung in der Zukunft sehr stark, da Ersatzflächen in dieser 
Größenordnung und Bodengüte aller Voraussicht nach nicht zu be-
schaffen sind. Wir sind aufgrund der Ausrichtung unseres Betriebs 
sehr stark auf die hohe Qualität des Bodens angewiesen, die nur 
hier zu finden ist. Bei schlechterer Bodenqualität können wir nicht 
konkurrenzfähig bleiben. 
 

Kenntnisnahme 
 
 
Der Anregung, mögliche Existenzgefährdungen 
und die Entwicklungsmöglichkeiten zu unter-
suchen, wurde gefolgt. 
Die Bundesanstalt für Immobilien -Sparte Port-
foliomanagement- Landwirtschaftlicher Gut-
achterdienst in Baden-Württemberg hat die 
Existenzgefahr für alle, vom Bauvorhaben be-
troffenen landwirtschaftlichen Betriebe untersucht. 
In den Gutachten wurde überprüft, ob die Betriebe 
infolge der geplanten Maßnahme „Ortsentlas-
tungsstraße Affalterbach“ in ihrer Existenz bedroht 
werden. Alle Gutachten kamen zum Ergebnis, 
dass kein Betrieb durch die geplante Maßnahme in 
seiner Existenz gefährdet wird. Auch die Untersu-
chung der Entwicklungsmöglichkeiten insbesonde-
re der Ortsrandbetriebe war Gegenstand der Gut-
achten. Hierbei konnte festgestellt werden, dass 
für einen möglichen Erweiterungsbedarf jeweils im 
Anschluss an die vorhandenen Hofflächen ausrei-
chend Erweiterungsflächen zur Verfügung stehen. 
Des Weiteren wurde in den Gutachten festgestellt, 
falls durch die OES Wirtschaftserschwernisse und 
Mehrwege entstehen sollten, sind diese im vorge-
sehenen Flurneuordnungsverfahren auszuglei-
chen. Im Gutachten zum Betrieb des Landwirts 3 
empfiehlt der Gutachter: „Dennoch wäre es aus 
betriebswirtschaftlicher Sicht zu begrüßen, 
wenn dem Betrieb Ersatzland gestellt werden 
könnte, da die Verlustflächen z. T. als Sonder-
kulturen, die deutlich höhere Deckungsbeiträge 
als normale Ackerfrüchte erzielen, genutzt 
werden.“ (s. Gutachten zu den betroffenen land-
wirtschaftlichen Betrieben) 
 

 
 
 
Die Belange der 
betroffenen 
landwirtschaft-
lichen Betriebe 
erfordern keine 
Änderung des 
Bebauungs-
plans. Falls 
durch die OES 
Wirtschaftser-
schwernisse 
und Mehrwege 
entstehen, kann 
dies im vorge-
sehenen Flur-
neuordnungs-
verfahren be-
rücksichtigt 
werden.  
 

 In den ganzen Unterlagen habe ich nichts finden können, was darauf 
hindeutet, dass die Gemeinde eine Lösung für das Problem des 
Bodenverbrauchs und die Gefährdung der betroffenen landwirt-

Zur Verteilung des Landverlustes auf einen größe-
ren Kreis von Eigentümern und zur Minimierung 
der Durchschneidungsschäden besteht das In-

Mögliche Exis-
tenzgefährdun-
gen wurden 
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schaftlichen Betriebe hat. Die Gemeinde hat in der Vergangenheit 
keinerlei Flächen erworben, die den Landwirten als Ausgleich zur 
Verfügung gestellt werden können. Es heißt nur, dass eine Flurbe-
reinigung gemacht werden soll, um den Flächenverlust auf viele 
Eigentümer zu verteilen. Im Endeffekt heißt das aber, dass wir 
Landwirte die Flächen zur Verfügung stellen müssen und dafür viel-
leicht nur eine Entschädigung in Geld bekommen, da Ersatzflächen 
ja nicht neu geschaffen werden können. Mit einem Wertersatz ist 
uns aber nicht geholfen, da wir die Flächen als Grundlage unseres 
Betriebs benötigen. Wir haben durch Flächenverluste einen hohen 
Umsatzausfall, sodass sich unser Betrieb ziemlich sicher nicht mehr 
rentiert. Unsere langjährigen Investitionen in den Betrieb werden 
dadurch zu Nichte gemacht. Hierfür erhalten wir in einem Flurberei-
nigungsverfahren keinen Ausgleich. Hier stehen Existenzen auf dem 
Spiel. Das wird nirgendwo auch nur mit einem Wort erwähnt. Ich 
verstehe durchaus, dass die Anwohner im Ort gern weniger Verkehr 
hätten, doch wenn das bedeutet, dass wir dadurch unsere Existenz-
grundlage verlieren, muss eine Lösung für die Beeinträchtigungen 
der Landwirte gefunden werden, die über den Verlust des Werts der 
betroffenen Flächen hinausgeht. 
 

strument der Unternehmensflurbereinigung. Die 
Gemeindeverwaltung strebt an, solch eine Unter-
nehmensflurbereinigung durchführen zu lassen. 
Dieser Sachverhalt ging bereits aus der ergänzten 
Abwägungstabelle zur Entwurfsoffenlage mit Stand 
vom 05.07.2016 hervor. 
Die Gemeindeverwaltung strebt an, eine Unter-
nehmensflurbereinigung durchführen zu las-
sen. 
 
Der Gemeindeverwaltung stehen mittlerweile rund 
19ha an landwirtschaftlichen Flächen, die als 
Tauschflächen für die geplante Verkehrsanlage, für 
den Naturschutz oder als Ersatzland herangezo-
gen werden können, zur Verfügung. 
 
 
 
 
 

durch Gutachten 
überprüft (s. 
oben). 
Die Belange der 
betroffenen 
landwirtschaft-
lichen Betriebe 
erfordern keine 
Änderung des 
Bebauungs-
plans. 

Bürger 5 
vom 07.11.2016 
 

Ich kann nicht ersehen, dass die Belange der Landwirtschaft bei der 
Entscheidung, die Straße zu bauen, in irgendeiner Weise Berück-
sichtigung gefunden haben. Obwohl die betroffenen Gebiete als 
besonders bedeutsam für die Landwirtschaft und als Vorranggebiete 
für die Landwirtschaft bezeichnet werden, ist nicht ersichtlich, dass 
etwas getan wurde bzw. wird, um die Belastung für die Landwirt-
schaft so gering wie möglich zu halten. Es muss doch ein Ausgleich 
stattfinden zwischen den Interessen der Anwohner im Ort an mehr 
Ruhe und Sicherheit, der Gemeinde das Ortszentrum zu entwickeln 
und der Landwirtschaft ihre Lebensgrundlagen und ihre Entwick-
lungsmöglichkeiten zu erhalten. Das kann ich leider nicht erkennen. 
 

Laut Aussagen der Fachplaner und Gutachter 
(Umweltplanung: Eberhard + Partner GbR) wurden 
bei der Variantenauswahl und der Trassenausfor-
mung die landwirtschaftlichen Belange deutlich 
beachtet, wie in Unterlage 4 / Nr. 1.1 - Umweltprü-
fung - Umweltverträglichkeitsstudie auf S. 157 ff 
dokumentiert wurde. 
Dabei wurden u. a. folgende Sachverhalte beach-
tet: 

- Vermeidung von Eingriffen in landwirtschaftli-
che Gebäudesubstanz und somit des gewach-
senen Ortsrandbereiches, 

- flächensparende Verknüpfung (Schutzgut Bo-
den) mit der K 1603 und der K 1604 durch die 
hier vorgesehenen Kreisverkehrsplätze (KVP), 

- Minimierung der Zerschneidung des im Regio-
nalplan ausgewiesenen Vorbehaltsgebietes für 
die Landwirtschaft, 

Die Stellung-
nahme wird 
nicht geteilt. 
. 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 



 

  192/313 

Stellungnahme  
von 

Inhalt der Stellungnahmen Stellungnahme des Planers / der Verwaltung Beschluss-
empfehlung  

- Aufrechterhaltung landwirtschaftlicher Wege-
verbindungen, 

- Minimierung der Eingriffe insbesondere in die 
hochwertigen ackerbaulich genutzten Flächen 
östlich des bestehenden Feldweges im Ge-
wann Holzäcker, 

- Abstände zu landwirtschaftlichen Betrieben. 
 

 ich muss auch den Sinn der Umgehungsstraße anzweifeln. Wie 
auch schon in der Presse zu lesen war, befürchtet die Stadt Mar-
bach eine deutliche Zunahme des Verkehrs, weil mit der Umgehung 
eine attraktive Alternative zu den eigentlich vorgesehenen Auto-
bahnzubringern geschaffen würde. Damit würden Sie sogar noch 
zusätzlichen Verkehr hierher lenken, der die Anwohner in der Nähe 
der Umgehung und die Natur weiter belasten würde.  
 
Schließlich ist die Umgehungsstraße sehr ortsnah und wird von den 
Bewohnern am Rand des Orts sicher sehr stark wahrgenommen. 
Wenn die Belästigungen nur von einer auf die andere Seite gescho-
ben werden, ist auch niemanden gedient.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wäre viel besser gewesen, Sie hätten sich Gedanken darüber 
gemacht, ob und wie der Verkehr vermieden werden kann. Marbach 
und Steinheim wollen wohl ein LKW-Durchfahrtsverbot einrichten. 
Es gibt auch andere Gebiete im Rems-Murr-Kreis, die für LKW-
Durchgangsverkehr gesperrt wurden, weil sie als Ausweichrouten für 
Autobahnmaut-Vermeider genutzt wurden. Wieso das hier nicht 
funktionieren soll, sehe ich nicht. Gerade weil Sie ja der Ansicht 
sind, dass gerade der Schwerlastverkehr stark zunehmen soll, wäre 
das doch ein viel besseres Mittel gewesen. 
 

Laut Aussagen der Fachplaner und Gutachter 
(Verkehrsplanung und -analyse: BS-Ingenieure) 
wird in der Verkehrsuntersuchung zur OES die 
durch den Bau der OES auf der L 1127 in Marbach 
verursachte Erhöhung des Verkehrsaufkommens 
um 300 Kfz/24 h ausgewiesen. 
 
 
Laut Aussagen der Fachplaner und Gutachter 
(Umweltplanung: Eberhard + Partner GbR) musste 
hinsichtlich des Abstandes der OES von der Orts-
lage ein Kompromiss gefunden werden zwischen 
der Vermeidung von Beeinträchtigungen der freien 
Landschaft, der Zerschneidung des im Regional-
plan ausgewiesenen Vorbehaltsgebietes für die 
Landwirtschaft und des regionalen Grünzuges 
sowie der Beanspruchung hochwertiger Böden 
einerseits und dem aus Gründen des Lärmschut-
zes erforderlichen Abstand von der Ortslage ande-
rerseits (vgl. Unterlage 4 / Nr. 1.1 - Umweltprüfung 
- Umweltverträglichkeitsstudie S. 157 ff). Der Ab-
stand von Wohngebäuden in der Ortslage beträgt 
mindestens 130 m. 
Laut Aussagen der Fachplaner und Gutachter 
(Verkehrsplanung und -analyse: BS-Ingenieure) 
stehen Straßen grundsätzlich der Allgemeinheit zur 
Nutzung zur Verfügung. Beschränkungen dieses 
Rechts sind nur unter bestimmten Voraussetzun-
gen möglich. Dazu gehört, dass dadurch keine 
unzumutbaren Veränderungen an anderen Orten 
verursacht werden. Zur Umsetzung eines Schwer-

Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Sachverhalt 
eines Duch-
fahrtverbots 
wurde geprüft, 
kann jedoch  
aus nebenste-
henden Grün-
den nicht um-
gesetzt werden.  
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verkehrsdurchfahrtsverbots in Affalterbach stehen 
keine unkritischen Alternativrouten zur Verfügung. 

Bürger 5 
vom 07.11.2016 
 

Ich bin mir nicht sicher ob Ihre Planung auch den Ausbau der B 14 
und den Ausbau der Strecke von der A 81 nach Backnang richtig 
berücksichtigt hat. Ich verstehe das Verkehrs-Gutachten so, dass 
zwischen 2007 und 2013 der Verkehr sogar zurückgegangen ist. 
Woher der Gutachter den angeblichen Zuwachs bis 2025 nimmt, 
kann ich mir nicht erklären. Überhaupt kann ich nicht nachvollziehen, 
wie aus einer halbtägigen Verkehrsmessung solche Schlüsse gezo-
gen werden. Der Gutachter erklärt nicht, welche Informationen er 
konkret aus anderen Studien, Gutachten o.ä.verwendet hat und wie 
sich diese Informationen hier konkret auswirken. Auch ist nicht zu 
erkennen, ob und wie festgestellt wurde, welcher Anteil des Ver-
kehrs Durchgangsverkehr ist und welcher Teil als Start oder Ziel 
Affalterbach hat. Das ist aber doch nötig, um feststellen zu können, 
wie sich die Umgehungsstraße auswirkt. Ich zweifle deshalb die 
Notwendigkeit der Maßnahme an sich und die Richtigkeit des Ver-
kehrsgutachtens an. 
 

Der Ausbau bzw. Neubau der B 14 ist im planfest-
gestellten Umfang bis zum Anschluss der L 1115 
westlich von Backnang in der Verkehrsuntersu-
chung zur OES Affalterbach berücksichtigt. Eben-
so ist der Ausbau der L 1115 zwischen der AS 
Mundelsheim (A 81) und Backnang (B 14) (Bauab-
schnitt I) berücksichtigt. Dies kann dem Erläute-
rungsbericht der Verkehrsuntersuchung zur OES 
Affalterbach entnommen werden. 
Die Verkehrsuntersuchung wurde nach den fach-
technischen Regeln durchgeführt.  
Sowohl die erste Verkehrsuntersuchung als auch 
die Fortschreibung enthalten differenzierte Aussa-
gen zum Durchgangsverkehr sowie zu Ziel- und 
Quellverkehr. 
Im Jahre 2017 wurde eine umfassende Aktualisie-
rung der Verkehrsanalyse für Affalterbach durch-
geführt. Die Ergebnisse der Verkehrsanalyse 2017 
zeigen, dass die Verkehrsbelastungen in der Orts-
durchfahrt Affalterbach gegenüber den früheren 
Ergebnissen angestiegen sind. Der Durchgangs-
verkehrsanteil liegt bei ca. 64 %. Die Planbegrün-
dung für die Ortsentlastungsstraße ist somit ein-
deutig bestätigt. 
Laut Aussagen der Fachplaner und Gutachter 
(Verkehrsplanung und -analyse: BS-Ingenieure) ist 
aus den aktualisierten Daten erkennbar, dass auf 
dieser Datenbasis fortführende Prognoseberech-
nungen mit Sicherheit nicht eine Höhe erreichen, 
dass duch das Vorhaben die Grenzwerte der 16. 
BImSchV (Schall) oder der 39. BImSchV (Luft-
schadstoffe) erreicht werden oder dass entwurfs-
technische Änderungen der Planung erforderlich 
werden. 
 

Die Stellung-
nahme wird aus 
nebenstehen-
den Gründen-
nicht geteilt. 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
 

Bürger 5 
vom 07.11.2016 
 

Die Veränderungen der Landschaft im Beckental sind enorm. Ich 
glaube, dass dem nicht die entsprechende Bedeutung beigemessen 
wird. Durch den Straßendamm wird der Ort quasi vom Tal abge-

Laut Aussagen der Fachplaner und Gutachter 
(Umweltplanung: Eberhard + Partner GbR) werden 
die Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes  

Die Stellung-
nahme wird 
nicht geteilt. 
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schnitten. Man sieht nur noch dem Damm am Ende des Tales bzw. 
die Brücken links und rechts des Dammes. Das Landschaftsbild wird 
völlig zerstört. Das Tal verliert seinen Charakter vollständig. In den 
Unterlagen wird von einer hohen Landschaftsbildqualität gesprochen 
und dass das Tal bedeutsam für die Erholung der Bürger sein soll. 
Beides entfällt nach dem Bau der Straße. Daran kann auch die Be-
pflanzung der Böschungen des Straßendamms nicht ändern. Es 
wird eine grüne Wand errichtet, die den Übergang der Streuobstwie-
senbereiche in der Nähe des Orts in die Feldflur abschneidet. Der 
landschaftliche Reiz ist damit weg. 
 
 
 
 
 
 

Auch wird der Straßenlärm die Erholungsfunktion dieser Gegend 
zerstören. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

- durch die Anlage der beiden weitlumigen Brü-
cken anstatt eines durchgehenden Dammes 
mit Normdurchlässen für die Wege, 

- durch die angepasste Geländeausformung 
anstatt steiler Straßenböschungen sowie 

- durch eine landschaftsangepaste Bepflanzung, 
die in Straßennähe aus Gehölzen und in Rich-
tung Ortslage aus den typischen ortsnahen 
Streuobstwiesen bestehen, wie sie heute noch 
erhalten sind, 

deutlich minimiert. Vornehmlich durch die Gelän-
demodellierung und die Anlage der ortsnahen 
Streuobstwiesen (Maßnahmen Nr. M3 und M3a) 
wird der Eindruck, gegen eine grüne Wand zu 
schauen, vermieden. 
Die Realisierung der Ortsentlastungsstraße (OES) 
Affalterbach führt unstrittig zu Beeinträchtigungen 
des Naturhaushaltes sowie zu strukturellen und 
visuellen Veränderungen der Landschaft und – 
bedingt durch die Verlagerung von Verkehren in 
den Außenbereich – auch zur Verlärmung von 
Landschaftsteilen, die bisher keinen oder nur ge-
ringen Störungen unterworfen waren. 
Die Konflikte sind erkannt worden; sie wurden im 
Rahmen der anstehenden Verfahrensschritte im 
Detail ermittelt, soweit möglich und rechtlich gebo-
ten vermieden oder minimiert, und – soweit erheb-
liche nachteilige Beeinträchtigungen verbleiben – 
soweit möglich durch geeignete Maßnahmen kom-
pensiert. 
Den genannten vorhabensbedingten Folgen und 
Veränderungen im Außenbereich sind die positiven 
Wirkungen, die die Realisierung der OES im In-
nenbereich nach sich zieht, gegenüber zu stellen. 
 
Zu nennen sind diesbezüglich insbesondere die 
erheblichen Verkehrsentlastungen, die nachhaltige 
Verringerung der Trenneffekte / Querungsrisiken 
sowie der Lärm- und Luftschadstoffbelastungen, 

Die entspre-
chende Bedeu-
tung des Becken-
tals wird berück-
sichtigt und die 
Beeinträchtigun-
gen des Land-
schaftsbilds wie 
auch der Erho-
lungsfunktion 
werden durch  
nebenstehende 
Maßnahmen 
deutlich mini-
miert. 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
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Ich bezweifle zudem, dass dieser hohe Straßendamm und die Brü-
ckenbauten sich nicht doch nachteilig für das Klima vor Ort auswir-
ken. Solche massiven Eingriffe können nicht ohne Folgen bleiben. 
Dafür enthält der Bebauungsplan keine Lösung. 
 

woraus sich Entwicklungspotenziale für eine nach-
haltige und qualitativ hochwertige städtebauliche 
Innenentwicklung unter Stärkung der vielfältigen 
funktionalen Verflechtungen innerhalb der Ortslage 
ergeben. 
Bei der Abwägung der widerstreitenden Interessen 
ist davon auszugehen, dass die Vorteile des Baus 
der OES die Nachteile überwiegen. 
 
Laut Aussagen der Fachplaner und Gutachter 
(Umweltplanung: Eberhard + Partner GbR) wird 
der Kaltluftabfluss vom Siedlungsrand in das Be-
ckental, der sich in windschwachen Strahlungs-
nächten ausbilden kann, durch die Talbrücken 
Beckental und Holzäckerweg weitgehend aufrecht 
erhalten. Ferner wird das Gelände zwischen den 
Brücken weich ausmodelliert, so dass keine steilen 
Dammböschungen entstehen und ein Kaltluftstau 
vermieden wird. Es sind keine erheblichen Beein-
trächtigungen der geländeklimatischen Ausgleichs-
funktionen zu erwarten, da die Kaltluft vom Sied-
lungsrand weg fließt und keine lokalklimatischen 
Ausgleichsleistungen für den Siedlungsbereich 
erbracht werden (GOP S. 104). 
 

 
 
 
 
Die  
 
 
 
 
Die Stellung-
nahme wird aus 
nebenstehen-
den Gründen 
nicht geteilt. 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
 

Bürger 5 
vom 07.11.2016 
 

In dem Umweltgutachten ist klar festgehalten, dass der Bau der 
Umgehungsstraße zu einem großen Kompensationsdefizit beim 
Schutzbereich Boden führt. Das wird zwar durch Ökopunkte aus 
anderen Schutzbereichen ausgeglichen, doch dies kann meiner 
Meinung nach nicht Sinn und Zweck der Ausgleichsregelungen sein. 
Es muss der konkret angerichtete Schaden in irgendeiner Form wie-
der gut gemacht werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 

Laut Aussagen der Fachplaner und Gutachter 
(Umweltplanung: Eberhard + Partner GbR) wurde 
die Durchführung funktionsbezogener Bodenmaß-
nahmen, also von Ausgleichsmaßnahmen, die 
Beeinträchtigungen des Schutzgutes 'Boden' 
gleichartig ausgleichen, geprüft. Eine Wiederher-
stellung von Bodenfunktionen durch die Entsiege-
lung befestigter Flächen und Umwandlung in 
Ackerflächen sowie die Umwandlung vorhandener 
versiegelter Verkehrsflächen in Verkehrsnebenflä-
chen ist jedoch nur in geringem Umfang möglich. 
Es verbleiben erhebliche Funktionsverluste beim 
Schutzgut Boden. Das BNatSchG schreibt im § 
15 Abs. 2 vor, dass in diesem Falle die beein-
trächtigten Funktionen des Naturhaushalts in dem 

Die Stellung-
nahme wird aus 
nebenstehen-
den Gründen 
nicht geteilt. 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
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Das Schutzgut Boden wird einfach als unwichtig eingestuft, obwohl 
das gerade für die Landwirte von existenzieller Bedeutung ist. Die 
immer weiter fortschreitende Bodenversiegelung ist ein sehr großes 
Problem, dem begegnet werden muss. Das schreibt auch das Ge-
setz bei der Aufstellung von Bebauungsplänen vor. Maßnahmen 
zum Schutz von Tieren helfen hier nicht. 
 

betroffenen Naturraum in gleichwertiger Weise 
hergestellt werden müssen. Dies wird durch die 
Ersatzmaßnahmen M13 und M14 im Buchenbach-
tal bewerkstelligt (GOP S. 162 und 163). 
Das Schutzgut Boden wird im GOP im angemes-
senen Umfang berücksichtigt. 
 

 
 
 
 
s. oben 

Bürger 5 
vom 07.11.2016 
 

Es wird auch festgestellt, dass der Lebensraum bestimmter Tierar-
ten durch die Straße beeinträchtigt wird. Ich kann zwischen den 
Ausgleichsmaßnahmen und der Beeinträchtigung dieser Tierarten 
keinen Zusammenhang sehen. Wie können den Maßnahmen am 
Flusslauf des Buchenbachs und die Schaffung eines Urwalds in 
einem weit entfernten Waldgebieten Tieren helfen, die im betroffe-
nen Bereich in der offenen Feldflur leben. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Laut Aussagen der Fachplaner und Gutachter 
(Umweltplanung: Eberhard + Partner GbR,) bewir-
ken die Ausgleichsmaßnahmen M2 bis M8 den 
Ausgleich von Beeinträchtigungen des Schutzgu-
tes 'Tiere und Pflanzen', zugleich den Ausgleich 
von Beeinträchtigungen der Schutzgüter 'Boden', 
'Grundwasser und Oberflächenwasser / -gewässer' 
'Landschaftsbild' und 'Landschaftsbezogene Erho-
lung' (siehe die Maßnahmenblätter im GOP S. 125 
ff) gemäß § 15 Abs. 2 BNatSchG, und zwar weit-
gehend im Wirkbereich der Trasse. 
 
Die Maßnahmen M11 und M12 sind vorgezogene 
(funktionserhaltende) Ausgleichsmaßnahmen nach 
dem strengen Artenschutzrecht gemäß § 44 Abs. 5 
BNatSchG. Sie sind zur Aufrechterhaltung des 
Erhaltungszustandes der lokalen Population der 
Zauneidechse und der Feldlerche erforderlich (sie-
he die Maßnahmenblätter im GOP S. 147 ff). 
 
Die Maßnahmen M13 'Umbau von Sohlschwellen 
zu Sohlgleiten im Buchenbach' und M14 'Auswei-
sung eines Waldrefugiums' sind Ersatzmaßnah-
men für die Schutzgüter 'Boden' und 'Grundwas-
ser', die - wie oben beschrieben - notwendig sind, 
da die Ausgleichsmaßnahmen nicht ausreichen, 
um die Beeinträchtigungen dieser Schutzgüter 
auszugleichen (vgl. GOP S. 149 ff). 
 
Diese Maßnahmen orientieren sich an den beein-

Die Stellung-
nahme wird aus 
nebenstehen-
den Gründen 
nicht geteilt. 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
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Auch hier meine ich, dass die Ausgleichsmaßnahmen sich mehr an 
den tatsächlichen Beeinträchtigungen und nicht nur an der Zahl der 
Ökopunkte orientieren müssten. 
 

trächtigen Funktionen von Natur und Landschaft. 
Die Berechnung von Ökopunkten dient lediglich 
der Plausibilisierung des gesamten Kompensati-
onskonzeptes, d. h., ob sich auch nach Anwen-
dung des Berechnungsverfahrens gemäß Ökokon-
toverordnung (ÖKVO) eine ausgeglichene Bilanz 
zwischen Eingriff und Ausgleich bzw. Ersatz ergibt. 
 

Bürger 5 
vom 07.11.2016 
 

Sie geben in der Begründung des Bebauungsplans das Fazit der 
Umweltverträglichkeitsstudie so wieder: „Stellt man nach Abwägung 
der betroffenen Belange die mit der Maßnahme verbundene Zielset-
zung der nachhaltigen Entlastung der Ortslage von Affalterbach und 
damit auch der Einwohner (...) in den Vordergrund, so stellt die vor-
liegende Planung einen (...) tragfähigen und relativ gesehen umwelt-
verträglichen Lösungsansatz zur Beseitigung der Verkehrsprobleme 
in Affalterbach dar." Damit stellen sich doch abschließend die Fra-
gen, mit welcher Begründung Sie die Entlastung der Ortslage in den 
Vordergrund stellen, wo die Folgen doch neue Belastungen an vie-
len anderen Stellen sind und ob eine relativ umweltverträgliche Lö-
sung nicht doch hinter einer objektiv umweltverträglichen zurücktre-
ten müsste. Vielleicht gibt es ja Lösungswege, mit denen allen Bür-
gern und der Natur besser gedient ist. 
 

 
 
Das Zitat ist der Unterlage 1 Nr. 5 Begründung 
zum Bebauungsplan entnommen (S. 17). Hier wird 
auf die Ansprüche der Einwohner von Affalterbach 
an sichere und gesunde Wohn- und Wohnumfeld-
qualitäten sowie entsprechende städtebauliche 
Entwicklungsperspektiven abgehoben. Dabei ist 
festzuhalten, dass in der Ortslage gesundheitsge-
fährdende Lärmbelastungen an der Ortsdurchfahrt 
auftreten, die ein Handeln der Gemeinde erforder-
lich machen. Die Planung der OES ist geeignet, 
diesen Missstand abzustellen. 
 
Dabei führt sie unstrittig zu Beeinträchtigungen des 
Naturhaushaltes sowie zu strukturellen und visuel-
len Veränderungen der Landschaft und – bedingt 
durch die Verlagerung von Verkehren in den Au-
ßenbereich – auch zur Verlärmung von Land-
schaftsteilen, die bisher keinen oder nur geringen 
Störungen unterworfen waren. 
 
Diese Konflikte sind erkannt worden. In einem 
langandauernden Planungsprozess, der in Unter-
lage 4 / Nr. 1.1 - Umweltprüfung / Umweltverträg-
lichkeitsstudie in den Einzelheiten dokumentiert 
worden ist (Kap. 5), wurden Varianten entworfen, 
um diese Konflikte prüfen und herausfinden zu 
können, welche die relativ umweltverträglichste 
Lösung ist. Diese Trassenvariante wurde weiter 
optimiert, um Konflikte zu minimieren (siehe Unter-
lage 4 / Nr. 1.1 - Umweltprüfung / Umweltverträg-

 
Die Stellung-
nahme wird 
nicht geteilt, da 
das Ergebnis 
eines langan-
dauernden Pla-
nungsprozes-
ses war, dass 
die vorliegende 
Variante die 
relativ umwelt-
verträglichste 
Lösung dar-
stellt.  
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
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lichkeitsstudie, Kap. 5.3). Zur Vermeidung bzw. 
Minderung sowie Kompensation nachteiliger Um-
weltauswirkungen, die nicht durch die Ausformung 
der Trasse vermieden werden können, enthält die 
Planung vielfältige Maßnahmen. Damit trägt das 
Vorhaben den Umweltbelangen umfassend Rech-
nung. Es kann deswegen als ausgewogen und 
tragfähig angesehen werden. 
 
Bei der Abwägung der widerstreitenden Interessen 
ist davon auszugehen, dass die Vorteile des Baus 
der OES die Nachteile überwiegen. 

Bürger 5 
vom 07.11.2016 
 

In dem Sinne bitte ich Sie das Projekt Ortsentlastungsstraße noch 
einmal sorgfältig zu überdenken. Gerne bin ich bereit, Ihnen meine 
Bedenken auch im persönlichen Gespräch zu erläutern. Bitte infor-
mieren Sie mich ggf. frühzeitig über einen solchen Termin. 

  
Falls Gesprächsbedarf besteht, kann gerne auf die 
Gemeinde zugegangen werden. 
 

 

    

Bürger 6 
vom 04.11.2016 
 
Vertreten durch 
Kanzlei Dr. Hart-
mann & Kollegen, 
Kronprinzenstraße 
11, 70173 Stuttgart  
 

in obiger Sache vertreten wir Bürger 6  - beglaubigte Vollmacht auf 
uns in der Anlage -. 
 
Das Mandat unseres Mandanten auf Herrn Rechtsanwalt Wolf-
Dieter Laiblin, Heidehofstraße 10, 70184 Stuttgart, ist beendet. Herr 
Rechtsanwalt Laiblin hatte für unseren Mandanten im Jahre 2011 
Einwendungen gegen die Planung der Ortsentlastungsstraße vorge-
tragen - siehe A 1248 Gemeinde Affalterbach Bebauungsplan „Orts-
entlastungsstraße Affalterbach" Ziff. 40, S. 46 der Behandlung der 
Stellungnahmen aus der frühzeitigen Bürgerbeteiligung -. Auf diese 
Ausführungen wird ergänzend Bezug genommen, sie haben vor 
allem die Anschneidung des Flst.-Nr. 4095 durch die geplante Tras-
se und die Vereitelung einer beabsichtigten Betriebsaussiedelung 
unseres Mandanten auf den Flst.-Nr. 4095 und 4096 betroffen. Die-
se Betriebsaussiedlung ist nach wie vor an dem vorgesehenen 
Standort beabsichtigt, auf die diesbezüglichen Ausführungen unter II 
wird zunächst verwiesen. 
 
 

 
Kenntnisnahme 
 
 
Auf die Abwägungstabelle im Rahmen der frühzei-
tigen Beteiligung wird verwiesen. Dem Gemeinde-
rat waren die Einwendungen bekannt. Er hat dem 
damaligen Vorschlag der Verwaltung zugestimmt 
und hält an der damaligen Stellungnahme fest.  
 
Stellungnahme des Planers / der Verwaltung aus 
der frühzeitigen Bürgerbeteiligung: 
„Von der Aussiedlung hatte die Gemeinde keine 
Kenntnis. Die Aussiedlung ist jedoch weiter mög-
lich. Fläche ist weiterhin ausreichend vorhanden. 
Auch die Anbindung des Hofes ist weiterhin gege-
ben.“ 
Zusätzlich hat inwischen die Bundesanstalt für 
Immobilien -Sparte Portfoliomanagement- 
Landwirtschaftlicher Gutachterdienst in Baden-
Württemberg die Existenzgefahr für alle, vom 
Bauvorhaben betroffenen landwirtschaftlichen 
Betriebe untersucht. In den Gutachten wurde 

 
 
 
 
 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
Die Belange der 
betroffenen 
landwirtschaft-
lichen Betriebe 
erfordern keine 
Änderung des 
Bebauungs-
plans. Falls 
durch die OES 
Wirtschaftser-
schwernisse 
und Mehrwege 



 

  199/313 

Stellungnahme  
von 

Inhalt der Stellungnahmen Stellungnahme des Planers / der Verwaltung Beschluss-
empfehlung  

überprüft, ob die Betriebe infolge der geplanten 
Maßnahme „Ortsentlastungsstraße Affalterbach“ in 
ihrer Existenz bedroht werden. Alle Gutachten 
kamen zum Ergebnis, dass kein Betrieb durch die 
geplante Maßnahme in seiner Existenz gefährdet 
wird. Auch die Untersuchung der Entwicklungs-
möglichkeiten insbesondere der Ortsrandbetriebe 
war Gegenstand der Gutachten. Hierbei konnte 
festgestellt werden, dass für einen möglichen Er-
weiterungsbedarf jeweils im Anschluss an die vor-
handenen Hofflächen ausreichend Erweiterungs-
flächen zur Verfügung stehen. 
Des Weiteren wurde in den Gutachten festgestellt, 
falls durch die OES Wirtschaftserschwernisse und 
Mehrwege entstehen sollten, sind diese im vorge-
sehenen Flurneuordnungsverfahren auszugleichen 
(s. Gutachten zu den betroffenen landwirtschaftli-
chen Betrieben) 

entstehen, kann 
dies im vorge-
sehenen Flur-
neuordnungs-
verfahren be-
rücksichtigt 
werden.  
 

    
 Die von der beabsichtigen OES betroffenen Eigenflächen unseres 

Mandanten ergeben sich aus beiliegender Karte und sind rot kolo-
riert - Anlage 1 -. 

 
Kenntnisnahme 

 
 

  
Im Rahmen der Auslegung des Bebauungsplanentwurfs „Ortsentlas-
tungsstraße Affalterbach" gem. § 3 Abs. 2 BauGB erheben wir in-
nerhalb der Auslegungsfrist vom 07.10.2016 bis 07.11.2016 die 
nachfolgenden Einwendungen in Ergänzung der vorgenannten bis-
herigen Einwendungen: 
 

  

Bürger 6 
vom 04.11.2016 
 
Vertreten durch 
Kanzlei Dr. Hart-
mann & Kollegen, 
Kronprinzenstraße 
11, 70173 Stuttgart  
 

Unser Mandant hat in Anbetracht der schweren Beeinträchtigung 
seines landwirtschaftlichen Betriebes einschließlich der geplanten 
Betriebsaussiedlung durch die geplante Umgehungsstraße sich ent-
schlossen, Herrn Prof. Dr. Ing. Dieter Maurmaier, Inhaber des Lehr-
stuhls für Verkehrswesen an der Hochschule für Technik Stuttgart 
als Sachverständigen in Fragen der geplanten Ortsentlastungsstra-
ße zu beauftragen. 
In einer gutachterlichen Stellungnahme vom Oktober 2016 - Anlage 
2 - setzt sich Prof. Dr. Maurmaier - dortige Ziff. 1 - 5 - kritisch mit der 
geplanten Ortsentlastungsstraße wie folgt auseinander: 
 

 
Kenntnisnahme 
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 1. In Ziff. 1 verweist Prof. Dr. Maurmaier zunächst auf seine bereits 
in der Sache des Bürgers 4  abgegebene gutachterliche Stellung-
nahme vom Dezember 2014. 
Diese Stellungnahme war von dem ebenfalls durch uns vertretenen 
Mandanten Bürger 4 mit Anwaltsschriftsatz vom 22.06.2015 - dortige 
Anlage 1 und 2 - im Rahmen der Erhebung von Einwendungen ge-
gen die geplante Ortsentlastungsstraße der Gemeinde Affalterbach 
zugeleitet worden. 
 

Der Schriftsatz des Verkehrssachverständigen 
Maurmaier ging im Juni 2015 bei der Gemeinde 
ein. Zu diesem Zeitpunkt war die frühzeitigen Be-
teiligung im Rahmen des Bebauungsplanverfah-
rens, die im Jahr 2011 stattgefunden hatte, längst 
abgeschlossen. 
Nach Einschätzung der Gemeindeverwaltung han-
delt es sich nicht um eine umweltbezogene, son-
dern um eine verkehrstechnische Stellungnahme 
die angesichts der bereits vorliegenden verkehrs-
technischen Gutachten als nicht wesentlich ange-
sehen wurde.  

 

 Unser Mandant macht sich die dortigen Ausführungen sowohl in der 
gutachterlichen Stellungnahme des Prof. Dr. Maurmaier vom Dez. 
2014 als auch die mit Anwaltsschriftsatz vom 22.06.2015 in Sachen 
des Bürgers 4 gemachten Einwendungen in vollem Umfange zu 
eigen. 
Der Anwaltsschriftsatz vom 22.06.2015 nebst den darin aufgeführten 
Anlagen sowie des Gutachtens Maurmaier vom Dezember 2014 
werden in Auszug in Anlage 3 beigefügt. 
 

 
 
Nachfolgend wird zu allen Punkten des Schriftsat-
zes Stellung bezogen.  

Der Schriftsatz 
ist als Anlage 
der Abwä-
gungstabelle 
beigefügt und 
wird im Rahmen 
der erneuten 
Entwurfsoffen-
lage ausgelegt 
werden. 
 

Bürger 6 
vom 04.11.2016 
 
Vertreten durch 
Kanzlei Dr. Hart-
mann & Kollegen, 
Kronprinzenstraße 
11, 70173 Stuttgart  
 

Als Fazit hält Prof. Dr. Maurmaier in seiner gutachterlichen Stellung-
nahme vom Oktober 2016 fest, dass auf der Grundlage der vorlie-
genden Gutachten (Verkehrsanalyse 2007 BS Ingenieure, Juli 2007; 
Verkehrsprognose BS Ingenieure, November 2007 und Fortschrei-
bung Verkehrsuntersuchung Ortsentlastungsstraße Affalterbach BS 
Ingenieure, Oktober 2013) keine abschließende Bewertung der Er-
forderlichkeit der Ortsentlastungsstraße möglich ist. Als Argument 
der Erforderlichkeit dient - so Prof. Dr. Maurmaier - in diesen Unter-
suchungen ausschließlich die Verkehrsentlastung der Innerortsstra-
ßen. Jedoch sind nach Prof. Dr. Maurmaier die Wirtschaftlichkeit, 
Effizienz, die Bilanz der Immissionen, 
 
 
 
 
 
 

 
In der Umweltprüfung / Umweltverträglichkeitsstu-
die (Unterlage 4) sind die Varianten nach dem 
Stand der Wissenschaft und Technik miteinander 
verglichen worden. Selbstverständlich sind sie 
auch mit dem Planungs-Nullfall verglichen worden. 
Im Themenbereich Immissionen ist dies z. B. durch 
die Abbildungen 52 bis 56 (Lärmbelastung im Pla-
nungsfall 0 und im Planungsfall 1, tags, nachts, 
Differenzkarte zwischen Planungsfall 1 und Pla-
nungsfall 0) sowie durch die Tabelle 41 (Konzent-
ration ausgewählter Schadstoffe ohne und mit 
Ortsentlastungsstraße) dokumentiert. 
 
Die Flächeninanspruchnahme für den Planfall ist 
im GOP dokumentiert (Tab. 5.2, S. 178). Die Flä-
cheninanspruchnahme für den Ohnefall beträgt 0 

Die Stellung-
nahme wird 
nicht geteilt. 
Im Rahmen des 
Bebauungsplan-
verfahrens wur-
den alle erforder-
lichen Untersu-
chungen zur 
OES Affalterbach 
durchgeführt. 
Insbesondere 
beinhalten diese 
differenzierte 
Beurteilungen 
der Immissionen, 
des Flächenbe-
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die Flächeninanspruchnahme sowie 
 
 
 
 
die ökologischen Wirkungen sowohl für den Ohnefall (Planungsfall 
0) als auch für den Mitfall (Planungsfall 1) jedoch zusätzlich zu ermit-
teln und gegeneinander abzuwägen. Dies ist auf Seiten der planen-
den Gemeinde Affalterbach nicht der Fall. 
 

ha. 
 
Die ökologischen Wirkungen für den Ohnefall sind 
in der Umweltverträglichkeitsstudie  durch die Be-
schreibung der bestehenden Belastungen (Kap. 
3.3) sowie durch die Raumanalyse (Kap. 4) be-
schrieben. 
Die betriebsbedingten Wirkungen des Prognose-
Nullfalles 2025 sind ermittelt, beschrieben und 
dokumentiert 

- in Kap. 6.2. der Umweltprüfung / UVS „Ver-
kehr“ bzw. Kap. 6.1.2.1 des Umweltberichtes 
(inkl. Darstellung der Differenzbelastung zum 
Planfall 2025 und Beurteilung); 

- in Kap. 6.2.2 der Umweltprüfung / UVS 
„Trenneffekte“ bzw. Kap. 6.1.2.2 des Umwelt-
berichtes (inkl. Darstellung der Differenzbelas-
tung zum Planfall 2025 und Beurteilung); 

- in Kap. 6.2.3 der Umweltprüfung / UVS „Lärm“ 
bzw. Kap. 6.1.2.3 des Umweltberichtes (inkl. 
Darstellung der Differenzbelastung zum Plan-
fall 2025 und Beurteilung); 

- in Kap. 6.2.4 der Umweltprüfung / UVS „Luft-
schadstoffbelastung“ bzw. Kap. 6.1.2.4 des 
Umweltberichtes (inkl. Darstellung der Diffe-
renzbelastung zum Planfall 2025 und Beurtei-
lung). 

Die Beschreibung und Beurteilung der bau-, anla-
ge- und betriebsbedingten Auswirkungen des Vor-
habens in Kap. 7, 8, 9, 10, 11 der Umweltprüfung / 
UVS bzw. Kap. 7 des Umweltberichtes beinhaltet 
die Darstellung der nachteiligen Veränderungen, 
aber auch der Entlastungseffekte für Mensch und 
Umwelt, die sich aus der Gegenüberstellung der 
Umweltsituation / des Umweltzustandes im Be-
stand (Nullfall) und im Planfall ergeben. 

darfs und der 
ökologischen 
Situation. 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
 

 2. In Ziff. 2 seiner gutachterlichen Stellungnahme beanstandet Prof. 
Dr. Maurmaier, dass aus den genannten Gutachten der Gemeinde 
Affalterbach die Wirkungen anderer geplanter bzw. bereits umge-

 
Laut den Fachplanern (Verkehrsplanung: BS-
Ingenieure) ist der Ausbau bzw. Neubau der B 14 

Die Stellung-
nahme wird 
nicht geteilt. 
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setzter Maßnahmen, die Auswirkungen auf die Verkehrsbelastung in 
Affalterbach haben können, nicht oder zumindest nicht ausreichend 
hervorgehen. 
 

im planfestgestellten Umfang bis zum Anschluss 
der L 1115 westlich von Backnang in der Ver-
kehrsuntersuchung zur OES Affalterbach berück-
sichtigt.  
 

Andere geplante 
bzw. bereits um-
gesetzte Maß-
nahmen wurden 
berücksichtigt 

Bürger 6 
vom 04.11.2016 
 
Vertreten durch 
Kanzlei Dr. Hart-
mann & Kollegen, 
Kronprinzenstraße 
11, 70173 Stuttgart  
 

a) Beispielhaft nennt Prof. Dr. Maurmaier den Ausbau der B14 Mau-
bach - Backnang (West) und der L1115 Backnang - A81, AS Munde-
lsheim sowie den Nord-Ost-Ring Stuttgart von Kornwestheim nach 
Fellbach. 
Tatsächlich ist der weitere B14-Ausbau gesichert - siehe beiliegen-
den Auszug aus der Stuttgarter Zeitung vom 21.09.2016 - Anlage 4 
-. Damit ist auch der weitere Aus-  
bau der L1115 von Backnang (West) - AS Mundelsheim kurzfristig 
realisierbar. 
 
Auch der Nord-Ost-Ring um Stuttgart ist als Entlastungsverbindung 
aus dem Raum Ludwigsburg (Kornwestheim) in den Rems-Murr-
Kreis (Fellbach) höchst aktuell. Wie sich aus dem Artikel in der 
Stuttgarter Zeitung vom 21.09.2016 - Anlage 4 - ergibt, ist dieses 
Projekt vom Bundesverkehrsministerium in den neuen Entwurf des 
Bundes-verkehrswegeplans aufgenommen und damit in den nächs-
ten 10-15 Jahren realisierbar. 

Ebenso ist der Ausbau der L 1115 zwischen der 
AS Mundelsheim (A 81) und Backnang (B 14) 
(Bauabschnitt I) berücksichtigt. Dies kann dem 
Erläuterungsbericht der Verkehrsuntersuchung zur 
OES Affalterbach entnommen werden. 
 
 
 
 
Laut den Fachplanern (Verkehrsplanung: BS-
Ingenieure) lässt das Land Baden-Württemberg 
zurzeit zum Nord-Ost-Ring keine Planungen durch-
führen  
Die Einschätzung, dass der Nord-Ost-Ring um 
Stuttgart in den nächsten 10-15 Jahren realisiert 
ist, wird daher nicht geteilt. 

Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
 
 
 
Die Stellung-
nahme wird 
nicht geteilt. 
Die Einschät-
zung, dass der 
Nord-Ost-Ring 
um Stuttgart in 
den nächsten 10-
15 Jahren reali-
siert ist, wird 
nicht geteilt. 

 Dass im Übrigen der B14-Ausbau einschließlich der L1115 bis zum 
AS Mundelsheim im vorliegenden Fall von erheblichem Belang ist, 
ergibt sich auch aus der Ausschusssitzung (Umwelt und Technik) 
des Gemeinderats der benachbarten Stadt Marbach. Diese wird in 
ihrer Stellungnahme zum Bebauungsplan „Ortsentlastungsstraße 
Affalterbach" an die Gemeinde Affalterbach zum Ausdruck bringen, 
dass sich die Ausgangslage durch den anstehenden Ausbau der 
B14 einschließlich der L1115 wesentlich verändert hat und es sich 
die Gemeinde Affalterbach nochmals überlegen möge, ob die Orts-
entlastungsstraße weiter Sinn macht. 
Auf den Artikel aus der Marbacher Zeitung vom 29.10.2016 - Anlage 
5 - wird voll inhaltlich verwiesen. 

 
 

 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 

 Ergänzend dazu ist darauf hinzuweisen, dass in den Planungen der 
Gemeinde Affalterbach das beabsichtigte Lastwagen-
Durchfahrtsverbot in den Städten Marbach und Steinheim - in Stein-

Der Bau der Ortsentlastungsstraße Affalterbach 
folgt dem Ziel, den Ortskern von den hohen Ver-
kehrsmengen zu entlasten. 

Die Stellung-
nahme wird 
nicht geteilt. 
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heim ist es schon beschlossene Sache - erhebliche Auswirkungen 
auf den Lkw-Verkehr durch Affalterbach hat. Dies betrifft nicht nur 
den sog. Mautpreller-Verkehr, sondern vor allem auch den erhebli-
chen Lkw-Verkehr von und zu der in Affalterbach ansässigen Firma 
AMG. 
 
 
 
 
 
 
 
Wenn im Übrigen die von der Gemeinde Affalterbach beauftragten 
Verkehrsplaner davon ausgehen, dass die Ortsentlastungsstraße in 
Affalterbach keinen zusätzlichen Fahrzeugverkehr in Marbach er-
zeuge, so steht dem die Feststellung des Bauamtsleiters von Mar-
bach entgegen, der von einem dadurch verursachten Plus von 350 
Fahrzeugen in Marbach ausgeht - siehe hierzu den vorgenannten 
Artikel aus der Marbacher Zeitung vom 29.10.2016 - Anlage 5 -. 
 

 
Laut den Fachplanern (Verkehrsplanung: BS-
Ingenieure) sind von potenziellen aus eventuellen 
Luftreinhalteplänen Steinheim und Marbach resul-
tierenden Maßnahmen keine in dieser Hinsicht 
relevanten Auswirkungen zu erwarten. Eventuelle 
Verkehrsbeschränkungen in Marbach aus Gründen 
der Luftreinhaltung betreffen voraussichtlich nicht 
die Verbindung ins Neckartal über die Route L 
1127 – K 1602. Eventuelle Maßnahmen im Zuge 
der  L 1126 in Steinheim sind zweifellos für die 
Ortsdurchfahrt von Affalterbach von untergeordne-
ter Bedeutung. 
Es ist nicht zutreffend, dass der von der Gemeinde 
Affalterbach beauftragte Verkehrsplaner davon 
ausgeht, dass die Ortsentlastungsstraße in Affal-
terbach keinen zusätzlichen Verkehr in Marbach 
erzeuge. Vielmehr wird dieser mit 300 Kfz/24h in 
der Verkehrsuntersuchung zur OES ausgewiesen.  
 

Es sind von den 
genannten Maß-
nahmen keine 
relevanten Aus-
wirkungen auf 
den Ortskern von 
Affalterbach zu 
erwarten. 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
Die Stellung-
nahme wird aus 
nebenstehen-
den Gründen 
nicht geteilt. 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 

 b) Prof. Dr. Maurmaier beanstandet ferner, dass in der Untersu-
chung der Gemeinde Affalterbach zu den Verkehrsbelastungen der 
Ortsentlastungsstraße keine spürbaren Wechselwirkungen zwischen 
den Straßenverkehrs- und ÖV-Verkehrsaufkommen angenommen 
werden, obwohl der Busverkehr als Folge der Verbesserungen des 
Verkehrsablaufs in der Ortsmitte zügiger vorankommt und damit 
attraktiver wird. Auch die Realisierung des S-Bahn-Betriebs zwi-
schen Marbach und Backnang hat nach Aussagen der Gutachter der 
Gemeinde Affalterbach keine Beurteilung gefunden. 
 

Es wird auf den Erläuterungsbericht der Verkehrs-
untersuchung zur OES Affalterbach verwiesen. 
Darin wird auf Seit 10 ausgeführt: „Spürbare 
Wechselwirkungen zwischen Straßenverkehrs- 
und ÖV-Verkehrsaufkommen wurden in der vorlie-
genden Untersuchung nicht angenommen, da vom 
Bau einer Ortsentlastungsstraße Affalterbach als 
Folge der Verbesserungen des Verkehrsablaufs in 
der Ortsmitte auch der Busverkehr von einer sol-
chen Maßnahme profitiert.“ Weiterhin kann auf 
Grund der ermittelten Verkehrsbeziehungsstruktu-
ren davon ausgegangen werden, dass der S-Bahn 
Betrieb zwischen Marbach am Neckar und Back-
nang (S 40) keine die Beurteilungen der vorliegen-
den Untersuchung beeinflussende Auswirkungen 

Die Stellung-
nahme wird 
nicht geteilt. 
Es wird auf den 
Erläuterungsbe-
richt der Ver-
kehrsuntersu-
chung zur OES 
Affalterbach ver-
wiesen. 
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hat. 
Bürger 6 
vom 04.11.2016 
 
Vertreten durch 
Kanzlei Dr. Hart-
mann & Kollegen, 
Kronprinzenstraße 
11, 70173 Stuttgart  
 

Im Übrigen lassen sich die Luftreinhaltepläne von Marbach und 
Steinheim durch ein Lkw-Durchfahrtsverbot in Affalterbach ergän-
zen. Auch dieser Gesichtspunkt ist in der Planung der Gemeinde 
Affalterbach nicht berücksichtigt, er würde nicht nur den Verkehr, 
sondern auch die Feinstaubbelastung und den Lärm weiter vermin-
dern. 
Abgesehen von dem Hinweis von Prof. Dr. Maurmaier auf die von 
den Gutachtern der Gemeinde Affalterbach nicht berücksichtigten 
Wechselwirkungen zwischen Straßenverkehrs- und ÖV-
Verkehrsaufkommen ist es der Gemeinde anstelle des Baus der 
beabsichtigten Ortsentlastungsstraße zumutbar, vorrangig den Aus-
bau des öffentlichen Nahverkehrs in alle Nachbarorte und zur S-
Bahn in Winnenden zu betreiben. Ferner empfiehlt sich ein Bürger-
bus/Ringbus innerhalb des Gemeindegebiets und zur Wohnsiedlung 
„Lemberg" und „Näheren Grund", dem Gewerbegebiet und einer 
Anbindung an den überörtlichen Nahverkehr. Dasselbe gilt für einen 
Kleinbus statt Individualverkehr zur Schule und zum Kindergarten 
von „Lemberg" und „Näheren Grund". 
 
3. Zu Ziff. 3 Prof. Dr. Maurmaier „Weitere Einflüsse". 
 

Laut den Fachplanern (Verkehrsplanung: BS-
Ingenieure) stehen Straßen grundsätzlich der All-
gemeinheit zur Nutzung zur Verfügung. Beschrän-
kungen dieses Rechts sind nur unter bestimmten 
Voraussetzungen möglich. Dazu gehört, dass 
dadurch keine unzumutbaren Veränderungen an 
anderen Orten verursacht werden. Zur Umsetzung 
eines Schwerverkehrsdurchfahrtsverbots in Affal-
terbach stehen keine unkritischen Alternativrouten 
zur Verfügung. 
 
Laut den Fachplanern (BS-Ingenieure) ist ein Aus-
bau des öffentlichen Nahverkehrs nicht zielfüh-
rend, da die Verkehrssituation in der Ortsdurch-
fahrt Affalterbach in erheblichem Maß vom Durch-
gangsverkehr bestimmt ist. 

Die Stellung-
nahme zum 
Lkw-
Durchfahrts-
verbot wird 
nicht geteilt: 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
Die Stellung-
nahme wird 
nicht geteilt. 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 

 a) Die von den Gutachtern der Gemeinde errechneten Verkehrs-
mengen stützen sich auf eine Verkehrsanalyse aus dem Jahre 
2007 und darauf aufbauend auf eine Prognose mit dem Progno-
sehorizont 2020, die über eine stichprobenhafte Erhebung im 
Jahre 2012 pauschal auf den Prognosehorizont 2025 hochge-
rechnet wurde. 
Da die Ortsentlastungsstraße ihre Wirkung frühestens ab 2020 
entfalten wird, so dass bedingt durch ihre Nutzungsdauer auch 
Einflüsse, die weit über 2020 hinausreichen, zu beachten sind. 
Prof. Dr. Maurmaier führt unter Bezug auf die Shell-Pkw-
Szenarien von 2014 für das Jahr 2020 eine Spitze in der Pkw-
Fahrleistung an, dagegen nimmt die Pkw-Fahrleistung bis zum 
Jahr 2014 bundesweit um ca. 8% ab.Nichts anderes gilt für die 
Gemeinde Affalterbach. Diesen Gesichtspunkt beachten die Pla-
ner bei ihrer Verkehrsprognose nicht. 

 
 
 

Laut den Fachplanern (Verkehrsplanung: BS-
Ingenieure) wurden die Verkehrsbelastungen für 
den Prognosehorizont 2025 nicht durch eine pau-
schale Hochrechnung ermittelt. Im Erläuterungsbe-
richt der Verkehrsuntersuchung zur OES Affalter-
bach wurde auf den Seiten 9 und 10 die Progno-
semethodik detailliert beschrieben. Dabei wird 
auch der Aspekt der Fahrleistungen betrachtet. 
Insofern ist die Behauptung, dieser Gesichtspunkt 
sei nicht beachtet worden, nicht zutreffend. 

Stellungnahme 
wird aus ne-
benstehenden 
Gründen nicht 
geteilt. 
Die Hinweise 
haben keine 
Änderungen 
des bisher aus-
gelegten Ent-
wurfs zufolge. 

 Im Jahre 2017 wurde eine umfassende Aktualisie-
rung der Verkehrsanalyse für Affalterbach durch-
geführt. Die Ergebnisse der Verkehrsanalyse 2017 
zeigen, dass die Verkehrsbelastungen in der Orts-
durchfahrt Affalterbach gegenüber den früheren 
Ergebnissen angestiegen sind. Der Durchgangs-
verkehrsanteil liegt bei ca. 64 %. Die Planbegrün-
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b) Ferner wird der Anteil der lärm- und abgasarmen Fahrzeuge 
entsprechend der Shell-Studie deutlich ansteigen. So werden im 
Jahre 2040 reine Benzin- und Dieselfahrzeuge bei den Neuzu-
lassungen nur noch geringe Anteile haben. Dies wird sich gravie-
rend auf die Lärmsituation und die Abgasimmissionen insbeson-
dere im Innerorts-bereich auswirken. Dies gilt auch für den sog. 
Trennungseffekt der innerörtlichen Straßen. Diese Umstände 
werden von den Verkehrsplanern der Gemeinde nicht beachtet. 

dung für die Ortsentlastungsstraße ist somit ein-
deutig bestätigt. 
Laut den Fachplanern (Verkehrsplanung: BS-
Ingenieure) ist aus den aktualisierten Daten er-
kennbar, dass auf dieser Datenbasis fortführende 
Prognoseberechnungen mit Sicherheit nicht eine 
Höhe erreichen, dass duch das Vorhaben die 
Grenzwerte der 16. BImSchV (Schall) oder der 39. 
BImSchV (Luftschadstoffe) erreicht werden oder 
dass entwurfstechnische Änderungen der Planung 
erforderlich werden. 
Die Verkehrsuntersuchung macht keine Aussagen 
für das Jahr 2040. 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Verkehrs-
prognosen für 
das Jahr 2040 
sind nicht Ge-
genstand des 
Bebauungs-
planverfahrens. 
 

Bürger 6 
vom 04.11.2016 
 
Vertreten durch 
Kanzlei Dr. Hart-
mann & Kollegen, 
Kronprinzenstraße 
11, 70173 Stuttgart  
 

 
Allein die Umstellung der Fahrzeugantriebe von Benzin- und Diesel-
betrieb auf Elektrobetrieb bringt kurzfristig im Zeitraum 2020 - 2025 
einen Anteil der Elektro-Autos an den Neuzulassungen zwischen 15 
und 25%. Dies ist keine fiktive Annahme, sondern entspricht der 
Produktionsplanung der führenden Autohersteller in Deutschland. 
Beispielhaft legen wir vor den Artikel aus der Frankfurter Allgemei-
nen Zeitung vom 18.10.2016 über ein Interview mit dem Vorstands-
vorsitzenden von Daimler, Herrn Dieter Zetsche, in welchem diese 
Zahlen bestätigt werden - Anlage 6 -. 
 

 
Die verstärkte Produktion von Elektro-Fahrzeugen 
wird begrüßt. Das Ziel, den Ortskern von Affalter-
bach von den hohen Verkehrsmengen zu entlas-
ten, wird dadurch nicht in Frage gestellt. 
 

Die verstärkte 
Produktion von 
Elektrofahrzeu-
gen ist nicht 
Gegenstand des 
Bebauungs-
planverfahrens. 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
 

 Es ist in diesem Zusammenhang auch daran zu erinnern, dass die 
Firma Porsche derzeit in Stuttgart-Zuffenhausen ein Pkw-Werk mit 
einem Aufwand von 500 Mio. € neu errichtet, das ab 2020 aus-
schließlich Elektro-Autos herstellen soll. Porsche ist insoweit im VW-
Konzern federführend, auch für die Firmen Audi und VW, die gleich-
laufende Produktionsplanungen haben. 
Daimler richtet sein Werk in Sindelfingen ebenfalls auf die Produkti-

 
 
 
 
 
Die Elektromobiltät der Firmen Porsche, Daimler 
etc ist nicht Gegenstand des Bebauungsplans 

Das Thema der 
Elektomobilität 
ist nicht Gegen-
stand des Be-
bauungsplans 
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on von Elektro-Autos kurzfristig aus. 
Daimler baut im sächsischen Kamenz eine zweite Batteriefabrik und 
vervierfacht die dortige Produktions- und Logistikfläche. Das Werk 
geht 2018 in Betrieb. 
Dies ergibt sich aus dem beigefügten Artikel aus der Frankfurter 
Allgemeinen vom 01.11.2016 - Anlage 7 - „Lernimpuls". 
Ergänzend verweisen wir auf eine Stellungnahme des Bundesrats, 
derzufolge ab 2030 in Deutschland nur noch emissionsfreie Pkw 
zugelassen werden - siehe beiliegende Veröffentlichung aus Tages-
schau.de vom 08.10.2016 - Anlage 8 -. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
 

 4. Unter Ziff. 4 „Abwägung" führt Prof. Dr. Maurmaier einige Beispie-
le für den Wegfall der Notwendigkeit der Ortsentlastungstraße an, 
wobei diese Beispiele sowohl einzeln als auch in ihrer Gesamtheit 
die Notwendigkeit entfallen lassen; diese Beispiele werden noch 
durch eigene schriftsätzliche Ausführungen unsererseits ergänzt: 
 

  

Bürger 6 
vom 04.11.2016 
Vertreten durch 
Kanzlei Dr. Hart-
mann & Kollegen, 
Kronprinzenstraße 
11, 70173 Stuttgart  
 

a) Beim Vergleich der Varianten ist keine Bestandsstraße enthalten, 
obgleich die Möglichkeiten für eine verträgliche Führung des 
Verkehrs nicht ausgeschöpft sind. So sind beispielsweise am 
Knotenpunkt L1127/K1603/Lange Straße (Ochsenkreuzung) 
Verbesserungsmöglichkeiten in mehrfacher Hinsicht gegeben. Es 
kann durch Abhängen der Zufahrt Lange Straße die Leistungsfä-
higkeit deutlich gesteigert werden. Zudem wäre in diesem Fall 
eine Signalisierung des Knotenpunkts möglich und damit eine 
verbesserte Querung der L1127 für die Fußgänger. 

Auch ist die Verbesserung der Verkehrsführung durch eventuelle 
Einführung eines Kreisverkehrs eine weitere Variante. 
 

Laut den Fachplanern (Verkehrsplanung: BS-
Ingenieure) wurde die Verkehrssituation am Kno-
tenpunkt L 1127/K 1603/Lange Straße („Ochsen-
kreuzung“) in der Ortsmitte von Affalterbach in der 
Vergangenheit und wird auch gegenwärtig intensiv 
betrachtet und auf Verbesserungsmaßnahmen 
überprüft. Dabei hat sich ergeben, dass eine Sig-
nalisierung zu erheblich negativen Wirkungen füh-
ren würde, ein Kreisverkehrsplatz unter den örtli-
chen Voraussetzungen nicht möglich ist und ein 
Minikreisel eindeutig abzulehnen ist. 

Stellungnahme 
wird nicht ge-
teilt. 
Bestandsstraßen 
sind enthalten, 
wurden in der 
Vergangenheit 
und werden auch 
gegenwärtig 
intensiv betrach-
tet und auf Ver-
besserungsmaß-
nahmen über-
prüft. 

 Hinzu kommt die Möglichkeit der Schaffung einer gesonderten Ab-
biegespur - siehe das Bild von der Ochsenkreuzung in den 80er 
Jahren - Anlage 9 -. 
Als weitere Alternative empfiehlt sich an der Ochsenkreuzung eine 
Änderung der Vorfahrtsregelung, so könnte z. B. die nach Erdmann-
hausen führende Straße als abbiegende Vorfahrtsstraße geführt 
werden, die ehemals vorfahrtsberechtigte, jetzt vorfahrtsachtende 
Backnanger Straße könnte wieder zur vorfahrtsberechtigten Straße 

 
 
 
Laut den Fachplanern (Verkehrsplanung: BS-
Ingenieure) sind Veränderungen der Vorfahrtrege-
lungen an diesem Knotenpunkt und am Knoten-
punkt Winnender Straße/Backnanger Straße nicht 
als zielführend zu beurteilen. 

Die Hinweise 
haben keine 
Änderungen 
des bisher aus-
gelegten Ent-
wurfs zufolge. 
 

http://tagesschau.de/
http://tagesschau.de/
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gemacht werden mit der Folge, dass der von Winnenden herkom-
mende Verkehrsfluss sich nicht in die Ortsmitte zurück, sondern in 
Richtung Winnenden stauen würde, wo sich das Gewerbegebiet, der 
Bauhof, eine Tankstelle und ein Einkaufsmarkt befinden. Somit wür-
de sich der zusätzlich angezogene Durchgangsverkehr zukünftig 
wieder reduzieren. 
 

Bürger 6 
vom 04.11.2016 
 
Vertreten durch 
Kanzlei Dr. Hart-
mann & Kollegen, 
Kronprinzenstraße 
11, 70173 Stuttgart  
 

Verkehrliche Optimierungen sind auch bei der Erschließung des 
Gewerbegebiets Süd (AMG und andere) realisierbar, die Gefähr-
dungen reduzieren bzw. Belastungen verträglicher machen. 
So kann z. B. der Pkw-Verkehr von und zur Firma AMG sowie von 
und zu umliegenden Gewerbebetrieben außerhalb der Ortsmitte 
geführt werden, da das Gewerbegebiet im südöstlichen Bereich der 
Gemeinde liegt. Der von Marbach bzw. Erdmann-hausen kommende 
Verkehr von und zu AMG kann durch Ausbau von kleineren Straßen 
geführt werden, sodass die Ortsmitte nicht berührt wird. Dies führt zu 
einer erheblichen Verkehrsreduzierung der hohen Zahl von Pendlern 
und Gästen von und zu dieser Firma bzw. den benachbarten Fir-
men. 
Eine direkte Verbindung vom Bittenfelder Weg zur K1669 südlich der 
Ortslage würde im Übrigen die Hochdorfer Straße deutlich entlasten. 
 

Im Sommer 2015 wurde zur Erschließung des 
Gewerbegebiets Affalterbach in Form eines Kreis-
verkehrsplatzes von der Gemeinde ein zusätzlicher 
Südanschluss an der L 1127 hergestellt. Dieser 
Kreisverkehrsplatz ist bereits so ausgeführt, dass 
die Ortsentlastungsstraße an ihn anbinden kann. 
Laut den Fachplanern (Verkehrsplanung: BS-
Ingenieure) kann damit mit der OES auch der 
größte Teil des auf das Gewerbegebiet bezogenen 
Pkw-Verkehrs und der gesamte Schwerverkehr 
(die einzig nicht an die OES angebundene K 1669 
ist für den Schwerverkehr gesperrt) aus dem Ort 
herausgehalten werden. Die OES hat somit auch 
eine erhebliche Bedeutung für den Ziel- und Quell-
verkehr der Gemeinde. 
 

Stellungnahme 
wird nicht ge-
teilt. 
Verkehrliche 
Optimierungen 
wurden bereits 
hergestellt. 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
 

 b) Zur Verminderung des Durchgangsverkehrs empfehlen sich auch 
„Verkehrsbremsen" am Ortseingang sowie im Ort wie z. B. 
Pflanzgefäße, Fahrbahnverengungen oder auf der Fahrbahn 
ausgewiesene Parkplätze, wie z. B. in der Affalterbacher Straße 
in Marbach oder in der Bahnhofstraße in Erdmannhausen. 

 

„Verkehrsbremsen“ an den Ortseingängen wurden 
in der Vergangenheit nicht zuletzt auf Grund der 
Lärmentwicklung wieder zurückgebaut. 
 
 

Vorschlag war 
nicht zielfüh-
rend. 
 

 c) Zur Verringerung der Lärmimmissionen kann die Fahrbahndecke 
der Winnender-,  
Marbacher- und Erdmannhäuser Straße mit „Flüsterasphalt' ge-
staltet werden. 

 

In der jüngeren Vergangenheit wurden bereits 
Fahrbahndeckensanierungen in der Ortsdurchfahrt 
Affalterbach durchgeführt, die positive Auswirkun-
gen auf die Lärmsituation hatten. Darüber hinaus 
wurde aus Lärmgründen eine Geschwindigkeitsbe-
schränkung auf 30 km/h eingeführt. Trotz dieser 
notwendigen Reduktionen der Lärmpegel bleibt die 
Lärmsituation angespannt. Eine deutliche Lärment-
lastung in der Ortsdurchfahrt kann durch den Bau 
der OES erreicht werden. 

Stellungnahme 
wird nicht ge-
teilt. 
 

Bürger 6 d) Es empfiehlt sich ferner die Einrichtung von Fahrradwegen im Ort Vorschläge zur Verbesserung für den Fußgänger- Dieser Sach-
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vom 04.11.2016 
 
Vertreten durch 
Kanzlei Dr. Hart-
mann & Kollegen, 
Kronprinzenstraße 
11, 70173 Stuttgart  
 

- fast ebene Topographie -. Leider wurde ein Fahrrad-
Wegekonzept von der Gemeinde bislang abgelehnt, offenbar 
wird dies von ihr nicht gewünscht. 

Der Radweg von Birkhau endet ca. 30 m nach dem Ortsschild in 
Affalterbach, die Radfahrer müssen auf die Hauptstraße auswei-
chen, wie zum größten Teil in ganz Affalterbach. Bei einer Fortfüh-
rung des gemischten Fuß-Radweges bis zum Friedhof oder zumin-
dest bis zur Bushaltestelle Klingenstraße müssen die Radfahrer an 
den zwei Kreuzungen nach Winnenden und nach Remseck (Tal-
straße) nicht auf der Straße fahren. Grundschüler (außer den direk-
ten Anwohnern) benutzen diesen Gehweg nicht. 
Vom Ort aus gehen die Grundschüler/Kindergartenkinder von der 
Bushaltestelle Klingenstraße in die Nordstraße zur Schule oder zum 
Kindergarten. Die Rad fahrenden Grundschüler aus Birkhau und 
Wolfsölden biegen beim Radwegende rechts ab zur Grundschule. 
 
Innerhalb von Affalterbach gibt es keine ausgewiesenen Radwege 
und abgesenkte Bordsteine für Radfahrer an den Kreuzungen, Rad-
fahrer sind gezwungen, meistens auf der Hauptstraße zu fahren. 
Dieser Zustand ist zu ändern. 
 

und Radverkehr in Affalterbach sind grundsätzlich 
positiv zu werten. Allerdings können diese nicht im 
Rahmen des Bebauungsplans zur OES festgelegt 
werden. Darüber hinaus sind die vorgeschlagenen 
Maßnahmen zumindest teilweise nicht realisierbar 
(Radwege in/an der Ortsdurchfahrt, FGÜ an der 
Kelter).  
 
 
 
 
 
 
 Dieser Sachverhalt ist nicht Gegenstand des Be-
bauungsplans 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

verhalt ist nicht 
Gegenstand des 
Bebauungs-
plans. 
Verbesserung für 
den Fußgänger- 
und Radverkehr 
sind nicht Ge-
genstand des 
Bebauungsplans. 
 
 
 
s. oben 

 Grundschüler vom Gebiet Lemberg könnten mit einem zu errichten-
den Zebrastreifen an der Kelter/Heimatmuseum die Seestraße und 
einer zusätzlichen Querungshilfe an der Erdmannhäuser Straße 
danach hinter dem Friedhof (geplantem Fußweg im Umlegungsge-
biet oder auf vorhandenem Tritt- und Schrittrecht-Weg - wäre vom 
Friedhof aus zu beleuchten) abseits der Hauptstraße zur Schule 
oder zum Kindergarten kommen. Der Schotterweg hinter dem Fried-
hof wird derzeit schon von einigen Schülern benutzt, obwohl er nicht 
ausgeleuchtet ist. Auch letzteres ist zu ändern. 
 

 
Dieser Sachverhalt ist nicht Gegenstand des Be-
bauungsplans 
 
 

 
Dieser Sach-
verhalt ist nicht 
Gegenstand des 
Bebauungs-
plans. 

Bürger 6 
vom 04.11.2016 
 
Vertreten durch 
Kanzlei Dr. Hart-

e) Was den Autoverkehr betrifft, ist für mehr „Fußgängersicherheit" 
im Ort zu sorgen, so z. B. es sind hohe Bordsteinkanten mit ei-
nem einseitigen Parkverbot anzubringen, was unser Mandant be-
reits im Jahre 2008 vorgeschlagen hat. So ist die problematische 
Absenkung des Gehsteigs auf der südlichen Seite (Schulweg) 

 Dieser Sachverhalt ist nicht Gegenstand des Be-
bauungsplans 
 

Dieser Sach-
verhalt ist nicht 
Gegenstand des 
Bebauungs-
plans. 
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mann & Kollegen, 
Kronprinzenstraße 
11, 70173 Stuttgart  
 

der Durchgangshauptstraße in Affalterbach von der Ochsenkreu-
zung (Marbach-, Erdmannhäuser-, Winnender- und Lange Stra-
ße) zu überdenken, da sie häufig zugeparkt und auch befahren 
wird. Auch auf der nördlichen Seite ist der Gehsteig ab der Ein-
mündung von Burgstall bis zur Ochsenkreuzung abgesenkt oder 
mit Parkbuchten versehen. Auch dies ist in Anbetracht der stän-
digen Zupark- bzw. Überfahrungsmanöver zu überdenken. 

 
 f) Letztlich leidet die von der Gemeinde Affalterbach in Auftrag 

gegebene Verkehrsplanung an Aktualität. So stammt die Luft-
schadstoffuntersuchung der B + S-Ingenieure Unterlage 3.3 vom 
18.09.2013. Es wird dort von einer Geschwindigkeit von 50 km/h 
ausgegangen, tatsächlich besteht in Affalterbach seit 2015 ein 
Tempolimit bei 30 km/h. Damit tritt eine wesentliche Verstetigung 
des Verkehrsflusses ein, mit dem Effekt einer erhöhten Ver-
kehrssicherheit, einer erheblichen Senkung der Lärmbelastung 
um rund 2-3 dB und einer Vermeidung unnötiger Brems- und Be-
schleunigungsvorgänge mit letztlicher Verringerung der Lärmbe-
lastung. 

 
Wir verweisen insoweit auf den beiliegenden Internetauszug vom 
02.11.2016 der Aktionskarte des VCD - Anlage 10 -. 
 

Die Geschwindigkeitsbeschränkung in der Orts-
durchfahrt Affalterbach wurde auf Grund der Er-
gebnisse des Lärmaktionsplans der Gemeinde 
eingerichtet. Laut den Fachplanern (Verkehrspla-
nung: BS-Ingenieure) ist auch mit dieser Ge-
schwindigkeitsbeschränkung die Lärmbelastung so 
hoch, dass eine durchgreifende Entlastung durch 
die Realisierung der Ortsentlastungsstraße erfor-
derlich ist. 
 
Laut den Fachplanern (Verkehrsplanung: BS-
Ingenieure) hat die Luftschadstoffuntersuchung die 
zukünftige Situation mit der Fallunterscheidung 
ohne bzw. mit OES untersucht. Bei der Berech-
nung der Schadstoffimmissionen an den Gebäu-
den in der Ortsdurchfahrt wurde in der Untersu-
chung von einer „ungünstigen“ Innerortsgeschwin-
digkeit von 50 km/h ausgegangen. Die Luftschad-
stoffuntersuchung kommt in jedem Fall und an 
allen Immissionsorten zu dem Ergebnis, dass die 
Grenzwerte der 39. BIm-SchV für alle relevanten 
Schadstoffe eingehalten werden. 
 
Im Jahre 2017 wurde eine umfassende Aktualisie-
rung der Verkehrsanalyse für Affalterbach durch-
geführt. Die Ergebnisse der Verkerhsanalyse 2017 
zeigen, dass die Verkehrsbelastungen in der Orts-
durchfahrt Affalterbach gegenüber den früheren 
Ergebnissen angestiegen sind. Der Durchgangs-
verkehrsanteil liegt bei ca. 64 %. Die Planbegrün-
dung für die Ortsentlastungsstraße ist somit ein-
deutig bestätigt. 

Stellungnahme 
wird nicht ge-
teilt. 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
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Laut den Fachplanern (Verkehrsplanung: BS-
Ingenieure) ist aus den aktualisierten Daten er-
kennbar, dass auf dieser Datenbasis fortführende 
Prognoseberechnungen mit Sicherheit nicht eine 
Höhe erreichen, dass duch das Vorhaben die 
Grenzwerte der 16. BImSchV (Schall) oder der 39. 
BImSchV (Luftschadstoffe) erreicht werden oder 
dass entwurfstechnische Änderungen der Planung 
erforderlich werden. 

Bürger 6 
vom 04.11.2016 
 
Vertreten durch 
Kanzlei Dr. Hart-
mann & Kollegen, 
Kronprinzenstraße 
11, 70173 Stuttgart  
 

5. Weitere Abwägungsüberlegungen: 
a) Durch den Landentzug bzw. die Trassenführung der Ortsentlas-
tungsstraße geraten die Mehrzahl der landwirtschaftlichen Betriebe 
in Affalterbach in Existenzgefahr. Beispielhaft werden erwähnt die 
Betriebe des Bürgers 4 - von den Unterzeichneten vertreten -, des 
Bürger 6 - von den Unterzeichneten vertreten -, Bürger 1 - von den 
Unterzeichneten vertreten -, Bürger 12 und Bürger 8. Der Eingriff 
erfolgt in landwirtschaftliche Vorrangflächen, die von der Gemeinde 
angedachte Unternehmensflurbereinigung beseitigt die geltend ge-
machten Existenzgefährdungen in der Regel nicht. Dies wurde in 
den Fällen von Bürger 4, Bürger 6 und Bürger 1 von den Unter-
zeichneten im Einzelnen ausgeführt. 
 

 
Der Anregung, mögliche Existenzgefährdungen 
und die Entwicklungsmöglichkeiten zu unter-
suchen, wurde gefolgt. 
Die Bundesanstalt für Immobilien -Sparte Port-
foliomanagement- Landwirtschaftlicher Gut-
achterdienst in Baden-Württemberg hat die 
Existenzgefahr für alle, vom Bauvorhaben be-
troffenen landwirtschaftlichen Betriebe untersucht. 
In den Gutachten wurde überprüft, ob die Betriebe 
infolge der geplanten Maßnahme „Ortsentlas-
tungsstraße Affalterbach“ in ihrer Existenz bedroht 
werden. Alle Gutachten kamen zum Ergebnis, 
dass kein Betrieb durch die geplante Maßnahme in 
seiner Existenz gefährdet wird. Auch die Untersu-
chung der Entwicklungsmöglichkeiten insbesonde-
re der Ortsrandbetriebe war Gegenstand der Gut-
achten. Hierbei konnte festgestellt werden, dass 
für einen möglichen Erweiterungsbedarf jeweils im 
Anschluss an die vorhandenen Hofflächen ausrei-
chend Erweiterungsflächen zur Verfügung stehen. 
Des Weiteren wurde in den Gutachten festgestellt, 
falls durch die OES Wirtschaftserschwernisse und 
Mehrwege entstehen sollten, sind diese im vorge-
sehenen Flurneuordnungsverfahren auszugleichen 
(s. Gutachten zu den betroffenen landwirtschaftli-
chen Betrieben) 

 
Die Belange der 
betroffenen 
landwirtschaft-
lichen Betriebe 
erfordern keine 
Änderung des 
Bebauungs-
plans. Falls 
durch die OES 
Wirtschaftser-
schwernisse 
und Mehrwege 
entstehen, kann 
dies im vorge-
sehenen Flur-
neuordnungs-
verfahren be-
rücksichtigt 
werden.  
 

 Praktisch wird die Landwirtschaft nicht nur als Individualbelang, son-
dern als öffentlicher Belang berührt. Dies wurde u. a. auch vom 
Kreisbauernverband in seiner bisherigen Stellungnahme ausgeführt. 

Laut den Fachplanern (Verkehrsplanung: BS-
Ingenieure und Umweltplanung: Eberhard + Part-
ner GbR) wurden bei der Variantenauswahl und 
der Trassenausformung die landwirtschaftlichen 

Stellungnahme 
wird nicht ge-
teilt. 
Die landwirt-
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Belange deutlich beachtet, wie in Unterlage 4 / Nr. 
1.1 - Umweltprüfung - Umweltverträglichkeitsstudie 
auf S. 157 ff dokumentiert wurde. 
Dabei wurden u. a. folgende Sachverhalte beach-
tet: 

schaftlichen Be-
lange wurden 
beachtet. 

 Die Gemeinde Affalterbach hat darauf keine überzeugende Antwort 
geben können. Abgesehen davon ist zu beanstanden, dass die Ge-
meinde in den letzten acht Jahren trotz mehrfacher Erwerbsmöglich-
keiten keine Tauschflächen erworben hat und deshalb nicht in der 
Lage ist, jetzt dringend erforderliche Ersatzflächen zur Verfügung zu 
stellen. 
 

 

- Vermeidung von Eingriffen in landwirtschaftli-
che Gebäudesubstanz und somit des gewach-
senen Ortsrandbereiches, 

- flächensparende Verknüpfung (Schutzgut Bo-
den) mit der K 1603 und der K 1604 durch die 
hier vorgesehenen Kreisverkehrsplätze (KVP), 

- Minimierung der Zerschneidung des im Regio-
nalplan ausgewiesenen Vorbehaltsgebietes für 
die Landwirtschaft, 

- Aufrechterhaltung landwirtschaftlicherWege-
verbindungen, 

- Minimierung der Eingriffe insbesondere in die 
hochwertigen ackerbaulich genutzten Flächen 
östlich des bestehenden Feldweges im Ge-
wann Holzäcker, 

- Abstände zu landwirtschaftlichen Betrieben. 
Der Gemeindeverwaltung stehen mittlerweile rund 
19ha an landwirtschaftlichen Flächen, die als 
Tauschflächen für die geplante Verkehrsanlage, für 
den Naturschutz oder als Ersatzland herangezo-
gen werden können, zur Verfügung. 

Stellungnahme 
wird nicht ge-
teilt. 
Der Gemeinde-
verwaltung ste-
hen mittlerweile 
rund 19ha an 
landwirtschaftli-
chen Flächen, 
die als Tausch-
flächen für die 
geplante Ver-
kehrsanlage, für 
den Naturschutz 
oder als Ersatz-
land herangezo-
gen werden kön-
nen, zur Verfü-
gung. 

Bürger 6 
vom 04.11.2016 
 
Vertreten durch 
Kanzlei Dr. Hart-
mann & Kollegen, 
Kronprinzenstraße 
11, 70173 Stuttgart  
 

b) Schutzgut Klima 
Die von der beabsichtigten OES berührten Flächen, insbesondere 
im nordöstlichen Bereich stellen typische Kaltluftentstehungsflächen 
dar mit hoher Empfindlichkeit gegenüber Zerschneidung und Stö-
rung funktionaler Zusammenhänge. Dazu zählen vor allem Barrieren 
quer zur Leitbahn, wie z. B. Straßen in Dammlage. Dadurch entsteht 
die Gefahr von Früh- und Spätfrösten, z. B. für landwirtschaftliche 
Kulturen, aber auch Straßenglätte - vgl. hierzu Stocks (UP) Teil UVS 
S. 65, 66 -. 
 
 
 

 
Laut den Fachplanern (Umweltplanung: Eberhard 
+ Partner GbR) wird der Kaltluftabfluss vom Sied-
lungsrand in das Beckental, der sich in wind-
schwachen Strahlungsnächten ausbilden kann, 
durch die Talbrücken Beckental und Holzäckerweg 
weitgehend aufrecht erhalten. Ferner wird das 
Gelände zwischen den Brücken weich ausmodel-
liert, so dass keine steilen Dammböschungen ent-
stehen und ein Kaltluftstau vermieden wird. Es sind 
keine erheblichen Beeinträchtigungen der gelän-
deklimatischen Ausgleichsfunktionen zu erwarten, 

Stellungnahme 
wird nicht ge-
teilt. 
Es sind keine 
erheblichen Be-
einträchtigungen 
der geländekli-
matischen Aus-
gleichsfunktionen 
zu erwarten. 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-



 

  212/313 

Stellungnahme  
von 

Inhalt der Stellungnahmen Stellungnahme des Planers / der Verwaltung Beschluss-
empfehlung  

 
 
 
 
 
 
 
Im vorliegenden Fall kommt hinzu, dass die Dammlage infolge geo-
logischer Notwendigkeiten (unerwartetes Auftreten von wasserfüh-
renden Schichten) erheblich erhöht werden müsste, was die vorge-
nannten negativen Effekte erhöht. 
 

da die Kaltluft vom Siedlungsrand wegfließt und 
keine lokalklimatischen Ausgleichsleistungen für 
den Siedlungsbereich erbracht werden (GOP S. 
104). 
Frostgefährdete Kulturen kommen im Beckental 
nicht vor. 
 
Laut den Fachplanern und Gutachtern (Verkehrs-
planung: BS-Ingenieure, Geologie: Ing.-Büro 
Voigtmann und Umweltplanung: Eberhard + Part-
ner GbR) musste die Dammlage im Beckental 
gegenüber der ursprünglichen Planung erhöht 
werden, da südlich des Beckentals im Untergrund 
oberflächennahes Grundwasser auftrat, von dem 
ein ausreichend hoher Abstand gemäß Forderung 
der Wasserwirtschaftsverwaltung einzuhalten ist. 
Infolgedessen konnte die Trasse nicht so tief ins 
Gelände abgesenkt werden wie ursprünglich ge-
plant (vgl. Unterlage 4 / Nr. 1.1 - Umweltprüfung - 
Umweltverträglichkeitsstudie S. 163). 
 

gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
 

 Eine Verminderung der Zerschneidungswirkungen durch die groß-
dimensionierten Brückenbauwerke im Beckental findet nicht statt, 
abgesehen davon, dass die Annahme des Planers Stocks - aaO. S. 
206 - die Zerschneidungswirkung des Bio-topverbundes werde 
durch die großdimensionierten Brückenbauwerke maßgeblich ge-
mindert, ohnehin angreifbar erscheint. 
 

Laut den Fachplanern (Umweltplanung: Eberhard 
+ Partner GbR) werden die Zerschneidungswir-
kungen durch die breiten und hohen Talbrücken im 
Beckental vermindert. Die Blickbeziehungen, die 
Transferstrecken für Fledermäuse und Vögel, so-
wie der Kaltluftfluss werden weitgehend aufrecht 
erhalten. 
 

Stellungnahme 
wird nicht ge-
teilt. 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 

Bürger 6 
vom 04.11.2016 
 
Vertreten durch 
Kanzlei Dr. Hart-
mann & Kollegen, 
Kronprinzenstraße 
11, 70173 Stuttgart  
 

b) Bewertung Fauna 
Auf den Streuobstwiesen nördlich von Affalterbach und den angren-
zenden Hangwäldern des Murrtals ist eine besonders schützenswer-
te Fauna anzutreffen – sieheStocks aaO. S. 108 -. 
Der Eingriff in die dort intakte Natur und die Empfindlichkeit der Fau-
na gegen die Flächeninanspruchnahme sowie Zerstörung und Zer-
schneidung funktionaler Zusammenhänge ist von besonderer Be-
deutung - Stocks aaO. S. 110 -. So werden dort z. B. die besonders 
geschützten Feldlerchen angetroffen - Stocks aaO. S. 85-91 -, des-
gleichen Fledermäuse - Stocks aaO. S. 96 ff, 101 -. Abgesehen da-

 
Nördlich von Affalterbach und im Beckental finden 
sich ortsnahe Streuobstwiesen mit altem Baumbe-
stand, die als Bestandteil einer historisch gewach-
senen Kulturlandschaft zu betrachten sind. Laut 
den Fachplanern (Umweltplanung: Eberhard + 
Partner GbR) sind die Wert- und Funktionselemen-
te mit besonderer Bedeutung für das Schutzgut 
'Tiere und Pflanzen' im GOP, S. 72 ff beschrieben 
und in den Karten 5.1 bis 5.3 dargestellt. Der 

 
Die Wertigkeit 
von Lebensräu-
men wurde be-
rücksichtigt. 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
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von besteht eine hohe Empfindlichkeit, insbesondere bei Brutvögeln 
im gesamten Untersuchungsraum - Stocks aaO. S. 110 -. 
 

Raum Beckental - Hangwälder des Murrtals wird 
als faunistischer Lebensraumkomplex mit regiona-
ler Bedeutung bewertet. 
 

ge. 

 Die von Stocks vorgeschlagenen Schutzmaßnahmen für die Feldler-
che genügen nicht und müssen als ungeeignet bezeichnet werden. 
Abgesehen davon, dass für den Lärmschutz der Vögel ohnehin kei-
ne Vorsorge getroffen ist, können Lerchen als Bodenbrüter nur dann 
mit Aussicht auf Schutz vor ihren natürlichen Feinden wie z. B. 
Füchsen, auf Flächen geschützt werden, wo ständig Getreide 
und/oder Raps angebaut wird, da Lerchenfenster einen entspre-
chenden Schutzgürtel vor ihren natürlichen Feinden benötigen. Dort, 
wo Getreide bzw. Raps nicht ständig angebaut wird und damit die 
Lerche sich nicht in einem derartigen Schutzgürtel ansiedeln kann, 
hat die Lerche keine Überlebenschance, 
d. h. mit der geplanten Umsiedlung der Lerche 
 
 
 
 
wird gegen das Tötungsverbot des BNatSchG verstoßen. 
 

Laut den Fachplanern (Umweltplanung: Eberhard 
+ Partner GbR) werden keine Lerchenfenster, 
sondern dauerhafte Buntbrachestreifen angelegt. 
Diese dienen der Lerche als Nahrungs-, Versteck- 
und Brutraum. Der dafür vorgesehene Suchraum 
ist geeignet, da er bereits von Feldlerchen besie-
delt wird. Die Anlage von Buntbrachestreifen zur 
Ansiedlung von Feldlerchen hat sich anderenorts 
bewährt. 
 
Die Lerchen werden nicht umgesiedelt, sondern es 
werden potentielle Lebensräume der Lerche opti-
miert, damit sich Lerchen dort ansiedeln. 
 
Gegen das Tötungsverbot wird nicht verstoßen 
(vgl. Unterlage 4.4 Umweltprüfung / Fachbeitrag 
Fauna und Artenschutzfachbeitrag, S. 52ff). Die 
Maßnahme dient der Vermeidung des Verbots, 
Fortpflanzungs- und Ruhestätten zu beschädigen 
oder zu zerstören (vgl. Unterlage 4.4 Umweltprü-
fung / Fachbeitrag Fauna und Artenschutzfachbei-
trag, S. 62f). 
 

Stellungnahme 
wird nicht ge-
teilt. 
Es werden keine 
Lerchenfenster, 
sondern dauer-
hafte Buntbra-
chestreifen ange-
legt. 
 
Die Lerchen 
werden nicht 
umgesiedelt. 
Stellungnahme 
wird nicht ge-
teilt. 
Stellungnahme 
wird nicht ge-
teilt. 
Gegen das Tö-
tungsverbot wird 
nicht verstoßen. 
Die Hinweise 
haben keine 
Änderungen 
des bisher aus-
gelegten Ent-
wurfs zufolge 

Bürger 6 
vom 04.11.2016 
 
Vertreten durch 
Kanzlei Dr. Hart-
mann & Kollegen, 
Kronprinzenstraße 
11, 70173 Stuttgart  

Was den Schutz der zahlreich anzutreffenden Fledermäuse angeht, 
so ist die Ausbildung sog. „Flugstraßen" - siehe Stocks aaO. S. 207 - 
im Bereich von Brücken spekulativ, abgesehen von der vorgenann-
ten ohnehin nicht zu beseitigenden Verlärmung des Siedlungsge-
biets. 
 
Es gibt keine wissenschaftlichen Erkenntnisse über den Erfolg derar-
tiger „Flugstraßen", es handelt sich um künstliche Wissenschaftsge-

Es ist allgemein bekannt, dass sich Fledermäuse 
entlang von Gehölzstrukturen orientieren. Dies 
wird durch die vorliegenden Untersuchungen auch 
für den Untersuchungsraum bestätigt. Laut den 
Fachplanern und Gutachtern (Umweltplanung: 
Eberhard + Partner GbR und Artenschutz: Mathias 
Kramer) besteht durch die Anlage der neu gestal-
teten Leitstrukturen für die Fledermäuse die Mög-

Stellungnahme 
wird nicht ge-
teilt. 
Die Querungssi-
tuation wird in 
Bezug auf 
Brinkmann et al. 
(2012) bewertet. 
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 bilde ohne praktische Nachweise. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Unabhängig davon gilt für alle Tiere in den bisher unberührten, na-
turbelassenen und jetzt durch die OES berührten Reservate im 
nordöstlichen Trassenbereich, insbesondere den vorgenannten 
Streuobstwiesen, den Hängen zum Murrtal und im Beckental, dass 

lichkeit, die bestehenden Flugstraßen weiterhin zu 
nutzen und unter den ausreichend dimensionierten 
Brücken in die Jagd- bzw. Quartiergebiete in den 
Hangwäldern des Murrtals zu fliegen (vgl. Unterla-
ge 4.4 Umweltprüfung / Fachbeitrag Fauna und 
Artenschutzfachbeitrag S. 53). Dadurch wird das 
Risiko des Überquerens der Straße minimiert (vgl. 
Unterlage 4.4 Umweltprüfung / Fachbeitrag Fauna 
und Artenschutzfachbeitrag S. 53). 
Insgesamt wurden die Arten Wasserfledermaus, 
Bartfledermaus, Fransenfledermaus, Bechsteinfle-
dermaus, Breitflügelfledermaus, Zwergfledermaus, 
Abendsegler, Kleinabendsegler und Braunes oder 
Graues Langohr nachgewiesen. Auf den Flugrou-
ten wurden Wasserfledermaus, Bartfledermaus, 
Fransenfledermaus, Zwergfledermaus und Klein-
abendsegler erfasst. Die Querungssituation wird in 
Bezug auf Brinkmann et al. (2012) bewertet. Dem-
nach sind (vgl. Brinkmann et al. 2012, Tabelle 6 
auf Seite 67) für alle Arten Durchlässe mit einer 
lichten Höhe von mindestens 4,5 Metern und einer 
Breite von 4 bis 6 Metern erforderlich. Das geplan-
te Brückenbauwerk übersteigt diese Dimensionen 
und erfüllt damit die entsprechenden Ansprüche. 
Zudem ist keine Verlegung der Flugrouten erfor-
derlich, die Tiere können auf den bestehenden 
Flugwegen queren. Für den Kleinabendsegler 
werden aufgrund seines Flugverhaltens keine Que-
rungshilfen als notwendig erachtet. 
Quelle: Brinkmann, R., Biedermann, M., Bontadi-
na, F., Dietz, M., Hintemann, G., Karst, I. , 
Schmidt, C., Schorcht, W. (2012): Planung und 
Gestaltung von Querungshilfen für Fledermäuse. – 
Eine Arbeitshilfe für Straßenbauvorhaben im Frei-
staat Sachsen. Sächsisches Staatsministerium für 
Wirtschaft, Arbeit und Verkehr, 116 Seiten. 
 
Nördlich von Affalterbach und im Beckental finden 
sich ortsnahe Streuobstwiesen mit altem Baumbe-
stand, die als Bestandteil einer historisch gewach-

Demnach sind 
(vgl. Brinkmann 
et al. 2012, Ta-
belle 6 auf Seite 
67) für alle Arten 
Durchlässe mit 
einer lichten Hö-
he von mindes-
tens 4,5 Metern 
und einer Breite 
von 4 bis 6 Me-
tern erforderlich. 
Das geplante 
Brückenbauwerk 
übersteigt diese 
Dimensionen und 
erfüllt damit die 
entsprechenden 
Ansprüche. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Stellung-
nahme wird aus 
nebenstehen-
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die von der Straßenbenutzung ausgehenden Lichtemissionen auf 
die dämmerungs- und nachtaktiven Tiere, wie z. B. Insekten, Vögel 
oder Fledermäuse von den Planern der Gemeinde überhaupt nicht 
untersucht wurden. Diese Tiere werden durch ständige Lichtreflexe 
in der Dämmerung oder bei Nacht in ihren Lebensräumen gestört 
bzw. vertrieben, 
 
 
 
 
 
 
 
 
abgesehen davon, dass auch hier die Tötungsgefahr und der Ver-
stoß gegen das BNatSchG entsteht. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

senen Kulturlandschaft zu betrachten sind. Die 
Hänge zum Murrtal werden durch das Vorhaben 
nicht beeinträchtigt. 
Für die genannten Tiergruppen Vögel und Fleder-
mäuse liegen die Untersuchungen vor.  
Es werden keine über das übliche Maß hinausge-
henden Lichtemissionen auftreten. Eine Straßen-
beleuchtung ist nicht vorgesehen. Laut Aussagen 
der Fachplaner und Gutachter (Umweltplanung: 
Eberhard + Partner GbR und Artenschutz: Mathias 
Kramer) sind Artenschutzrechtlich relevante Arten 
nicht zu erwarten. Deswegen sind vertiefende Un-
tersuchungen nicht erforderlich. 
 
Wie in Unterlage 4.4 - Umweltprüfung / Fachbei-
trag Fauna und Artenschutzfachbeitrag, S. 52 ff, 
dargelegt, wird bei keiner der relevanten Arten-
gruppen (Brutvögel, Schleiereule, Fledermäuse) 
der Verbotstatbestand des § 44 Abs. 1 Nr. 1 
BNatSchG berührt. Die Erfüllung des Tatbestands 
der Tötung von Tieren wird dadurch vermieden, 
dass 
 

- die Herstellung des Baufeldes außerhalb der 
Brutzeit der Vögel erfolgt (zwischen Anfang 
Oktober und Ende Februar), 

- entlang der geplanten Trasse im Beckental 
Maßnahmen zur Vermeidung von Kollisionen 
vorgesehen sind (Bepflanzung der Straßenbö-
schungen, Maßnahme M6), 

- diese Bepflanzungen Leitstrukturen zu den 
geplanten Brücken im Beckental geschaffen 
werden, so dass für die Fledermäuse die Mög-
lichkeit besteht, die bestehenden Flugstraßen 
in leicht geänderter Form zu nutzen und unter 
den ausreichend dimensionierten Brücken in 
die Jagd- bzw. Quartiergebiete in den Hang-
wäldern des Murrtals zu fliegen. 

 

den Gründen 
nicht gefolgt. 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
 
 
 
 
Durch die ne-
benstehenden 
Maßnahmen wird 
dafür gesorgt, 
dass sich das 
Tötungsrisiko 
nicht signifikant 
erhöht, sondern 
unter die Schwel-
le des allgemei-
nen Lebensrisi-
kos gesenkt wird 
(vgl. Urteil des 
Bundesverwal-
tungsgerichts 
vom 8.Januar 
2014 (BverwG 9 
A 4.13)). 
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Letztlich ist festzustellen, dass keine befriedigende Minimierung 
bzw. Verminderung für die Schutzgüter Pflanzen und Tiere sowie 
Landschaft herbeigeführt werden kann  
siehe Stocks aaO. S. 145, 136 ff). 
 

Laut Aussagen der Fachplaner und Gutachter 
(Umweltplanung: Eberhard + Partner GbR und 
Artenschutz: Mathias Kramer) wird durch diese 
Maßnahmen dafür gesorgt, dass sich das Tötungs-
risiko nicht signifikant erhöht, sondern unter die 
Schwelle des allgemeinen Lebensrisikos gesenkt 
wird (vgl. Urteil des Bundesverwaltungsgerichts 
vom 8.Januar 2014 (BverwG 9 A 4.13)). 
 
Aus der Tabelle 5.1 - Gegenüberstellung von Ein-
griff und Kompensation (GOP S. 162 ff) geht her-
vor, dass das Maßnahmenkonzept geeignet ist, 
dass 
 

- durch die vorgesehenen Vermeidungs-, Mini-
mierungs-, Schutz- und Gestaltungsmaßnah-
men vermeidbare erhebliche Beeinträchtigun-
gen unterlassen werden (§ 15 Abs. 1 
BNatSchG), 

- unvermeidbare Beeinträchtigungen durch die 
vorgesehenen Ausgleichsmaßnahmen weitge-
hend ausgeglichen und die Ersatzmaßnahmen 
insgesamt kompensiert werden können (§ 15 
Abs. 2 BNatSchG), 

- im Zusammenwirken aller vorgesehenen Maß-
nahmen nach Beendigung des Eingriffes die 
beeinträchtigten Funktionen des Naturhaushal-
tes wieder hergestellt bzw. in gleichwertiger 
Weise ersetzt sind und das Landschaftsbild 
wieder hergestellt oder landschaftsgerecht neu 
gestaltet ist (§ 15 Abs. 2 BNatSchG). 

 
Soweit es sich um den einfachen Bebauungsplan 
handelt, wird der Eingriff in Natur und Landschaft 
nach Auffassung des Gemeinderates angemessen 
ausgeglichen bzw. ersetzt, und es werden angen-
messene Vermeidungs-, Minimierungs-, Schutz- 
und Gestaltungsmaßnahmen vorgesehen, um 
vermeidbare erhebliche Beeinträchtigungen zu 

 
 
 
 
 
Aus der Tabelle 
5.1 - Gegenüber-
stellung von Ein-
griff und Kom-
pensation (GOP 
S. 162 ff) geht 
hervor, dass das 
Maßnahmenkon-
zept geeignet ist. 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
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unterlassen. 
 
Ferner werden die vorgezogenen funktionserhal-
tenden Maßnahmen zur Vermeidung von Verbots-
tatbeständen der streng geschützten Arten gem. § 
44 Abs. 1 BNatSchG durchgeführt (Maßnahmen 
M11 und M12). 
 
Die in der Umweltverträglichkeitsstudie (Unterlage 
4 Nr. 1.1) aufgeführten allgemeinen Ziele für die 
Herleitung eines relativ konfliktarmen Korridores 
(S. 143 ff) sind durch Vermeidungsmaßnahmen, 
Optimierungen an der Trasse, Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen durch die Festsetzungen im 
Bebauungsplan umgesetzt worden. 

Bürger 6 
vom 04.11.2016 
 
Vertreten durch 
Kanzlei Dr. Hart-
mann & Kollegen, 
Kronprinzenstraße 
11, 70173 Stuttgart  
 

d) Schutzgut Landschaft und Mensch 
Zwar wird von Stocks die hohe Landschaftsbildqualität hervorgeho-
ben, die durch die vorerwähnte Dammschüttung erheblich gestört 
wird. Eine Milderung durch Anpflanzungen bzw. Geländemodelie-
rungen sowie durch die Brückenbauwerke ist nicht ersichtlich. 
Entgegen Stocks - aaO. S. 208 - mildern auch die beabsichtigten 
Brückenbauwerke die hohe Beeinträchtigung der Landschaftsbild-
qualität nicht, im Gegenteil. Diese Bauwerke verstärken sogar den 
Eingriff in das Landschaftsbild. 
 

 
Zutreffend geht Stocks davon aus, dass die Beein-
trächtigungen des Landschaftsbildes 
 

- durch die Anlage der beiden weitlumigen Brü-
cken anstatt eines durchgehenden Dammes 
mit Normdurchlässen für die Wege, 

- durch die angepasste Geländeausformung 
anstatt steiler Straßenböschungen sowie 

- durch eine landschaftsangepaste Bepflanzung, 
die in Straßennähe aus Gehölzen und in Rich-
tung Ortslage aus den typischen ortsnahen 
Streuobstwiesen, wie sie heute noch erhalten 
sind, bestehen, 

 
deutlich minimiert werden. 
 

Der Stellung-
nahme wird 
nicht gefolgt. 
Beeinträchtigun-
gen des Land-
schaftsbildes 
werden deutlich 
minimiert. Der 
Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge 
 

 Die Verlärmung kann nicht gemindert werden und liegt bei ca. 50 
dB(A). Von einem Erholungseffekt für den Menschen kann man bei 
dieser Lärmbelästigung nicht mehr sprechen, abgesehen davon, 
dass nach den Feststellungen des Gutachters Stocks Lärm ab 55 
dB(A) als störend empfunden wird, ab 60 dB(A) als nachhaltig stö-
rend. Die abschließende Bemerkung des Gutachters Stocks - aaO. 
S. 210 -,  

Laut den Fachplanern und Gutachtern (Verkehrs-
planung: BS-Ingenieure) führt die hohe Verkehrs-
belastung, verbunden mit einem relativ hohen 
Schwerlastverkehrsanteil, bei den teilweise beeng-
ten Verkehrsverhältnissen im Ortskern zu massi-
ven Belastungen der Anwohner und Fußgänger 
durch Lärm, Staub, Abgase und Erschütterungen. 

Der Stellung-
nahme wird 
nicht gefolgt. 
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Die schalltechnische Untersuchung  hat gezeigt, 
dass an mehreren exemplarischen Immissionsor-
ten im innerörtlichen Netz die gesundheitlichen 
Schwellenwerte laut Verkehrslärmschutzverord-
nung überschritten werden. Mit Realisierung der 
OES können die Immissionen innerorts deutlich 
reduziert werden, so dass die gesundheitsgefähr-
denden Schwellenwerte laut Lärmschutzverord-
nung und die Grenzwerte der 16. BImSchV für die 
jeweiligen Gebietskategorien unterschritten wer-
den. Zugleich liegt die Lärmbelastung durch den 
Neubaustreckenzug der OES am Ortsrand und im 
Bereich der landwirtschaftlichen Aussiedlerhöfe an 
allen relevanten Aufpunkten - auch wenn sie sich 
in Teilen gegenüber dem Ausgangszustand erhöht 
- unter dem jeweils anzusetzenden Grenzwert 
(siehe Begründung zum Bebauungsplan: Kap. 4 
Notwendigkeit der Maßnahme).  
 
Im Jahre 2017 wurde eine umfassende Aktualisie-
rung der Verkehrsanalyse für Affalterbach durch-
geführt. Die Ergebnisse der Verkerhsanalyse 2017 
zeigen, dass die Verkehrsbelastungen in der Orts-
durchfahrt Affalterbach gegenüber den früheren 
Ergebnissen angestiegen sind. Der Durchgangs-
verkehrsanteil liegt bei ca. 64 %. Die Planbegrün-
dung für die Ortsentlastungsstraße ist somit ein-
deutig bestätigt. 
 
Laut den Fachplanern und Gutachtern (Verkehrs-
planung: BS-Ingenieure) ist aus den aktualisierten 
Daten erkennbar, dass auf dieser Datenbasis fort-
führende Prognoseberechnungen mit Sicherheit 
nicht eine Höhe erreichen, dass duch das Vorha-
ben die Grenzwerte der 16. BImSchV (Schall) oder 
der 39. BImSchV (Luftschadstoffe) erreicht werden 
oder dass entwurfstechnische Änderungen der 
Planung erforderlich werden. 
Die Realisierung der Ortsentlastungsstraße (OES) 
Affalterbach führt unstrittig zu Beeinträchtigungen 
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dass zusätzliche verkehrsreduzierede / verkehrslenkende 
/geschwindigkeitsreduzierende sowie baulich-konstruktive Maßnah-
men durch die Gemeinde diesbezüglich zu weiteren Entlastungen 
führen können (Lärm) bringt letztlich nur die planerische Hilflosigkeit 
zum Ausdruck! 
 

des Naturhaushaltes sowie zu strukturellen und 
visuellen Veränderungen der Landschaft und – 
bedingt durch die Verlagerung von Verkehren in 
den Außenbereich – auch zur Verlärmung von 
Landschaftsteilen, die bisher keinen oder nur ge-
ringen Störungen unterworfen waren. 
 
Die Konflikte sind erkannt worden. Sie wurden im 
Detail ermittelt, soweit möglich und rechtlich gebo-
ten vermieden oder minimiert, und – soweit erheb-
liche nachteilige Beeinträchtigungen verbleiben – 
durch geeignete Maßnahmen kompensiert. 
 
Den genannten vorhabensbedingten Folgen und 
Veränderungen im Außenbereich sind die positiven 
Wirkungen, die die Realisierung der OES im In-
nenbereich nach sich zieht, gegenüber zu stellen. 
 
Zu nennen sind diesbezüglich insbesondere die 
erheblichen Verkehrsentlastungen, die nachhaltige 
Verringerung der Trenneffekte / Querungsrisiken 
sowie der Lärm- und Luftschadstoffbelastungen, 
woraus sich Entwicklungspotenziale für eine nach-
haltige und qualitativ hochwertige städtebauliche 
Innenentwicklung unter Stärkung der vielfältigen 
funktionalen Verflechtungen innerhalb der Ortslage 
ergeben. 
 
Bei der Abwägung der widerstreitenden Interessen 
ist davon auszugehen, dass die Vorteile des Baus 
der OES die Nachteile überwiegen. 
 

 
 
 
 
 
 
Die Stellung-
nahme wird aus 
nebenstehen-
den Gründen 
nicht geteilt. 
Die zusätzlich 
genannten Maß-
nahmen bringen 
nicht „die plane-
rische Hilflosig-
keit zum Aus-
druck“, da die 
Konflikte erkannt 
worden sind. 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 

Bürger 6 
vom 04.11.2016 
 
Vertreten durch 
Kanzlei Dr. Hart-
mann & Kollegen, 
Kronprinzenstraße 
11, 70173 Stuttgart  

d) Weiter zu Lärm 
Im Bereich der Schule (Immissionsort 14, Schule bis Klingenstraße 
14) steigt der Lärm nach Berechnungen der Verkehrsplaner der 
Gemeinde um 12 bzw. dB auf 55 bzw. 54 dB (S. 20/23). Der Grenz-
wert für ein Wohngebiet liegt bei 59 dB (S. 11/23), nur 4 dB darunter. 
Bereits dies ist für die Schüler unzumutbar. 
Der gesamte Ost- und Nordrand von Affalterbach wird ebenso wie 
Birkhau bei Realisierung der OES zum Teil mit wesentlich mehr 

 
Die schalltechnische Untersuchung zur OES Affal-
terbach kommt zu dem Ergebnis, dass die maßge-
benden Immissionsgrenzwerte der 16. BImschV an 
allen Immissionsorten eingehalten werden. 
 
Im Jahre 2017 wurde eine umfassende Aktualisie-
rung der Verkehrsanalyse für Affalterbach durch-

 
Die Stellung-
nahme wird 
nicht geteilt. 
Die maßgeben-
den Immissions-
grenzwerte der 
16. BImschV 
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 Lärm belastet als bisher, ganz zu schweigen vom vorgenannten 
Naherholungsgebiet Beckental und dem Sportzentrum „Holzäcker". 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Soweit die Verkehrsplaner der Gemeinde bei der bisherigen Stra-
ßenführung von einer erheblichen Lärmbelästigung der Anwohner 
durch Verkehrslärm ausgehen, wird vorsorglich- darauf hingewiesen, 
dass es öffentliche Zuschüsse für die Anbringung von passivem 
Lärmschutz (lärmgeschützte Fenster) gibt.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Von diesen Möglichkeiten kann, falls die gesetzlichen Vorausset-
zungen vorliegen, Gebrauch gemacht werden. Auch dies ist von den 
Verkehrsplanern der Gemeinde nicht angedacht. 
In diesem Zusammenhang ist nochmals darauf hinzuweisen, dass 
nach Einführung der 30 km/h-Begrenzung und die Verstetigung des 
Fahrzeugverkehrs, die durch zusätzliche Maßnahmen unterstützt 
wird, ohnehin eine beträchtliche Lärmverminderung eintritt. 
 
 

geführt. Die Ergebnisse der Verkehrsanalyse 2017 
zeigen, dass die Verkehrsbelastungen in der Orts-
durchfahrt Affalterbach gegenüber den früheren 
Ergebnissen angestiegen sind. Der Durchgangs-
verkehrsanteil liegt bei ca. 64 %. Die Planbegrün-
dung für die Ortsentlastungsstraße ist somit ein-
deutig bestätigt. 
 
Laut den Fachplanern und Gutachtern (Verkehrs-
planung: BS-Ingenieure) ist aus den aktualisierten 
Daten erkennbar, dass auf dieser Datenbasis fort-
führende Prognoseberechnungen mit Sicherheit 
nicht eine Höhe erreichen, dass duch das Vorha-
ben die Grenzwerte der 16. BImSchV (Schall) oder 
der 39. BImSchV (Luftschadstoffe) erreicht werden 
oder dass entwurfstechnische Änderungen der 
Planung erforderlich werden. 
Laut den Fachplanern und Gutachtern (Verkehrs-
planung: BS-Ingenieure) werden an allen innerört-
lichen Immissionsorten, also auch am Ost- und 
Nordrand von Affalterbach sowie in Birkhau die 
Grenzwerte der 16. BImSchV für die jeweiligen 
Gebietskategorien unterschritten. Aktive und pas-
sive Lärmschutzmaßnahmen sind also nicht not-
wendig. 
Darüber hinaus wurde aus Lärmgründen eine Ge-
schwindigkeitsbeschränkung auf 30 km/h einge-
führt. Laut den Fachplanern und Gutachtern (Ver-
kehrsplanung und -analyse: BS-Ingenieure) bleibt 
trotz dieser notwendigen Reduktionen der Lärm-
pegel die Lärmsituation angespannt. Eine deutliche 
Lärmentlastung in der Ortsdurchfahrt kann durch 
den Bau der OES erreicht werden. 
 
Die Bundesanstalt für Immobilien -Sparte Port-
foliomanagement- Landwirtschaftlicher Gut-
achterdienst in Baden-Württemberg hat die 
Existenzgefahr für alle, vom Bauvorhaben be-
troffenen landwirtschaftlichen Betriebe untersucht 
und hierbei auch den Sachverhalt der Entwick-

werden an allen 
Immissionsorten 
eingehalten. 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Eine Geschwin-
digkeitsbschrän-
kung auf 30 km/h 
wurde eingeführt. 
Trotz dieser not-
wendigen Reduk-
tionen der Lärm-
pegel bleibt die 
Lärmsituation 
angespannt. 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
 
Die Belange der 
betroffenen 
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Wie bereits eingangs bemerkt, wendet sich unser Mandant - wie 
bereits im Jahre 2011 schriftsätzlich vorgetragen - u. a. gegen die 
Anschneidung des Flst.-Nr. 4095 durch die geplante Trasse und die 
Vereitelung einer beabsichtigten Betriebsaussiedlung auf den Flst.-
Nr. 4095 und 4096. Der Einwand der Verkehrsplaner der Gemeinde, 
diese Aussiedlung sei in Anbetracht der Größe des Gesamtgrund-
stücks von mehr als 4 ha auch bei Anschneidung des Flst.-NR. 4095 
möglich, beachtet die berechtigten landwirtschaftlichen Interessen 
unseres Mandanten nicht.  
Es wurde bereits im vorgenannten Schriftsatz unseres Mandanten 
aus dem Jahre 2011 darauf hingewiesen, dass unser Mandant in 
Vorbereitung der beabsichtigten Aussiedlung bereits auf Flst.-Nr. 
4096 eine Siloanlage und eine Maschinenhalle im südöstlichen Teil 
des Grundstücks errichtet hatte. Diese Aussiedlung kann nur unter 
Mitverwendung des sich in nördlicher Richtung anschließenden, ca. 
2,4 ha großen Flst.-Nr. 4095 durchgeführt werden. 
Dabei ist auch zu berücksichtigen, dass die weiter zu errichtenden 
Gebäude einen möglichst großen Abstand zur in ca. 280 m entfern-
ten Wohnbebauung erfordern. Zudem muss sich die Bebauung mög-
lichst am jeweiligen Grundstücksrand vollziehen, schon um eine 
nicht zu rechtfertigende Zerschneidung des arrondierten Gesamt-
grundstücks Flst.-Nr. 4095/4096 von mehr als 4 ha zu vermeiden. 
Die beabsichtigte Anschneidung des Flst.-Nr. 4095 durch die ge-
plante OES-Trasse verhindert somit die Aussiedlung. 
Diese Aussiedlung ist betriebswirtschaftlich dringend geboten. Der 
Betrieb unseres Mandanten ist ein Milchviehbetrieb mit derzeit 45 
Stück Vieh in beengter Ortslage, er muss auf mindestens 120 Lie-
geplätze zuzüglich Nachzucht vergrößert werden, um langfristig 
existenzfähig zu bleiben. 
 

lungsmöglichkeit des Betriebes begutachtet. Dies 
geschah durch Sachverständige, nicht durch den 
Verkehrsplaner der Gemeinde. 
Die Sachverständigen kommen zu dem Ergebnis, 
dass, kein Betrieb durch die geplante Maßnahme 
in seiner Existenz gefährdet wird. Auch die Unter-
suchung der Entwicklungsmöglichkeiten insbeson-
dere der Ortsrandbetriebe war Gegenstand der 
Gutachten. Hierbei konnte festgestellt werden, 
dass für einen möglichen Erweiterungsbedarf je-
weils im Anschluss an die vorhandenen Hofflächen 
ausreichend Erweiterungsflächen zur Verfügung 
stehen. 
 
Wie oben bereits erwähnt, wurden die Entwick-
lungsmöglichkeiten, insbesondere der Ortsrandbe-
triebe überprüft. Dabei wurde festgestellt, „wenn 
der Betrieb langfristig nur existenzfähig ist, wenn 
ein neuer Stall bzw. ein neues Gebäude gebaut 
wird, verbleiben noch ausreichend Flächen, um ein 
solches Gebäude errichten zu können. Die Orts-
entlastungsstraße steht den Entwicklungsmöglich-
keiten nicht entgegen.“ 
 

landwirtschaft-
lichen Betriebe 
erfordern keine 
Änderung des 
Bebauungs-
plans. Falls 
durch die OES 
Wirtschaftser-
schwernisse 
und Mehrwege 
entstehen, kann 
dies im vorge-
sehenen Flur-
neuordnungs-
verfahren be-
rücksichtigt 
werden.  
 

Bürger 6 
vom 04.11.2016 
 
 
Vertreten durch 
Kanzlei Dr. Hart-
mann & Kollegen, 
Kronprinzenstraße 

Nachdem der designierte Hofnachfolger jetzt im Jahre 2013 seinen 
Studienabschluss als Bachelor of Science in Landwirtschaft erwor-
ben hat und bereits im Betrieb mitarbeitet, soll der Betrieb für die 
nächste Generation weiter ausgebaut werden und damit langfristig 
existenzfähig gemacht werden. Eine Erweiterungsmöglichkeit an der 
bisherigen Hofstelle ist - für jedermann offensichtlich - nicht möglich. 
Die einzige Aussiedlungsmöglichkeit befindet sich - wie dargestellt - 
auf Flst.-Nr. 4095/4096. 

Für das Flurstück 4096, auf dem sich bereits ein 
Wirtschaftsgebäude befindet, wird keine Festset-
zung getroffen. Das Flurstück ist von ausreichen-
der Größe, um weitere Gebäude errichten zu kön-
nen. 
 
 
 

Die Belange der 
betroffenen 
landwirtschaft-
lichen Betriebe 
erfordern keine 
Änderung des 
Bebauungs-
plans.  
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11, 70173 Stuttgart  
 

Wir verweisen vollumfänglich auf die von unserer Mandantschaft 
eingeholte gutachterliche Stellungnahme des öffentlich bestellten 
und vereidigten Sachverständigen für landwirtschaftliche Betriebs-
wirtschaft, Bewertung und Taxation Dipl.-Ing. agr. Thomas Wahl, 
Steinheim, vom 27.10.2016 mit der dieser Stellungnahme beigefüg-
ten bildlichen Darstellung des beabsichtigten Aussiedlerhofs - Anla-
ge 11 -. 
 

 
 
 

 2. Rein vorsorglich verweisen wir in diesem Zusammenhang auch 
auf die gutachterliche Stellungnahme des Prof. Dr. Maurmaier vom 
Oktober 2016 - Anlage 2 -. 
Dort prüft Prof. Dr. Maurmaier unter Ziff. 5 die Möglichkeit der Um-
fahrung des Flst.-Nr. 4095 mit der beabsichtigten OES-Trasse. 

 
 
 
 
 

 

 Er bejaht diese Umfahrungsmöglichkeit uneingeschränkt und emp-
fiehlt die Anlage eines etwas kleineren, weiter westlich beginnenden 
Radius (350 m statt 400 m) sowie die Verlegung des Kreisverkehrs 
an der K1603 nach Norden (ca. 20 m). Damit gelingt es, das Flst.-
Nr. 4095 nur noch in geringer Weise zu tangieren und damit die 
Aussiedlung zu ermöglichen. Zudem kann der Wirtschaftsweg 4092 
direkt neben die Fahrbahn gelegt werden, sodass schlecht bewirt-
schaftbare Flächen vermieden werden. 
Im Übrigen hätte diese Führung der OES-Trasse noch den Vorteil 
einer verbesserten Einfügung in die Landschaft, da sie dem Gelände 
besser angepasst ist und Höhe vermeidet. 
 
Der vorliegende Schriftsatz wird vorab per Telefax mit den Anlagen 
2 und 11 übermittelt; das Original dieses Schriftsatzes nebst den 
darin erwähnten vollständigen Anlagen folgt mit Normalpost. 

Die Ortsentlastungsstraße beginnt im Westen im 
Anschluss an eine längere Gerade der L 1127. 
Nach Aussage der Fachplaner und Gutachter 
(Verkehrsplanung: BS-Ingenieure) sind Radien 
unter 400 m im Anschluss an Geraden mit einer 
Länge von mehr als 400 m laut RAL (Richtlinien für 
die Anlage von Landstraßen) zu vermeiden und 
führen zu einer erhöhter Wahrscheinlichkeit von 
Unfällen durch Abkommen von der Fahrbahn. 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 

Die Stellung-
nahme wird 
nicht geteilt. 
Der Vorschlag 
ist laut RAL 
wegen erhöhter 
Unfallgefahr zu 
vermeiden und 
hat daher keine 
Änderungen 
des bisher aus-
gelegten Ent-
wurfs zufolge. 
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  248/313 

Bürger 6           Anlage 8
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Bürger 7 
vom 04.03.2015 
bei der Gemeinde 
eingegangen am 
07.11.2016 
 
 

die Erbengemeinschaft Lang (s.o.) als Miteigentümer des Flurstücks 
3228 Aspele erhebt 
 
EINWENDUNG 
 
gegen den „Bebauungsplan Ortsumgehung" 
 
Im wesentlichen schließen wir uns der Argumentation des Miteigen-
tümers von Bürger 12 an. 
 

 
 
 
 
 
 
 
Es wird auf die Stellungnahme des Planers / der 
Verwaltung und die Beschlussempfehlung zu Bür-
ger 12 verwiesen. 

 
 
 
 
 
Stellungnahme 
wird nicht ge-
folgt. 
 

 Es handelt sich um Grünland mit Baumbestand. 
Es wurde bereits 2011 durch Bürger 12, per Einwendung, eine Ent-
nahme des Flurstücks 3228 aus dem Bebauungsplan gefordert. 
 
Eine Abtretung von Grund und Boden bez. Fls.3228 für Feldwege-
bau ist nicht statthaft. Das Flurstück ist bereits im Norden durch 
Feldweg 3632, Im Süden durch Feldweg 3226 begrenzt. 

Da beim geplanten Vorhaben auch die Erschlie-
ßung von Flurstücken und der Verlauf von Feldwe-
gen berücksichtigt werden müssen, kann der Gel-
tungsbereich nicht nur die geplante Straße mit 
Nebenflächen und Ausgleichsflächen enthalten. Es 
ist notwendig, die Aussiedlerhöfe und die umlie-
genden Feldwege miteinzubeziehen.  

 

 Laut Bebauungsplan soll eine Gasleitung auf Feldweg 3226 verlegt 
werden, jedoch tangieren weder die Ortsumgehung noch die Gaslei-
tung Flurstück 3228. 

  

  
Forderung: 
 
Entnahme des Flurstücks 3228 aus der Grenze des räumlichen Gel-
tungsbereichs. 

Da es gleichzeitig nicht die Absicht des Bebau-
ungsplans ist, die Entwicklung dieser Höfe und 
ihrer landwirtschaftlichen Flächen zu bestimmen, 
wird in diesen Bereichen auf die Festsetzung von 
Art und Maß der Bebauung wie z. B. auch auf die 
Festsetzung von Flächen für Landwirtschaft ver-
zichtet. 

 
Der Forderung, 
das Flurstück 
3228 aus dem 
Geltungsbe-
reich zu neh-
men, kann aus  

Bürger 7 
vom 04.03.2015 
bei der Gemeinde 
eingegangen am 
07.11.2016 
 

Begründung: 
 
Das Fls hat keine Berührung mit der gepl. Ortsumgehung. 
 
Das Fls hat keine Berührung mit der gepl, Gasleitung. 
Feldwege sind bereits vorhanden. ( keine Anteilige Entnahme von 
Grund und 
Boden durch die gepl.Flurbereinigung.) 
 
Baumbestand in unmittelbarer Nähe von Fls 3228,3229 
 
Befahrung,Lagerung von Baumaterial etc. auf gegenüberliegender 
Seite von Feldweg 3226 (freie Ackerfläche, (Begrenzung von Flur-

Auf einem Großteil der Flächen innerhalb des Be-
bauungsplans erfolgen daher keine baurechtlichen 
Festsetzungen. 
 
 
Aufgrund dieser fehlenden Festsetzungen handelt 
es sich beim vorliegenden Bebauungsplan um 
einen „einfachen Bebauungsplan“. 
 

nebensteghen-
den Gründen 
nicht stattgege-
ben werden. 
 
Die Hinweise 
haben keine 
Änderungen 
des bisher aus-
gelegten Ent-
wurfs zufolge. 
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schäden, einfache Sanierung) 
 
Kein Überleitungsrecht auf Fls 3228. 

Bürger 8 
vom 04.11.2016 
 
Vertreten durch 
Kanzlei Labbe & 
Partner mbH, 
80083 München  
 

wir zeigen an, dass wir Bürger 8, anwaltschaftlich vertreten. Eine 
Vollmacht ist in Kopie beigefügt. 
Namens und im Auftrag unserer Mandantschaft erheben wir gegen 
die derzeit ausliegende Entwurfsplanung folgende 
 
Einwendungen: 

 
 
Kenntnisnahme 
 
 

 
 

 1. 
Unsere Mandantschaft führt einen landwirtschaftlichen Vollerwerbs-
betrieb. 
Hauptstandbein ist die Mastbullenhaltung. 
In den nächsten Jahren steht die Übergabe des Betriebes an den 
Sohn Stefan an, der nicht zuletzt auch im Hinblick auf die Weiterfüh-
rung der Landwirtschaft ein Agrarstudium aufgenommen hat, das 
kurz vor dem Abschluss steht. 
· 

 
Kenntnisnahme 
 

 
 

 Für den Erhalt und die Zukunft des landwirtschaftlichen Betriebes ist 
von entscheidender Bedeutung, dass dieser sich angemessen wei-
terentwickeln kann. Dies beinhaltet die Möglichkeit, sich an neue 
wirtschaftliche und politische Rahmenbedingungen anzupassen und 
auf neue gesetzliche Vorgaben reagieren zu können. So sind bei-
spielsweise die Bestimmungen zum Tierschutz und zur Tierhaltung 
in der Vergangenheit deutlich verschärft worden, und es ist damit zu 
rechnen, dass diese Entwicklung anhält. Für den Landwirt ist des-
halb wichtig, flexibel und angemessen reagieren zu können. 
Mit Realisierung der Ortsentlastungsstraße wäre dies nicht mehr 
möglich. 
 

Der Anregung, mögliche Existenzgefährdungen 
und die Entwicklungsmöglichkeiten zu unter-
suchen, wurde gefolgt. 
Die Bundesanstalt für Immobilien -Sparte Portfoli-
omanagement- Landwirtschaftlicher Gutachter-
dienst in Baden-Württemberg hat die Existenzge-
fahr für alle, vom Bauvorhaben betroffenen land-
wirtschaftlichen Betriebe untersucht. In den Gut-
achten wurde überprüft, ob die Betriebe infolge der 
geplanten Maßnahme „Ortsentlastungsstraße Affa-
lterbach“ in ihrer Existenz bedroht werden. Alle 
Gutachten kamen zum Ergebnis, dass kein Betrieb 
durch die geplante Maßnahme in seiner Existenz 
gefährdet wird. Auch die Untersuchung der Ent-
wicklungsmöglichkeiten insbesondere der Orts-
randbetriebe war Gegenstand der Gutachten. 
Hierbei konnte festgestellt werden, dass für einen 
möglichen Erweiterungsbedarf jeweils im An-
schluss an die vorhandenen Hofflächen ausrei-

Die Belange der 
betroffenen 
landwirtschaft-
lichen Betriebe 
erfordern keine 
Änderung des 
Bebauungs-
plans.  



 

  259/313 

Stellungnahme  
von 

Inhalt der Stellungnahmen Stellungnahme des Planers / der Verwaltung Beschluss-
empfehlung  

chend Erweiterungsflächen zur Verfügung stehen. 
Des Weiteren wurde in den Gutachten festgestellt, 
falls durch die OES Wirtschaftserschwernisse und 
Mehrwege entstehen sollten, sind diese im vorge-
sehenen Flurneuordnungsverfahren auszugleichen 
(s. Gutachten zu den betroffenen landwirtschaftli-
chen Betrieben) 

Bürger 8 
vom 04.11.2016 
Vertreten durch 
Kanzlei Labbe & 
Partner mbH, 
80083 München  
 

2. 
Die vorliegende Planung greift zum einen massiv in den eingerichte-
ten Vollerwerbsbetrieb ein und verhindert zum anderen jede Weiter-
entwicklung und notwendige Anpassung. 
Sie ist im Ergebnis existenzgefährdend.  

 
S. Sachverständigengutachten zur Untersuchung 
von Existenzgefährdungen 

 
s. oben 

 · Auf dem unmittelbar von der geplanten Trasse betroffenen 
Grundstück FI.-Nr. 3601 der Gemarkung Affalterbach befindet 
sich im südlichen Bereich die Hofstelle mit Wirtschaftsgebäuden, 
an die sich im Norden eine Ackerfläche anschließt. Das Flurstück 
misst ca. 3,6 ha. 

 Mit der Durchschneidung verliert der größere Teil der Ackerflä-
che den Hofanschluss und wäre künftig nur über erhebliche 
Mehrwege zu erreichen. Sowohl durch diese Mehrwege als auch 
durch die Verkleinerung bzw. Zerstückelung ergeben sich Wirt-
schaftserschwernisse und damit höhere Kosten. 

 

Die Sachverhalte der Durchschneidung, der Ent-
wicklungsmöglichkeiten und der Wirtschaftser-
schwernisse mit den damit verbundenen Mehrkos-
ten wurden in einem Sachverständigengutachten 
untersucht. Zum Thema Durchschneidung und 
Wirtschaftserschwernisse enthält das Gutachten 
folgende Aussage: „Die geplante Ortsentlastungs-
straße durchschneidet das Grundstück Flst.Nr. 
3610, es entstehen auf den verbleibenden Restflä-
chen höhere Bewirtschaftungskosten sowie Mehr-
wege, um den abgeschnittenen Grundstücksteil zu 
erreichen. Diese erhöhten Bewirtschaftungs- 
und Wegekosten sind im nachfolgenden Ent-
schädigungsverfahren zu entschädigen. Wenn, 
wie vorgesehen, ein Flurneuordnungsverfahren 
durchgeführt wird, sind diese Wirtschaftser-
schwernisse und Mehrwege im dortigen Ver-
fahren auszugleichen.“ 
„Nach meinen Feststellungen (Berechnung nach 
LandR 78 – Anlagen) betragen die erhöhten Be-
wirtschaftungskosten ca. 440 € p.a. und die Mehr-
wegekosten ca. 200 € p.a. 
Diese erhöhten Kosten von ca. 640 € p.a. sowie 
der Deckungsbeitragsverlust aufgrund des Flä-
chenverlustes von ca. 250 € p.a. können alleine 
keine Existenzgefährdung bei einem gesunden 

Die Belange der 
betroffenen 
landwirtschaft-
lichen Betriebe 
erfordern keine 
Änderung des 
Bebauungs-
plans. Falls 
durch die OES 
Wirtschaftser-
schwernisse 
und Mehrwege 
entstehen, kann 
dies im vorge-
sehenen Flur-
neuordnungs-
verfahren be-
rücksichtigt 
werden. 
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Betrieb auslösen.“ 
  Besonders problematisch ist, dass die Straßenplanung dazu 

führt, dass im Bereich der Hofstelle jegliche Entwicklungs- und 
Erweiterungsmöglichkeit beseitigt wird. Wohn- und Betriebs-
gebäude wären künftig zwischen Straßentrasse und Ortslage 
„eingezwängt". In dieser Situation wäre es beispielsweise nicht 
mehr möglich, notwendige Stall- bzw. Wirtschaftsgebäude neu zu 
errichten oder bestehende Gebäude im notwendigen Umfang zu 
erweitern. Dieser Stillstand würde im Ergebnis dazu führen, dass 
der Betrieb keine Zukunft hat. 

Der Gutachter kommt zum Schluss, dass „auch bei 
Realisierung der Ortsentlastungsstraße auf dem 
Grundstück ausreichend Erweiterungsfläche im 
Anschluss an die Hofstelle zur Verfügung steht, auf 
der ein Fresser- bzw. Maststall errichtet werden 
könnte.“ 

Die Belange der 
betroffenen 
landwirtschaft-
lichen Betriebe 
erfordern keine 
Änderung des 
Bebauungs-
plans. 

  
· Für unsere Mandantschaft belastend sind auch der zu erwarten-

de Verkehrslärm und die Entwertung des Wohnumfeldes. Die zur 
Planrechtfertigung herangezogene Entlastungswirkung für den 
Siedlungsbereich und die Siedlungsrandbereiche (S. 63 der Be-
gründung) trifft jedenfalls für den Bereich der Hofstelle der Fami-
lie unseres Mandanten nicht zu. 

 
3. 
Aus Vorstehendem ergeben sich rechtliche Bedenken gegen den 
Bebauungsplan für die Ortsentlastungsstraße Affalterbach. 

 
Laut den Gutachtern und Fachplanern (Verkehrs-
planung und -analyse: BS-Ingenieure) kommt die 
schalltechnische Untersuchung zur OES Affalter-
bach kommt zu dem Ergebnis, dass die maßge-
benden Immissionsgrenzwerte der 16. BImschV an 
allen Immissionsorten eingehalten werden. 
Im Jahre 2017 wurde eine umfassende Aktualisie-
rung der Verkehrsanalyse für Affalterbach durch-
geführt. Die Ergebnisse der Verkehrsanalyse 2017 
zeigen, dass die Verkehrsbelastungen in der Orts-
durchfahrt Affalterbach gegenüber den früheren 
Ergebnissen angestiegen sind. Der Durchgangs-
verkehrsanteil liegt bei ca. 64 %. Die Planbegrün-
dung für die Ortsentlastungsstraße ist somit ein-
deutig bestätigt.  
Laut den Gutachtern und Fachplanern (Verkehrs-
planung und -analyse: BS-Ingenieure) ist aus den 
aktualisierten Daten erkennbar, dass auf dieser 
Datenbasis fortführende Prognoseberechnungen 
mit Sicherheit nicht eine Höhe erreichen, dass 
duch das Vorhaben die Grenzwerte der 16. BIm-
SchV (Schall) oder der 39. BImSchV (Luftschad-
stoffe) erreicht werden oder dass entwurfstechni-
sche Änderungen der Planung erforderlich werden. 

 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 

Bürger 8 
vom 04.11.2016 
 
Vertreten durch 
Kanzlei Labbe & 

3.1. 
In den Planungsleitlinien in § 1 Abs. 6 BauGB, die die allgemeinen 
Ziele der Bauleitplanung konkretisieren, ist unter Ziffer 8 b der Be-
lang der Land- und Forstwirtschaft ausdrücklich genannt. Dieser 
Belang ist besonders zu berücksichtigen. 

 
Wie oben schon beschrieben, hat die Gemeinde-
verwaltung Existenzgefährdungen durch Sachver-
ständigengutachten untersuchen lassen. „Erhöhte 
Bewirtschaftungs- und Wegekosten sind im nach-

 
s. oben (Ziff. 2)  
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Partner mbH, 
80083 München  
 

Eine Planung, die einem landwirtschaftlichen Vollerwerbsbetrieb die 
Existenzgrundlage entzieht, trägt dieser gesetzlichen Vorgabe nicht 
Rechnung. 
 

folgenden Entschädigungsverfahren zu entschädi-
gen. Wenn, wie vorgesehen, ein Flurneuordnungs-
verfahren durchgeführt wird, sind diese Wirt-
schaftserschwernisse und Mehrwege im dortigen 
Verfahren auszugleichen.“ Alle Gutachten kamen 
zum Ergebnis, dass kein Betrieb durch die geplan-
te Maßnahme in seiner Existenz gefährdet wird.  

 3.2. 
Nach § 1 Abs. 7 BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleitpläne die 
öffentlichen und privaten Belange gegeneinander und untereinander 
gerecht abzuwägen. 
Nach dem grundlegenden Urteil des Bundesverwaltungsgerichts 
vom 23.01.1981 (Az.: 4 C 4.78) verlangt das Abwägungsgebot, dass 
· eine Abwägung überhaupt stattfindet, · in die Abwägung an 
Belangen eingestellt wird, was nach Lage der Dinge in sie eingestellt 
werden muss und 
· weder die Bedeutung der betroffenen öffentlichen und priva-
ten Belange verkannt noch der Ausgleich zwischen ihnen in einer 
Weise vorgenommen wird, die zur objektiven Gewichtigkeit einzelner 
Belange außer Verhältnis steht. 
Die vorliegende Begründung zum Bebauungsplanentwurf stellt aus-
schließlich auf die Aspekte Verkehrssicherheit und Entlastung des 
innerörtlichen Bereichs ab, lässt aber nicht erkennen, dass die Aus-
wirkungen auf die Landwirtschaft und damit auf den Betrieb unserer 
Mandantschaft überhaupt als abwägungserheblicher Belang einge-
stellt worden ist. 
 
 

 
Die privaten Belange der Landwirtschaft sind durch 
die Beteiligung der Höheren und der Unteren 
Landwirtschaftsbehörde sowie des Bauernverban-
des als Träger öffentlicher Belange vertreten.  
 
In der Bestandsaufnahme sowohl der Umweltver-
träglichkeitsstudie (Unterlage 4 Nr. 1.1 S. 54 f) als 
auch des GOP (Unterlage 4 Nr. 2.0) und des Um-
weltberichtes (Unterlage 1 Nr. 6, S. 79) wurden die 
landwirtschaftlichen Belange vollumfänglich be-
rücksichtigt. Im GOP wurden die Wert- und Funkti-
onselemente des Schutzgutes 'Boden' mit beson-
derer Bedeutung in Text und Karte wertend in die 
Untersuchungen eingestellt (S. 21 ff: Kap. 2.3.1.3 
Rechtliche Festsetzung und planerische Vorga-
ben): 
 

- Auswertung der Wirtschaftsfunktionenkarte 
(fast ausschließlich Flächen der Vorrangflur 1), 

- Darstellung des Vorbehaltsgebietes für die 
Landwirtschaft gemäß Regionalplan, 

- Bewertung der natürlichen Bodenfunktionen, 
insbesondere der natürlichen Ertragsfähigkeit. 

 
Auch bei der Variantenauswahl und der Trassen-
ausformung wurden die landwirtschaftlichen Be-
lange vollumfänglich berücksichtigt, wie in Unterla-
ge 4 / Nr. 1.1 - Umweltprüfung - Umweltverträg-
lichkeitsstudie auf S. 157 ff dokumentiert wurde. 
 
Dabei wurden u. a. folgende Sachverhalte berück-

Die Stellung-
nahme wird 
nicht geteilt. 
Insgesamt wurde 
ein umfangrei-
ches Abwä-
gungsmaterial 
erarbeitet (s. 
Spalte links). In 
die Abwägung an 
Belangen wird 
eingestellt, was 
nach Lage der 
Dinge in sie ein-
gestellt werden 
muss, und es 
wird weder die 
Bedeutung der 
betroffenen öf-
fentlichen und 
privaten Belange 
verkannt, noch 
der Ausgleich 
zwischen ihnen 
in einer Weise 
vorgenommen, 
die zur objektiven 
Gewichtigkeit 
einzelner Belan-
ge außer Ver-
hältnis steht. Vgl. 
auch Begrün-
dung zum Be-
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sichtigt: 
 

- Vermeidung von Eingriffen in landwirtschaftli-
che Gebäudesubstanz und somit des gewach-
senen Ortsrandbereiches, 

- flächensparende Verknüpfung (Schutzgut Bo-
den) mit der K 1603 und der K 1604 durch die 
hier vorgesehenen Kreisverkehrsplätze (KVP), 

- Minimierung der Zerschneidung des im Regio-
nalplan ausgewiesenen Vorbehaltsgebietes für 
die Landwirtschaft, 

- Aufrechterhaltung landwirtschaftlicherWege-
verbindungen, 

- Minimierung der Eingriffe insbesondere in die 
hochwertigen ackerbaulich genutzten Flächen 
östlich des bestehenden Feldweges im Ge-
wann Holzäcker, 

- Abstände zu landwirtschaftlichen Betrieben. 
 
Das landwirtschaftliche Wegenetz mit Auswirkun-
gen auf die Trasse der OES (Weganschlüsse, 
Querungsmöglichkeiten, zusätzliche Wirtschafts-
wege) wurde mit der Landwirtschaftsverwaltung 
abgestimmt. 
 
Um den entstehenden Landverlust auf einen grö-
ßeren Kreis von Eigentümern zu verteilen, wird 
eine Unternehmensflurbereinigung angestrebt. 

bauungsplan-
entwurf (Unterla-
ge 1 Nr. 5).  
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 

Bürger 8 
vom 04.11.2016 
 
Vertreten durch 
Kanzlei Labbe & 
Partner mbH, 
80083 München  
 

3.3. 
Nach der Begründung zum Bebauungsplanentwurf (2.7) soll der 
Grunderwerb über eine Unternehmensflurbereinigung nach §§ 87 
FlurbG sichergestellt werden. Dies gibt Anlass darauf hinzuweisen, 
dass die dargestellte Problematik für unsere Mandantschaft durch 
ein solches Verfahren nicht gelöst, nicht einmal entscheidend abge-
mindert werden kann. Wie dargestellt, ist es für den Betrieb unab-
dingbar, dass im an die Hofstelle anschließenden nördlichen Bereich 
eine Entwicklung möglich bleibt. Aufgrund der Trassierung der Orts-
entlastungsstraße ist dies nicht mehr möglich und auch ein Unter-
nehmensflurbereinigungsverfahren könnte hieran nichts ändern. 

 
 
 
Der Sachverhalt der Entwicklungsmöglichkeiten 
wurde, wie schon oben erwähnt, in den Sachver-
ständigengutachten untersucht. 

Die Stellung-
nahme wird 
nicht geteilt. 
Es sind weiterhin 
Entwicklungs-
möglichkeiten 
gegeben (s. 
oben). 
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Bürger 8 
vom 04.11.2016 
 
Vertreten durch 
Kanzlei Labbe & 
Partner mbH, 
80083 München  
 

3.4. 
Im Entwurf ist die Ortsumgehungsstraße mit zwei Abschnitten dar-
gestellt, einem Bereich mit planfeststellungsersetzendem Bebau-
ungsplan und im weiteren Verlauf mit einfachem Bebauungsplan. 
Im Hinblick auf die Funktion der geplanten Straße innerhalb des 
bestehenden Straßennetzes gehen wir davon aus, dass es sich in 
der Sache insgesamt um eine Landesstraße im Sinne von § 3 Abs. 1 
Ziffer 1 StrG handelt, so dass das Vorhaben insgesamt planfeststel-
lungs-pflichtig ist. 
 

 
Nur der westliche Teil des Bebauungsplans ist 
aufgrund der Straßenklassifizierung planfeststel-
lungsersetzend und legt den Verlauf der Landes-
straße L1127 zwischen der Geltungsbereichsgren-
ze (Station 0+140) und der Station 0+370, sowie 
die Anbindung an die Marbacher Straße (L1127) 
fest. Beim östlichen Teil handelt es sich um eine 
Gemeindestraße (s. Begründung). 
 

 
 
Die Stellung-
nahme wird 
nicht geteilt. 
 

 Im Übrigen ist aus den Unterlagen nicht ersichtlich, ob und inwieweit 
die notwendige inhaltliche Koordination zwischen der Gemeinde und 
dem Träger der Fachplanung erfolgt ist.  
Diesbezügliche Einwendungen bleiben vorbehalten. 
 

Alle Träger der Fachplanung wurden in dieser 
Angelegenheit beteiligt. 

 

 4. 
Aus Vorstehendem ergibt sich, dass der Bebauungsplan in dieser 
Form rechtsgültig nicht erlassen werden kann. 

 Die Stellung-
nahme wird 
nicht geteilt,  
s. oben. 

    
Anlage Vollmacht Kenntnisnahme  
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Bürger 9 
vom 04.11.2016 
 
 

gegen die geänderte Planung der Ortsentlastungsstrasse Affalter-
bach lege ich Einspruch ein. Meine Gründe betreffen im wesentli-
chen 3 Punkte: 
 

1. Durch die geplante Straße wird wohl der Innerortsverkehr etwas 
entlastet, aber gleichzeitig eine große Zahl von Bürgern, die bis-
her in Ruhe und Frieden lebten - in einer Gartensiedlung - neu 
belastet. Die Umgehungsstrasse wird dabei wie eine „kleine" Au-
tobahn genutzt und sehr viel Verkehr anziehen - mit all ihren Fol-
gen wie Lärm (Tag und Nacht), Abgasen und Feinstaub. 

 

 
Kenntnisnahme 
 
 
Laut den Gutachtern und Fachplanern (Verkehrs-
planung und -analyse: BS-Ingenieure) zeigen so-
wohl die schalltechnische Untersuchung zur OES 
als auch die projektbezogene Luftschadstoffunter-
suchung auf, dass die jeweiligen Grenzwerte ein-
gehalten werden. 
Laut den Gutachtern und Fachplanern (Verkehrs-
planung und -analyse: BS-Ingenieure) ist aus den 
aktualisierten Daten erkennbar, dass auf dieser 
Datenbasis fortführende Prognoseberechnungen 
mit Sicherheit nicht eine Höhe erreichen, dass 
duch das Vorhaben die Grenzwerte der 16. BIm-
SchV (Schall) oder der 39. BImSchV (Luftschad-
stoffe) erreicht werden oder dass entwurfstechni-
sche Änderungen der Planung erforderlich werden. 

 
 
 
 
 
 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
 

Bürger 9 
vom 04.11.2016 
 

2. Die geplante Fußgängerbrücke von Birkhau in den Ort wird eine 
Katastrophe. 

 Damit werden die älteren Menschen mit Rollstuhl oder Rollator 
vom Ort abgeschnitten. Die Kinder werden aus Bequemlichkeit 
nicht den Berg bewältigen, sondern die Kreisstraße benutzen. 
Sie werden die Gefahrenstelle Kreisverkehr in Kauf nehmen. Wo 
bleibt bei dieser Planung der Mensch? 

 

 
Die Forderung einer geringeren Rampennei-
gung als die bisher vorgesehenen 5 % wird für 
die weitere Planung aufgenommen, so dass für 
Menschen mit motorischen Einschränkungen 
kein wesentliches Hindernis entsteht. 
 
Die Anregung betrifft nicht unmittelbar den 
Bebauungsplan, sondern die Ausführungspla-
nung. Sie führt deshalb zu keiner Änderung 
des Bebauungsplans. 
 

In der Ausfüh-
rungsplanung 
wird die Wege-
querung über 
die Ortsentlas-
tungsstraße an 
der K1674 zwi-
schen Birkhau 
und Affalter-
bach so ausge-
bildet, dass für 
Menschen mit 
motorischen 
Einschränkun-
gen kein we-
sentliches Hin-
dernis entsteht. 
 

 3. Das Naherholungsgebiet Beckental, das auch ein wertvolles 
Ökologiegebiet für Flora und Fauna gebildet hat, wird völlig zer-
stört. Wo bleibt der Mensch, wenn er seine eigene natürliche 

Laut den Fachplanern (Umweltplanung: Eberhard 
+ Partner GbR) wird das Beckental nicht zerstört, 
sondern durch Optimierungen an der Trasse in 

Die Stellung-
nahme wird aus 
nebenstehen-
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Grundlage Stück für Stück zerstört und 'die Lasten und negativen 
Folgen der nächsten Generation aufbürdet? 

 

Lage und Höhe sowie durch umfangreiche Aus-
gleichsmaßnahmen in seinen vielfältigen Funktio-
nen erhalten. 
Die Trasse wurde so ausgestaltet, dass Beein-
trächtigungen des Naturhaushaltes und des Land-
schaftsbildes so weit wie möglich minimiert wer-
den. Die aufgrund verschiedener Zwangspunke 
notwendige Dammlage der Trasse wird durch zwei 
breite Brücken unterbrochen. Dies hat den Vorteil, 
dass die Sichtbeziehungen und damit die Erho-
lungsfunktion und die funktionalen Beziehungen 

- Transferraum für Fledermäuse und Vögel sowie 

- Kaltluftabflussgebiet 
weitgehend erhalten werden. 
Durch eine Modellierung im Umfeld der OES sowie 
die Anlage von Obstwiesen (Maßnahme M 3, 
M3a), die Anlage von extensivem Grünland (Maß-
nahmen M2, M2a und M4) sowie die Bepflanzung 
der Straßenböschungen (Maßnahme M6) wird 
diese landschaftsgerecht in die Landschaft einge-
bunden. Eine Verunstaltung des Landschaftsbildes 
wird also vermieden, und die Erholungseignung 
bleibt weitgehend erhalten bzw. wird wiederherge-
stellt. 
Die Maßnahmen im Beckental dienen dazu, die 
bestehenden Funktionen für Tiere und Pflanzen zu 
stärken: 

- Aufbau von Leitlinien für Fledermäuse durch die 
Gehölzpflanzung (Maßnahme M6), 

- Aufbau von Nahrungs- und Jagdhabitaten für 
Fledermäuse und von Bruthabitaten für Brutvö-
gel durch die Anlage von extensiven Obstwie-
sen und von extensivem Grünland (Maßnahmen 
M2 bis M4). 

Ackerbau findet nach dieser Planung im Beckental 
nicht mehr statt, d. h., es werden die Vorausset-
zungen für extensive, naturverträglichere Nut-
zungsformen geschaffen. 
 

den Gründen 
nicht geteilt, 
das das Be-
ckental zerstört 
werde. 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 
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Bürger 10 
vom 06.11.2016 
 
 

hiermit möchten wir gegen den Bebauungsplan der Ortsentlastungs-
straße Einspruch erheben. 
 
Wir bewirtschaften in unserem Betrieb 52ha Ackerland wobei ca. 
30% der Fläche mehr oder minderstark betroffen sind. 
 

 
 
 
Kenntnisnahme 

 
 
 
 

 Durch die Ausweisung der Trasse ist zu erkennen, dass große und 
vor allem zusammenhängende Flurstücke durchschnitten werden 
sollen. Die übrigen Flächen zu beiden Seiten der Trasse bzw. ge-
planten Strasse wären sehr schlecht oder gar nicht mehr zu bewirt-
schaften. Zudem sind die restlichen Arbeitsflächen nicht mehr von 
beiden Seiten mit Feldwegen erschlossen. Wenn die alten Struktu-
ren (Feldwegen) wieder hergestellt werden sollen, würde ein noch 
immenserer Flächenverbrauch benötigt. 
 

Die geplante Ortsentlastungsstraße quert bzw. 
durchschneidet vorhandene Feld- und Wirt-
schaftswege. Der Entwurf des Bebauungsplans 
sieht die Ergänzung bzw. den Ersatz verloren ge-
gangener Wegeverbindungen vor.  
Wesentlicher Planungsgrundsatz bei der Wege-
konzeption bestand darin, die vorhandenen Hof-
stätten im Außenbereich bestmöglich an das land-
wirtschaftliche Wegenetz sowie an die öffentlichen 
Verkehrsanlagen anzubinden und eine bestmögli-
che Bewirtschaftung der bestehenden landwirt-
schaftlichen Flächen sicherzustellen.  
Bei der Planung wurde ebenfalls berücksichtigt, die 
der Erholungsfunktion dienenden Wegebeziehun-
gen zu erhalten. Der Bebauungsplan sichert die 
erforderlichen Flächen. 
Die Kompetenz der Flurbereinigungsbehörde bleibt 
unberührt. Eine weitere Optimierung des Feld-
wegenetzes kann voraussichtlich im geplanten 
Flurneuordnungsverfahren erfolgen. 

Es ist ein Flur-
neuordnungs-
verfahren vor-
gesehen durch 
das spitzwinklige 
bzw. ungünstig 
geschnitte 
Grundstücke 
vermieden wer-
den können. 
Die Anregung 
betrifft nicht 
das Bebau-
ungsplanver-
fahren, sondern 
die Ausfüh-
rungsplanung 
bzw. das Flur-
neuordnungs-
verfahren. 

    
Bürger 10 
vom 06.11.2016 
 

In unserem Betrieb sind folgende Flächen betroffen:  
 
Im Gewand 
 
Weiler Weg 302 ar 
mit den Flst. 2515, 2514, 2513,2512 und Teile vom Flst. 2511/2 
 
Wolfsölder Weg 72 ar  
Flst. 2572,2571, 
 
Wolfsölder Weg 101 ar 
Flst. 2565,2566,2567,2568,2569 
 

Kenntnisnahme  
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Holzäcker 1001 ar  
Flst. 3222,3223,3224,3225/1 
 
Beckental 34 ar Flst. 
3233 
 

Bürger 10 
vom 06.11.2016 
 

Da es sich bei unseren Flächen überwiegend um Pachtflächen han-
delt, befürchten wir durch Grundstücksveräußerungen der Verpäch-
ter an die Gemeinde weitere Flächenverluste, welche die Existenz 
unseres Betriebes gefährdet. 

Der Anregung, mögliche Existenzgefährdungen 
und die Entwicklungsmöglichkeiten zu untersu-
chen, wurde gefolgt. 
Die Bundesanstalt für Immobilien -Sparte Port-
foliomanagement- Landwirtschaftlicher Gut-
achterdienst in Baden-Württemberg hat die 
Existenzgefahr für alle, vom Bauvorhaben be-
troffenen landwirtschaftlichen Betriebe untersucht. 
In den Gutachten wurde überprüft, ob die Betriebe 
infolge der geplanten Maßnahme „Ortsentlas-
tungsstraße Affalterbach“ in ihrer Existenz bedroht 
werden. Alle Gutachten kamen zum Ergebnis, 
dass kein Betrieb durch die geplante Maßnahme in 
seiner Existenz gefährdet wird. Auch die Untersu-
chung der Entwicklungsmöglichkeiten insbesonde-
re der Ortsrandbetriebe war Gegenstand der Gut-
achten. Hierbei konnte festgestellt werden, dass 
für einen möglichen Erweiterungsbedarf jeweils im 
Anschluss an die vorhandenen Hofflächen ausrei-
chend Erweiterungsflächen zur Verfügung stehen. 
Des Weiteren wurde in den Gutachten festgestellt, 
falls durch die OES Wirtschaftserschwernisse und 
Mehrwege entstehen sollten, sind diese im vorge-
sehenen Flurneuordnungsverfahren auszugleichen 
(s. Gutachten zu den betroffenen landwirtschaftli-
chen Betrieben). 

Bei der Begutachtung wurden Eigentumsflächen 
und Pachtland berücksichtigt. Der Gutachter kam 
für den Betrieb zum Schluss: „Der Flächenverlust 
löst damit aus betriebswirtschaftlicher Sicht keine 
Existenzgefährdung aus.“  
 

Die Belange der 
betroffenen 
landwirtschaft-
lichen Betriebe 
erfordern keine 
Änderung des 
Bebauungs-
plans. Falls 
durch die OES 
Wirtschaftser-
schwernisse 
und Mehrwege 
entstehen, kann 
dies im vorge-
sehenen Flur-
neuordnungs-
verfahren be-
rücksichtigt 
werden. 

Bürger 11 
vom 21.10.2016 

wir beziehen uns zunächst nochmals auf unsere Stellungnahme vom 
08.03.2011 zu den zwei neugeplanten Kreisverkehrsplätzen an der 

 
Auf die Abwägungstabelle im Rahmen der frühzei-

Der Hinweis hat 
keine Änderun-
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K1603 Richtung Erdmannhausen und der K1604 Richtung Kirchberg 
mit der Stellungnahme des Planers / der Verwaltung im Schreiben 
vom 09.11.2011 (siehe Anlage). 
 

tigen Beteiligung wird verwiesen. Dem Gemeinde-
rat waren die Einwendungen bekannt. Er hat dem 
damaligen Vorschlag der Verwaltung zugestimmt 
und hält an der damaligen Stellungnahme fest.  

gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 

 Aufgrund des neuen Bebauungsplanentwurfs und der entsprechen-
den Beschreibung im Amtsblatt Affalterbach vom 29.09.2016 haben 
wir festgestellt, dass nur eine Unterführung für Fußgänger und Rad-
fahrer am Kreisverkehrsplatz der K1603 berücksichtigt wurde. 

  

Bürger 11 
vom 21.10.2016 
 

Am Kreisverkehrsplatz der K1604 ist offenbar keine Unterführung, 
sondern nur ein Zebrastreifen / Überweg vorgesehen. Da bereits 
jetzt ein Fuß- und Radweg zwischen Affalterbach und Neuhof / 
Kirchberg besteht und auf der geplanten Ortsentlastungsstraße viel 
mehr Straßenverkehr als jetzt zwischen Affalterbach und Kirchberg 
stattfindet und somit eine Überquerung der Ortsentlastungsstraße 
wesentlich schwieriger und gefährlicher wird, bitten wir auch hier für 
das Einplanen einer Unterführung. 

Eine Unterführung des straßenbegleitenden Weg-
es an der K 1604 ist nicht vorgesehen. Die im Zu-
ge der OES an dem Kreisverkehrsplatz geplante 
Mittelinsel dient der Querungssicherung. 

Der Stellung-
nahme wird 
nicht gefolgt. 
Die im Zuge der 
OES an dem 
Kreisverkehrs-
platz der K1604 
geplante Mittelin-
sel dient der 
Querungssiche-
rung. 
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Bürger 12 
vom 02.11.2016 
 
Vertreten durch 
Rechtsanwalt Dr. 
Armin Wirsing, 
Königstraße 36, 
70173 Stuttgart  
 

wir vertreten Bürger 12. Vollmacht haben wir mit Schreiben vom 
03.03.2011 vorgelegt. 
Namens und in Vollmacht von Bürger 12 nehmen wir im Rahmen 
der Auslegung des Bebauungsplanentwurfs nach § 3 Abs. 2 BauGB 
zu diesem Entwurf wie folgt Stellung: 
 
A. 
Ausgangslage 
 

 
 
Kenntnisnahme 

 
 
 

 1. Landwirtschaftlicher Betrieb unseres Mandanten 
 
Unser Mandant ist Landwirt und Winzer. Seine Hofstelle befindet 
sich nördlich des Beckentalwegs auf den Grundstücken Flst. Nr. 
3586, 3588 und 3589. Die Betriebszweige des landwirtschaftlichen 
Betriebs unseres Mandanten sind Weinbau, Obstbau auch mit 
Streuobst, Mosterei zur Herstellung von Most und Apfelsaft sowie 
eine Brennerei. Auf den Betriebsgrundstücken befindet sich das 
Wohnhaus unseres Mandanten, Beckentalweg 7, sowie das Wohn-
haus Beckentalweg 5/1. Die Hofstelle verfügt über eine Zufahrt vom 
Beckentalweg und von der Bahnhofstraße (K 1604) auf die Hof-
grundstücke FIst. Nr. 3586, 3588 und 3589. 
 

 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
Die Hofstelle kann nicht mit PKWs von der Bahn-
hofstraße erreicht werden.  
 

 
 
 
 
 
 
 
Die Stellung-
nahme wird 
nicht geteilt. 
 
 
 

 Die Ausweisung des Wohnbaugebiets „Hinterm Kirchhof" in den 
Jahren 2013 und 2014 hatte zur Folge, dass unser Mandant eine für 
den Betrieb genutzte, gepachtete Scheuer verloren hat. Die Auswei-
sung dieses Wohngebiets hatte weiter zur Folge, dass damit eine 
Entwicklung des Betriebs nach Süden unmöglich gemacht worden 
ist. Der bestehende Betrieb kann daher nur nach Norden in Richtung 
der geplanten Ortsentlastungsstraße erweitert und dort u.a. Ersatz 
für die verloren gegangene Scheuer geschaffen werden. 
Der bestehende Betrieb soll in zwei Baustufen zunächst um eine 
Mosterei, Kellerei und Tanklagerraum und in der zweiten Baustufe 
um eine neue Brennerei mit angrenzendem beheiztem Gärraum 
erweitert werden. Die Mosterei und der Tanklagerraum sind erforder-
lich, um künftig die gesamte Apfelernte selbst verarbeiten zu kön-
nen. Derzeit können weniger als ein Drittel der Apfelernte selbst 
verarbeitet werden. Der Rest muss verkauft werden. 
Die Fortführung des Betriebs ist gesichert, da sich die Tochter mit 
dem Studium der Lebensmittelwissenschaft und Biotechnologie, 
Fachrichtung Getränkeherstellung, bereits darauf vorbereitet. 

Die Bundesanstalt für Immobilien -Sparte Port-
foliomanagement- Landwirtschaftlicher Gut-
achterdienst in Baden-Württemberg hat die 
Existenzgefahr für alle, vom Bauvorhaben be-
troffenen landwirtschaftlichen Betriebe untersucht. 
In den Gutachten wurde überprüft, ob die Betriebe 
infolge der geplanten Maßnahme „Ortsentlas-
tungsstraße Affalterbach“ in ihrer Existenz bedroht 
werden. Alle Gutachten kamen zum Ergebnis, 
dass kein Betrieb durch die geplante Maßnahme in 
seiner Existenz gefährdet wird. Auch die Untersu-
chung der Entwicklungsmöglichkeiten insbesonde-
re der Ortsrandbetriebe war Gegenstand der Gut-
achten. Hierbei konnte festgestellt werden, dass 
für einen möglichen Erweiterungsbedarf jeweils im 
Anschluss an die vorhandenen Hofflächen ausrei-
chend Erweiterungsflächen zur Verfügung stehen. 
Des Weiteren wurde in den Gutachten festgestellt, 

Die Belange der 
betroffenen 
landwirtschaft-
lichen Betriebe 
erfordern keine 
Änderung des 
Bebauungs-
plans. Falls 
durch die OES 
Wirtschaftser-
schwernisse 
und Mehrwege 
entstehen, kann 
dies im vorge-
sehenen Flur-
neuordnungs-
verfahren be-
rücksichtigt 
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 falls durch die OES Wirtschaftserschwernisse und 
Mehrwege entstehen sollten, sind diese im vorge-
sehenen Flurneuordnungsverfahren auszugleichen 
(s. Gutachten zu den betroffenen landwirtschaftli-
chen Betrieben) 

werden. 

Bürger 12 
vom 02.11.2016 
 
Vertreten durch 
Rechtsanwalt Dr. 
Armin Wirsing, 
Königstraße 36, 
70173 Stuttgart  
 

2. Betroffenheit unseres Mandanten 
 
Die geplante Ortsentlastungsstraße greift im Bereich der als Kreis-
verkehr geplanten Kreuzung der Ortsentlastungsstraße mit der K 
1604 in die Betriebsgrundstücke unseres Mandanten ein und er-
schwert dadurch die weitere Entwicklung des landwirtschaftlichen 
Betriebs unseres Mandanten. Zwar hat sich durch die seit der früh-
zeitigen Bürgerbeteiligung im Jahr 2011 erfolgte Verschiebung des 
Kreisverkehrs um ca. 20 m nach Norden und Osten die unmittelbare 
Grundstücksinanspruchnahme geringfügig verringert, aber auch die 
aktuelle Planung würde zu einem erheblichen Eingriff in die Be-
triebsgrundstücke unseres Mandanten führen. 
 

 
 
Der Gutachter kommt zu folgender Beurteilung: 
„Der Flächenverlust für die 3 Grundstücke Flst.Nrn. 
3586, 3588 und 3589 beträgt insgesamt 653 m² 
bzw. 0,0653 ha. Selbst für einen Nebenerwerbsbe-
trieb muss ein solcher Flächenverlust als gering 
bezeichnet werden. 
Beurteilungsmaßstab ist die aktuelle Sach- und 
Rechtslage. Notwendige Angaben zur Sachlage 
wurden jedoch nicht gemacht (z.B. Betriebsgröße). 
Konkrete Hinweise, dass eine Betriebserweiterung 
(Baupläne für Neubau oder Ausbau, Bauvoranfra-
gen, Baugesuche o.ä.) geplant war, die nun durch 
die Ortsentlastungsstraße zunichte gemacht wür-
de, wurden weder übergeben und waren auch 
nicht zu erkennen. Auch die Berufsabsichten der 
Tochter (Studium der Lebensmittelwissenschaften) 
können noch nicht abschließend beurteilt werden 
(BVerwG, Urteil vom 18. März 2009 – 9 A 35/07 –, 
juris)“ (s. Gutachten zu der Frage, ob der landwirt-
schaftlicher Betrieb von Bürger 12… infolge der 
geplanten Maßnahme „Ortsentlastungsstraße Affa-
lterbach“ in seiner Existenz bedroht wird). 
 

 
 
Die Stellung-
nahme wird 
nicht geteilt. 
S. nebenstehen-
de Begründung 

 Unser Mandant würde dazuhin die bisher bestehende Zufahrt von 
der K 1604 auf seine Grundstücke Flst. Nr. 3586, 3588 und 3589 
und damit die unmittelbare Zufahrt zum nördlichen Bereich seines 
landwirtschaftlichen Betriebs verlieren. 
 
 
 
 
 
 

Für PKWs besteht bislang keine Zufahrt auf die 
Grundstücke Flst. Nr. 3586, 3588 und 3589 von 
Norden. Die Flurstücke können über das Flurstück 
3470/1 erreicht werden. 
Die Lage im Geltungsbereich des Bebauungsplans 
zieht keine direkten rechtlichen Folgen für das 
Flurstück 3228 nach sich, da die Aufstellung als 
einfacher Bebauungsplan nur dazu dient die Fest-
setzungen zu treffen, die für den Bau und die An-
bindung der Ortsentlastungsstraße wirklich not-

Die Stellung-
nahme wird 
nicht geteilt, da 
ein Anspruch 
auf eine Zufahrt 
mit PKWs auf 
landwirtschaft-
liche Grundstü-
cke nicht be-
steht. 
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Außer einem Großteil der Hofgrundstücke unseres Mandanten ist 
auch das im Eigentum einer Erbengemeinschaft, an der er zur Hälfte 
beteiligt ist, stehende Grundstück Flst. Nr. 3228 in den Geltungsbe-
reich des geplanten Bebauungsplans einbezogen, ohne dass eine 
städtebauliche Notwendigkeit dafür erkennbar wäre. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Unser Mandant befürchtet weiter, dass von der geplanten Ortsent-
lastungsstraße unzumutbare Verkehrslärmimmissionen insbesonde-
re auf sein Wohnhaus Beckentalweg 7 ausgehen. 
 

wendig sind.  
Da beim geplanten Vorhaben auch die Erschlie-
ßung von Flurstücken und der Verlauf von Feldwe-
gen berücksichtigt werden müssen, kann der Gel-
tungsbereich nicht nur die geplante Straße mit 
Nebenflächen und Ausgleichsflächen enthalten. Es 
ist notwendig, die Aussiedlerhöfe und die umlie-
genden Feldwege miteinzubeziehen. Da es gleich-
zeitig nicht die Absicht des Bebauungsplans ist, die 
Entwicklung dieser Höfe und ihrer landwirtschaftli-
chen Flächen zu bestimmen, wird in diesen Berei-
chen auf die Festsetzung von Art und Maß der 
Bebauung wie z. B. auch auf die Festsetzung von 
Flächen für Landwirtschaft verzichtet. Auf einem 
Großteil der Flächen innerhalb des Bebauungs-
plans erfolgen daher keine baurechtlichen Festset-
zungen. Die Lage im Geltungsbereich des Bebau-
ungsplans zieht keine direkten rechtlichen Folgen 
für das Flurstück 3228 nach sich. 
 
Laut den Gutachtern und Fachplanern (Verkehrs-
planung und -analyse: BS-Ingenieure) kommt die 
schalltechnische Untersuchung zur OES Affalter-
bach zu dem Ergebnis, dass die maßgebenden 
Immissionsgrenzwerte der 16. BImschV an allen 
Immissionsorten eingehalten werden. 

 
Die Stellung-
nahme wird 
nicht geteilt.  
Die Notwendig-
keit das Flur-
stück 3228 mit-
einzubeziehen 
ist aus neben-
stehenden 
Gründen gege-
ben. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 

Bürger 12 
vom 02.11.2016 
 
Vertreten durch 
Rechtsanwalt Dr. 
Armin Wirsing, 
Königstraße 36, 
70173 Stuttgart  
 

B. 
Einwendungen 
 
1. Erforderlichkeit unzureichend begründet 
 
Die geplante Ortsentlastungsstraße und damit der für die Planung 
aufgestellte Bebauungsplan sind gem. § 1 Abs. 3 Satz 1 BauGB nur 
dann erforderlich und damit gerechtfertigt, wenn die geplante Orts-
entlastungsstraße tatsächlich zu einer nachhaltigen Entlastung der 
Ortslage von Affalterbach, insbesondere der Ortsdurchfahrt führt. 
Dies ist höchst fraglich. Dies zeigt sich bereits an einem Vergleich 
der Fahrzeiten. Wie sich aus der als Anlage beigefügten Berech-
nung ergibt, ergibt sich für eine Fahrt über die geplante Ortsentlas-
tungsstraße bei 70 km/h auf freier Strecke eine Fahrzeit von 210 s. 

 
 
 
 
 
Laut den Gutachtern und Fachplanern (Verkehrs-
planung und -analyse: BS-Ingenieure) belegt die 
Verkehrsuntersuchung zur OES das Erfordernis 
einer Ortsumfahrung von Affalterbach und zeigt 
auf, dass die OES zu einer erheblichen Entlastung 
der Ortsdurchfahrt von Affalterbach führt. 
 
 

 
 
 
 
Die Stellung-
nahme wird 
nicht geteilt. 
Die nebenste-
henden Ausfüh-
rungen vermö-
gen die Aussa-
gen des Fach-
gutachters nicht 
in Frage zu stel-
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Eine Fahrt über die Ortsdurchfahrt dauert bei 50 km/h innerorts 131 
s und bei 30 km/h innerorts 189 s. In beiden Fällen, insbesondere 
bei innerorts 50 km/h, ist die Fahrt durch den Ort schneller als über 
die geplante Ortsentlastungsstraße. 
 

len. 
 

 Dies drängt die Frage auf, ob die im Erläuterungsbericht unter Nr. 
2.4 dargestellte Entlastung der Ortsdurchfahrt überhaupt eintreten 
wird. Dazu kommt, dass auf der Ortsdurchfahrt bei nur einer be-
darfsgesteuerten Fußgängerampel und einem Zebrastreifen eine 
beinahe ungehinderte Durchfahrt möglich ist. Wie sich Kreisverkehre 
auf freier Strecke auswirken, zeigt der weitere Verlauf der Strecke in 
Richtung B 14 Winnenden. Dort bilden sich an den drei Kreisverkeh-
ren fast täglich in den Stoßzeiten lange Schlangen mit Wartezeiten 
von teilweise mehreren Minuten. Der Fahrzeitenvergleich und der 
Vergleich der „Hindernisse" auf den beiden Strecken verdeutlicht, 
dass die zur Begründung der Erforderlichkeit der Ortsentlastungs-
straße angegebene Entlastung der Ortsdurchfahrt mit großer Wahr-
scheinlichkeit nicht erreicht werden wird. Moderne Navigationsgerä-
te, die auf Fahrzeiten abstellen, werden ein Übriges dazu tun, dass 
die bisher angenommene Entlastung nicht eintreten wird.  
 

 Die Stellung-
nahme wird 
nicht geteilt. 
s. oben 

 
Bürger 12 
vom 02.11.2016 
 
Vertreten durch 
Rechtsanwalt Dr. 
Armin Wirsing, 
Königstraße 36, 
70173 Stuttgart  
 

 
Hinsichtlich des Verkehrslärms erfolgt nach der schalltechnischen 
Untersuchung durch die geplante Ortsentlastungsstraße eine Entlas-
tung vor allem im Zuge der Marbacher Straße und der Winnender 
Straße. Dagegen stehen erhebliche Mehrbelastungen insbesondere 
für den Kindergarten und die Grundschule in der Klingenstraße. Die 
dort für den Planungsfall Null ermittelten Immissionspegel werden im 
Planungsfall 1 gesamt um 9 dB(A) am Kindergarten und um bis zu 
11,8 dB(A) an der Grundschule überschritten. Der „Immissionspegel-
Vergleich der Planungsfälle" in der schalltechnischen Untersuchung 
ohne das Neubaugebiet „Hinterm Kirchhof" zeigt, dass einer Entlas-
tung an 20 Immissionsorten (im Durchschnitt um 4,05 dB(A) 
¬Minimum 0,8 dB(A), Maximum 6 dB(A)) Mehrbelastungen an 37 
Immissionsorten (im Durchschnitt um 4,64 dB(A), Minimum 0,2 
dB(A), Maximum 11,8 dB(A)) auftreten. Zwar erfolgt die Entlastung 
in vielen Fällen an Stellen, die sehr hoch belastet sind. Im Hinblick 
auf die Gesamtbilanz stellt sich dennoch die Frage, ob mit der ge-
planten Ortsentlastungsstraße ein nachhaltiger Entlastungseffekt 
erzielt werden wird, der diese Maßnahme im Sinne des § 1 Abs. 3 

 
Laut den Gutachtern und Fachplanern (Verkehrs-
planung und -analyse: BS-Ingenieure) kommt die 
schalltechnische Untersuchung zur OES Affalter-
bach zu dem Ergebnis, dass die maßgebenden 
Immissionsgrenzwerte der 16. BImschV an allen 
Immissionsorten eingehalten werden. 
 
 
 

 
Die Stellung-
nahme wird aus 
nebenstehen-
den Gründen 
nicht geteilt. 
Die Hinweise 
haben keine 
Änderung des 
Bebauungs-
plans zufolge. 
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Satz 1 BauGB als erforderlich rechtfertigen kann. 
 

 Sollten die Schlüsse beim Fahrzeitenvergleich und beim Verkehrs-
lärm zutreffen, ist der Bebauungsplan für die geplante Ortsentlas-
tungsstraße nicht erforderlich. Ein Bebauungsplan dafür verstieße 
somit gegen § 1 Abs. 3 Satz 1 BauGB und wäre damit unwirksam. 
 

 Die Stellung-
nahme wird 
nicht geteilt. 
s. oben 
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2. Geltungsbereich Bebauungsplan 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplans ist weiterhin nicht gem. § 
1 Abs. 3 Satz 1 BauGB erforderlich. Denn der Bebauungsplanent-
wurf umfasst in erheblichem Umfang Flächen, die in keinem städte-
baulichen Zusammenhang mit der Ortsentlastungsstraße stehen. 
Eine Einbeziehung dieser Flächen in den Geltungsbereich dieses 
Bebauungsplans ist daher städtebaulich nicht erforderlich und somit 
nicht zulässig. 

 
Da beim geplanten Vorhaben auch die Erschlie-
ßung von Flurstücken und der Verlauf von Feldwe-
gen berücksichtigt werden müssen, kann der Gel-
tungsbereich nicht nur die geplante Straße mit 
Nebenflächen und Ausgleichsflächen enthalten. Es 
ist notwendig, die Aussiedlerhöfe und die umlie-
genden Feldwege miteinzubeziehen. 

 
Die Stellung-
nahme wird aus 
nebenstehen-
den Gründen-
nicht geteilt. 

 Wir fordern daher, die Begrenzung des Geltungsbereichs des Be-
bauungsplanentwurfs so zu ändern, dass nur unmittelbar städtebau-
lich betroffene Grundstücke und Grundstücksflächen davon erfasst 
werden. Aus diesem Grunde ist die Grenze des Geltungsbereichs 
des Bebauungsplans im Bereich der Hofgrundstücke Flst. Nr. 3586, 
3588 und 3589 unseres Mandanten so zurückzunehmen, dass sie 
nur den Bereich der unmittelbaren, für den Bau der geplanten Orts-
entlastungsstraße erforderlichen Flächeninanspruchnahme umfas-
sen. 
 

Da es gleichzeitig nicht die Absicht des Bebau-
ungsplans ist, die Entwicklung dieser Höfe und 
ihrer landwirtschaftlichen Flächen zu bestimmen, 
wird in diesen Bereichen auf die Festsetzung von 
Art und Maß der Bebauung wie z. B. auch auf die 
Festsetzung von Flächen für Landwirtschaft ver-
zichtet. Auf einem Großteil der Flächen innerhalb 
des Bebauungsplans erfolgen daher keine bau-
rechtlichen Festsetzungen. 
Aufgrund dieser fehlenden Festsetzungen handelt 
es sich beim vorliegenden Bebauungsplan um 
einen „einfachen Bebauungsplan“.  
 

s. oben 
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So ist die Gemeinde auch bei dem Bebauungsplan „Bittenfelder 
Weg" und dem auf dieser Grundlage realisierten Kreisverkehr 
„Schmiedäcker" verfahren. Für das vorliegende Vorgehen ist eine 
städtebauliche Erforderlichkeit i.S. des § 1 Abs. 3 Satz 1 BauGB 
nicht zu erkennen. 
Das von unserem Mandanten betrieblich genutzte Grundstück Flst. 
Nr. 3228 ist aus dem Geltungsbereich herauszunehmen, da es städ-
tebaulich keine Bedeutung für die geplante Ortsentlastungsstraße 
hat. 
 

Beim Bebauungsplan „Bittenfelder Weg“ handelt 
es sich um keinen einfachen Bebauungsplan nach 
§ 30 (3) BauGB. Die Bebauungspläne sind daher 
in diesem Punkt nicht vergleichbar. 
 
s. oben 

Die Stellung-
nahme wird aus 
nebenstehen-
den Gründen-
nicht geteilt. 

 Diese Forderung, den Geltungsbereich des Bebauungsplanentwurfs 
auf diejenigen Flächen zu beschränken, die zur Verwirklichung des 

Kenntnisnahme  
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geplanten Projekts benötigt werden, bedeutet allerdings nicht, dass 
unser Mandant mit der Inanspruchnahme auch nur eines Quadrat-
meters seiner Eigentumsflächen einverstanden wäre. 
 

 3. Grundstücke nicht in Anspruch nehmen 
Wir fordern wie bereits in unserer Stellungnahme vom 03.03.2011 
weiterhin, den Kreuzungspunkt der geplanten Ortsentlastungsstraße 
mit der K 1604 soweit nach Norden zu verschieben, dass die Grund-
stücke unseres Mandanten von diesem Projekt nicht mehr betroffen 
werden. Dies ist im Hinblick auf die Radien der Planung und die 
Topografie im maßgeblichen Bereich ohne weiteres möglich. 
 

 
 
 
Die West-Ost-Ausrichtung des Kreisverkehrsplat-
zes ist durch die Lage der K 1604 bestimmt. 
Eine weitere Veränderung ist trassierungstech-
nisch ungünstig. 

 
Der Forderung 
wird aus ne-
benstehenden 
Gründen nicht 
nachgekom-
men. 

 Die in der jetzigen Planung gegenüber dem Planungsstand von 
2011 vorgenommene Verschiebung des Kreisverkehrs um ca. 20 m 
nach Norden und Osten bringt nur eine leichte, nicht aber eine 
durchgreifende Verbesserung der Situation für unseren Mandanten. 
Denn bei den betroffenen Hof- und Erweiterungsflächen handelt es 
sich um Flächen, die - anders als ein einzelner Acker oder eine ein-
zelne Wiese - für die Zukunft des landwirtschaftlichen Betriebs unse-
res Mandanten von existenzieller Bedeutung sind. 
 

Siehe hierzu Gutachten der Bundesanstalt für 
Immobilien -Sparte Portfoliomanagement- 
Landwirtschaftlicher Gutachterdienst in Baden-
Württemberg. 

Die Belange der 
betroffenen 
landwirtschaft-
lichen Betriebe 
erfordern keine 
Änderung des 
Bebauungs-
plans. Falls 
durch die OES 
Wirtschaftser-
schwernisse 
und Mehrwege 
entstehen, kann 
dies im vorge-
sehenen Flur-
neuordnungs-
verfahren be-
rücksichtigt 
werden. 
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Um die Inanspruchnahme von Grundstücken unseres Mandanten zu 
reduzieren, sollte der Kreisverkehrsplatz an der K 1604 mittig und 
nicht nach Osten versetzt realisiert werden. Weiter könnten für unse-
ren Mandanten wertvolle Hof- und Betriebsflächen geschont werden, 
wenn auf den Verkehrsteiler auf der Südseite verzichtet würde. Wei-
tere Flächen könnten eingespart werden, wenn im südöstlichen Teil 
des Kreisverkehrs die über die Böschung erfolgende Entwässerung 
anstelle eines breiten offenen Wassergrabens in einer unterirdisch 
geführten Drainageleitung erfasst würde. 

Laut den Gutachtern und Fachplanern (Verkehrs-
planung und -analyse: BS-Ingenieure) kann auf 
den Fahrbahnteiler auf der Südseite aus Verkehrs-
sicherheitsgründen nicht verzichtet werden. 
 
Laut den Fachplanern (Verkehrsplanung: BS-
Ingenieure) wurden die Entwässerungseinrichtun-
gen nach dem maßgebenden Regelwerk geplant. 
Dieses sieht eine Entwässerungsmulde an der 

 

Der Forderung 
wird aus ne-
benstehenden 
Gründen nicht 
nachgekom-
men. 

Der Forderung 
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Unser Mandant ist daher nicht bereit, auch nur einen Quadratmeter 
seiner Grundstücke für den Bau der geplanten Ortsentlastungsstra-
ße zur Verfügung zu stellen. Dies gilt auch für jegliche vorüberge-
hende Inanspruchnahme im Zuge der Bauarbeiten. 
 
 

Oberfläche sowie eine darunter liegende Drainage-
leitung vor. 
Das Entwässerungssystem ist mit der Wasserwirt-
schaftsbehörde abgestimmt worden. 
 

wird aus ne-
benstehenden 
Gründen nicht 
nachgekom-
men. 

 

 4. Zufahrt von der K 1604 
 
Unser Mandant kann derzeit problemlos, d.h. auch mit dem Pkw von 
der K 1604 direkt auf seine Hofgrundstücke Flst. Nr. 3586, 3588 und 
3589 zu- und von diesen Grundstücken abfahren. In unserer Stel-
lungnahme vom 03.03.2011 haben wir daher gefordert, diese Zu-
fahrt ungeschmälert zu erhalten. In der Stellungnahme der Gemein-
de vom 05.07.2016 wird dazu ausgeführt: 
„Die Zufahrtsmöglichkeit wird in der weiteren Planung berücksich-
tigt." 

 
 
An der bestehenden Zufahrt wird in Folge der Pla-
nung nichts verändert.  
Ein Anspruch auf eine Zufahrt mit PKWs auf land-
wirtschaftliche Grundstücke besteht nicht. 
In der Ausführung kann die Entwässerung so 
konzipiert werden, dass die Zufahrtsmöglich-
keit zu diesen Flurstücken möglich ist. 

 
 
Die Anregung 
betrifft nicht 
unmittelbar den 
Bebauungsplan, 
sondern die 
Ausführungs-
planung.  

 Dies kann den Plänen nicht entnommen werden. Denn im Bereich 
der bestehenden Zufahrt von der K 1604 zu den Hofgrundstücken 
Flst. Nr. 3586, 3588 und 3589 sind eine offene, ca. 1 m breite Was-
sermulde und ein 1,5 m breiter Randstreifen vorgesehen (s. Quer-
schnitt Achse 40 und Achse 40 0 + 050). Eine solche Entwässe-
rungsmulde kann mit einem Pkw nicht überfahren werden. Wir for-
dern daher, die Entwässerung des Kreisverkehrs in diesem Bereich 
an die bestehende und seit über 30 Jahren funktionierende unterir-
disch verlaufende Drainageleitung anzuschließen. Auf der Westseite 
der K 1604 ist ein offener Graben bereits vorhanden. 
Wir halten daher weiterhin an unserer Forderung fest: Die ungehin-
derte Zufahrt von der K 1604 - auch mit Pkw - auf das Hofgrund-
stück Flst. Nr. 3586 und die angrenzenden Hofgrundstücke 3588 
und 3589 muss ohne jegliche Abstriche erhalten bleiben. 
 

 Sie führt des-
halb zu keiner 
Änderung des 
Bebauungs-
plans. 
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5. Verkehrslärm 
 

Die vorliegende schalltechnische Untersuchung vom 22.07.2013 ist 
nicht aussagekräftig. Denn darin ist das Wohnhaus Beckentalstraße 
7 entgegen unserer Forderung vom 03.03.2011 nicht berücksichtigt. 
Dieses Wohnhaus ist noch nicht einmal in den verwendeten Plänen 
enthalten. 
 

 
 
Laut den Gutachtern und Fachplanern (Verkehrs-
planung und -analyse: BS-Ingenieure) werden die 
Grenzwerte der 16. BImSchV auch unter Berück-
sichtigung der aktuellen Verkehrszahlen am Ge-
bäude Beckentalweg 7 eingehalten.  

 
 
Die Grenzwerte 
der 16. BIm-
SchV werden 
am Gebäude 
Beckentalweg 7 
eingehalten. 
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 Daher fordern wir, (auch) für das Wohnhaus Beckentalstraße 7 zu 
ermitteln, welchem Verkehrslärm dieses Wohnhaus in Folge einer 
Verwirklichung der geplanten Ortsentlastungsstraße ausgesetzt 
wäre, denn das Wohnhaus Beckentalweg 11 (10 04) ist für das 
Wohnhaus Beckentalstraße 7 nicht repräsentativ. 
 

Der Hinweis 
führt zu keiner 
Änderung des 
Bebauungs-
plans. 
 

 Bei dieser Lärmberechnung ist für die freien Strecken durchgängig 
von der zulässigen Höchstgeschwindigkeit von 100 km/h und nicht 
lediglich von 70 bzw. 80 km/h auszugehen. Denn durch Bebauungs-
plan kann die nach der StVO zulässige Höchstgeschwindigkeit auf 
einbahnigen Außerortsstraßen von 100 km/h nicht beschränkt wer-
den. Die zügige Führung und auch die mit 8 m Fahrbahnbreite groß-
zügig geplante Ortsentlastungsstraße lässt Geschwindigkeiten von 
bis zu 100 km/h ohne weiteres zu. Beim Kreisverkehr an der K 1604 
ist ergänzend zu den angenommenen 30 km/h das Bremsen und 
Beschleunigen der Kraftfahrzeuge an solchen Knotenpunkten zu 
berücksichtigen. Dies fehlt in der vorgelegten schalltechnischen 
Untersuchung vollständig. Am KVP K 1604 ist auch ein hoher Anteil 
von einfahrendem beladenem Schwerlastverkehr aus Kirchberg 
(vom Steinbruch Klöpfer und Gläser) Richtung Osten zu berücksich-
tigen. Es ist der Schalltechnischen Untersuchung nicht zu entneh-
men, dass dieser Verkehr berücksichtigt ist. So ist bei der Berech-
nung der Verkehrsfluss Richtung Kirchberg abgebrochen (nur am 
KVP K1604).

 

Laut den Gutachtern und Fachplanern (Verkehrs-
planung und -analyse: BS-Ingenieure) ist die Be-
rechnung der Verkehrslärmemissionen auf der 
Basis von 70 km/h bzw. 80 km/h auf entwurfstech-
nische Rahmenbedingungen und die Knoten-
punktsfolge zurückzuführen Daraus resultieren 
erforderliche zulässige Höchstgeschwindigkeiten, 
die allerdings nicht im Bebauungsplan festgesetzt 
werden können.  
Brems- und Beschleunigungsvorgänge an Kreis-
verkehrsplätzen erhalten nach den maßgebenden 
RLS 90 keine besonderen Emissionszuschläge.  
Der Schwerverkehr auf der K 1604 wurde berück-
sichtigt. Die Emission der K 1604 wurde in der 
schalltechnischen Untersuchung im notwendigen 
Maß berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Die Stellung-
nahme wird aus 
nebenstehen-
den Gründen-
nicht geteilt. 
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Wir fordern, in jedem Fall zu gewährleisten, dass die maßgeblichen 
Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV von 64 dB(A) tags und 54 
dB(A) nachts am Wohnhaus Beckentalweg 7 an sämtlichen Fassa-
den eingehalten werden und dies nachvollziehbar darzulegen. 
 

 
 
Am Haus Beckental 7 werden die Grenzwerte für 
Dorfgebiete eingehalten. 

Die Stellung-
nahme wird aus 
nebenstehen-
den Gründen-
nicht geteilt. 
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6. Auswirkungen auf das bestehende Feldwegenetz 
 
Unser Mandant ist ebenso wie die anderen Landwirte davon betrof-
fen, dass durch die geplante Ortsentlastungsstraße ein funktionie-
rendes Feldwegenetz in vielen Bereichen zerschnitten wird, ohne 
dass dafür angemessener Ersatz geschaffen würde. Derzeit können 
in den flurbereinigten Bereichen fast alle Grundstücke von 2 Seiten 
über öffentliche Feldwege angefahren werden. Alle übrigen landwirt-
schaftlich genutzten Grundstücke können über das bestehende 
Straßennetz angefahren werden. Es gibt daher derzeit keine land-
wirtschaftlich genutzten Grundstücke, die nicht über öffentliche We-
ge erreicht werden können. 
 

Die geplante Ortsentlastungsstraße quert bzw. 
durchschneidet vorhandene Feld- und Wirt-
schaftswege. Der Entwurf des Bebauungsplans 
sieht die Ergänzung bzw. den Ersatz verloren ge-
gangener Wegeverbindungen vor. Wesentlicher 
Planungsgrundsatz bei der Wegekonzeption be-
stand darin, die vorhandenen Hofstätten im Au-
ßenbereich bestmöglich an das landwirtschaftliche 
Wegenetz sowie an die öffentlichen Verkehrsanla-
gen anzubinden und eine bestmögliche Bewirt-
schaftung der bestehenden landwirtschaftlichen 
Flächen sicherzustellen.  
Bei der Planung wurde ebenfalls berücksichtigt, die 
der Erholungsfunktion dienenden Wegebeziehun-
gen zu erhalten. Der Bebauungsplan sichert die 
erforderlichen Flächen. 
 

Die Stellung-
nahme wird aus 
nebenstehen-
den Gründen 
nicht geteilt. 
 
 
Es ist ein Flur-
neuordnungs-
verfahren vor-
gesehen durch 
das eine weitere 
Optimierung des 
Feldwegenetzes 
erfolgen kann. 
 
 

  Die Kompetenz der Flurbereinigungsbehörde bleibt 
unberührt. Eine weitere Optimierung des Feld-
wegenetzes kann voraussichtlich im geplanten 
Flurneuordnungsverfahren erfolgen. 

Die Anregung 
betrifft nicht 
das Bebau-
ungsplanver-
fahren, sondern 
die Ausfüh-
rungsplanung 
bzw. das Flur-
neuordnungs-
verfahren. 
 

  Es wurden bereits zwei Termine zur Vorstellung 
des Wegenetzes in Abstimmung mit dem Land-
wirtschaftlichen Ortsverein durchgeführt. 
(21.11.2013 und 06.03.2014). Von den anwesen-
den Landwirten und dem Vertreter des Bauernver-
bandes wurden keine Stellungnahmen abgegeben.  
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Die geplante Ortsentlastungsstraße lässt dieses nicht mehr zu. Ver-
ursacht wird dies insbesondere durch das geplante flächenverbrau-
chende Entwässerungssystem mit links 2 m breiten und rechts 3 m 
breiten Mulden mit Stauschwellen. Diese Flächen sollten für stra-
ßenbegleitende Feldwege genutzt werden. 

 
Laut den Gutachtern und Fachplanern (Verkehrs-
planung und -analyse: BS-Ingenieure) wurden die 
Entwässerungseinrichtungen nach dem maßge-
benden Regelwerk geplant. Dieses sieht eine Ent-
wässerungsmulde an der Oberfläche sowie eine 

 
Die Stellung-
nahme wird aus 
nebenstehen-
den Gründen 
nicht geteilt. 
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Königstraße 36, 
70173 Stuttgart  

darunter liegende Drainageleitung vor. . 
Das Entwässerungssystem ist mit der Wasserwirt-
schaftsbehörde abgestimmt worden. 

 Beispiele für das bei einem Bau der Ortsentlastungsstraße „verlore-
ne" Feldwegenetz sind Folgende: 
 
m + 370 Weg 4125 keine Einfahrmöglichkeit; keine 
Wendemöglichkeit 
 
m + 640 Weg 4095/2 keine Anbindung mehr wegen Wasser-
graben und Böschungen 
 
m + 940 Weg 3516/1 keine Anbindung mehr wegen Wasser-
graben, Böschung, Radweg und Ausgleichsmaßnahmen 
 
1 + 100 Weg 4022 keine Anbindung mehr wegen Wassergra-
ben und Böschungen 
 
1 + 280 Kreisverkehr an der K 1604 Radweg und landwirtschaftlicher 
Weg führen über den Kreisverkehr 
 
1 + 600 Weg 3607/1 keine Anbindung mehr wegen Wassergraben, 
Böschungen und der Ausgleichsmaßnahme M 6 
 
1 + 900 Weg 3230/1 keine Anbindung mehr wegen Aufschüttungen, 
Wassergraben und Ausgleichsmaßnahmen M 3 und M 6 
 
2 + 150 Weg 3232 keine Anbindung mehr wegen Wassergra-
ben, Böschungen, Ausgleichsmaßnahme M 6 und Wegfall Weg 
3225 
 
2 + 150 Wegfall von asphaltiertem Weg 3225 
 
2 + 300 Weg 3222/2 Anbindung entfällt wegen Wassergräben und 
Böschungen, Ausgleichsmaßnahme M 5 sowie Brückenrampe für 
den Geh- und Radweg 
 
2 + 300 bis 2 + 500 Wegfall von Weg 2504 (von der Einmündung K 
1674 bis zur Einmündung Weg 2577/1) 
 

Siehe hierzu Gutachten der Bundesanstalt für 
Immobilien -Sparte Portfoliomanagement- 
Landwirtschaftlicher Gutachterdienst in Baden-
Württemberg. 

Die Belange der 
betroffenen 
landwirtschaft-
lichen Betriebe 
erfordern keine 
Änderung des 
Bebauungs-
plans. Falls 
durch die OES 
Wirtschaftser-
schwernisse 
und Mehrwege 
entstehen, kann 
dies im vorge-
sehenen Flur-
neuordnungs-
verfahren be-
rücksichtigt 
werden. 
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2 + 680 Weg 2522/1 wird zerschnitten; wegen Böschungen, Was-
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Die Belange unseres Mandanten und der übrigen Landwirte, auch 
weiterhin eine zweckmäßige Bewirtschaftung der landwirtschaftli-
chen Nutzflächen zu gewährleisten, sind in der vorliegenden Pla-
nung nicht berücksichtigt. Wir fordern daher, diese Planung so zu 
ändern, dass das Feldwegenetz ohne Abstriche/Umwege funktions-
fähig bleibt. 
 
Wir fordern, die geplante Ortsentlastungsstraße so umzuplanen, 
dass auch weiterhin ein funktionierendes Feldwegenetz und damit 
eine zweckmäßige Bewirtschaftung der landwirtschaftlichen Nutzflä-
chen durch unseren Mandanten und durch die anderen betroffenen 
Landwirte gewährleistet sein wird. 
 

s. oben: Optimierung des Feldwegenetzes  
 
 
 
 
und siehe hierzu Gutachten der Bundesanstalt 
für Immobilien -Sparte Portfoliomanagement- 
Landwirtschaftlicher Gutachterdienst in Baden-
Württemberg. 

 

 7. Weitere Problemfelder 
 
7.1 Unternehmensflurbereinigung 
 
Der Stellungnahme der Gemeinde vom 05.07.2016 ist zu entneh-
men, dass die für den Bau der Ortsentlastungsstraße erforderlichen 
Grundstücksflächen „über eine Unternehmensflurbereinigung nach § 
87 sichergestellt werden soll". Wir fordern, dass für unseren Man-
danten und für die anderen betroffenen Landwirte der Ausgleich für 
verlorengehende landwirtschaftlich genutzte Grundstücksflächen in 
Land als Ersatzland erfolgt und die Gemeinde die dafür erforderli-
chen Flächen in ein Flurbereinigungsverfahren einbringt, so wie sie 
eigene Flächen beim neuen Gewerbegebiet „Bittenfelder Weg" ein-
gebracht hat. 
Wir fordern, bereits in diesem Verfahren klarzustellen, wer die Kos-
ten eines Flurbereinigungsverfahrens trägt und welche Folgen die-
ses für unseren Mandanten und die anderen betroffenen Landwirte 
haben wird. 
 

 
 
 
 
 
 
Der Gemeindeverwaltung stehen mittlerweile rund 
19ha an landwirtschaftlichen Flächen, die als 
Tauschflächen für die geplante Verkehrsanlage, für 
den Naturschutz oder als Ersatzland herangezo-
gen werden können, zur Verfügung. 
 
 
 
Die Kosten des angestrebten Flurbereinigungsver-
fahrens sind nicht Gegenstand des Bebauungs-
planverfahrens. 
 

 
 
 
 
 
 
 
Die Anregungen 
betreffen nicht 
das Bebau-
ungsplanver-
fahren, sondern 
das Flurneu-
ordnungsver-
fahren und ha-
ben daher keine 
Änderung des 
Bebauungs-
plans zufolge. 
 

Bürger 12 
vom 02.11.2016 
 

7.2 Entwässerungssystem 
 
Das in den Planunterlagen dargestellte Entwässerungssystem ist 

 
Die Entwässerungseinrichtungen wurden nach 
dem maßgebenden Regelwerk geplant. Dieses 

 
Die Stellung-
nahme wird aus 
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extrem flächenverbrauchend und zudem mit hohen Herstellungskos-
ten, Unterhaltungs- und Pflegekosten verbunden. Daher stellt sich 
die Frage, ob es sich hierbei um ein erprobtes und bewährtes Sys-
tem handelt. 
 
In jedem Fall wäre eine flächensparendere Lösung vorzuziehen. Wir 
fordern daher, flächensparendere Lösungen zu prüfen. Dies gilt ins-
besondere für den Bereich des unseren Mandanten betreffenden 
Kreisverkehrs KVP 2 zwischen Station 1 + 200 und Station 1 + 400. 
 
Wir haben des Weiteren Zweifel, dass Entwässerungsmulden mit 
„Stauschwellen" aus Erde in Jutesäcken zur Zwischenspeicherung 
des Oberflächenwassers der Straße dauerhaft halten werden. Ein 
Versagen der Stauschwellen hätte zur Folge, dass größere Was-
sermengen eine Überflutung im Beckental verursachen würden und 
entlang von Altlasten schlagartig in die Edlesklinge abgeleitet wür-
den. 
Wir fordern daher, anhand von jahrelang erprobten Praxisbeispielen 
nachzuweisen, dass die hier vorgesehene Bauausführung dauerhaft 
halten wird. 
 

sieht eine Entwässerungsmulde an der Oberfläche 
sowie eine darunter liegende Drainageleitung vor. 
Das Entwässerungssystem ist mit der Wasserwirt-
schaftsbehörde abgestimmt worden. 
 
 
 
 
 
 
Die Stauschwellen werden nicht aus Jutesäcken, 
sondern aus Erdmaterial hergestellt. In Unterlage 2 
Nr. 7.1 wird auf S. 6 lediglich ausgeführt, dass die 
Vegetationsschicht auf der Muldenböschung wäh-
rend der Anwachsphase mit biologisch abbaubare 
Jute- oder Kokosfasermatten gesichert werden.  
 
Dies ist eine weit verbreitete und bewährte Bau-
weise. 

nebenstehen-
den Gründen 
nicht geteilt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Den Forderun-
gen werden aus 
nebenstehen-
den Gründen 
nicht nachge-
kommen. 
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7.3 Rückhaltebecken „Beckental" 
 
Das auf dem Grundstück Flst. Nr. 3414 vorgesehene Rückhaltebe-
cken „Beckental" leitet in Richtung Edlesklinge ab. Östlich davon 
liegt eine ausgewiesene Altlastenfläche (Auffüllung durch Bau-
schutt), westlich davon auf dem Grundstück Flst. Nr. 3624/4 war die 
Müllkippe von Affalterbach in den 1960er Jahren bis Anfang der 
1970er Jahre. Mit dieser Müllkippe ist eine Klinge mit einer Quelle 
aufgefüllt worden. 
 
Daher sollte geprüft werden, ob diese Lage zwischen zwei Altlasten 
Probleme für die Entwässerung Richtung Murr und in Richtung 
Landschaftsschutzgebiet „Unteres Murrtal" mit sich bringen kann. 
 

 
 
 
 
 
Das Rückhaltebecken wird so ausgeführt, dass 
das Wasser nicht in die Altlastenflächen versickert. 
 

 
 
 
 
Die Stellung-
nahme wird aus 
nebenstehen-
den Gründen 
nicht geteilt. 
 

 7.4 Flächenverbrauch durch „Geländemodellierung" 
 
Zwischen den beiden Brücken im Beckental soll, um das Land-
schaftsbild zu wahren, das Gelände insbesondere zwischen den 
beiden Brücken „modelliert" werden. 
Hinter dieser „Geländemodellierung" verbirgt sich nichts anderes als 
eine großflächige Aufschüttung. Dies hat zur Folge, dass wertvoller, 
landwirtschaftlich nutzbarer Boden ohne Not überschüttet wird und 
dadurch verloren geht. 
Um wertvollen Boden und zugleich wertvolle Flächen für die Land-
wirtschaft zu erhalten, wird gefordert, auf die „Geländemodellierung" 
zu verzichten und diese durch eine Böschung entsprechend der am 
Ostende der Brücke Holzäcker anschließenden Böschung zu erset-
zen. 
 

Laut den Fachplanern (Umweltplanung: Eberhard 
+ Partner GbR) ist die Modellierung im Beckental 
erforderlich, um die Trasse landschaftsgerecht ins 
Gelände einzubinden und künstlich wirkende steile 
Böschungen quer zum Verlauf des Tälchens in 
diesem empfindlichen Landschaftsraum zu ver-
meiden. Dabei wird die vorhandene Geländemulde 
nachempfunden. Durch die Anlage von Obstwie-
sen (Maßnahmen M3 und M3a), die Anlage von 
extensivem Grünland (Maßnahmen M2, M2a und 
M4), die Bepflanzung der Straßenböschungen 
(Maßnahme M6) sowie die Anlage eines kleinen 
Feldgehölzes (Maßnahme M8) werden Strukturen 
am Ortsrand geschaffen, die sich am Bild der typi-
schen ortsnahen Kulturlandschaft mit ihren Obst-
wiesen, Gehölzen und hofnahen Wiesen orientie-
ren. Ferner werden dadurch Nahrungs- und Jagd-
habitate für Fledermäuse und Bruthabitate für 
Brutvögel geschaffen. 
Der Ausbau des vorhandenen Bodens, die Zwi-
schenlagerung und der Einbau im Zuge der Model-
lierung wird fachgerecht nach den Grundsätzen 
des Bodenschutzes vorgenommen, wie im GOP S. 
191 beschrieben. 
Mit Ausnahme der Gehölzflächen und der Bö-
schungen an der Straße sind die Flächen weiterhin 
- wenn auch weniger intensiv - landwirtschaftlich 
nutzbar. Die obstbauliche und landwirtschaftliche 

 
 
Die Stellung-
nahme wird 
nicht geteilt. 
Auf die Modellie-
rung im Becken-
tal kann aus ne-
benstehenden 
Gründen nicht 
verzichtet wer-
den. Der Hin-
weis hat keine 
Änderung des 
Bebauungs-
plans zufolge. 
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Nutzung der Flächen ist erwünscht. Die Bewirt-
schaftung der Ausgleichsflächen durch örtliche 
Landwirte wird ausdrücklich begrüßt. 
In der Durchführungsphase werden die Maßnah-
men mit den Nutzern der Ausgleichsflächen abge-
stimmt. 
Eine Verunstaltung des Landschaftsbildes wird 
also vermieden, und die Erholungseignung bleibt 
weitgehend erhalten bzw. wird wiederhergestellt. 
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7.5 Artenschutz  
 
7.5.1 Feldlerche 
 
Durch die geplante Ortsentlastungsstraße werden Fortpflanzungs-
stätten der Feldlerche beschädigt oder zerstört. Insgesamt sollen 
vier Reviere betroffen sein. 
Die geplanten „Maßnahmen zur Förderung der Feldlerche" (M 12 im 
Grünordnungsplan) sind nicht geeignet, diesen Verlust auszuglei-
chen. Dies ergibt sich allein schon daraus, dass das vorgesehene 
Rückzugsfenster nicht im Anschluss an eines der Reviere, sondern 
an der südöstlichen Markungsgrenze von Affalterbach an der L 1127 
zwischen Einmündung Wolfssölden und K 1848 (Richtung Gollen-
hof) gelegen ist. 
 
Die für die Maßnahme M 12 genutzten Randstreifen befinden sich 
zudem entlang von, zum Teil sogar auf bestehenden und genutzten 
Feldwegen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zudem werden sie von Verkehrslärm ausgehend von der geplanten 
Ortsentlastungsstraße beeinträchtigt. Daher ist davon auszugehen, 
dass die Maßnahme M 12 „zur Förderung der Feldlerche" nicht funk-
tionieren und es daher zu einem rechtlich nicht zulässigen Verlust an 
Fortpflanzungsstätten der Feldlerche kommen wird, sollte die ge-
plante Ortsentlastungsstraße gebaut werden. 

 
Laut den Fachplanern und Gutachtern (Umwelt-
planung: Eberhard + Partner GbR, Artenschutz: 
Mathias Kramer) befindet sich der Suchraum, in 
dem die Buntbrachestreifen für die Feldlerche an-
gelegt werden, im räumlich-funktionalen Zusam-
menhang innerhalb der betroffenen Population und 
sind daher als CEF-Maßnahmen geeignet.  
Die Buntbrachestreifen befinden sich nicht entlang 
der Wirtschaftswege, sondern nur vereinzelt an 
den sehr selten befahrenen Feld- und Erschlie-
ßungswegen.  
Die endgültige Lage der Buntbrachestreifen 
wird in Absprache mit der Landwirtschaft in der 
Ausführungsplanung bzw. im Rahmen des 
Flurneuordnungsverfahrens festgelegt. Sie 
werden entsprechend den Bedürfnissen der 
Feldlerche unter Berücksichtigung der land-
wirtschaftlichen Belange gepflegt (vgl. Maß-
nahmenbeschreibung im GOP S. 147f). Die 
Pflege wird mit der örtlichen Landwirtschaft 
abgesprochen werden. Die Gemeinde wird sich 
in einem städtebaulichen Vertrag mit dem 
Landratsamt vor Satzungsbeschluss verpflich-
ten, die Maßnahme auszuführen. 
 
Laut den Fachplanern und Gutachtern (Umwelt-
planung: Eberhard + Partner GbR, Artenschutz: 
Mathias Kramer) sind Beeinträchtigungen durch 
Lärm von der L 1127 nicht zu erwarten, da der 
Suchraum gegenwärtig bereits von Feldlerchen 
auch in relativ geringer Entfernung zur Straße be-

 
Die Stellung-
nahme wird 
nicht geteilt. 
Die Maßnahmen 
sind aus neben-
stehenden Grün-
den wirksam. 
 
Die Anregungen 
betreffen nicht 
unmittelbar den 
Bebauungsplan, 
sondern die 
Ausführungs-
planung bzw. 
das Flurneu-
ordnungsver-
fahren. 
Sie haben keine 
Änderungen 
des bisher aus-
gelegten Ent-
wurfs zufolge. 
 
Die Stellung-
nahme wird aus 
nebenstehen-
den Gründen 
nicht geteilt. 
Der Hinweis hat 
keine Änderung 
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Es wird daher gefordert, anstelle der nicht zureichenden Maßnahme 
M 12 wirksame Maßnahmen zum Schutz der Feldlerche einzupla-
nen. 
 

siedelt wird (Abstand vom Reviermittelpunkt zum 
Straßenrand z. T. nur ca. 40 m). Mit Durchführung 
der CEF-Maßnahme M12 kommt es also zu kei-
nem Verlust von Fortpflanzungs- und Ruhestätten 
und der Verbotstatbestand des § 44 Abs. 1 Nr. 2 
BNatSchG tritt nicht ein. Die Maßnahmen sind 
wirksam. 

des Bebau-
ungsplans zu-
folge. 
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7.5.2 Fledermäuse 
Entlang des Beckentals bestehen Flugstraßen von Fledermäusen. 
Die geplante Ortsentlas-tungsstraße würde eine Sperre für diese 
Flugstraßen bilden. Die Fledermäuse könnten diese Sperre nur im 
Bereich der beiden vorgesehenen Brücken überwinden. Diese Brü-
cken führen jedoch ihrerseits zu einem erhöhtem Kollisionsrisiko für 
die Fledermäuse. 
Dieses Kollisionsrisiko soll durch die Maßnahme M 6 verringert wer-
den. Es bestehen jedoch erhebliche Zweifel, dass diese Maßnah-
men ausreichend sind, das Problem zu lösen. 
 

 
Laut den Fachplanern und Gutachtern (Umwelt-
planung: Eberhard + Partner GbR, Artenschutz: 
Mathias Kramer) haben die Geländeuntersuchun-
gen gezeigt, dass die Fledermäuse sich entlang 
von Leitstrukturen bewegen. Durch die Anlage der 
neu gestalteten Leitstrukturen besteht für die Fle-
dermäuse die Möglichkeit, die bestehenden Flug-
straßen weiterhin zu nutzen und unter den ausrei-
chend dimensionierten Brücken in die Jagd- bzw. 
Quartiergebiete in den Hangwäldern des Murrtals 
zu fliegen (vgl. Unterlage 4.4 Umweltprüfung / 
Fachbeitrag Fauna und Artenschutzfachbeitrag S. 
53). Dadurch wird das Risiko des Überquerens der 
Straße minimiert (vgl. Unterlage 4.4 Umweltprü-
fung / Fachbeitrag Fauna und Artenschutzfachbei-
trag S. 53).  
Durch diese Maßnahmen wird dafür gesorgt, dass 
sich das Tötungsrisiko nicht signifikant erhöht, 
sondern unter die Schwelle des 
allgemeinen Lebensrisikos gesenkt wird (vgl. Urteil 
des Bundesverwaltungsgerichts vom 8.Januar 
2014 (BverwG 9 A 4.13)). 
 
Insgesamt wurden die Arten Wasserfledermaus, 
Bartfledermaus, Fransenfledermaus, Bechsteinfle-
dermaus, Breitflügelfledermaus, Zwergfledermaus, 
Abendsegler, Kleinabendsegler und Braunes oder 
Graues Langohr nachgewiesen. Auf den Flugrou-
ten wurden Wasserfledermaus, Bartfledermaus, 
Fransenfledermaus, Zwergfledermaus und Klein-
abendsegler erfasst. Die Querungssituation wird in 
Bezug auf Brinkmann et al. (2012) bewertet. Dem-
nach sind (vgl. Brinkmann et al. 2012, Tabelle 6 
auf Seite 67) für alle Arten Durchlässe mit einer 

 
Die Stellung-
nahme wird 
nicht geteilt. 
Die Querungssi-
tuation wird in 
Bezug auf 
Brinkmann et al. 
(2012) bewertet. 
Demnach sind 
(vgl. Brinkmann 
et al. 2012, Ta-
belle 6 auf Seite 
67) für alle Arten 
Durchlässe mit 
einer lichten Hö-
he von mindes-
tens 4,5 Metern 
und einer Breite 
von 4 bis 6 Me-
tern erforderlich. 
Das geplante 
Brückenbauwerk 
übersteigt diese 
Dimensionen und 
erfüllt damit die 
entsprechenden 
Ansprüche. 
Der Hinweis hat 
keine Änderung 
des Bebau-
ungsplans zu-
folge. 
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lichten Höhe von mindestens 4,5 Metern und einer 
Breite von 4 bis 6 Metern erforderlich. Das geplan-
te Brückenbauwerk übersteigt diese Dimensionen 
und erfüllt damit die entsprechenden Ansprüche. 
Zudem ist keine Verlegung der Flugrouten erfor-
derlich, die Tiere können auf den bestehenden 
Flugwegen queren. Für den Kleinabendsegler 
werden aufgrund seines Flugverhaltens keine Que-
rungshilfen als notwendig erachtet. 
 
Quelle: Brinkmann, R., Biedermann, M., Bontadi-
na, F., Dietz, M., Hintemann, G., Karst, I. , 
Schmidt, C., Schorcht, W. (2012): Planung und 
Gestaltung von Querungshilfen für Fledermäuse. – 
Eine Arbeitshilfe für Straßenbauvorhaben im Frei-
staat Sachsen. Sächsisches Staatsministerium für 
Wirtschaft, Arbeit und Verkehr, 116 Seiten. 
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So gibt es im Beckental in den Abendstunden und nachts Strömun-
gen von Kaltluft in Richtung Beckental, die sich heute großflächig 
über das Tal ausbreiten können. Diese großflächige Ausbreitung 
wird durch die geplante Ortsentlastungsstraße durch deren Damm-
lage behindert und lediglich durch Brücken unterbrochen. Für die 
Kaltluftströme werden daher nur kleinräumige Abflussmöglichkeiten 
unter den beiden Brücken gegeben sein. Durch deren Kleinräumig-
keit erhöht sich die Strömungsgeschwindigkeit der Kaltluft. Dies wirft 
die Frage auf, ob die Fledermäuse mit diesen veränderten Gege-
benheiten zurechtkommen bzw. ob die geplante Ortsentlastungs-
straße damit die Flugstraßen der Fledermäuse letztlich doch blo-
ckiert. Dies wäre mit § 44 Abs. 1 BNatSchG nicht vereinbar. 
 
 
Es wird daher gefordert, die Wirksamkeit der Maßnahme M 6 kritisch 
zu überprüfen. 
 

Laut den Fachplanern und Gutachtern (Umwelt-
planung: Eberhard + Partner GbR, Artenschutz: 
Mathias Kramer) ist der Massenstrom der Kaltluft, 
der sich in windschwachen Strahlungsnächten auf 
den Freiflächen nördlich und östlich des Ortsran-
des bilden kann, nicht sehr groß. Der Kaltluftab-
fluss vom Siedlungsrand in das Beckental wird 
durch die Talbrücken Beckental und Holzäckerweg 
weitgehend aufrecht erhalten. Ferner wird das 
Gelände zwischen den Brücken weich ausmodel-
liert, so dass keine steilen Dammböschungen ent-
stehen und ein Kaltluftstau mit nachfolgender Dü-
senwirkung hinter den Brücken vermieden wird. Es 
ist daher nicht damit zu rechnen, dass sich ein 
Geländewindsystem von solcher Heftigkeit entwi-
ckelt, dass das Flugvermögen der Fledermäuse 
darunter leiden könnte. Eine Blockade der Flug-
straßen der Fledermäuse ist nicht zu erwarten. Es 
ist nicht damit zu rechnen, dass der Verbotstatbe-
stände des § 44 Abs. 1 BNatSchG verwirklicht 
werden.  

Die Stellung-
nahme wird aus 
nebenstehen-
den Gründen 
nicht geteilt. 
 
Der Hinweis hat 
keine Änderung 
des Bebau-
ungsplans zu-
folge. 

  
7.5.3 Steinkauz 
Der Schutz des streng geschützten Steinkauzes ist nicht berücksich-

 
Das Vorkommen des Steinkauzes, der bisher nicht 
nachgewiesen werden konnte (vgl. Unterlage 4.4 

Es wurde eine  
Ergänzung der 
Bestandsauf-
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tigt. Im artenschutzrechtlichen Fachgutachten wird der Steinkauz 
zwar als schutzbedürftig erwähnt, ein Vorkommen aber nicht festge-
stellt. 
Dies ist erstaunlich. Denn der Untersuchungsbereich ist durchzogen 
von Streuobstwiesen. Dort gibt es nachweislich Brutröhren. Der 
Steinkauz ist nachts zu hören. In der unmittelbaren Umgebung des 
Wohnhauses unseres Mandanten war erst vor kurzem ein Steinkauz 
an zwei Nächten hintereinander unüberhörbar. 
 
Es wird daher gefordert, die artenschutzrechtlichen Untersuchungen 
durch Untersuchungen über die Vorkommen des Steinkauzes zu 
ergänzen und die aus dem Befund resultierenden erforderlichen 
Schutzmaßnahmen zu treffen. 
 

Umweltprüfung /Fachbeitrag Fauna und Arten-
schutzfachbeitrag, S. 15), wurde zwischenzeitlich 
bestätigt.  
1. Ergänzung der Bestandsaufnahme 
 
Er wurde im April 2017 vom Gutacher beobachtet 
und konnte einer Brutröhre auf dem Flurstück 3411 
zugeordnet werden. Der Brutplatz befindet sich in 
einer künstlichen Nisthilfe, die dort zwar schon zu 
Beginn der Untersuchung im Jahr 2008 notiert 
wurde, die aber zu dieser Zeit nicht besiedelt war 
(die Röhre war seinerzeit nicht fachgerecht ange-
bracht). 
 
Laut den Fachplanern und Gutachtern (Umwelt-
planung: Eberhard + Partner GbR, Artenschutz: 
Mathias Kramer) benötigt der Steinkauz als Jagd-
gebiet nicht zu intensiv bewirtschaftete Flächen mit 
ganzjährig kurzer Vegetation. Im Brutgebiet bei 
Affalterbach sind dies beispielsweise regelmäßig 
gemähte Wiesen, in denen die Vögel in kurzer 
Vegetation nach Nahrung suchen können (Boden-
jagd). 
 
Laut den Fachplanern und Gutachtern (Umwelt-
planung: Eberhard + Partner GbR, Artenschutz: 
Mathias Kramer) kann der Steinkauz zu den ver-
breiteten Brutvögeln der Streuobstwiesen im Land-
kreis Ludwigsburg gerechnet werden, was auf die 
erfolgreiche Arbeit der Forschungsgemeinschaft 
zur Erhaltung einheimischer Eulen e.V. zurückzu-
führen ist. Der Bestand ist von nur wenigen Brut-
paaren Ende der 1980er Jahre auf mittlerweile 244 
Paare 2016 angestiegen, von denen über 200 
erfolgreich (ausgeflogene Jungvögel) verlaufen 
sind. So wurden im Jahr 2016 insgesamt 627 
Jungvögel beringt (H. Keil schriftl. Mittl.). Der Be-
stand entwickelt sich bei zunehmenden Angebot 
an Nisthilfen positiv und ist von 172 Paaren im 
Jahr 2007 auf 244 Paare im Jahr 2016 angestie-
gen. Die lokale Population der Art weist somit ei-
nen günstigen Erhaltungszustand auf, der aller-

nahme durchge-
führt. 
 
Es erfolgte eine 
Einschätzung 
von Verbotstat-
beständen gem. 
§ 44 Abs. 1 
BNatSchG durch 
den Gutachter (s. 
linke Spalte) 
 
Monitoring 
Der Brutplatz 
des Steinkauzes 
ist jährlich zu 
kontrollieren 
und der Bruter-
folg zu proto-
kollieren. Sollte 
der Bruterfolg 
ausbleiben, 
sind ggf. zu-
sätzliche Maß-
nahmen zu er-
greifen. 
 
Änderung der 
Kompensati-
onsmaßnahmen 
Das Kompensa-
tionskonzept im 
Beckental zwi-
schen der Orts-
lage und der 
geplanten Orts-
entlastungsstra-
ße wird so geän-
dert, dass die 
Ansprüche des 
Steinkauzes an 
den Nahrungs-
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dings von den fortlaufenden Schutzmaßnahmen 
abhängig ist. Nach der Roten Liste der Brutvögel 
Baden-Württembergs ist der Steinkauz bei lan-
desweit positivem kurzfristigem Bestandstrend 
(Bezugszeitraum 25 Jahre) aktuell nicht gefährdet 
und wird von BAUER et al. (2016) in der Vorwarn-
liste geführt. Nach GRÜNEBERG et al. (2015) ist 
der Steinkauz bundesweit gefährdet. 
 
2. Einschätzung von Verbotstatbeständen 
gem. § 44 Abs. 1 BNatSchG 
 
2.1 Tötungsverbot ( § 44 Abs. 1 Nr. 1 
BNatSchG): 
 
Laut den Fachplanern und Gutachtern (Umwelt-
planung: Eberhard + Partner GbR, Artenschutz: 
Mathias Kramer) gehören Steinkäuze zu den Jah-
resvögeln, die sich über das gesamte Jahr inner-
halb oder in der Umgebung des Brutrevieres auf-
halten. Sie sind daher über den gesamten Jahres-
verlauf, insbesondere aber während der Brutzeit 
einem erhöhten Kollisionsrisiko ausgesetzt. Die 
Nahrung (sowohl wirbellose als auch Wirbeltiere) 
wird bevorzugt in kurzrasigen Flächen (gemähtes 
Grünland) durch Ansitz- und oft auch durch Boden-
jagd gesucht, wobei brutplatznahe Flächen bevor-
zugt genutzt werden. Im Landkreis Ludwigsburg im 
Landkreis Ludwigsburg sind fast 80% der Todes-
ursachen auf Prädation und 5% auf Verkehr (Stra-
ße, Eisenbahn) zurückzuführen. 
Im Hinblick auf eine Verminderung des Kollisions-
risikos entlang der geplanten Ortsentlastungsstra-
ße wurde das Maßnahmenkonzept des Ausle-
gungsentwurfes geändert. Es wurde ein Nutzungs-
konzept für die Ausgleichsflächen entwickelt, das 
auf die Ansprüche des Steinkauzes und hier spe-
ziell bevorzugt genutzter Nahrungsflächen ausge-
richtet ist (Maßnahmen M2a, M3a). Dies umfasst 
zum einen eine Erhöhung des Angebotes kurzrasi-
ger Grünlandflächen insbesondere in der Zeit der 
Jungenaufzucht (Bereitstellung frisch gemähter 

raum erfüllt wer-
den. Es wurde 
gemeinsam mit 
der FOGE Eu-
lenschutz entwi-
ckelt (Details s. 
linke Spalte). 
 
Die geänderten 
Pläne und Text-
teile werden 
erneut ausge-
legt. 
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Grünlandflächen ab Anfang Mai) sowie einen Ver-
zicht bzw. eine geringe bzw. nicht zu dichte Be-
pflanzung der Neuanlagen von Streuobstwiesen in 
der unmittelbaren Umgebung des Brutplatzes. 
Diese Maßnahmen umfassen eine Fläche von ca. 
2,3 ha, ermöglichen den Steinkäuzen eine brut-
platznahe Nahrungssuche insbesondere in der Zeit 
der Jungenaufzucht und tragen somit maßgeblich 
zur Verminderung des Kollisionsrisikos entlang der 
geplanten Ortsentlastungsstraße bei. 
Die dichte Bepflanzung entlang der Trasse, die als 
Kollisionsschutz und Leitlinie für Fledermäuse 
vorgesehen ist und die Tiere zu den Brückenbau-
werken führt, kann dabei aufrecht erhalten werden. 
Dies führt auch dazu, dass straßenbegleitende 
Böschungen eine geringe Attraktivität als Jagdge-
biet für den Steinkauz haben, was zur Verminde-
rung von Kollisionen jagender Tiere entlang der 
Trasse beiträgt. Im Bereich der geplanten Brü-
ckenbauwerke besteht aufgrund der ausreichen-
den Dimensionierung (Brücke Beckental Länge 99 
m, lichte Höhe ca. 4,50 bis 6,35 m; Brücke Holz-
acker Länge 68 m, lichte Höhe ca. 6,60 bis 7,20 m) 
für den Steinkauz ebenso wie für Fledermäuse die 
Möglichkeit, ungefährdet in Flächen nördlich der 
Trasse zu gelangen. 
Unter Berücksichtigung der dargestellten Daten zu 
Todesursachen aus dem mehrjährigen Tele-
metrieprojekt im Landkreis Ludwigsburg sowie den 
Maßnahmen zur Optimierung brutplatznaher Nah-
rungsflächen sowie unter Berücksichtigung der 
Erfahrungen ortsansässiger Artspezialisten werden 
laut Gutachter die Zugriffsverbote des § 44 Absatz 
1 Nr. 1 durch das Vorhaben nicht berührt. Dies gilt 
sowohl für die ganzjährig anwesenden Altvögel, als 
auch für die Jungvögel, die innerhalb einer eng 
begrenzten Zeitspanne im Spätsommer das Revier 
verlassen. Sie sind in dieser Zeitspanne einem 
allgemeinen Lebensrisiko und Gefahren durch 
bereits bestehende Straßen ausgesetzt, das sich 
im Falle einer Realisierung der geplanten Ortsent-
lastungsstraße nicht signifikant erhöht. 
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2.2 Störungsverbot (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 
BNatSchG) 
 
Laut Gutachter gehört der Steinkauz nach 
GARNIEL & MIERWALD (2010) zu den Arten mit 
mittlerer Lärmempfindlichkeit (Bezug 58 dB(A)) bei 
einer Effektdistanz von 300 m. Für diese Arten ist 
bei Verkehrsmengen von 10.000 bis 20.000 Fahr-
zeugen im 100 m Korridor von einer Abnahme der 
Habitateignung von 40% auszugehen (der Brut-
platz befindet sich im Abstand von ca. 90 m zur 
geplanten Trasse im Bereich der 59 dB(A) Isopho-
ne). Durch die in Kap. 1.4 beschriebenen Maß-
nahmen, die gemeinsam mit der FOGE Eulen-
schutz entwickelt wurden, ist davon auszugehen, 
dass das Revier erhalten wird. Selbst wenn es zu 
einem Verlust des Reviers kommen sollte, wird 
dies unter Berücksichtigung der Bestandszahlen 
und der Bestandsentwicklung im Landkreis Lud-
wigsburg als Bezugsgröße der lokalen Population 
nicht als erhebliche Störung im Sinne des § 44 
Absatz 1 Nr. 2 bewertet, da sich der Erhaltungszu-
tand der lokalen Population im Landkreis Ludwigs-
burg unter Annahme eines Revierverlustes in der 
Größenordnung von 0,4% der lokalen Population 
nicht erheblich verschlechtert. 
 
2.3 Betroffenheit von Fortpflanzungs- oder 
Ruhestätten besonders geschützter Arten gemäß § 
44 Absatz 1 Nr. 3 BNatSchG 
 
Laut Gutachter befindet sich der Brutplatz des 
Steinkauzes in einer künstlichen Nisthilfe in etwa 
90 Meter Entfernung zur geplanten Trasse. Ein 
Verbot der Beschädigung oder Zerstörung des 
Brutplatzes sowie essentieller Nahrungsflächen ist 
nicht gegeben. 
 
1.3 Monitoring 
 
Laut Aussage des Gutachters ist der Brutplatz des 
Steinkauzes jährlich zu kontrollieren und den Brut-
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erfolg zu protokollieren. Sollte der Bruterfolg aus-
bleiben, sind ggf. zusätzliche Maßnahmen zu er-
greifen. 
 
1.4 Änderung der Kompensationsmaßnahmen 
 
Laut Aussage des Gutachters wird das Kompensa-
tionskonzept im Beckental zwischen der Ortslage 
und der geplanten Ortsentlastungsstraße so geän-
dert, dass die Ansprüche des Steinkauzes an den 
Nahrungsraum erfüllt werden. Es wurde gemein-
sam mit der FOGE Eulenschutz entwickelt. 
Im Auslegungsentwurf war die Fläche zwischen 
der geplanten neuen Straße und dem Ortsrand 
überwiegend als Fläche für die Anlage von Obst-
wiesen (Maßnahme M3) und nur die Mulde, die zur 
Talbrücke Beckental verläuft, als Fläche für die 
Anlage von extensivem Grünland (Maßnahme M2) 
festgesetzt. Der Anteil an Obstwiesen wird nun 
zugunsten der Anlage speziell zu pflegenden 
Grünlandes reduziert. Dieses wird unmittelbar im 
Bereich des Steinkauz-Brutplatzes angelegt. Es 
wird 3 bis 4 x jährlich gemäht, wobei die erste 
Mahd je nach Witterung ab Anfang Mai stattfindet. 
Weitere Mahdtermine liegen von Ende Mai bis 
Ende Juli. Das Mähgut wird abgefahren, die Fläche 
wird nicht gedüngt (Maßnahme M2a). 
Südlich anschließend werden Obstwiesen mit 
Obstbäumen in einem Pflanzabstand von 20 x 20 
m angelegt. Auch diese werden 3 bis 4 x jährlich 
gemäht und bieten ein gutes Nahrungsrevier für 
den Steinkauz (Maßnahme M3a). Erst in weiterer 
Entfernung vom Brutplatz ist der Pflanzabstand der 
geplanten Obstwiesen enger (15 x 15 m, Maß-
nahme M3). Entlang des Wirtschaftsweges, der zur 
Talbrücke Holzäcker führt, wird eine Obst-
baumallee angelegt (Maßnahme M5b). Diese dient 
der Gestaltung des Landschaftsbildes und für Fle-
dermäuse als Leitstruktur zur Unterführung hin. 
Durch diese Maßnahmen wird dem Steinkauz ein 
gut nutzbarer Nahrungsraum angeboten, so dass 
er keine weiteren Flüge zur Nahrungssuche durch-
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führen muss und in die Nähe der geplanten Straße 
geraten oder diese überqueren würde. Die Straße 
ist durch die Gehölzpflanzung Maßnahme M6, die 
kein geeigneter Lebensraum für den Steinkauz ist, 
abgeschirmt. 
 
Die geänderten Pläne und Textteile werden 
erneut ausgelegt. 
 

Bürger 12 
vom 02.11.2016 
 
Vertreten durch 
Rechtsanwalt Dr. 
Armin Wirsing, 
Königstraße 36, 
70173 Stuttgart  
 

7.6 Kostenschätzungen unzureichend 
 
Die aus dem Jahr 2013 stammenden Kostenschätzungen von Bau-
werken sind im Hinblick auf die ständigen Kostensteigerungen zu 
aktualisieren. 
 
Die bisher präsentierten aufwendigen Brückenkonstruktionen in fla-
cher, geradliniger und schlanker Stahlbeton-Bauweise anstatt in 
leicht gewölbter, vorgespannter Bauweise mit tragfähigeren T- oder 
U-Profilquerschnitten legen die Frage nahe, ob dies bei den Kosten-
schätzungen berücksichtigt worden ist. So sind für die Rad- und 
Gehwegbrücke beim KVP 3 Kosten in Höhe von 240.000 € ge-
schätzt worden. Die vergleichbare Moltke-Fußgängerbrücke in 
Schwäbisch-Gmünd hat laut Presse mit 1 Mio. € das Vierfache ge-
kostet. 
 

 
 
Erst mit weiterem Planungsfortschritt (insbesonde-
re Brückenbauwerke, Ausgleichsmaßnahmen) 
kann eine Aktualisierung der Kostenberechnung 
durchgeführt werden. 

 
 
Die Anregung 
betrifft die wei-
teren Planungs-
schritte. 
Sie hat keine 
Änderung des 
bisher ausge-
legten Entwurfs 
zufolge. 
 

 Ähnliche Fehlschätzungen sind für die beiden großen Brücken im 
Beckental zu erwarten. 
So werden für die Brücke Beckental bei einer Länge von 99 m Kos-
ten von 1,45 Mio. € angegeben. Die vergleichbare Kocherbrücke bei 
Kochersteinsfeld hat bei einer Länge von 132 m 3 Mio. € gekostet. 
Die Brücke Beckental müsste danach 2,25 Mio. €, d.h. 800.000 € 
mehr als veranschlagt, kosten. 
Die Gemeinde wird daher aufgefordert, die Kosten der gesamten 
Baumaßnahme zu aktualisieren, dabei auch Positionen wie Ingeni-
eurhonorare, Leitungsverlegungen und Ausgleichsmaßnahmen zu 
berücksichtigen und das Ganze durch unabhängige Fachleute ge-
genprüfen zu lassen. 
 

  

 
 
 
 

8. Etwaige Bauausführung 
 
Sollte es zum Bau der geplanten Ortsentlastungsstraße kommen, 
wird gefordert, an den Gebäuden auf den Grundstücken unseres 

 
 
Der geringste Abstand von Wohngebäuden zu den 
über Pfähle gegründeten Bauwerken beträgt 200 

 
 
Die Hinweise 
betreffen nicht 
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Mandanten auf Kosten des Bauherrn Gemeinde eine Beweissiche-
rung durchzuführen. Denn bei Rammarbeiten, Verdichtung von Auf-
schüttungen und Abgrabungen können Erschütterungen auftreten, 
die zu Schäden an den Gebäuden auf den Grundstücken unseres 
Mandanten führen können. Hinsichtlich des Bauverkehrs wird wei-
terhin gefordert, diesen nicht über den Beckentalweg zu leiten. Der 
Beckentalweg ist von zentraler Bedeutung für den landwirtschaftli-
chen Verkehr und damit auch für den Betrieb unseres Mandanten. 
Aufgrund der geringen Breite wäre ein Begegnungsverkehr von 
Bauverkehr und landwirtschaftlichem Verkehr nicht möglich. Der 
Beckentalweg ist daher für einen Bauverkehr nicht geeignet. 
 

m. Bei dieser Entfernung ist eine Beeinträchtigung 
der Bebauung nicht zu erwarten ist.  
 
Die Anregung zum Bauverkehr kann im Rah-
men der Umsetzung des Bebaungsplans be-
rücksichtigt werden. 
 
 
 
 
 

unmittelbar den 
Bebauungsplan 
und haben kei-
ne Änderungen 
des bisher aus-
gelegten Ent-
wurfs zufolge. 

Bürger 12 
vom 02.11.2016 
 
Vertreten durch 
Rechtsanwalt Dr. 
Armin Wirsing, 
Königstraße 36, 
70173 Stuttgart  
 

9. Fazit 
 
Unser Mandant ist nicht bereit, Grundstücksflächen für die geplante 
Ortsentlastungsstraße zur Verfügung zu stellen, zumal diese Straße 
mangels nachhaltigem Entlastungseffekt für die Ortsdurchfahrt von 
Affalterbach nicht erforderlich ist. 
 
Sollte die Gemeinde dennoch an dieser Planung festhalten, fordern 
wir insbesondere, den Knotenpunkt Ortsentlastungsstraße/K 1604 
soweit nach Norden zu verschieben, dass die Betriebsgrundstücke 
unseres Mandanten nicht mehr in Anspruch genommen werden. In 
diesem Zusammenhang wird weiter gefordert, alle Möglichkeiten zur 
Einsparung von Flächen beginnend mit der Fahrbahnbreite von der-
zeit 8 m bis hin zu den flächenintensiven Entwässerungsanlagen zu 
nutzen und die Planung entsprechend zu ändern. 

 
 
Laut Aussage des Gutachters (Verkehrsanalyse: 
BS-Ingenieure) erzielt die OES die notwendige und 
nachhaltige Entlastung für die Ortsdurchfahrt. 
 
Laut Aussage der Fachplaner (Verkehrsplanung: 
BS-Ingenieure) ist die West-Ost-Ausrichtung des 
Kreisverkehrsplatzes durch die Lage der K 1604 
bestimmt. Eine weitere Veränderung ist trassie-
rungstechnisch ungünstig 
 
Laut Aussage der Fachplaner (Verkehrsplanung: 
BS-Ingenieure) besteht die Fahrbahn gemäß Re-
gelwerk aus zwei 3,50 m breiten Fahrstreifen so-
wie aus zwei 0,50 breiten Randstreifen. Eine Re-
duzierung der Fahrbahnbreite ist nicht möglich. 
 
Laut Aussage der Fachplaner (Verkehrsplanung: 
BS-Ingenieure) wurden die Entwässerungseinrich-
tungen nach dem maßgebenden Regelwerk ge-
plant. Dieses sieht eine Entwässerungsmulde an 
der Oberfläche sowie eine darunter liegende Drai-
nageleitung vor. 
Das Entwässerungssystem ist mit der Wasserwirt-
schaftsbehörde abgestimmt worden. 
 

 
 
 
 
Die Stellung-
nahme wird 
nicht geteilt.  
Die Hinweise 
haben keine 
Änderungen 
des bisher aus-
gelegten Ent-
wurfs zufolge. 

 Anlage: Berechnung der Fahrtzeiten   
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Bürger 12           Anlage 1 
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empfehlung  

Bürger 13 
vom 06.11.2016 
 

gegen die geplante Ortsentlastungsstraße erheben wir folgende 
Einwendungen: 
 
1. Zufahrt zum Flurstück 3585 
 
Unser Flurstück 3585 ist 
von uns nur am Ende des 
Grundstückes in Richtung 
Kirchberg befahrbar. Die 
Zufahrt liegt innerhalb der 
Grenze des räumlichen 
Geltungsbereiches in der 
Nähe des Kreisverkehrs 
Richtung Kirchberg. Durch 
den Bau des geplanten 
Kreisverkehrs —
Aufschüttungen bzw. Ab-
grabungen verlieren wir die 
einzige Zufahrt mit PKW 
innerhalb der Ortsgrenze 
zu diesem Flurstück. Bei 
dem Flurstück handelt es 
sich um ein Baumgrund-
stück, das mehrmals im 
Jahr gemäht werden muss. 
Außerdem wird dort 
Brennholz für das Gebäu-
de Beckentalweg 5 gela-
gert, da sonst kein geeig-
neter Lagerplatz vorhan-
den ist. Ohne die Zufahrt 
kann das Grundstück we-
der genutzt noch gepflegt 
werden. Es gibt kein Über-
fahrtsrecht über die anlie-
genden Grundstücke.  
 

 
 
 
 
 
Die Zufahrt zum Flurstück 3585 liegt außerhalb 
des Bereichs der Baumaßnahme. Die Zufahrts-
möglichkeit ist insofern nicht betroffen. An der be-
stehenden Zufahrt wird vorhabenbedingt keine 
bauliche Änderung erfolgen.  

 
 
 
 
 
Die Stellung-
nahme wird 
nicht geteilt.  
Der Hinweis hat 
keine Änderung 
des bisher aus-
gelegten Ent-
wurfs zufolge. 

  
 

  

Bürger 13 2. Einbeziehung unserer Grundstücksfläche Da beim geplanten Vorhaben auch die Erschlie-  
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Stellungnahme  
von 

Inhalt der Stellungnahmen Stellungnahme des Planers / der Verwaltung Beschluss-
empfehlung  

vom 06.11.2016 
 

 
Wir erheben Einspruch gegen die Einbeziehung unserer Grund-
stücksfläche FISt. 3585. Es ist absolut nicht nachvollziehbar, dass 
hier eine Fläche in Anspruch genommen werden soll, die so weit 
vom Bauanfang entfernt ist. Dass dies auch anders geht sieht man 
im selben Plan am Kreisverkehr Backnanger Str. Richtung Affalter-
bach. Hier sind die Grenzen des räumlichen Geltungsbereichs na-
hezu an der Straßenbaugrenze ausgerichtet. An vielen Stellen ent-
steht der Eindruck, dass Grundstücke gezielt ein- bzw. ausge-
schlossen wurden. Wir haben außer diesem Baumgrundstück keine 
weitere Grünfläche zur Verfügung und benötigen die Fläche drin-
gend. 
 

ßung von Flurstücken und der Verlauf von Feldwe-
gen berücksichtigt werden müssen, kann der Gel-
tungsbereich nicht nur die geplante Straße mit 
Nebenflächen und Ausgleichsflächen enthalten. Es 
ist notwendig, die Aussiedlerhöfe und die umlie-
genden Feldwege miteinzubeziehen. Da es gleich-
zeitig nicht die Absicht des Bebauungsplans ist, die 
Entwicklung dieser Höfe und ihrer landwirtschaftli-
chen Flächen zu bestimmen, wird in diesen Berei-
chen auf die Festsetzung von Art und Maß der 
Bebauung wie z. B. auch auf die Festsetzung von 
Flächen für Landwirtschaft verzichtet. Auf einem 
Großteil der Flächen innerhalb des Bebauungs-
plans erfolgen daher keine baurechtlichen Festset-
zungen. 
Aufgrund dieser fehlenden Festsetzungen handelt 
es sich beim vorliegenden Bebauungsplan um 
einen „einfachen Bebauungsplan“. 

Der Stellung-
nahme wird 
nicht gefolgt. 
Die Notwendig-
keit das Flur-
stück 3585 mit-
einzubeziehen 
ist aus neben-
stehenden 
Gründen gege-
ben. 
 
 

Bürger 13 
vom 06.11.2016 
 

3. Lärmbelästigung 
 
Vor 25 Jahren wählten wir das Grundstück Beckentalweg 5 wegen 
der ruhigen Ortsrandlage als Baugrundstück. Damals war nichts von 
einer geplanten Ortsentlastungsstraße bekannt. Ansonsten hätten 
wir hier nie gebaut. 
 
Durch die geplante Ortsentlastungsstraße ist mit einer erheblichen 
Lärmbelästigung zu rechnen. Die Autos beschleunigen in Höhe der 
Einfahrt Beckentalweg, entschleunigen kurz vor der Kuppe und hal-
ten ggf. am Kreisverkehr an, beschleunigen wieder. Heute haben wir 
einen fließenden Verkehr, der ruhiger ist. 
 

 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
Laut Aussage der Fachplaner und Gutachter (Ver-
kehrsplanung und -analyse: BS-Ingenieure) kommt 
die schalltechnische Untersuchung zur OES Affal-
terbach zu dem Ergebnis, dass die maßgebenden 
Immissionsgrenzwerte der 16. BImschV an allen 
Immissionsorten eingehalten werden. 

 
 
 
 
 
 
Der Hinweis hat 
keine Änderung 
des bisher aus-
gelegten Ent-
wurfs zufolge. 

 Zusätzlich befindet sich der Verkehr der Ortsentlastungssstraße im 
Hörbereich unseres Wohnhauses. Durch das Entschleunigen und 
Anhalten am Kreisverkehr und das erneute Beschleunigen der 
Fahrzeuge sind wird von Westen und Norden betroffen. Von Südos-
ten ist der Verkehr zusätzlich vom Beckental und der Brücke zu hö-
ren. Der vom Gutachter geschätzte Wert erscheint uns viel zu nied-
rig. Hier wurde unseres Erachtens ein fließender Verkehr auf der 
Ortstentlastungsstraße angenommen ohne Berücksichtigung eines 
Kreisverkehrs, weiterhin wurde wahrscheinlich der bereits vorhan-

 
Laut Aussage der Fachplaner und Gutachter (Ver-
kehrsplanung und -analyse: BS-Ingenieure) wurde 
die Emission der K 1604 in der schalltechnischen 
Untersuchung im notwendigen Maß berücksichtigt 
 
 
 
 

 
Der Stellung-
nahme wird 
nicht gefolgt. 
Der Hinweis hat 
keine Änderung 
des bisher aus-
gelegten Ent-
wurfs zufolge. 
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dene Lärm der Bahnhofstraße (Straße nach Kirchberg) nicht be-
rücksichtigt. 
 
Die angenommene Geschwindigkeit von 70 km/h zweifeln wir sehr 
stark an, da die Straße von ihrer Ausführung erheblich höhere Ge-
schwindigkeiten zulässt und außerhalb geschlossener Ortschaften 
100 km/h erlaubt sind. Wir rechnen unter Annahme einer PKW-
Geschwindigkeit von ca. 100 km/h mit Verkehrslärm, der weit über 
die BlmSchV und TA-Lärm hinausgeht. 
 
Wir fordern Sie auf, bereits im Planungsstadium geeignete Lärm-
schutzmaßnahmen von Beginn der Ortsentlastungsstraße aus Rich-
tung Marbach bis nach Birkhau zu treffen. 
 

 
 
Laut Aussage der Fachplaner und Gutachter (Ver-
kehrsplanung und -analyse: BS-Ingenieure) ist die 
Berechnung der Verkehrslärmemissionen auf der 
Basis von 70 km/h bzw. 80 km/h auf entwurfstech-
nische Rahmenbedingungen und die Knoten-
punktsfolge zurückzuführen.  
 

 
 
Die Stellung-
nahme wird aus 
nebenstehen-
den Gründen 
nicht geteilt. 
Der Hinweis hat 
keine Änderung 
des bisher aus-
gelegten Ent-
wurfs zufolge.  

Bürger 13 
vom 06.11.2016 
 

4. Fehlende Gebäude auf den Plänen 

 

Auf dem ausgeleg-

ten Lärmschutz-

gutachten zur 

Ortsentlastungs-

straße sind die 

Gebäude Becken-

talweg 5 (Flurstück 

3685/1) und 5/1, 

sowie Beckental-

weg 7 nicht einge-

zeichnet. Für viele 

Betrachter entsteht 

so der Eindruck, 

dass das Gebiet 

kaum bewohnt ist und nicht so viele Menschen von der Ortsentlas-

tungsstraße betroffen sind. Hier wird ein falscher Eindruck vermittelt. 

Berechnungen des Lärms an diesen Gebäuden sind nicht vorhan-

den. Wir möchten betonen, dass alle Gebäude lange vor der Erstel-

lung des Lärmschutzgutachtens gebaut wurden. Das Gebäude Be-

ckentalweg 7 wurde 1964 erbaut, Gebäude Beckentalweg 5 wurde 

1991 bezogen.  
  

 
 
Laut Aussage der Fachplaner und Gutachter (Ver-
kehrsplanung und -analyse: BS-Ingenieure) zeigen 
die Plandarstellungen in der schalltechnischen 
Untersuchung (Plan 4921-E-04b), dass die für den 
Neubau der OES relevanten Grenzwerte der 
16.BImSchV auf den angesprochenen Grundstü-
cken eindeutig eingehalten sind.  
 
 

 
 
Der Hinweis hat 
keine Änderung 
des bisher aus-
gelegten Ent-
wurfs zufolge. 
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Bürger 13 
vom 06.11.2016 
 

5. Wertverlust 
 
Die Ortsentlastungsstraße ist im Sichtbereich unseres Hausgrund-
stückes und zwar im Norden, Osten und Südosten und evtl. im Wes-
ten. Durch die geplante und später realisierte Ortsentlastungsstraße 
erfährt unser Hausgrundstück eine erhebliche, noch nicht bezifferba-
re Wertminderung- siehe auch Ziffer 2- in vermutlich fünf- bis sechs-
stelliger Höhe. Wir weisen Sie ausdrücklich darauf hin, dass wir die-
sen Wertverlust geltend machen und ggf. einklagen werden. 
 

 
 
 
Ein eventueller Wertverlust, der durch eine recht-
mäßig erstellte Straße entsteht, ist hinzunehmen. 

 
 
Dieser Sach-
verhalt ist nicht 
Gegenstand des 
Bebauungs-
plans. 
 

 6. Anziehender Verkehr 
 
Nach Aussagen der Planer wird die Anzahl der Autos, die die neue 
Straße anzieht, auf 650 PKWs geschätzt. Dies erscheint uns viel zu 
niedrig. Der Ausbau des Autobahnzubringers Backnang — Munde-
lsheim ist vierspurig genehmigt. Bei Einführung einer LKW-Maut auf 
vierspurigen Straßen, die bereits umgesetzt ist, ist zu befürchten, 
dass viele LKW die Ausweichstrecke Winnenden — Affalterbach - 
Pleidelsheim nehmen werden. Ein Blick auf die Landkarte zeigt, 
dass dies eine Parallelroute ist und der Schwerlastverkehr bereits 
heute die Abkürzung Winnenden — Affalterbach - Pleidelsheim 
schon nimmt. Eine gut ausgebaute Ortsentlastungsstraße würde 
erheblich mehr Verkehr anziehen. Eventuell wird diese sogar als 
Umleitungsstecke ausgeschildert. Dass die Gemeinde Affalterbach 
dieses Risiko eingeht, ist für uns unverständlich, da jede andere 
Gemeinde bemüht ist, solchen Verkehr auszuschließen und die 
Luftverschmutzung abzuwenden. 
 

 
 
Laut Aussage der Fachplaner und Gutachter (Ver-
kehrsplanung und -analyse: BS-Ingenieure) weist 
die Verkehrsuntersuchung zur OES den Raumef-
fekt der geplanten Straße aus.  
Der Ausbau der L 1115 zwischen der AS Mundels-
heim (A 81) und Backnang (B 14) (Bauabschnitt I) 
ist in der Verkehrsuntersuchung berücksichtigt. 

 
 
Die Stellung-
nahme wird aus 
nebenstehen-
den Gründen 
nicht geteilt. 
Der Hinweis hat 
keine Änderung 
des bisher aus-
gelegten Ent-
wurfs zufolge. 

 
Bürger 13 
vom 06.11.2016 
 

 
7. Naturschutz/Erholung 
 
Die Ortsentlastungsstraße führt mitten durch ein wunderschönes 
Tal, das nach Aussagen der Umweltprüfung Heimat für 10 Fleder-
mausarten, einer geschützten Schmetterlingsart (Feuerfalter?), von 
geschützten Eidechsenarten und vielen Vögeln ist. Im Tal befinden 
sich mehrere Wasserquellen. Außerdem ist das Tal für den Abfluss 
der Kaltluft wichtig. Das Tal wird von vielen Wanderern, Joggern, 
Radfahrern und anderen Erholungssuchenden genutzt und hat 
durch die örtliche Nähe zum Dorf und zu den Sportstätten einen 
sehr hohen Erholungswert. 

 
 
 
Im Tal sind den Gutachtern keine Wasserquellen 
bekannt. 
 
Die Bedeutung des Beckentals für die verschiede-
nen Schutzgüter sowie für die landschaftsbezoge-
ne Erholung wurden in der Umweltverträglichkeits-
studie und im GOP umfassend dargestellt und 
bewertet. 
 

 
 
 
Stellungnahme 
wird aus ne-
benstehenden 
Gründen nicht 
geteilt. 
 
Der Hinweis hat 
keine Änderung 
des bisher aus-
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Der Bau der Brücke, die riesigen Aufschüttungen und der Einschnitt 
nach Birkhau wird das Tal für immer zerstören.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Nachdem sich im Rahmen der Variantenuntersu-
chung ergab, dass eine Ortsentlastungsstraße im 
Nordosten verkehrlich sinnvoll und unter den ge-
gebenen topographischen und ökologischen Vo-
raussetzungen umsetzbar ist (Umweltverträglich-
keitsstudie (Unterlage 4 Nr. 1.1, S. 137 f) , wurde 
ein konfliktarmer Korridor auf der Grundlage der 
Raumanalyse ermittelt (a.a.O., S. 142 ff). Innerhalb 
dieses Korridors wurde in mehreren Planungspha-
sen eine Linie entwickelt, die in der Lage wie auch 
im Höhenverlauf die Umweltrisiken vermeidet bzw. 
so weit wie möglich minimiert (a.a.O, S. 155 ff). 
Damit die Funktionen des Beckentals, durch das 
die OES verläuft, weitgehend erhalten werden 
können, wird es im Umfeld der Trasse modelliert. 
Ferner wurden zwei Talbrücken von 99 m und von 
68 m Länge eingefügt. 
Die Modellierung im Beckental ist erforderlich, um 
die Trasse landschaftsgerecht ins Gelände einzu-
binden und künstlich wirkende steile Böschungen 
quer zum Verlauf des Tälchens in diesem empfind-
lichen Landschaftsraum zu vermeiden. Dabei wird 
die vorhandene Geländemulde nachempfunden. 
Durch die Anlage von Obstwiesen (Maßnahme M 
3), die Anlage von extensivem Grünland (Maß-
nahmen M2, M2a und M4), die Bepflanzung der 
Straßenböschungen (Maßnahme M6) sowie die 
Anlage eines kleinen Feldgehölzes (Maßnahme 
M8) werden Strukturen am Ortsrand geschaffen, 
die sich am Bild der typischen ortsnahen Kultur-
landschaft mit ihren Obstwiesen, Gehölzen und 
hofnahen Wiesen orientieren. Ferner werden 
dadurch Nahrungs- und Jagdhabitate für Fleder-
mäuse und Bruthabitate für Brutvögel geschaffen. 
Laut Aussage der Fachplaner und Gutachter (Um-
weltplanung: Eberhard + Partner GbR) sind die 
beiden Talbrücken notwendig, um 

- die Sichtbeziehungen und damit die Erho-
lungsfunktion sowie die funktionalen Bezie-
hungen 

gelegten Ent-
wurfs zufolge. 
 
 
Stellungnahme 
wird aus ne-
benstehenden 
Gründen nicht 
geteilt. 
 
Der Hinweis hat 
keine Änderung 
des bisher aus-
gelegten Ent-
wurfs zufolge. 
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Die Auswirkungen für die Umwelt und die Tiere sind unseres Erach-
tens immens und nicht abzusehen. Die Tiere werden vermutlich 
bereits durch den Baulärm und spätestens durch den starken Auto-
strom / -Lärm vertrieben. Der Erholungswert ist bei 10.000 Fahrzeu-
gen täglich verloren. Wir fürchten, vielen Affalterbachern wird dies 
erst bewusst, wenn es zu spät und nicht mehr rückgängig zu ma-
chen ist. 
 

- Transferraum für Fledermäuse und Vögel und 

- Kaltluftabflussgebiet 
so weit wie möglich zu erhalten. 
Laut Aussage der Fachplaner und Gutachter (Um-
weltplanung: Eberhard + Partner GbR) wird durch 
die Bepflanzung an der Trasse diese optisch weit-
gehend abgeschirmt. Erhebliche Beeinträchtigun-
gen der Tierwelt durch Baustellen- oder Verkehrs-
lärm sind nicht zu erwarten, da dort keine lärm-
empfindlichen Arten vorkommen. Durch den be-
schriebenen Maßnahmenkomplex werden die Be-
einträchtigungen von Natur und Landschaft ver-
mieden oder minimiert; unvermeidbare Beeinträch-
tigngen werden ausgeglichen. 

Bürger 13 
vom 06.11.2016 
 

Auch das Gebiet Richtung Kirchberg und Erdmannhausen wird sehr 
stark als Naherholungsgebiet genutzt. Ob dies bei einer so stark 
befahrenen Straße noch möglich ist — Lärm und Luftverschmutzung 
- ist fraglich. Damit würden gleich zwei Erholungsgebiete —
Beckental und Richtung Erdmannhausen / Kirchberg wegfallen. Af-
falterbach hätte dann nur noch den Lemberg - der bereits manchmal 
schon heute - als Erholungsgebiet überlaufen ist. 
 
 

Laut Aussage der Fachplaner und Gutachter (Um-
weltplanung: Eberhard + Partner GbR, Verkehrs-
analyse: BS-Ingenieure) weist der siedlungsnahe 
Freiraum nördlich der OES zwischen der L 1127 
und der K 1604 Gewann 'Mistberg' und 
'Hausäcker' keine besondere landschaftsästheti-
sche Qualität auf (vgl. Karte 7 im GOP). Die Be-
gehbarkeit der Feldwege, des Rad-/Fußweges an 
der K 1603 und des Weges an der K 1604 wird 
durch das Vorhaben nicht verändert. Die Differenz 
der Lärmpegel im 0-Fall und im Planungsfall liegt 
verbreitet an der Schwelle der Wahrnehmbarkeit (3 
dB(A)) und nur zwischen der K 1603 und der K 
1604 auf geringer Flächengröße leicht darüber, so 
dass die Lärmzunahme nur gering ist. (vgl. Unter-
lage 3 Nr. 2 Schalltechnische Untersuchung). . 
Die zusätzliche Luftschadstoff-Belastung liegt im 
Bereich der Hintergrundbelastung (vgl. Unterlage 3 
Nr. 3 Luftschadstoffuntersuchung). 

Stellungnahme 
wird nicht ge-
teilt. 
Die Nutzbarkeit 
dieses Raumes 
für Erholungssu-
chende ist nach 
Umsetzung der 
Planung immer 
noch gegeben. 
 

 8. Überquerung der Straße nach Erdmannhausen / Kirchberg 
 
Eine Überquerung der Ortsentlastungsstraße bei ca. 10.000 ge-
schätzten Fahrzeugen ist nicht gefahrlos möglich. Für Grundschul-
kinder vom Neuhof ist der Weg über den geplanten Kreisverkehr der 
einzige Schulweg nach Affalterbach. Diese Straße wird auch nach-
mittags und abends zu den Sportstätten genutzt. Über den Kreisver-

 
 
Die Querung der Ortsentlastungsstraße durch 
Fußgänger und Radfahrer am Kreisverkehrsplatz 
OES/K1604 ist durch eine Mittelinsel mit Überque-
rungsstelle gesichert. Dies entspricht dem maßge-
benden Regelwerk für derartige Außerortskreisel. 

 
 
Stellungnahme 
wird nicht ge-
teilt. 
Der Hinweis hat 
keine Änderung 
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kehr nach Erdmannhausen würde der Fahrradweg nach Marbach — 
Schulweg für die weiterführenden Schulen —führen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die geplante Radweg-Unterführung ist für die Bewohner des Klee-
blattheimes, die auf einen Gehhilfe angewiesen sind, eine nicht zu 
überwindende Hürde. 
Von Richtung Erdmannhausen kommend ist das Gebiet abschüssig. 
Bei Regen würde die Unterführung voraussichtlich volllaufen. Wie 
aus der Vergangenheit mehrfach bekannt entsteht regelmäßig bei 
starkem Regenfall eine Seenlandschaft im Bereich der Radweg-
Unterführung. 
 

Eine besondere Bedeutung für Schulkinder vom 
Neuhof zur Grundschule in Affalterbach ist nicht 
anzusetzen, da die Siedlung Neuhof (zu Kirchberg 
an der Murr gehörend) nicht zum Schulbezirk Affal-
terbach gehört. Im Schuljahr 2018/2019 ist 1 Kind 
aus dem Neuhof in der Grundschule Affalterbach 
gemeldet. Darüber hinaus besteht eine nahezu 
längengleiche Fußwegverbindung zwischen dem 
Neuhof und der Grundschule Affalterbach, die zur 
K 1603 führt.  
 
Zur Fußgänger- und Radfahrerquerung der OES 
an der K 1603 ist eine Unterführung auf Grund der 
tatsächlichen Bedeutung für den Schulradverkehr 
zwischen Affalterbach und Marbach a.N. vorgese-
hen.  
 
Die geplante Unterführung an der K 1603 zwi-
schen Affalterbach und Erdmannhausen soll 
Längsneigungen von maximal 6 % aufweisen. 
Sie entspricht somit den Anforderungen des 
Radverkehrs. Der Weg dient dem Schulradver-
kehr, nicht dem Schulfußverkehr.  
 
Laut Aussage der Fachplaner und Gutachter (Um-
weltplanung: Eberhard + Partner GbR, Verkehrs-
planung: BS-Ingenieure) ist von einer eigenständi-
gen Nutzung der Wegeverbindung zwischen Affal-
terbach und Erdmannhausen durch motorisch 
eingeschränkte Personen ist auf Grund die beste-
henden sehr großen Längsneigungen sowohl am 
Ortsausgang Affalterbach als auch im weiteren 
Verlauf der Strecke kaum auszugehen. Diese Situ-
ation wird durch die Planung nicht verändert. 
 

des bisher aus-
gelegten Ent-
wurfs zufolge. 
 
 
 
 
 
 
 
 
In der Ausfüh-
rungsplanung 
wird die geplante 
Unterführung an 
der K 1603 zwi-
schen Affalter-
bach und Erd-
mannhausen so 
ausgebildet, dass 
sie Längsnei-
gungen von ma-
ximal 6 % auf-
weisen wird.  
Die Anregung 
betrifft nicht 
unmittelbar den 
Bebauungsplan, 
sondern die 
Ausführungs-
planung. Sie 
führt deshalb zu 
keiner Ände-
rung des Be-
bauungsplans. 

Bürger 13 
vom 06.11.2016 
 

9. Lärmbelästigung für Schule, Kindergarten Klingenstraße und 
Kindercampus 
 
Die geplante Straße führt sehr nahe an der Grundschule, Kinder-
campus und Kindergarten vorbei. Es ist für uns nicht nachvollzieh-

 
 
 
Laut Aussage der Fachplaner und Gutachter (Um-
weltplanung: Eberhard + Partner GbR, Verkehrs-

 
 
 
Stellungnahme 
wird aus ne-
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bar, dass gerade den schwächsten Gliedern der Gemeinde - den 
Kindern- der Lärm der Ortsentlastungsstraße und des zusätzlich 
anziehenden Verkehrs und den dadurch entstehenden Feinstaub 
zugemutet wird. Mit Lärmschutzfenster können sie nur unzureichend 
geschützt werden, da sie sich oft — gerade die Kindergartenkinder 
im Freien aufhalten. Da der anziehende Verkehr stark zunehmen 
wird, ist für uns nicht nachvollziehbar, dass die Gemeinde dieses 
Risiko auf sich nimmt. 

analyse: BS-Ingenieure) kommt die schalltechni-
sche Untersuchung zur OES Affalterbach zu dem 
Ergebnis, dass die maßgebenden Immissions-
grenzwerte der 16. BImschV an allen Immission-
sorten eingehalten werden. 
 
 

benstehenden 
Gründen nicht 
geteilt. 
 

 Die Lärmbelastung speziell an der Grundschule und am Kindergar-
ten ist bereits bei den vorgelegten berechneten Werten nahe den 
Grenzwerten und wird mit Sicherheit im laufenden Betrieb die 
Grenzwerte überschreiten. Wollen wir wirklich der nachfolgenden 
Generation diese Lärmbelästigung während des Schulbetriebs zu-
muten? 
 

  

 10. Lärmbelastung am Evang. Gemeindehaus und auf dem 
Friedhof 
 
Die Lärmbelastung am Evang. Gemeindehaus und auf dem Friedhof 
nimmt stark zu. Dies ist für die Lebenden eine Zumutung und stört 
die Totenruhe. 
 

 
Laut Aussage der Fachplaner und Gutachter (Um-
weltplanung: Eberhard + Partner GbR, Verkehrs-
analyse: BS-Ingenieure) nimmt die Lärmbelastung 
auf dem Friedhof je nach Entfernung von der Win-
nender Straße um bis zu 6 dB(A) ab (vgl. Unterla-
ge 3 Nr. 2 Schalltechnische Untersuchung). 

Stellungnahme 
wird nicht ge-
teilt. 
Die Lärmbelas-
tung nimmt um 
bis zu 6 dB(A) 
ab. 

Bürger 13 
vom 06.11.2016 
 

 
 
11. Landwirtschaft 
 
Für die Ortsentlastungsstraße werden große Flächen bester Boden-
qualität geopfert. Einige Bauern haben keine Erweiterungsmöglich-
keit mehr und müssen erheblich längere Wege zu den Grundstü-
cken hinnehmen. Die vorhandenen Feldwege werden durch die 
Ortsentlastungsstraße zerschnitten und können nur noch von einer 
Seite teilweise mit erheblich längerer Anfahrt erreicht werden. Heute 
gut zugängliche Felder und Acker sind in der vorliegenden Planung 
nicht mehr erreichbar. 
 
Wir fordern einen Feldwegeplan, damit die Erreichbarkeit aller Fel-
der und Äcker auch weiterhin möglich sind. 
 
Durch die erheblich verschlechterten Bedingungen ist zu befürchten, 
dass die Landwirtschaft erheblich zurückgehen wird, die Folge wäre 

 
 
Die Wirtschaftsfunktionenkarte (digitaler Datensatz 
der Flurbilanzkarte) ist ausgewertet und das Aus-
wertungsergebnis, dass nämlich die Flurbereiche 
rings um Affalterbach der Vorrangstufe I angehö-
ren, im Umweltbericht S. 2 und S. 79, in der UVS 
S. 54 im Kapitel Landwirtschaft und im GOP S 21f 
mitgeteilt worden. Karte 4 der Umweltprüfung 
(UVS) / Anhang A / Raumanalysekarten zeigt die 
Flächenbewertung der Flurbilanz Stufe II / Wirt-
schaftsfunktionen-Karte.  
 
Es wurden bereits zwei Termine zur Vorstellung 
des Wegenetzes in Abstimmung mit dem Land-
wirtschaftlichen Ortsverein durchgeführt. 
(21.11.2013 und 06.03.2014). Von den anwesen-
den Landwirten und dem Vertreter des Bauernver-

 
 
Stellungnahme 
wird aus ne-
benstehenden 
Gründen nicht 
geteilt. 
 
 
 
 
 
 
Eine weitere 
Optimierung 
des Feldwege-
netzes ist Ge-
genstand des 
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nicht mehr bestellte Felder. Will dies das ländlich geprägte Dorf Affa-
lterbach wirklich riskieren? 
 

bandes wurden keine Stellungnahmen abgegeben. 
Die geplante Ortsentlastungsstraße quert bzw. 
durchschneidet vorhandene Feld- und Wirt-
schaftswege. Der Entwurf des Bebauungsplans 
sieht die Ergänzung bzw. den Ersatz verloren ge-
gangener Wegeverbindungen vor.  
Wesentlicher Planungsgrundsatz bei der Wege-
konzeption bestand darin, die vorhandenen Hof-
stätten im Außenbereich bestmöglich an das land-
wirtschaftliche Wegenetz sowie an die öffentlichen 
Verkehrsanlagen anzubinden und eine bestmögli-
che Bewirtschaftung der bestehenden landwirt-
schaftlichen Flächen sicherzustellen.  
Bei der Planung wurde ebenfalls berücksichtigt, die 
der Erholungsfunktion dienenden Wegebeziehun-
gen zu erhalten. Der Bebauungsplan sichert die 
erforderlichen Flächen.  
Die Kompetenz der Flurbereinigungsbehörde bleibt 
unberührt. Eine weitere Optimierung des Feld-
wegenetzes kann voraussichtlich im geplanten 
Flurneuordnungsverfahren erfolgen. 

vorgesehenen 
Flurneuord-
nungverfah-
rens. 
Der Hinweis hat 
keine Äderung 
des Bebau-
ungsplans zu-
folge. 

    
    
 12. Flächenverbrauch / -Vereinnahmung 

 
Die von der Gemeinde Beanspruchung der Fläche steht in keinem 
Verhältnis zu dem Flächenverbrauch der Straße. Grob geschätzt 
„frisst" die Ortsentlastungsstraße 10 ha. Die Gemeinde beansprucht 
jedoch eine Fläche von ca. 100 ha. 
 
 
 
 
Dieses Missverhältnis soll begründet werden. 
Weiterhin ist die Ortsentlastungsstraße mit 8 m Breite vernünftig 
ausgelegt, jedoch der Flächenverbrauch mit Graben und Wall be-
trägt in der Regel ca. 25 m. Eine mögliche Anbindung an Feldwege 
wird dadurch 
 
a) extrem teuer 

 
Die Flächeninanspruchnahme ist durch die 
technischen Anforderungen der Straßenplanung 
bedingt.Die Flächeninanspruchnahme durch die 
OES beträgt 10,73 ha. Davon werden 9,21 ha neu 
beansprucht und 1,52 ha vorhandene 
Verkehrsfläche mitbenutzt* (vgl. Flächenbilanz im 
GOP Tab. 5.1 auf S. 178). Für 
Kompensationsmaßnahmen werden weitere 6,97 
ha** beansprucht; davon sind rd. 4,54 ha weiterhin 
- wenn auch weniger intensiv - landwirtschaftlich 
nutzbar. Weitere 3,9 ha werden in ihrer Nutzung 
dauernd beschränkt (M10 - Erhaltung einer 
Streuobstwiese und M14 - Ausweisung eines 
Waldrefugiums). 
 
* Neuversiegelung 3,81 ha 

Stellungnahme 
wird nicht ge-
teilt. 
Die Gemeinde 
beansprucht 
keine 100 ha, 
sondern ca. 20ha 
inkl. der Auswei-
sung eines Wald-
refugiums. Von 
den 20 ha kön-
nen weiterhin ca. 
8 ha, wenn auch 
weniger intensiv 
– genutzt werden 
(Details siehe 
linke Spalte). 
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b) nahezu unmöglich 
 
Wir fordern dieses Konzept zu überdenken und durch sinnvollere 
Alternativen abzuändern. 
 

Neuinanspruchnahme durch Verkehrsnebenflächen 5,40 ha 
Mitbenutzung versiegelter Verkehrsflächen 0,94 ha 
Umwandlung versiegelter Verkehrsflächen in Verkehrsneben-
flächen 0,58 ha 
 
** Maßnahmen M2,M2a, M3, M3a, M4, M8, M11, M12 plus 
Flächenanteil der Maßnahmen M6 und M7 außerhalb der Stra-
ßenböschungen (0,18 ha) 

Der Hinweis hat 
keine Äderung 
des Bebau-
ungsplans zu-
folge. 

Bürger 13 
vom 06.11.2016 
 

13. Straßenaufbau 
 
Gemäß dem geologischen Gutachten sind Setzungen bis zu 6 cm 
nach Beendigung des Baus möglich. Da dies wahrscheinlich unkon-
trolliert geschieht sind mit sehr hohen Sanierungskosten zu rechnen. 
 
Wir fordern das Verfahren des Straßenaufbaus zu prüfen. 
 

 
Laut Aussage der Gutachter (Geologie / Baugrund: 
Ing.-Büro Voigtmann, Verkehrsplanung: BS-
Ingenieure) betrifft dies Abschnitt 8.6 des Gutach-
tens. Hierbei handelt es sich um übliche Setzun-
gen, die bei jeder Dammschüttung auf bindigem 
Untergrund auftreten. Hierbei nehmen die Setzun-
gen kontinuierlich vom Bereich der hohen Schüt-
tung zur geringen Schüttung ab, d.h. die Setzun-
gen verteilen sich über mehrere 10-er Meter. Die 
stärksten Setzungsunterschiede treten meist zwi-
schen Brückenwiderlager und Schüttung auf, wer-
den aber auch hier durch die Arbeitsraumverfül-
lung hinter dem Brückenwiederlager auf mehrere 
Meter „verschmiert“, sodass sie in der Praxis kaum 
wahrgenommen werden. 

Stellungnahme 
wird nicht ge-
teilt. 
Der Hinweis hat 
aus nebenste-
henden Grün-
den keine Ände-
rungen des bis-
her ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 

 14. Brückenbauten 
 
Die dargestellten Brückenbauten erzeugen den Eindruck von De-
sign-Entwürfen, die unseres Erachtens statisch nicht ausreichend 
geprüft wurden. Wie sollen Stützen mit einem Durchmesser von 60 
cm dynamische Lasten von 40 to — LKW-Verkehr dauerhaft stand-
halten? 
 
Wir fordern einen statischen Nachweis für die Brückenbauwerke. 
 

 
 
Die Statik wird im Rahmen der Ausführungs-
planung überprüft werden. 
Die Brückenbauwerke werden selbstverständlich 
den statischen Anforderungen entsprechen. 

Der Hinweis 
betrifft nicht 
unmittelbar den 
Bebauungsplan  
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 

Bürger 13 
vom 06.11.2016 
 

15. Oberflächenentwässerung / Regenrückhaltebecken 
 
Die vorgesehene Oberflächenentwässerung mit den Stausturen 
entlang der Ortsentlastungsstraße scheint noch nicht erprobt zu 
sein. Wer garantiert für die anhaltende Wirkung dieses Konzepts? 
 
Bei Versagen des Konzepts ist das im Beckental vorgesehene 
Rückhaltebecken viel zu klein ausgelegt. Die Folge, das überschüs-

 
Laut Aussage der Gutachter und Fachplaner (Ver-
kehrsplanung: BS-Ingenieure) wurden die Entwäs-
serungseinrichtungen nach dem maßgebenden 
Regelwerk geplant. Dieses sieht eine Entwässe-
rungsmulde an der Oberfläche sowie eine darunter 
liegende Drainageleitung vor. 
Das Entwässerungssystem ist mit der Wasserwirt-

 
Stellungnahme 
wird nicht ge-
teilt. 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
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sige Wasser fließt unkontrolliert durch die Altlastenfläche und alte 
Müllkippe durch das Landschaftsschutzgebiet unteres Murrtal Rich-
tung Murr. 
Wir fordern eine realistische Auslegung des Rückhaltebeckens im 
Beckental. 
 

schaftsbehörde abgestimmt worden. 
 
 
 
 
 
 

Entwurfs zufol-
ge. 

 16. Ausfahrt zur Ortsentlastungsstraße von Affalterbach nach Mar-
bach 
 
Die Ausfahrt von Affalterbach nach Marbach ist als Links-Abbiege-
Spur geplant. 
Alle aus dem Gebiet Lemberg und Lemberg Süd, die nach Marbach 
fahren, müssen an dieser Einmündung mehr oder weniger lange 
warten, um in den fließenden Verkehr, der von Marbach kommt und 
nach Marbach geht einzufahren. 

 
 
 
Laut Aussage der Fachplaner und Gutachter (Ver-
kehrsanalyse: BS-Ingenieure) lassen die voraus-
sichtlichen Wartezeiten beim Linkseinbiegen in 
Richtung Marbach keine Verkehrsverlagerungen 
zur Erdmannhäuser Straße erwarten. 

 
 
 
Stellungnahme 
wird aus ne-
benstehenden 
Gründen nicht 
geteilt. 
 

 Da dies mit Sicherheit relativ viel Zeit in Anspruch nehmen wird ist 
zu befürchten, dass die Anwohner über die Ochsenkreuzung zum 
Kreisverkehr Richtung Erdmannhausen fahren, um sich dort einfa-
cher und schneller in den Verkehr einzureihen. 
Die Folge: die Marbacher- und Erdmannhäuser Straße wird durch 
den ortseigenen Verkehr erheblich stärker belastet als angenom-
men, was wiederum wahrscheinlich für die Anwohner keine Lärm- 
und Abgasbelastung nach sich bringt. 
Bei einer möglichen Ampellösung würde als Folge die Fahrzeuge 
aus Marbach den Weg durch Affalterbach nehmen. 
Wir fordern eine realistische Anpassung der Lärmbelastung in der 
Marbacher- und Erdmannhäuser Straße. 
 

 Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 

Bürger 13 
vom 06.11.2016 
 

17. Bau und dessen Folgen 
 
Gemäß des vorliegenden Baugrundgutachtens Kapitel 3.4.1 ist mit 
erheblicher Beeinträchtigung zu rechnen: 
Im Zuge des Kalkauftrags kann dieser bei ungünstigen Windverhält-
nissen in Richtung auf die bestehende Bebauung verweht werden. 
Dort können dann an den Häusern oder an Fahrzeugen Schäden 
Infolge der ätzenden Wirkung von Weißfeinkalk auftreten. Bel Ver-
wendung eines Kalk-Zement-Gemisches wird das Risiko der Verwe-
hung durch eine höhere Dichte des Materials verringert. Zusätzlich 
kämen auch geschlossene Systeme für die Vermischung von Bin-

 
 
 
 
 
 
Im Übrigen ist der Ausbau nicht Gegenstand des 
Bebauungsplans: 
Es ist davon auszugehen, dass bei der Ausfüh-
rung die ZTVE-StB 94 beachtet werden, so dass 
es beim Kalken zu keinen Schäden kommen 

 
 
 
Der Hinweis 
betrifft nicht 
unmittelbar den 
Bebauungsplan  
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
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demittel und Boden in Frage. Generell sind beim Verkalken die 
ZTVE-StB 94 und das Merkblatt für Bodenverbesserung und Boden-
verfestigung mit Kalken (Herausgeber: Bundesverband der Deut-
schen Kalkindustrie e.V„ Ausgabe 1979) zu beachten. 
 

wird. Entwurfs zufol-
ge. 

 Weiterhin wird im geologischen Gutachten angegeben, dass es 
durch die Einbringung der Rammpfähle oder Bohrpfähle bis zu ei-
nem Meter in den Fels zu erheblichen Vibrationen kommen kann, 
die wiederum auf vorhandene Gebäude negative Einflüsse nehmen 
können. 
Wie bereits mehrfach von uns angeführt ist der Beckentalweg für 
Schwerlastverkehr nicht ausgelegt, da die Wasser- und Abwasser-
kanäle nur wenige cm unter der Straßenoberfläche verlaufen. Die 
Hauswasseranschlüsse würden unweigerlich zerstört. 

Der geringste Abstand von Wohngebäuden zu den 
über Pfählen gegründeten Bauwerken beträgt 200 
m. Bei dieser Entfernung ist eine Beeinträchtigung 
der Bebauung nicht zu erwarten ist. 
 
Die Hinweise betreffen die Ausführung und Umset-
zung des Bebauungsplans und sind nicht Gegen-
stand des bebauungsplanverfahrens. 

Stellungnahme 
wird nicht ge-
teilt, da eine 
Beeinträchti-
gung der Be-
bauung nicht zu 
erwarten ist. 
Der Hinweis 
betrifft nicht 
unmittelbar den 

 Wir fordern für alle in der Nähe (rechts und links ca. 500 bis 1.000 
m) der Baustelle liegenden Gebäude, Straßen und Grundstücke vor 
Baubeginn eine Istaufnahme eines unabhängigen und anerkannten 
Gutachters. Das selbe nach Abschluss der Bauarbeiten. Die Kosten 
des Gutachters und der Schäden gehen zu Lasten des Bauherrn. 
Dies schließt unser Gebäude und unsere Grundstücke ausdrücklich 
mit ein. 
 

 Bebauungsplan. 
Der Hinweis hat 
keine Änderun-
gen des bisher 
ausgelegten 
Entwurfs zufol-
ge. 

Bürger 13 
vom 06.11.2016 
 

18. Investitionskosten 
Die Investitionskosten werden von uns angezweifelt. 
Zum einen sind die Kosten nur teilweise angegeben. Wie bei der 
ausgelegten Kostenzusammenstellung bereits angegeben fehlen 
folgende Kosten: 
 
- Kosten für Leitungsverlegungen/Bepflanzungen 
- Kosten der Ingenieurhonorare (10% der Bauwerkssumme) 
 
Teilweise sind die Kostenschätzungen bereits 3 Jahre alt, eine 
Hochrechnung der Kosten hat nicht stattgefunden. 
Darüber hinaus sind die Bauwerke absolut zu niedrig kalkuliert. Ähn-
liche Bauwerke in Baden-Württemberg liegen bei mehr als dem 
doppelten der kalkulierten Summen. 
Wir fordern speziell die Bauwerkskosten durch eine realitätsnahe 
Kalkulation zu ermitteln und zu klären, ob die Gesamtkosten von der 
Gemeinde noch tragbar sind. 

Laut Aussage der Fachplaner und Gutachter (Ver-
kehrsplanung: BS-Ingenieure) enthält die Kosten-
zusammenstellung Ansätze für Leitungsverlegun-
gen, Bepflanzungen und Ingenieurhonorare. 
Bei den Straßenbauarbeiten und den Bauwerken 
sind die Ingenieurhonorare enthalten. 
Die Maßgebenden Kosten für die Verlegung der 
Gashochdruckleitung sind enthalten. 
 
Die Kosten für wesentliche Bepflanzungen sind in 
der Kostensumme für Ausgleichsmaßnahmen be-
rücksichtigt.  
 
Mit weiterem Planungsfortschritt (insbesondere 
Brückenbauwerke, Ausgleichsmaßnahmen) wird 
eine Aktualisierung der Kostenberechnung durch-
geführt. 

Stellungnahme 
wird aus ne-
benstehenden 
Gründen nicht 
geteilt (s. linke 
Spalte). Zudem 
betreffen die 
Hinweise nicht 
unmittelbar den 
Bebauungsplan. 
Die Hinweise 
haben keine 
Änderungen 
des bisher aus-
gelegten Ent-
wurfs zufolge. 



 

  308/313 

Stellungnahme  
von 

Inhalt der Stellungnahmen Stellungnahme des Planers / der Verwaltung Beschluss-
empfehlung  

  
 19. Laufende Kosten 

 
Wie aus dem Rücklauf der Antworten zu ersehen ist muss die Ge-
meinde Affalterbach für die betriebliche Unterhaltung und die Ver-
kehrssicherheit aufkommen: 
 
Zudem soll geklärt werden, wer zukünftig für die betriebliche Unter-
haltung die Verkehrssicherheitspflicht der Umgehungsstraße zu-
ständig ist  
 
Die Gemeinde Affalterbach ist für die betriebliche Unterhaltung, die 
Verkehrssicherheitspflicht der Umgehungsstraße zuständig. 
 
 
Wurden die Kosten hierzu ermittelt und in den Haushalt eingestellt?  
Wie hoch werden die Kosten geschätzt? 
 
Auf Grund der aufgeführten Punkte sind wir nicht bereit Grund-
stücksflächen abzugeben. 
 
 
Die Sinnhaftigkeit der Ortsentlastungsstraße ist für uns nicht nach-
vollziehbar. 
 

 
 
Die später anfallenden Kosten, wie die betriebliche 
Unterhaltung und die Verkehrssichheitspflicht wer-
den entsprechend der räumlichen Abgrenzung von 
Landesstraße und Gemeindestraße vorgenom-
men.  
Für die Unterhaltung können keine detaillierten 
Angaben gemacht werden.  
 
 
 
 
 
Die Kosten hierfür wurden noch nicht ermittelt, da 
sie nicht entscheidend für das Bebauungsplanver-
fahren sind. 
 
 
 

Stellungnahme wird nicht geteilt siehe vorange-
gangene Begründung. 

 
 
 
 
 
Die Kosten für 
die Unterhal-
tung wurden 
noch nicht er-
mittelt, da sie 
nicht Gegen-
stand des Be-
bauungsplan-
verfahren sind. 
 
 
 

Bürger 14 
Bürgerinitiative für 
die Erhaltung des 
Beckentals 
vom 22.11.2016 
 
 

Gemeindeverwaltung und Gemeinderat von Affalterbach haben in 
einer öffentlichen Sitzung am 22. September 2016 einem geänder-
ten Bebauungsplan einer Ortsentlastungsstraße (OES) in Affalter-
bach mehrheitlich zugestimmt. (Vorentwurf vom 24. Januar 2011 als 
Planungskonzept). 
 
Im April 2007 wurden in Affalterbach Verkehrserhebungen vom be-
auftragten Planungsbüro BS Ingenieure Ludwigsburg durchgeführt, 
die hohe Belastungen für die Anwohner in der Ortsdurchfahrt aus-
wiesen. Ziel und Zweck des Planungsauftrags sollte eine Verlage-
rung des Durchgangsverkehrs von der Ortsmitte in eine OES in Ver-
knüpfung durch Kreisel mit den Kreisstraßen K 1603, K 1604 und K 
1674 sein. Im Jahr 2012 wurden erneut Zählungen durchgeführt, die 
eine Abnahme im Schwerlastverkehr um 6% auswiesen. In beiden 

 
Der Gemeinderat hat am 22.09.2016 keinen geän-
derten Bebauungsplan, sondern die Entwurfsoffen-
lage des Bebauungsplans „Ortsentlastungsstraße 
Affalterbach“ beschlossen. 
 
Die Beauftragung einer Verkehrsstudie diente nicht 
dem Zweck den Verkehr von der Ortsmitte auf eine 
OES zu verlagern. 
Aufgabe der Verkehrsuntersuchung war es, auf-
bauend auf den Ergebnissen der Verkehrsanalyse 
2007, die Verkehrswirksamkeit sowie die Entlas-
tungswirkungen der Ortsentlastungsstraße Affal-
terbach im Zuge der L 1127 für den Prognosehori-

 
 
 
 
Die Stellung-
nahme wird aus 
nebenstehen-
den Gründen 
nicht geteilt. 
s. linke Spalte 
Die Hinweise 
haben keine 
Änderungen 
des bisher aus-
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Verkehrserhebungen wurde nicht differenziert zwischen Durch-
gangs-, Ziel-, und Quellverkehr. 
 
Die Bürgerinitiative protestiert gegen die geplante OES und lehnt sie 
mit folgender Begründung ab: 

 

zont 2020 zu untersuchen. Im Oktober 2013 wurde 
diese Untersuchung fortgeschrieben. Sowohl die 
erste Untersuchung als auch die Fortschreibung 
enthalten differenzierte Aussagen zum Durch-
gangsverkehr sowie zu Ziel- und Quellverkehr. Die 
gegenteilige Behauptung der Einwänder wird somit 
zurückgewiesen. 
Im Jahre 2017 wurde eine umfassende Aktualisie-
rung der Verkehrsanalyse für Affalterbach durch-
geführt. Die Ergebnisse der Verkehrsanalyse 2017 
zeigen, dass die Verkehrsbelastungen in der Orts-
durchfahrt Affalterbach gegenüber den früheren 
Ergebnissen angestiegen sind. Der Durchgangs-
verkehrsanteil liegt bei ca. 64 %. Die Planbegrün-
dung für die Ortsentlastungsstraße ist somit ein-
deutig bestätigt. 
Laut Aussage der Fachplaner und Gutachter (Ver-
kehrsanalyse: BS-Ingenieure) ist aus den aktuali-
sierten Daten erkennbar, dass auf dieser Datenba-
sis fortführende Prognoseberechnungen mit Si-
cherheit nicht eine Höhe erreichen, dass duch das 
Vorhaben die Grenzwerte der 16. BImSchV 
(Schall) oder der 39. BImSchV (Luftschadstoffe) 
erreicht werden oder dass entwurfstechnische 
Änderungen der Planung erforderlich werden. 
 

gelegten Ent-
wurfs zufolge. 

Bürger 14 
Bürgerinitiative für 
die Erhaltung des 
Beckentals 
vom 22.11.2016 
 

1. Die geplante OES führt durch das Beckental, ein wertvolles, 
landwirtschaftlich genutztes Naherholungsgebiet mit Streu-
obstwiesen und mitten durch die Äcker von Landwirten mit 
Tierhaltungen, deren Existenzen durch die Nähe zur OES ge-
fährdet werden und nicht gewillt sind ihre Äcker zu verkaufen. 

 

Die Bundesanstalt für Immobilien -Sparte Port-
foliomanagement- Landwirtschaftlicher Gut-
achterdienst in Baden-Württemberg hat die 
Existenzgefahr für alle, vom Bauvorhaben be-
troffenen landwirtschaftlichen Betriebe untersucht. 
In den Gutachten wurde überprüft, ob die Betriebe 
infolge der geplanten Maßnahme „Ortsentlas-
tungsstraße Affalterbach“ in ihrer Existenz bedroht 
werden. Alle Gutachten kamen zum Ergebnis, 
dass kein Betrieb durch die geplante Maßnahme in 
seiner Existenz gefährdet wird. Auch die Untersu-
chung der Entwicklungsmöglichkeiten insbesonde-
re der Ortsrandbetriebe war Gegenstand der Gut-
achten. Hierbei konnte festgestellt werden, dass 

Die Belange der 
betroffenen 
landwirtschaft-
lichen Betriebe 
erfordern keine 
Änderung des 
Bebauungs-
plans. Falls 
durch die OES 
Wirtschaftser-
schwernisse 
und Mehrwege 
entstehen, kann 
dies im vorge-
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für einen möglichen Erweiterungsbedarf jeweils im 
Anschluss an die vorhandenen Hofflächen ausrei-
chend Erweiterungsflächen zur Verfügung stehen. 
Des Weiteren wurde in den Gutachten festgestellt, 
falls durch die OES Wirtschaftserschwernisse und 
Mehrwege entstehen sollten, sind diese im vorge-
sehenen Flurneuordnungsverfahren auszugleichen 
(s. Gutachten zu den betroffenen landwirtschaftli-
chen Betrieben) 

sehenen Flur-
neuordnungs-
verfahren be-
rücksichtigt 
werden. 

Bürger 14 
Bürgerinitiative für 
die Erhaltung des 
Beckentals 
vom 22.11.2016 
 

2. Die geplante OES, sollte sie realisiert werden, zerstört unwie-
derbringlich nicht nur eine intakte Naturlandschaft durch zwei 
Brücken im Beckental von 99 und 68 Metern Länge, Gelände-
ausgleich-Aufschüttungen und 4 Kreiseln (zum Teil mit Unter-
führungen),sondern trennt die Teilorte Birkhau und Wolfsölden 
von Affalterbach durch einen Kreisel, der mit einer Geh-
Radwegbrücke von 100 Metern Länge in 5,60 Meter Höhe 
überbrückt werden soll, die für Kinder und Behinderte große 
Erschwernisse und Gefahren bringt.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die westlich nahegelegene Apfelbachschule und Kindertages-
stätte sowie der östlich nahegelegene Ortsteil Birkhau würden 
dann durch Abgase und Verkehrslärm in erheblichem Maße be-
lastet. 
 
Es ist unbestritten, dass Umgehungsstraßen mehr Verkehr an-
ziehen. Für Affalterbach bedeutet es mehr Schwerlastverkehr 

Laut Aussage der Fachplaner und Gutachter (Um-
weltplanung: Eberhard + Partner GbR) ist das Be-
ckental eine mehr oder weniger intensiv, im Zent-
rum ackerbaulich genutzte Kulturlandschaft, keine 
Naturlandschaft. Die beiden Brücken vermindern 
Trenneffekte im Beckental. Sie erhalten teilweise 
die Sichtbeziehungen und damit die Erholungs-
funktion. Die funktionalen Beziehungen 

- Transferraum für Fledermäuse sowie 

- Kaltluftabflussgebiet 
werden weitgehend erhalten. 
 
Die Forderung einer geringeren Rampennei-
gung als die bisher vorgesehen 5 % wird für die 
weitere Planung aufgenommen, so dass für 
Menschen mit motorischen Einschränkungen 
zwischen Birkhau und Affalterbach kein we-
sentliches Hindernis entsteht. 
 
 
 
 
 
 
Laut Aussage der Fachplaner und Gutachter (Ver-
kehrsanalyse: BS-Ingenieure) werden die jeweili-
gen Grenzwerte (Lärm / Luftschadstoffe) eingehal-
ten. 
 
Die Anregung einer überörtlichen, regionalen Pla-
nungspolitik wird zur Kenntnis genommen. Diese 

Stellungnahme 
wird nicht ge-
teilt. 
Das Beckental ist 
eine mehr oder 
weniger intensiv, 
im Zentrum 
ackerbaulich 
genutzte Kultur-
landschaft, keine 
Naturlandschaft.  
 
Die Anregung 
betrifft nicht 
unmittelbar den 
Bebauungsplan, 
sondern die 
Ausführungs-
planung. Sie 
führt deshalb zu 
keiner Ände-
rung des Be-
bauungsplans 
 
Stellungnahme 
wird nicht ge-
teilt. 
 
 
Stellungnahme 
wird aus ne-
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von der Autobahn durch Mautgebührensparer. Dadurch werden 
auch die Nachbargemeinden Marbach und Erdmannhausen mit 
ihren engen Ortsdurchfahrten stark belastet. Es ist unverständ-
lich, dass bei solch grenzübergreifenden Verkehrsproblemen, 
Kirchturmpolitik betrieben wird. 

 

kann jedoch nicht Gegenstand des Bebauungs-
plans für die Ortsentlastungsstraße Affalterbach 
sein. 
In der Verkehrsuntersuchung zur OES wird der 
zusätzliche Verkehr ausgewiesen. Von einer star-
ken Belastung der Nachbargemeinden ist nicht 
auszugehen. Laut Aussage der Fachplaner und 
Gutachter (Verkehrsanalyse: BS-Ingenieure) zei-
gen sowohl die schalltechnische Untersuchung zur 
OES als auch die projektbezogene Luftschadstoff-
untersuchung auf, dass die jeweiligen Grenzwerte 
eingehalten werden. 
 

benstehenden 
Gründen nicht 
geteilt. Sie be-
trifft nicht un-
mittelbar den 
Bebauungsplan. 
 
 
 

Bürger 14 
Bürgerinitiative für 
die Erhaltung des 
Beckentals 
vom 22.11.2016 
 
 

4. Die im Jahr 2012 durchgeführten Verkehrserhebungen sind 
überholt, da eine Entlastung des Schwerlastverkehrs durch die 
nun eröffnete Umfahrung von Winnenden (B 14) spürbar ge-
worden ist. Weitere Entlastungen durch den geplanten Ausbau 
der Strecke Backnang-Autobahnanschluss Mundelsheim sind 
zu erwarten. Ebenso wird in einigen Jahren der Schotter-
Lastkraftwagenverkehr von Rielingshausen durch Affalterbach, 
wegen Erschöpfung des Abraumgebietes, nicht mehr existie-
ren. 

 

Im Jahre 2017 wurde eine umfassende Aktualisie-
rung der Verkehrsanalyse für Affalterbach durch-
geführt. Die Ergebnisse der Verkehrsanalyse 2017 
zeigen, dass die Verkehrsbelastungen in der Orts-
durchfahrt Affalterbach gegenüber den früheren 
Ergebnissen angestiegen sind. Der Durchgangs-
verkehrsanteil liegt bei ca. 64 %. Die Planbegrün-
dung für die Ortsentlastungsstraße ist somit ein-
deutig bestätigt.  
Laut Aussage der Fachplaner und Gutachter (Ver-
kehrsanalyse: BS-Ingenieure) ist der Ausbau der L 
1115 zwischen der AS Mundelsheim (A 81) und 
Backnang (B 14) (Bauabschnitt I) in der Verkehrs-
untersuchung zur OES Affalterbach berücksichtigt. 
Aus den aktualisierten Daten ist erkennbar, dass 
auf dieser Datenbasis fortführende Prognosebe-
rechnungen mit Sicherheit nicht eine Höhe errei-
chen, dass duch das Vorhaben die Grenzwerte der 
16. BImSchV (Schall) oder der 39. BImSchV (Luft-
schadstoffe) erreicht werden oder dass entwurfs-
technische Änderungen der Planung erforderlich 
werden. 
 
 
 

Stellungnahme 
wird aus ne-
benstehenden 
Gründen nicht 
geteilt. 
Die Hinweise 
haben keine 
Änderungen 
des bisher aus-
gelegten Ent-
wurfs zufolge. 
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 5. Die von der Planung prognostizierte 70%-tige Entlastung der 
Ortsdurchfahrt ist Wunschdenken und nicht errechenbar, da ein 
großer Teil des Verkehrs durch das Industriegebiet (über 2500 
Arbeitsplätze), Omnibusverkehr und durch die Geschäfte und 
öffentlichen Einrichtungen (Rathaus, Kelter, Banken, Post, Ärz-
te, Apotheke, Metzger, Bäcker, Gemüsehändler, Blumenladen, 
Reinigung, Frisör, Gaststätten, Nettomarkt und Penny-Markt) 
entsteht. Und das kann nicht als Durchgangsverkehr gewertet 
werden!!! 

Laut Aussage der Fachplaner und Gutachter (Ver-
kehrsanalyse: BS-Ingenieure) wird die Entlastung 
der Ortsdurchfahrt als Folge des Baus der OES in 
der projektbezogenen Verkehrsuntersuchung auf-
gezeigt. 

Stellungnahme 
wird aus ne-
benstehenden 
Gründen nicht 
geteilt. 

Bürger 14 
Bürgerinitiative für 
die Erhaltung des 
Beckentals 
vom 22.11.2016 
 
 

6. Es ist zu erwarten, dass durch die 0ES in Affalterbach dann 
zwei stark belastete Straßen existieren, und so nur dem Auto-
Verkehr geholfen ist, nicht aber den Anwohnern. Allerdings hat 
durch die Lärmschutzverordnung, die Ortsdurchfahrt eine 30-
iger Zone erhalten, was für die Anwohner eine spürbare Entlas-
tung bedeutet. 

 

s. oben Die Hinweise 
haben keine 
Änderungen 
des bisher aus-
gelegten Ent-
wurfs zufolge. 

 7. Die Planung hat im Februar 2012 einen Kostenrahmen von 
13,2 Millionen Euro genannt, der zu 60% aus Landesmitteln ge-
fördert werden soll. Eine feste Zusage des Fördergeldes ist 
noch nicht erfolgt bzw. in der Prioritätenliste aufgetaucht. Diese 
Kostenschätzung ist unseres Erachtens unrealistisch, weil sie 
vor 4 Jahren erfolgte und keine Folgekosten für Brücken-und 
Straßenerhaltung, Begrünung und Reparaturen enthält. 

8. Die schuldenfreie Gemeinde Affalterbach gräbt sich ein Millio-
nengrab mit Verkehrs-Entlastungs-Versprechungen, die nicht 
erfüllt werden können. Die Planung muss gestoppt werden, um 
weitere Kosten zu vermeiden und um größeren Schaden von 
unserer Gemeinde abzuwenden, denn letzten Endes muss der 
Bürger die Folgen tragen. 

 

In den weiteren Planungsphasen wird mit weiterem 
Planungsfortschritt (insbesondere Brückenbauwer-
ke, Ausgleichsmaßnahmen) eine Aktualisierung 
der Kostenberechnung durchgeführt werden. 
 
 
 
Die Stellungnahme wird nicht geteilt. 

Stellungnahme 
wird aus ne-
benstehenden 
Gründen nicht 
geteilt (s. linke 
Spalte). Zudem 
betreffen die 
Hinweise nicht 
unmittelbar den 
Bebauungsplan. 
Die Hinweise 
haben keine 
Änderungen 
des bisher aus-
gelegten Ent-
wurfs zufolge 

    
 9. Unverständlich ist vor allem, dass keine Alternative zur OES 

geboten wird. Zum Beispiel ein Durchfahrtsverbot für Transit-
verkehr. Oder eine großräumige Umfahrung über die Kreis-
grenzen hinweg (Verkehrsleitplanung) wurde nicht in Betracht 
gezogen.  
 
 

Laut Aussage der Fachplaner und Gutachter (Ver-
kehrsanalyse: BS-Ingenieure) stehen Straßen 
grundsätzlich der Allgemeinheit zur Nutzung zur 
Verfügung. Beschränkungen dieses Rechts sind 
nur unter bestimmten Voraussetzungen möglich. 
Dazu gehört, dass dadurch keine unzumutbaren 
Veränderungen an anderen Orten verursacht wer-

Stellungnahme 
wird aus ne-
benstehenden 
Gründen nicht 
geteilt  
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Stellungnahme  
von 

Inhalt der Stellungnahmen Stellungnahme des Planers / der Verwaltung Beschluss-
empfehlung  

 
Oder einem besseren Verkehrsfluss an der Ochsenkreuzung 
durch eine Einbahnstraße (Lange Straße)?  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wir vermissen auch eine Weitsicht in Richtung Elektrifizierung. 
Wie sieht die Motorwelt in 20 Jahren aus? 

 

den. Zur Umsetzung eines Schwerverkehrsdurch-
fahrtsverbots in Affalterbach stehen keine unkriti-
schen Alternativrouten zur Verfügung. 
Laut Aussage des Gurachters wurde in der Ver-
gangenheit und wird auch gegenwärtig die Ver-
kehrssituation am Knotenpunkt L 1127/K 
1603/Lange Straße („Ochsenkreuzung“) in der 
Ortsmitte von Affalterbach intensiv betrachtet und 
auf Verbesserungsmaßnahmen überprüft. Dabei 
hat sich ergeben, dass eine Signalisierung zu er-
heblich negativen Wirkungen führen würde, ein 
Kreisverkehrsplatz unter den örtlichen Vorausset-
zungen nicht möglich ist und ein Minikreisel ein-
deutig abzulehnen ist. 
Eine mögliche Elektrifizierung von Fahrzeugen ist 
nicht Gegenstand des Bebauungsplans 

 
Die Hinweise 
haben keine 
Änderungen 
des bisher aus-
gelegten Ent-
wurfs zufolge  
 
 
 
 
 
 
 
Eine mögliche 
Elektrifizierung 
von Fahrzeugen 
ist nicht Gegen-
stand des Be-
bauungsplans. 

 


